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TAGESORDNUNG

Sitzung
gemeinsame Sitzung des Umweltausschusses und

Stadtplanungsausschusses
- direkt im Anschluss an den Werkausschuss (ASN) -

Sitzungszeit
Mittwoch, 11.11.2026, 15:30 Uhr

Sitzungsort
Rathaus, Finferplatz 2, GroRer Sitzungssaal

TAGESORDNUNG

Offentliche Sitzung

1 Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP)
33. Anderung: Bereich Bamberger StraRe West
Billigung

Ahmed, Nasser, Dr., 3. Burgermeister

Gremien: Stadtplanungsausschuss

2 Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823 fiir ein Gebiet zwischen
Peter-Heinlein-StraRe, Pillenreuther StraBle, der siidlichen Grenze
der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-StraBe und der Westseite
des AufseBplatzes
Einleitung und Billigung

Ahmed, Nasser, Dr., 3. Blirgermeister
Unterlagen werden nachgereicht
Gremien: Stadtplanungsausschuss

3 Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A fiir ein Gebiet
nordlich der verlangerten Forchheimer StraRe, westlich der
Waldemar-Klink-StraRe, siidlich des Griinzugs "Wetzendorfer
Landgraben" und dstlich der
FI.Nrn. 650 und 632 je Gemarkung Wetzendorf Priifung der
Stellungnahme und Erlass

Ahmed, Nasser, Dr., 3. Burgermeister

Gremien: Stadtplanungsausschuss

4 Bebauungsplan Nr. 4686 ,,Goldbach*
fiir ein Gebiet entlang des Goldbachs, beidseits der

Stpl/042/2026

Stpl/043/2026

Stpl/044/2026

Stpl/046/2026



Vorchtelstrale
Billigung

Ahmed, Nasser, Dr., 3. Burgermeister

Gremien: Stadtplanungsausschuss

Bericht iiber die Zahlen von Fallgenehmigungen und

Ersatzpflanzungen von Baumen bei Bauvorhaben UwA/021/2026
Walthelm, Britta, Referentin fir Umwelt und Gesundheit

Gremien: Ausschuss fur Umwelt, Klima- und Naturschutz,

Stadtplanungsausschuss

Veranderungen des GEG. Auswirkungen des

Gebaudemodernisierungsgesetzes (GModG) auf die Klimaziele der Ref.111/015/2026
Kommune

hier: Antrag der Okologischen Fraktion (Griinliberale/ODP) vom

16.07.2026

Walthelm, Britta, Referentin fur Umwelt und Gesundheit

Gremien: Ausschuss fur Umwelt, Klima- und Naturschutz

Mundlicher Bericht: Der Landschaftspflegeverband Niirnberg e.V.

stellt sich vor und berichtet liber aktuell Projekte und MaBnahmen UwA/020/2026
in Niirnberg

Walthelm, Britta, Referentin fir Umwelt und Gesundheit

Gremien: Ausschuss fur Umwelt, Klima- und Naturschutz



BEKANNTMACHUNG DER TAGESORDNUNG

Am Mittwoch, 11.11.2026, um 15:30 Uhr
findet im Rathaus, Flnferplatz 2, GroRer Sitzungssaal eine

gemeinsame Sitzung des Umweltausschusses und
Stadtplanungsausschusses
- direkt im Anschluss an den Werkausschuss (ASN) -

mit folgender Tagesordnung statt:

Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP) 33.
Anderung: Bereich Bamberger StraBe West Billigung

Gremien: Stadtplanungsausschuss

Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823 fiir ein Gebiet zwischen
Peter-Heinlein-StraRe, Pillenreuther Strale, der siidlichen Grenze
der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-StraBe und der Westseite
des AufseBplatzes Einleitung und Billigung

Gremien: Stadtplanungsausschuss

Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A fiir ein Gebiet
nordlich der verlangerten Forchheimer Strae, westlich der
Waldemar-Klink-StraRe, siidlich des Griinzugs "Wetzendorfer
Landgraben" und dstlich der FI.Nrn. 650 und 632 je Gemarkung
Wetzendorf

Gremien: Stadtplanungsausschuss
Bebauungsplan Nr. 4686 ,,Goldbach” fiir ein Gebiet entlang des

Goldbachs, beidseits der VorchtelstraBBe Billigung

Gremien: Stadtplanungsausschuss



5 Bericht tiber die Zahlen von Fallgenehmigungen und
Ersatzpflanzungen von Baumen bei Bauvorhaben

Gremien: Stadtplanungsausschuss, Ausschuss fur Umwelt, Klima- und
Naturschutz

6 Veranderungen des GEG. Auswirkungen des
Gebaudemodernisierungsgesetzes (GModG) auf die Klimaziele der
Kommune

Gremien: Ausschuss fur Umwelt, Klima- und Naturschutz

7 Miindlicher Bericht: Der Landschaftspflegeverband Niirnberg e.V.
stellt sich vor und berichtet liber aktuell Projekte und MaRnahmen
in Niirnberg.

Gremien: Ausschuss fur Umwelt, Klima- und Naturschutz

8 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung des Stadtplanungs-

und Umweltausschusses vom 08.10.2025, 6ffentlicher Teil

Gremien: Ausschuss fur Umwelt, Klima- und Naturschutz,
Stadtplanungsausschuss

Stadt Nirnberg, 28.10.2026

Marcus Konig
Oberburgermeister



Beschlussvorlage

Stpl/042/2026

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 11.11.2026  offentlich Gutachten
Stadtrat 19.11.2027  offentlich Beschluss
Betreff:

Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP)
33. Anderung: Bereich Bamberger StraBe West
Billigung

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Entwurf der Begrindung mit Umweltbericht
Ubersichtsplan

Sachverhalt (kurz):

Der Flachennutzungsplan der Stadt Nurnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP) weist
westlich der Raiffeisenstralie eine Verlangerung der Bamberger Stra3e mit Anschluss in Furth
aus. Dieser Ausbau der Bamberger Stralle als Giberortliche Hauptverkehrsstralle in Richtung
Furth ist inzwischen obsolet und soll daher nicht mehr im FNP dargestellt werden.

Ursprunglich war eine Anbindung an das Further Stadtgebiet vorgesehen. Die Stadt Furth hat
diese Verlangerung jedoch bereits 2022 unmdglich gemacht, indem die Trassenflhrung in
Planung in einer FNP-Anderung 2022 auf dem Fiirther Stadtgebiet in Flachen fir
Landwirtschaft geandert wurden.

Die Flachen im Umgriff sollen zu Flachen fur Landwirtschaft gedndert werden.

Der Entwurf der 33. Anderung des FNPs soll gebilligt werden; anschlieRend soll die
Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch erfolgen.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

X Nein (— weiter bei 2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt
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Stadt Nurnberg Beschlussvorlage Stpl/042/2026

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [] nur fiir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiiqung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. |l / Stk in Kenntnis gesetzt)

] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

] Ja

[ ] Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|X| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:
(] Ja siehe Begriindung 1.4.10.
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Stadt Nurnberg Beschlussvorlage Stpl/042/2026

4. Abstimmung mit weiteren Geschiftsbereichen / Dienststellen:

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
UwA

OO X O

Seite 3 von 4
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Stadt Nurnberg Beschlussvorlage Stpl/042/2026

Gutachtenvorschlag (AfS 11.11.26):

Der Stadtplanungsausschuss begutachtet und empfiehlt dem Stadtrat Nachfolgendes zu
beschliel3en.

1.

Der Stadtrat billigt den vorliegenden Planentwurf zur 33. Anderung des
Flachennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan: Bereich Bamberger Stral3e
West vom 06.10.2026.

Die Verdffentlichung im Internet gemaf § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch soll auf der Grundlage
des Planentwurfs (Plan-Nr. FNP33 - E - 01) vom 06.10.2026 und der Begrundung mit
Umweltbericht vom 06.10.2026 durchgefuhrt werden. Zusatzlich zur Veroffentlichung soll
der Entwurf offentlich ausgelegt werden.

Beschlussvorschlag (StR 19.11.26):

Entsprechend dem Gutachten des Stadtplanungsausschusses vom 11.11.2026 beschliel3t der
Stadtrat Folgendes:

1.

Der vorliegende Planentwurf zur 33. Anderung des Flachennutzungsplans mit
integriertem Landschaftsplan: Bereich Bamberger Stralle West (Plan-Nr. FNP33 - E - 01)
vom 06.10.2026 wird gebilligt.

Auf der Grundlage des Planentwurfs (Plan-Nr. FNP33 - E - 01) vom 06.10.2026 und der
Entwurfsbegrindung mit Umweltbericht vom 06.10.2026 soll die Veroffentlichung im
Internet gemaf § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch durchgefiihrt werden. Zusatzlich zur
Veroéffentlichung ist der Entwurf 6ffentlich auszulegen.

Dies ist im Amtsblatt bekannt zu machen.

Seite 4 von 4
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Beilage
Betreff:
Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP)
33. Anderung: Bereich Bamberger StraRe West
Billigung

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation

Die Einleitung der 33. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Niirberg mit integriertem
Landschaftsplan (FNP) im Bereich Bamberger StralRe erfolgte mit Beschluss des Stadtrats am
23.07.2025.

Ziel der Planung ist die Anpassung der Darstellung des obsolet gewordenen Ausbaus der Bam-
berger Stralde als Uberortliche Hauptverkehrsstralle in Richtung Furth. Anstelle der bisher darge-
stellten Verkehrsflache sollen die in der Ortlichkeit bestehenden landwirtschaftlichen Flachen dar-
gestellt werden.

Vom 18.08.2025 bis 19.09.2025 wurden die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung geman
§ 3 Abs. 1 BauGB sowie die frihzeitige Behdrdenbeteiligung gemafn § 4 Abs. 1 BauGB durchge-
fuhrt.

Ergebnisse der friihzeitigen Beteiligungen

Im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung gingen keine Stellungnahmen ein.

Im Rahmen der friihzeitigen Behdrdenbeteiligung gingen zahlreiche Stellungnahmen zu den The-
men Schallschutz, Verkehr / Mobilitat, Ortsbild, Versorgung, geplante Nutzungen, Inanspruch-
nahme landwirtschaftlicher Flachen / Knoblauchsland und Artenschutz ein.

Zahlreiche Stellungnahmen sind auf der planungsrechtlichen Ebene des FNP nicht relevant, son-
dern betreffen die Ebene moglicher Vorhaben im Anderungsbereich. Fur die weitere Planung sind
die nachfolgend aufgefihrten Anmerkungen und Stellungnahmen zu bertcksichtigen.

Die N-ERGIE weist auf bestehende Leitungen unterschiedlicher Art und Nutzung im Anderungs-
bereich sowie im unmittelbar angrenzenden Bereich hin, die bislang nicht vollumfanglich berlck-
sichtigt wurden. Die Anderung des FNP hat jedoch keine Auswirkungen auf die genannten Ver-
sorgungsleitungen. Die Leitungen werden beriicksichtigt.

Das Landesamt fiir Denkmalpflege weist auf ein vorhandenes Bodendenkmal hin, das den An-
derungsbereich teilweise berihrt. Das Bodendenkmal wird in die Plandarstellung des FNP Uber-
nommen.

Die IHK Nurnberg gibt zu bedenken, dass eine Ost-West-Anbindung der beiden Stadtgebiete
NUrnberg und Furth im Bereich Bamberger Stralle aus wirtschaftlicher Sicht weiterhin fehlt. Auf
die Stellungnahme wird im Rahmen der Begrindung eingegangen. Ein entsprechender An-
schluss wurde auf Seiten der Stadt Flrth bereits unmdglich gemacht. Zudem soll Durchgangs-
verkehr in diesem Bereich vermieden werden.

Das Umweltamt schlagt die Erganzung der Darstellungen durch die Aufnahme eines Symbols zur

»Flurdurchgrinung“ vor. Dem Vorschlag wird gefolgt. Ein entsprechendes Symbol wurde in die
Planzeichnung aufgenommen.

12



Ergebnis der weiteren Planungen / Entwurf der 33. Anderung des FNP

Fir die betreffende 33. Anderung des FNP ergibt sich daraus Folgendes:

Innerhalb des Anderungsbereichs wird wie geplant eine Anpassung der Nutzungsdarstellung vor-
genommen. Die bisherige Darstellung ,uberortliche u. értliche Hauptverkehrsstralie® wird durch
die Darstellung ,Flache fiur Landwirtschaft” ersetzt.

Das Bodendenkmal mit der Nr. D-5-6532-0053 (Bestattungsplatz vorgeschichtlicher Zeitstellung
mit Grabhugeln) wird als Kennzeichnung in die Darstellungen des FNP aufgenommen.

Das Symbol fur ,Flurdurchgrinung“ wird in die Darstellungen des FNP aufgenommen, um den
landschaftsplanerischen Zielen im gréeren Umfeld gerecht zu werden.

Kosten

Durch die 33. Anderung des FNP entstehen der Stadt keine Kosten.

Zeitliche Umsetzung

Nach der Billigung wird der Entwurf der 33. Anderung des FNP im Interet verdffentlicht und
zusatzlich offentlich ausgelegt. Parallel dazu erfolgt die Beteiligung der Behdrden und sonstiger
Trager offentlicher Belange.

Fazit

Der Entwurf der 33. Anderung des FNP soll zundchst durch den AfS begutachtet und anschlie-

Rend durch den Stadtrat gebilligt werden. Im Anschluss sollen die Veréffentlichung im Internet
sowie die zusatzliche offentliche Auslegung durchgefuhrt werden.

13



Stadtplanungsamt NURNBERG
Umweltamt

Flachennutzungsplan der Stadt Nurnberg
mit integriertem Landschaftsplan (FNP)

33. Anderung: Bereich Bamberger StraRe West

BEGRUNDUNG mit Umweltbericht

Entwurf
Stand: 06.10.2026

>

Stadt [] rnberg
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BEGRUNDUNG mit Umweltbericht

Flachennutzungsplan der Stadt NUrnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP)
...Entwurf zur 33. Anderung: Bereich Bamberger Stral’e West
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BEGRUNDUNG

Flachennutzungsplan der Stadt Ntrnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP)
Entwurf zur 33. Anderung: Bereich Bamberger Stralle West

1.1.

[.1.1.

1.2.

PLANBERICHT ANDERUNG FLACHENNUTZUNGSPLAN

ALLGEMEINES (GEBIET / RECHTSGRUNDLAGEN / VERFAHREN)

RECHTSGRUNDLAGEN

Grundlagen fiir die Anderung des wirksamen Flachennutzungsplans mit integriertem Land-
schaftsplan (FNP) sind das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
23. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 226) und die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt geadndert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176).

Parallel zu der stadtebaulichen Planung werden nach den Vorschriften des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 87) gedndert worden ist, und des Bayeri-
schen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI. S. 82, BayRS 791-
1-U), das zuletzt durch §15 des Gesetzes vom 26. Marz 2026 (GVBI. S. 75) geandert worden
ist, die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege aufgezeigt und in die Anderung
des FNP einbezogen.

ANLASS ZUR ANDERUNG - PLANUNGSZIELE

Im Nurnberger Knoblauchsland zwischen den Ortsteilen Hofles und der Kriegsopfersiedlung
wurde in der Vergangenheit sowohl seitens der Stadt Nurnberg als auch der Stadt Furth eine
verkehrliche Anbindung der beiden Stadtgebiete als strategische Planung angelegt. Diese Ver-
bindung wurde im FNP in Verlangerung der Bamberger Stral3e als Hauptverkehrsstralle dar-
gestellt. Auf Flrther Stadtgebiet sollte eine entsprechende Verlangerung der Wilhelm-Hbgner-
Stralle den Anschluss ermdglichen.

Mit Beschluss des Stadtrates der Stadt Nidrnberg wurde in der Sitzung am 21.05.2017 das
FNP-Anderungsverfahren Nr. 19 eingeleitet. Gemal der vorliegenden Begriindung zur 19. An-
derung des Flachennutzungsplanes der Stadt Niurnberg soll die bisher im Flachennutzungs-
plan ausgewiesene Trasse der verlangerten Bamberger Stral3e bis zur Stadtgrenze auf Hohe
Furth/Poppenreuth zuklnftig nicht mehr dargestellt werden. Die Flachen der geplanten Trasse
sollen wieder als “Flachen fur die Landwirtschaft® dargestellt werden. Der Einleitungsbeschluss
fur das Verfahren wurde gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch im Amtsblatt der Stadt Nirnberg Nr.
12 vom 14.06.2017 offentlich bekannt gemacht.

Der Stadtrat der Stadt Furth hat in seiner Sitzung am 16.12.2020 die Einleitung der FNP-An-
derung mit der Nr. 2020.20 zur Herausnahme der Verbindungsstral’e auf Further Stadtgebiet
beschlossen. Der Einleitungsbeschluss fur das Verfahren wurde gem. § 2 Abs. 1 Baugesetz-
buch im Amtsblatt der Stadt Furth Nr. 1 vom 20.01.2021 6ffentlich bekannt gemacht. Am
10.11.2021 wurde hierzu der Feststellungsbeschluss gefasst.

Gemal den bereits in der 19. FNP-Anderung der Stadt Nirnberg formulierten Zielen soll die
dargestellte geplante Verbindungsstral’e zwischen Furth und Nuirnberg herausgenommen
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werden. Die betreffenden Flachen sollen zukinftig als landwirtschaftliche Flachen dargestellt
werden. Die 33. Anderung des FNPs wird daher als eigensténdiges Verfahren eingeleitet. Da-
mit sollen die Darstellungen des FNPs in diesem Bereich zeitnah korrigiert werden koénnen.
Zudem wird den Inhalten des Bebauungsplans Nr. 4684 Bamberger Stra3e Rechnung getra-
gen, der ausschliel3lich den Lickenschluss der Bamberger Strale im Bereich sudlich des Orts-
kerns des Ortsteils Schnepfenreuth beinhaltet und explizit keine Verbindungsachse nach Wes-
ten Richtung Further Stadtgebiet zum Ziel hat.

.3. GRUNDLAGEN DER PLANUNG

[.3.1. BESTANDSANALYSE PLANUNGSBEREICH

Der Anderungsbereich liegt im Norden der Stadt Nirnberg an der Stadtgrenze zum Stadtge-
biet Furth zwischen den Ortsteilen Hofles und der Kriegsopfersiedlung und ist der Gemarkung
Schniegling zuzuordnen. Gegenwartig werden die betreffenden Flachen teilweise bereits land-
wirtschaftlich genutzt, teilweise liegen die Flachen jedoch brach oder sind mit unterschiedli-
chen Grunstrukturen (Gehdlze) bewachsen.

Eine Teilflache wird als Lager fir Baumaterial genutzt, wahrend Teile des Anderungsbereiches
von landwirtschaftlichen Wegen gekreuzt werden. Es existieren im Anderungsbereich keinerlei
oberirdische baulichen Anlagen.
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Flachennutzungsplan der Stadt Nurnberg mit integriertem Landschaftsplan

33. Anderung - Bereich Bamberger StraRe West

\ A :
\ R N i Bhiintwzg Iy

POPPENREUTH

|
5
i
|
]

L T
; e . A i

1 ’ /_I_\ o 100 200 300 4§D 500
! SIEORUNG L Lo F L/ m1:10.000

Zeichenerklarung

Anderungsbereich
Abb.: 1: Anderungsbereich der 33. Anderung des FNP, Quelle: Stadt Niirnberg

Die Hohenunterschiede im Anderungsbereich sind gering. Die Flachen befinden sich auf ca.
300 - 305 m uber NN.

Da es sich bei diesem Anderungsbereich aufgrund seines bisherigen Charakters als geplante
Verkehrsverbindung um einen verhaltnismaflig schmalen Bereich handelt (ca. 20 m), sind die
unmittelbar angrenzenden Nutzungen ebenfalls zu erwahnen.

Im Kreuzungsbereich Bamberger StralRe / Raiffeisenstralle grenzt norddstlich eine Kleingar-
tenanlage (KGV Raiffeisenstralle 111, FISt. 143, Gem. Schnepfenreuth) an, die Uber die Rai-
ffeisenstrale erschlossen ist. Unmittelbar westlich davon befindet sich auf FISt. Nr. 144/1 ein
Hochspannungsmast (Freileitung zu Erdleitung, siehe auch 1.3.2 Sparten). Wahrend die Frei-
leitung nach Nordwesten verlauft, zweigt die Erdleitung von dort aus in dstlicher und westlicher
Richtung innerhalb des Anderungsbereiches ab. Neben einer Reitanlage (FISt. 240, Gem.
Schnepfenreuth), die liber den im Anderungsbereich verlaufenden landwirtschaftlichen Weg
erschlossen ist, grenzen landwirtschaftliche Nutzungen an.
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[.3.2. SPARTEN

Die Sparten innerhalb des Anderungsbereiches und in unmittelbarer Nahe sind nachfolgend
aufgezahilt:

Dargestellt im FNP ist unmittelbar nérdlich angrenzend eine Flache fur Versorgung mit der
Zweckbestimmung ,Elektrizitat”, verknlpft mit der Darstellung einer ,FUhrung der Hauptleitung
fur Versorgung®. Dabei handelt es sich um die bereits erwdhnte Hochspannungsfreileitung
(110 KV), die von Nordwesten kommend im Bereich des Mastes in eine Erdleitung Gberfuhrt
wird. Mehrere Stromtrassen flhren von hier aus im Bereich der FNP-Anderung sowohl nach
Westen, um dort im Miihlweg abzuzweigen bzw. den Anderungsbereich zu verlassen, als auch
im Osten, wo die Trassen der Raiffeisenstral’e nach Norden und Siden folgen.

AuRerhalb des Anderungsbereiches, entlang der Raiffeisenstralie, verlaufen sowohl Wasser-
als auch Gasleitungen.

Zwei Schmutzwasserkanale verlaufen im Anderungsbereich. Im 6stlichen Teilbereich quert in
Nord-Sudlicher Richtung ein offentlicher Schmutzwasserkanal (DN 250), zudem verlauft ent-
lang des Anderungsbereiches, von der Raiffeisenstralle kommend und abknickend zum Mihl-
weg eine private Schmutzwasserdruckleitung (DN 200).

Die Sparten zur Ver- und Entsorgung haben auf Ebene des FNP keine Relevanz und sind erst
auf Ebene der Genehmigung von Vorhaben zu bericksichtigen. Ausgenommen die auBerhalb
des Anderungsbereiches dargestellten Versorgungsanlagen (Hochspannungsfreileitung).

[.3.3. PLANERISCHE VORGABEN/ VORHANDENES PLANUNGSRECHT
[.3.3.1. Planungsrechtliche Vorgaben

Gemald § 1 Abs. 4 BauGB ist der Flachennutzungsplan an die Ziele der Raumordnung und
Landesplanung anzupassen. Diese Ziele werden durch das Landesentwicklungsprogramm
Bayern (LEP) sowie den Regionalplan fir die ,Region Nurnberg (R 7) bestimmt.

Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP)

Das am 1. September 2013 in Kraft getretene LEP (inklusive der am 01.06.2023 in Kraft ge-
tretenen Teilfortschreibung) definiert u.a. folgende Ziele, an die die Bauleitplanung anzupas-
sen ist:

- Die Verkehrsinfrastruktur ist in ihrem Bestand leistungsfahig zu erhalten und durch
Aus-, Um- und NeubaumalRnahmen nachhaltig zu erganzen (4.1.1 Leistungsfahige
Verkehrsinfrastruktur).

- Das vorliegende Landesentwicklungsprogramm Bayern enthalt in Kapitel 4 “Verkehr,
Verkehrsinfrastruktur in ihrem Bestand leistungsfahig zu erhalten und durch Aus-, Um-
und Neubaumalnahmen nachhaltig zu erganzen. Diese sollen so umweltvertraglich
und ressourcenschonend wie moglich erfolgen. Das flr die nachsten Jahre prognosti-
zierte, zunehmende Verkehrsaufkommen erfordert eine starkere Inanspruchnahme al-
ler Verkehrstrager, sowohl im Personen- als auch im Glterverkehr.

Zudem sollen Planungen insbesondere folgende Grundsatze berlcksichtigen:

- Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert werden. Unvermeid-
bare Eingriffe sollen ressourcenschonend erfolgen (1.1.3 Ressourcen schonen).
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- Das Radwegenetz soll erhalten und bedarfsgerecht erganzt werden (4.4 Radverkehr).

- Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen erhalten werden. Insbesondere
hochwertige Bdden sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang fur andere Nut-
zungen in Anspruch genommen werden (5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher
Nutzflachen).

- enthalt den Grundsatz, dass bei der Entwicklung der Stra3eninfrastruktur der Ausbau
des vorhandenen StralRennetzes bevorzugt vor dem Neubau erfolgen soll. Dies dient
dem Erhalt der Funktionsfahigkeit des Gesamtnetzes und der Reduzierung einer wei-
teren Freiflacheninanspruchnahme und ist deshalb aus volkswirtschaftlichen Griinden
und im Interesse einer nachhaltigen Raumentwicklung sinnvoll. Deren Aus- und Neu-
bau richtet sich nach dem Ausbauplan fir die Staatstral3en. (Kapitel 4.2 ,Stral3eninfra-
struktur®)

Im Hinblick auf den Vollzug der o. g. Anpassungspflicht werden nachfolgend besonders dieje-
nigen Ziele aufgefuhrt, die den Abwagungsrahmen fur dieses Flachennutzungsplanverfahren
abstecken und durchaus unterschiedliche Nutzungsentwicklungen zulassen.

Ziele und Grundsatze

Kapitel 1: Grundlagen und Herausforderungen der Entwicklung in der Region Nirnberg

Die naturlichen Lebensgrundlagen, die landschaftliche Schonheit und Vielfalt sowie das reiche
Kulturerbe sollen bei der Entwicklung der Region gesichert werden. Die wirtschaftliche, sied-
lungsmafige und infrastrukturelle Entwicklung soll unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltig-
keit erfolgen.

Kapitel 2: Raumstruktur
Die polyzentrale Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur der Region soll in allen Teilrdumen der
Region erhalten und weiterentwickelt werden.

Kapitel 5: Wirtschaft (Landwirtschaft)

Durch standortgemalie land- und forstwirtschaftliche Nutzung sowie abgestimmte Pflegemal}-
nahmen soll die charakteristische Kulturlandschaft in den einzelnen Teilrdaumen der Region
erhalten, gepflegt und gestaltet werden. Der Erhaltung der Sonderkulturanbauflachen soll im
Kerngebiet des Knoblauchslandes Vorrang vor anderen Nutzungen eingerdumt werden.

Kapitel 7: Freiraumstruktur

Es ist von besonderer Bedeutung, die unterschiedlichen Naturrdume und Teillandschaften der
Industrieregion unter Wahrung der Belange der bauerlichen Landwirtschaft langfristig so zu
sichern, zu pflegen und zu entwickeln, dass

- die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes erhalten und verbessert wird

- die natlrlichen Landschaftsfaktoren Luft, Boden, Wasser, Tier- und Pflanzenwelt in ihrer
Funktion und in ihrem Zusammenwirken bewahrt bleiben

- die dkologische Ausgleichsfunktion gestarkt wird

- die typischen Landschaftsbilder erhalten werden

- die Erholungseignung maoglichst erhalten oder verbessert wird.1

Regionalplan Region Niirnberg (RP 7)

Deram 01.07.1988 in Kraft getretene und laufend fortgeschriebene RP 7 konkretisiert die Ziele
der Raumordnung und Landesplanung wie folgt (Auszug):

' Quelle: FNP-Anderung 2020.20 Fiirth
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- Das regionale Grundkonzept fir den Radverkehr soll so ausgebildet werden, dass eine
Verbindung der Orte miteinander und ein lickenloser Netzcharakter der Radwege ent-
steht (1.5.2.2. Radverkehr).

- In der Bauleitplanung und Verkehrsplanung der Gemeinden im gro3en Verdichtungs-
raum Nurnberg/Furth/Erlangen sollen die Belange des Schutzes vor Verkehrslarm be-
sonders berucksichtigt werden (2.1.1. Verkehrslarm).

- Der Erhaltung der Sonderkulturanbauflachen soll im Kerngebiet des Knoblauchslandes
Vorrang vor anderen Nutzungen eingeraumt werden (5.4.2.5 Landwirtschaft).

Als Orientierungshilfe fur die Planung gelten die folgenden Grundsatze (Auszug):

- Es ist anzustreben, dass in den von Boden und Klima beguinstigten Gebieten, insbe-
sondere im westlichen Teil des Mittelfrankischen Beckens, in Teilbereichen des Alb-
vorlandes und der Frankenalb sowie im Knoblauchsland, vor allem Flachen mit glins-
tigen Erzeugungsbedingungen flr die landwirtschaftliche Nutzung nur in dem unbe-
dingt notwendigen Umfang fur andere Nutzungen vorgesehen werden (2.1 Landwirt-
schaft).

Bebauungspliane )
Es bestehen keine Bebauungsplane oder Veranderungssperren flr den Anderungsbereich.
Die Flachen sind dem AuRenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen.

1.3.3.2. Fachplanungsrecht

- Naturschutz und Wasserschutz

Gem. Landschaftsschutzverordnung der Stadt Fiirth vom 26. Mai 1998, i.d.F. der Anderungs-
verordnung vom 08.02.2011 ist ,der Gberwiegend reguliert und geradlinig verlaufende (Pop-
penreuther Land-) Graben?, beidseitig mit einem Ufer- bzw. Gelandestreifen von mindestens
12 m Breite® als Landschaftsschutzgebiet festgesetzt.

- Denkmalschutz und Bodendenkmaler

Der Anderungsbereich tangiert gemaR Bayerischem Denkmalatlas (Abruf:
06.06.202518.02.2027) das Bodendenkmal D-5-6532-0053: Bestattungsplatz vorgeschichtli-
cher Zeitstellung mit (FINr. 163 und FINr. 164, Gem. Hofles).

Es bestehen keine der nachfolgend genannten Rahmenbedingungen, die fur die Inhalte der
Anderung von Belang waren:

- Planfeststellungsverfahren

- gewidmete Bahnflachen

- Anbaufreiheit von Stral3en

- Larmschutzzonen

- Hochwasserschutz und wasserrechtliche Bindungen

2 Der Schnepfenreuther Landgraben heift auf dem Gebiet der Stadt Firth, i, Ortsteil Poppenreuth, Poppen-
reuther Landgraben.
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[.3.4. SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN

Allgemeines

Wie bereits eingangs beschrieben ist zwischenzeitlich kein Bedarf fur eine Anbindung an das
Stadtgebiet Flrth im Rahmen einer Hauptverkehrsstralle mehr gegeben. Im Einvernehmen
mit der Stadt Furth wurde die strategische Planung diesbezlglich angepasst. Die urspringlich
durch die Stadt Niirnberg initiierte Anderung der geplanten Flachennutzungen im betreffenden
Bereich wurde zwischenzeitlich auf Flrther Stadtgebiet umgesetzt. Ein Anschluss des Stra-
Rennetzes in diesem Bereich ist somit nicht mehr gewiinscht und auch nicht mehr méglich.

Knoblauchsland - Leitlinien der raumlichen Entwicklung

In der Sitzung des AfS vom 18.05.2017 wurden die ,Leitlinien der rdumlichen Entwicklung*
(Plan und Begrundung) fur das Knoblauchsland beschlossen. Sie definieren Ziele und eine
Flachenstrategie fur die langfristige Entwicklung des Nurnberger Knoblauchslands, die der
Landwirtschaft im Hinblick auf andere Nutzungsanspriiche Planungssicherheit bieten sollen.
Grundlage dafiir sind insbesondere die Ergebnisse des agrarstrukturellen Gutachtens®. Dazu
zahlt insbesondere, dass es sich im Knoblauchsland um strukturell gesunde, entwicklungsfa-
hige und -bereite Landwirtschaftsbetriebe handelt*.

Masterplan Freiraum

Im Masterplan Freiraum, bestehend aus dem Aktionsplan ,Kompaktes grines Nirnberg 2030
sowie dem gesamtstadtischen Freiraumkonzept, wird die Entwicklung von neuen qualitatsvol-
len Freirdumen als wichtiges Ziel bei langfristigen stadtebaulichen Entwicklungen und kurzfris-
tigen Transformationen definiert. Das Knoblauchsland stellt als stadtnahe Kulturlandschaft der
Bevolkerung hochwertige Naherholungsraume zur Verfigung und hat eine grof3e Bedeutung
fur den Biotop- und Artenschutz. 2014 erfolgte in den Fachausschissen (UmwA 12.03.2014,
AfS 27.03.2014) ein Grundsatzbeschluss zur Verankerung des Masterplans Freiraum als pla-
nerische Grundlage in der Freiraum- und Stadtplanung. Der Masterplan Freiraum verfolgt das
langfristige Ziel, die Grin- und Freiraumversorgung der Stadt NUrnberg nachhaltig zu verbes-
sern Der Aktionsplan "Kompaktes Griines Nurnberg" stellt alle bereits fertiggestellten, begon-
nenen und geplanten Masterplan-Freiraum-Projekte dar. Der Masterplan Freiraum und sein
Aktionsplan werden regelmaRig fortgeschrieben und weiterentwickelt. Uber den Sachstand
zum Masterplan Freiraum sowie Uber die aktuellen und zukinftigen Schwerpunktthemen wird
seit 2015 jahrlich im Rahmen von Ausschussbehandlungen berichtet. In der gemeinsamen
Sitzung des UmwA und AfS am 15.05.2025 wurde der Aktionsplan (Stand April 2025) vorge-
stellt und zur weiteren Umsetzung beschlossen.

Bebauungsplan Nr. 4684 ,,Bamberger StralRe“

Im o6stlichen Bereich, zwischen Schnepfenreuther Hauptstrale und Spargelfeldweg, soll die
Bamberger Stralte im Rahmen des Bebauungsplans 4684 ertlichtigt werden. Das Verfahren
wurde im Dezember 2023 eingeleitet. Ziel der Planung ist die planungsrechtliche Sicherung
eines nicht Uberortlich wirksamen Lickenschlusses in der Bamberger Stralde bis zum Spar-
gelfeldweg. Um zu verdeutlichen, dass dieser Bebauungsplan nicht als erster Schritt zu einem
weiteren Aus-/Weiterbau der Bamberger Strafle verstanden werden soll, soll das FNP-Ande-
rungsverfahren 33 die weitere Trassenflhrung der Bamberger Stralle aus dem FNP heraus-
nehmen.

3 Auf Beschluss des AfS vom 02.10.2014 wurde ein agrarstrukturelles Gutachten vergeben. Es wurde in der
AfS-Sitzung vom 18.05.2017 zusammen mit dem Bericht ,Rahmenbedingungen und Planungsgrundlagen® be-
handelt, der die landschaftlichen, stadtebaulichen und strukturellen Rahmenbedingungen fiir das Knoblauchs-
land zusammenstellit.

4's. Begrlindung ,Leitlinien der raumlichen Entwicklung — Knoblauchsland®
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Eigentumsverhaltnisse

Ca. 50 % der Flachen befinden sich in Privateigentum. Die betroffenen Eigentimer signalisier-
ten in der Vergangenheit ihr deutliches Interesse am Erhalt der landwirtschaftlichen Nutzun-
gen.

.4,  ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG

[.4.1. VERKEHR

Mit der 33. Anderung des Flachennutzungsplans verfolgt die Stadt Niirnberg das Ziel, die bis-
lang dargestellte Trasse einer Uberdrtlichen Hauptverkehrsstrale in Verlangerung der Bam-
berger Stral3e bis zur Stadtgrenze Furth aus dem Flachennutzungsplan herauszunehmen. Die
Darstellung einer durchgehenden Verbindungsachse zwischen Nurnberg und Furth wird damit
aufgegeben.

Auf Seiten der Stadt Flrth wurde die urspringlich vorgesehene Weiterfuhrung der Verbindung
bereits planerisch zurlickgenommen. Der dortige Flachennutzungsplan wurde entsprechend
angepasst und die Darstellung der vorgesehenen Straltenverbindung gestrichen. Eine Fort-
fuhrung der Planung — insbesondere im Zusammenhang mit einer mdglichen Anbindung tber
die Hofleser Stralle — wird nicht weiterverfolgt.Hintergrund dieser Entscheidung ist — wie be-
reits im Rahmen der laufenden 19. Anderung des FNP dargelegt — die verkehrliche Bewertung
der méglichen Auswirkungen einer solchen Verbindung. Es wird beflirchtet, dass durch einen
direkten Anschluss an das Further Straldennetz in Verbindung mit dem geplanten ,Licken-
schluss® der Bamberger Stralde zwischen Spargelfeldweg und Schnepfenreuther Hauptstralle
(Bebauungsplan Nr. 4684 ,Bamberger Strafte“) zusatzlicher Anschluss- und Durchgangsver-
kehr generiert wirde. Insbesondere besteht die Sorge, dass sich die Verbindung zu einer
uberortlich attraktiven Ausweich- bzw. Schleichroute entwickeln kénnte, mit entsprechenden
Mehrbelastungen fir angrenzende Siedlungsbereiche und das sensibel strukturierte Knob-
lauchsland.

Vor diesem Hintergrund wird die bislang vorgesehene Trasse nicht weiterverfolgt. Die betroffe-
nen Flachen sollen kinftig weiter ihrer bisherigen landwirtschaftlichen und nattrlichen Nutzung
Uberlassen und im Flachennutzungsplan entsprechend als ,Flachen fir die Landwirtschaft*
dargestellt werden. Damit wird die verkehrliche Entwicklung auf den bereits bestehenden Stra-
Renabschnitt der Bamberger Stralde beschrankt, ohne eine neue Uberdrtliche Verbindungs-
funktion zu schaffen. Die Verbindung Uber die bestehende Bamberger Stral3e soll anhand der
laufenden Planung fur den vorgenannten Lickenschluss in behutsamem Mal} ausgebaut wer-
den. Dieser Ausbau dient insbesondere dem Ziel, die nérdlich und stdlich gelegenen Aus-
weichrouten Uber die Siedlungsbereiche Schnepfenreuther Ortskern und entlang der Schles-
wiger Strale zu entlasten.

[.4.2. LANDSCHAFTSPLANUNG

Landschaftsplanerische Veranderungen werden durch diese FNP-Anderung nicht verursacht,
da es sich bei der Anderung um eine Ricknahme einer nur strategischen Planung flr eine
Verkehrsanbindung handelt. In die realen, ortlichen Gegebenheiten wird insofern nicht einge-
griffen, die Bestandssituation bleibt unberthrt.

Ziel der Planung ist gemaR des Gesamtstadtischen Freiraumkonzepts 2014, in den AuReren
Landschaften die landwirtschaftlichen Funktionen zu sichern und den Naturraum als Erho-
lungsraum zu qualifizieren.

Zur Berlcksichtigung der Ziele des BNatschG wird das Symbol fir Flurdurchgriinung ergan-
zend in die Darstellung aufgenommen. Flurdurchgrinungen sind unter Berlicksichtigung der
ortlichen Landwirtschaft und des Landschaftsbildes umzusetzen und werden im Plan ohne
feste raumliche Zuordnung dargestellt.

Die Rucknahme der Verkehrsplanungen erweitert in dieser Hinsicht den Blick auf die land-
schaftliche Eigenart des Knoblauchslands vor dem Hintergrund der hier pragenden biologi-
schen Funktionen im Sinne von 6kosystemischen Dienstleistungen, die der Stadtbevdlkerung
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zugutekommen. Denkbar wird so die Erhéhung des Strukturreichtums durch mikroklimatisch
wirksame MalRnahmen, welche die Entwicklung der Naturguter férdern. Mit diesem Ziel durch-
gefuhrte Mallnahmen (z.B. Gehdlzpflanzungen, Einrichtung extensiv gepflegter Bereiche, Bi-
otopverbund, etc.) gilt es sodann in den weiteren landschaftlichen Kontext (z.B. westlich an-
grenzend: hochwertige Lebensraume und Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Tierar-
ten) zu integrieren. Derartige MalRnahmen foérdern die Biodiversitat, dienen aber auch der Er-
holungsvorsorge und entfalten eine positive Wirkung auf die menschliche Gesundheit.

I.5.  PRUFUNG VON PLANUNGSALTERNATIVEN

Aufgrund der bereits durch die Stadt Fiirth umgesetzten Kappung der urspringlich angedach-
ten Anbindung in Ubereinstimmung mit den Planungszielen der Stadt Niirnberg ist die grund-
satzliche Rucknahme der Trasse alternativios. Mdglichkeiten ergeben sich lediglich bei der
zukunftigen Nachnutzung als landwirtschaftliche und 6kologisch wertvolle Flache. Die Darstel-
lung einer landwirtschaftlichen Nutzung ermdéglicht auf Ebene des FNP auch Ful- und Rad-
wegeverbindungen sowie Grinflachen unterschiedlichster Art und Auspragung, die fur diesen
Bereich in Frage kommen. Insofern erscheint die geplante Darstellung als die beste Alterna-
tive.

1.6.  INHALT DER ANDERUNG

1.6.1. DERZEIT WIRKSAME FNP-DARSTELLUNG

Der FNP stellt flr die betreffenden Flachen ,Uberortliche und ortliche Hauptverkehrsstralie®
als reine nachrichtliche Ubernahme aus dem Rahmenverkehrsplan der Stadt Niirnberg dar.
Der Abschnitt wird von zwei Liniendarstellungen gekreuzt. Die in Nord-Sud-Richtung verlau-
fende Punktlinie stellt eine Ubergeordneten Freiraumverbindung dar, die dem Muhlweg folgt
und eine Verbindung zwischen Hofles und der Kriegsopfersiedlung herstellt. Westlich davon
kreuzt von Nordwest in Richtung Stidost eine durchgezogene schwarze Linie, die ausgehend
vom Flughafen NiUrnberg einen Bauschutzbereich gem. §12 LuftVG symbolisiert.

DarUber hinaus ist im direkt an das Stadtgebiet Flrth angrenzenden Bereich eine ,Trassen-
fuhrung in Prifung® als ,gestrichelte Gberdrtliche und 6rtliche Hauptverkehrsstrafie®, d.h. breite
gelbe Strichlinie mit schwarzer Randlinie, dargestellt. Diese ist mit ,Flachen fur die Landwirt-
schaft” unterlegt. Im Norden wird sie vom Schnepfenreuther Landgraben, ein Gewasser lll.
Ordnung gequert, dazu sind ,lineare MaRnahmenbereiche zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft entlang von FlieRgewassem® symbolisch dar-
gestellt sowie eine weitere ,ibergeordnete Freiraumverbindung“. Beide Darstellungen beglei-
ten den in Ost-West-Richtung verlaufenden Schnepfenreuther Landgraben.
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Flachennutzungsplan der Stadt Nurnberg mit integriertem Landschaftsplan (2.
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1.6.2. KUNFTIGE DARSTELLUNG INKL. KENNZEICHNUNGEN

Innerhalb des Anderungsbereichs wird wie geplant eine Anpassung der Nutzungsdarstellung
vorgenommen. Die bisherige Darstellung ,Uberortliche u. ortliche Hauptverkehrsstral3e® wird
durch die Darstellung ,Flache fur Landwirtschaft® ersetzt.

Das Bodendenkmal mit der Nr. D-5-6532-0053 (Bestattungsplatz vorgeschichtlicher Zeitstel-
lung mit Grabhtigeln) wird als Kennzeichnung in die Darstellungen des FNP aufgenommen.
Es liegt (nicht lagegenau) an der Grenze zum Anderungsbereich.

Das Symbol fiur ,Flurdurchgrinung® wird in die Darstellungen des FNP aufgenommen, um den
landschaftsplanerischen Zielen im grofReren Umfeld gerecht zu werden.
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Flachennutzungsplan der Stadt Nirnberg mit integriertem Landschaftsplan

33. Anderung - Bereich Bamberger Strale West
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Abb.: 3: Klnftige Darstellung des FNP, Quelle: Stadt Nirnberg
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1.6.3. FLACHENBILANZ

Die GroRe des gesamten Anderungsbereiches betragt ca. 3,8 ha (100 %).

Ein Teil der Flache ist im geltenden FNP mit der nachrichtlichen Ubernahme ,Hauptverkehrs-
strale” belegt, ein weiterer Teil der Flache mit ,landwirtschaftlicher Flache®, die von der Sig-

natur ,Trassenfuihrung in Prifung teilweise Uberdeckt wird.

Die kunftige Darstellung wird zu 100 % landwirtschaftliche Nutzung (mit dem Planungsrecht

entsprechenden tatsachlichen Nutzungsmaoglichkeiten) sein.

Bisherige Kiinftige Ande-

Art der Darstellung FNP-Darstellung FNP-Darstellung rung
ca. ha Anteil ca. ha Anteil ca. ha

Landwirtschaftliche Flachen 0 0 % 3,8 100 % +3,8
Verkehrsflachen / Uberdrtliche 1,8 0
und ortliche Hauptverkehrsstra- + o o
Ren und Trassenfuhrung in Pru- 2,0 100 % 0 0% -3.8
fung
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Il. UMWELTBERICHT

Umweltbericht
Flachennutzungsplan der Stadt NtUrnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP)
Stand: 04.11.2025 zum Entwurf 33. Anderung: Bereich Bamberger Stralle West

I.1. EINLEITUNG

Das Anderungsverfahren Nr. 33 zum Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (33. FNP-
A) wurde am 17.07.2025 im Stadtplanungsausschuss (AfS) begutachtet und am 23.07.2025 vom Stadt-
rat eingeleitet. Im Rahmen des 33. FNP-A ist eine Umweltpriifung durchzufiihren und ein Umweltbericht
zu erstellen®.

[1.1.1. ZIELE DES BAULEITPLANS / FESTSETZUNGEN

Da die Stadt NUrnberg auf einen Ausbau der Bamberger Stral3e als Hauptverkehrsstral’e nach Furth
verzichtet, ist es Ziel der 33. FNP-A zwischen Raiffeisenstralie und Stadtgrenze Fiirth die Darstellungen
,2ubergeordnete und ortliche Hauptverkehrsstral’e” sowie ,Trassenflihrung in Prifung® in ,Flachen fur
die Landwirtschaft” zu andern. (S. Kap. 1.2)

[1.1.2. PLANGRUNDLAGEN
« Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP)°

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitplane an die Ziele des Landesentwicklungsplanes Bayern (LEP)
anzupassen. Das LEP fihrt die Stadt Nurnberg im Regierungsbezirk Mittelfranken als zentraler Ort
bzw. Metropole im Verdichtungsraum Nurnberg auf. Zu bertcksichtigen sind dabei u.a. folgende
Grundsatze (s. Kap. 5.4.1):

- Die raumlichen Voraussetzungen fiir eine vielfaltig strukturierte, multifunktionale ... Landwirt-
schaft... in ihrer Bedeutung fur die verbrauchernahe Versorgung der Bevdlkerung ... und einer
attraktiven Kulturlandschaft ... sollen erhalten, unterstitzt und weiterentwickelt werden.

- Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flachensubstanz erhalten werden.

DarUber hinaus ist in der ,Vision Bayern 2035" u.a. dargelegt, dass (dem) ,mit der Globalisierung
einhergehenden Bedurfnis nach Heimat und regionaler Identitdt Rechnung (ge-)tragen, historisch
gewachsene Landschafts- und Siedlungsbilder sowie regionale Identitaten weiterentwickel(t) wer-
den sollen.”

« Regionalplan des Planungsverbandes Region Nurnberg (Nr. 7)

Das Knoblauchsland befindet sich im Geltungsbereich des Regionalplans des Planungsverbandes
Region Nurnberg (Nr. 07). Gemal} Karte Nr. 1 ,Raumstruktur" ist Nirnberg als Oberzentrum defi-
niert und Teil des ,Stadt- und Umlandbereichs im gro3en Verdichtungsraum Nurnberg/Furth/Erlan-
gen®. Die Zielkarte Nr. 3 ,Landschaft und Erholung“ enthalt im Anderungsbereich keine Darstellung.
Auf dem Gebiet der Stadt Firth ist der Schnepfenreuther Landgraben als LSG dargestellt und
grenzt somit im Bereich der ,Trassenflihrung in Prifung® an den Anderungsbereich an.

« Die Begrindung zum Plan Leitlinien der raumlichen Entwicklung (2017), in Verbindung mit dem
Agrarstrukturellen Gutachten 2017, benennt u.a. folgende Entwicklungsziele und MalRnahmen:

— Das Knoblauchsland ist als stadtnahes landwirtschaftliches Anbaugebiet ... mit Uberlagernder
Funktion als stadtnahes Naherholungsgebiet, historisch gewachsene Kulturlandschaft ... lang-
fristig zu erhalten und zu sichern.

5gemafl § 2 Abs. 4 i.V.m. Anlage 1 BauGB n.F.
6 in Kraft getreten am 01.09.2013, inkl. der am 01.06.2023 in Kraft getretenen Teilfortschreibung
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— Die deutlich vorhandene raumliche Differenzierung zwischen Schwerpunktgebieten des Unter-
glasanbaus und des Freilandanbaus soll erhalten bleiben und Zuwachse im Unterglasanbau in
den entsprechenden Schwerpunktgebieten stattfinden.

— Fir den Bereich Schnepfenreuth, der von der Stadtgrenze Furth, dem Schnepfenreuther Land-
graben, Schnepfenreuth und Wetzendorf begrenzt ist und Schwerpunktgebiet des Unterglasan-
baus ist, soll der Anteil der Gewachshausdichte max. 25 % betragen.

« Im Anderungsbereich liegen keine rechtswirksamen Bebauungspléane vor.

« Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmaler, geschiitzte L__andschaftsbestand-
teile sowie Wasserschutzgebiete und festgesetzte bzw. vorlaufig gesicherte Uberschwemmungs-
gebiete an oberirdischen Gewassern sind im Anderungsbereich nicht vorhanden.

« Geschiitzte Biotope gemaR § 30 BNatSchGi.V.m. Art. 23 BayNatSchG liegen im Anderungsbereich
nicht vor.

 Natura 2000-Gebiete (FFH- und/oder SPA-Gebiete’) liegen im Anderungsbereiche nicht vor.

« Hochwertige Lebensraume aus der Stadtbiotopkartierung 2008 und dem Arten- und Biotopschutz-
programm 1996 grenzen im Siidosten an den Anderungsbereich an: Heckenstrukturen im Randbe-
reich zur Kleingartenanlage (Biotop N-1010-002 / ABSP-Flache Nr. 323, lokal bedeutsamer Lebens-
raum) sowie des Anderungsbereichs eine Wiesenbrache / Ruderalflur (Biotop N-1011-001 / ABSP-
Flache Nr. 324, regional bedeutsam).

I.2. BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDS (BASISSZENARIO) SO-
WIE BEWERTUNG DER UMWELT-AUSWIRKUNGEN / PROGNOSE BEI DURCHFUHRUNG
DER PLANUNG

Inwieweit bei der Aufstellung der 33. Anderung des FNP die Umweltbelange gem. § 1 Abs. 6 und § 1a
BauGB als auch die umweltrelevanten Ziele aus Fachgesetzen und -planen (vgl. Anhang) berlcksich-
tigt wurden, wird nachfolgend beschrieben. Die Bewertung der Ausgangssituation berlcksichtigt die
aktuelle Situation vor Ort und die Darstellung im seit 2006 wirksamen FNPs. MaRgeblich fiir die Bewer-
tung der Umweltauswirkungen durch die Planung ist die Anderung der Plandarstellung. Konkrete Ein-
griffe in Natur und Umwelt wie sie mit der Umsetzung von Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder
einer Baugenehmigung verbunden sind, flieen in die Bewertung nicht ein. Mit dem vorliegenden FNP-
Anderungsverfahren soll die aktuelle Darstellung ,Verkehrsflache* in ,Flache fiir die Landwirtschaft
geandert werden. Da Bauvorhaben landwirtschaftlicher Betriebe gem. § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB zu den
privilegierten Bauvorhaben z&hlen, die im AuRenbereich bevorrechtigt zulassig sind, sind auf der kinf-
tigen Freifldiche grundsétzlich Bauvorhaben méglich. Dies ist im vorliegenden FNP-Anderungsverfah-
ren allerdings ohne Relevanz, weil auf Ebene des FNPs damit keine Verschlechterung im Vergleich zur
aktuellen Darstellung als Verkehrsflache besteht. Erheblich nachteilige Auswirkungen sind dadurch
nicht zu erwarten. Sofern infolge der FNP-Anderung fiir ein Schutzgut aus anderem Grund erheblich
nachteilige Auswirkungen nicht ausgeschlossen werden kdnnen, wird auf nachgeordnete Planverfah-
ren verwiesen. Dort erfolgt eine differenzierte Darstellung des Belangs und die Ausarbeitung geeigneter
MaBnahmen zur Vermeidung, Verminderung oder zum Ausgleich der Auswirkungen.

7 die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der europai-
schen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (FFH = Fauna-Flora-Habitat / SPA = Spe-
cial Protected Areas)

19

32



1.2.1.  FLACHE®

Ausgangssituation

Der Anderungsbereich umfasst ca. 3,8 ha. Er liegt im Knoblauchsland an der Stadtgrenze zu Furth,
zwischen den ca. 400 bis 600 m entfernten Siedlungen Kriegsopfersiedlung und Hoéfles. Er ist im FNP
im ndrdlichen Abschnitt als , Trassenflhrung in Prifung® und im sidlichen Abschnitt als ,Uberértliche
und ortliche Hauptverkehrsstrale® dargestellt. Sie gehéren gem. ALKIS-Methodik zu den Verkehrsfla-
chen. Beide Abschnitte weisen landwirtschaftliche Nutzung in Form von Freilandanbau auf, die sudliche
dariiber hinaus eine kleine Gehélzflache sowie eine Brachflache. Eine bauliche Nutzung ist im Ande-
rungsbereich nicht vorhanden. Beiderseits des slidlichen Anderungsbereichs grenzen unbefestigte, 6f-
fentlich gewidmete Feldwege sowie Ackerflachen an.

Der Bestand der Freiflache ist von hoher Bedeutung. Die 6kologische Wertigkeit des Schutzguts Flache
ist hoch, zu bewerten

Auswirkungen / Prognose

Mit der Anderung der FNP-Darstellung von ,Verkehrsflache* in ,Flachen fiir die Landwirtschaft* fallt der
Anderungsbereich gem. ALKIS-Methodik nicht mehr in die Kategorie ,Siedlungs- und Verkehrsflache*,
sondern in die Kategorie ,Freiflache“. Durch etwaige landwirtschaftliche Bauvorhaben erfolgt keine Fla-
chenneuinanspruchnahme, d.h. kein Verlust von Freiflache. Es sind keine erheblich nachteiligen Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Flache zu erwarten.

[1.2.2. BODEN UND WASSER

Ausgangssituation

Der Untergrund weist als natlrliches Ausgangsmaterial Sand- und Tonsteine des Mittleren Keupers
auf. Die Boden haben verbreitet mittlere Ertragsfunktion. Im dstlichen Abschnitt finden sich aulerdem
trockene und malfiig trockene Bdden mit vorrangiger Arten- und Biotopschutzfunktion, im nordwestli-
chen Abschnitt, ca. 200 bis 250 m sudlich und nérdlich des Schnepfenreuther Landgrabens, wechsel-
feuchte bis maRig feuchte Boéden mit vorrangiger Arten- und Biotopschutzfunktion. Die Feldwege im
Anderungsbereich sind nicht versiegelt, jedoch ist dort mit einer erheblichen Verdichtung der Béden
aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung zu rechnen. Versiegelt ist der Abschnitt des Muhl-
wegs, der den Anderungsbereich kreuzt. Im Anderungsbereich sind keine Altlasten oder Altlastenver-
dachtsflachen bekannt. Sidlich des Anderungsbereichs ist eine ehemalige Altdeponie aktenkundig.
Das umweltrelevante Auffullmaterial ist ausgebaut. Zudem fand im Sommer 2000 eine Grundwasser-
sanierung statt. Unter derzeitiger Nutzung besteht kein Handlungsbedarf. Lediglich im Falle von Bau-
wasserhaltungsmallnahmen im Umfeld sind beweissichernde Untersuchungen erforderlich.

Im Norden des Anderungsbereichs quert der Schnepfenreuther Landgraben den Anderungsbereich.
Es handelt sich um ein Gewasser lll. Ordnung. Das Uberschwemmungsgebiet. dieses Gewassers
wurde bisher nicht ermittelt. Flusswasserkdrper nach Europadischer Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)
sind von der Planung nicht betroffen.

Die Grundwasserflurabstand im Umfeld des Schnepfenreuther Landgrabens ist gering (0-1 m). Er steigt
nach Siden an auf ca. 3 bis 5 m. Die GrundwasserflieRrichtung verluft von Ost nach West. Der An-
derungsbereich befindet sich im Bereich des Grundwasserkdrpers 1_G084 Sandsteinkeuper Nirnberg
gemal WRRL, welcher sich aufgrund von Nitratbelastungen in einem schlechten chemischen Zustand
befindet. Der mengenmalfige Zustand ist als gut eingestuft.

Der Anderungsbereich liegt im Versorgungsgebiet des Wasserverbands Knoblauchsland und werden
mit Uferfiltrat aus dem Regnitzgrund bewassert. Unmittelbar siidlich des Anderungsbereichs und west-
lich der Raiffeisenstralle befindet sich ein wasserrechtlich genehmigter, privater Beregnungsbrunnen.
Die Schutzguter Boden und Wasser haben aufgrund der weitgehend intakten Bodenfunktionen und der
besonderen Bedeutung des Grundwassers u.a. flr den Naturhaushalt wie auch fir die Landwirtschaft
eine hohe Bedeutung.

8 vgl. BauGBANdG 2017 — Mustererlass Nr. 2.2.2.1 Schutzgut Flache; Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2016,
S. 158 ff.
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https://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/Bestellservice/Deutsche_Nachhaltigkeitsstrategie_Neuauflage_2016.pdf?__blob=publicationFile&v=21

Auswirkungen / Prognose

Durch die angestrebte Anderung der FNP-Darstellung von ,Verkehrsflache“ in ,Flachen fiir die Land-
wirtschaft“ werden die bereits landwirtschaftlich genutzten Flachen planungsrechtlich gesichert. Es sind
damit keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgiter Boden und Wasser zu erwarten.

[1.2.3. PFLANZEN, TIERE, BIOLOGISCHE VIELFALT

Ausgangssituation

Im Anderungsbereich (iberwiegen landwirtschaftliche Nutzflachen. Okologisch bedeutsame Strukturen
im Anderungsbereich sind nicht bekannt. GemaR der Stadtbiotopkartierung 2008 befindet sich nérdlich
des Anderungsbereichs, entlang der Kleingartenanlage, das Biotop N-1010-002, das im Rahmen der
Arten- und Biotopschutzkartierung 1996 als lokal bedeutsamer Lebensraum bewertet worden ist, und
sudlich, auf dem Flurstick 240, Gem. Schniegling, das Stadtbiotop N-1011-001, das im Rahmen der
Arten- und Biotopschutzkartierung 1996 als regional bedeutsamer Lebensraum bewertet worden ist.
Gemal der Artenschutzrechtlichen Voreinschatzung®, erarbeitet im Rahmen der 19. FNP-Anderung,
sind die zu weiten Teilen kinstlich bewasserten Freilandanbauflachen im Knoblauchsland auRerhalb
der Kulissenwirkung der Gewachshauser bevorzugte Brut- und Nahrungshabitate flir Bodenbriter. Der
Bereich nordlich der Kriegsopfersiedlung stellt dabei noch eine einigermal3en unveranderte landwirt-
schaftliche Flache dar. Nach Norden steht dieses Gebiet im Austausch mit ahnlichen Flachen. Insge-
samt sind der Anderungsbereich und insbesondere die angrenzenden Ackerbauflachen fiir das Schutz-
gut Tiere von hoher Bedeutung und Wertigkeit.

Auswirkungen / Prognose

Mit der geplanten Anderung der FNP-Darstellung von ,{iberértliche und értliche HauptverkehrsstraRen®
bzw. ,Trassenflihrung in Prifung“ in ,Flachen fir die Landwirtschaft“ sind keine erheblich nachteiligen
Auswirkungen auf die Schutzguter Pflanzen, Tiere, Biologische Vielfalt verbunden.

[1.2.4. LANDSCHAFT

Ausgangssituation

Der Anderungsbereich liegt im Knoblauchsland, einer historisch gewachsenen Kulturlandschaft, die
sich durch Realteilung und maldvolle Flurbereinigungsverfahren auch heute noch in weiten Teilen ihre
charakteristische Struktur mit schmalen und langen Flurstlicken erhalten hat und gemaf § 1 Abs. 4 Nr.
1 BNatSchG geschitzt ist. Auch das Bayerische Landesamt fur Umwelt hat das Knoblauchsland als
bedeutsame Kulturlandschaft klassifiziert. Der FNP-Anderungsbereich selbst weist keine Gewachshau-
ser auf. Er wird mit den insbesondere nach Norden angrenzenden Flachen durch intensive landwirt-
schaftliche Nutzung in offener und flacher Landschaft gepragt. Gleichwohl sind in allen Himmelsrich-
tungen groRvolumige Gewachshauser sichtbar, insbesondere entlang der Bamberger Stralle dstlich
der Raiffeisenstrae und in Richtung Nordwesten des Anderungsbereichs, auf dem Gebiet der Stadt
Firth sowie siidlich des Anderungsbereichs. Blickbeziehungen in die offene Feldflur sind somit teil-
weise eingeschrankt und das Landschaftsbild teilweise beeintrachtigt.

Das Gebiet ist fir das Schutzgut Landschaft von mittlerer Bedeutung und Wertigkeit.

Auswirkungen / Prognose

Die geplante Anderung der FNP-Darstellung hat zur Folge, dass kiinftig kein StraRenneubau westlich
der RaiffeisenstralRe erfolgt. Die landwirtschaftlichen Flachen werden planungsrechtlich gesichert. Es
sind keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft verbunden.

9 Aktualisierung der Artenschutzrechtlichen Voreinschatzung zur 19. Anderung des Flachennutzungsplans der
Stadt Nirnberg im Auftrag der Stadt Nirnberg, Biologisches Biiro Fehse, 22.03.2022
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[1.2.5. MENSCHLICHE GESUNDHEIT
[1.2.5.1. Erholung

Ausgangssituation

Der Anderungsbereich ist schmal und lang und weist selbst keine Erholungsfunktion auf. Im Umfeld
des Anderungsbereichs befinden sich 6ffentlich gewidmete Feldwege, die die offene Feldflur, die ins-
besondere in Richtung Norden weitgehend erhalten ist, durchziehen und sie als Erholungsraum er-
schlief3en. Sie sind im FNP teilweise als Uberortliche Freiraumverbindungen dargestellt. Sie werden
durch den Anderungsbereich ,Trassenfiihrung in Prifung“ punktuell gekreuzt (Mihlweg und
Schnepfenreuther Landgraben an der Stadtgrenze). Der siidliche Anderungsbereich verlauft parallel
zu Feldwegen. Gleichzeitig zahlt der Bereich zwischen Wetzendorf, Stadtgrenze Furth, Schnepfen-
reuther Landgraben und Schnepfenreuth zu den Schwerpunktgebieten des Unterglasanbaus™®, in de-
nen gem. den Leitlinien der raumlichen Planung der kinftige Zuwachs von Gewachshausbauten statt-
finden soll. Gewachshausbestand grenzt éstlich und westlich des Anderungsbereichs an. Der Ande-
rungsbereich ist als Zugangsbereich zum Erholungsraum offene Feldflur von mittlerer Bedeutung fur
das Schutzgut Erholung.

Auswirkungen / Prognose

Die angestrebte Anderung der FNP-Darstellung hat zur Folge, dass kiinftig kein StralRenneubau west-
lich der Raiffeisenstralde erfolgt. Die landwirtschaftlichen Flachen werden planungsrechtlich gesichert.
Es sind keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Erholung verbunden.

[1.2.5.2. Larm

Ausgangssituation

Der Anderungsbereich wird landwirtschaftlich genutzt und ist nicht bewohnt. Im Kreuzungsbereich
Bamberger Stral3e / Raiffeisenstralle besteht eine Vorbelastung durch Verkehrslarm von der Bamber-
ger Stral3e und der Raiffeisenstralle. Dort befinden sich Gewachshauser sowie Lager- und Maschinen-
hallen, von denen durch Fahr- und Ladeverkehr Stérungen ausgehen.

Auswirkungen / Prognose

Durch die geplante Anderung des FNPs wird weder der landwirtschaftliche Verkehr im Anderungsbe-
reich noch das Verkehrsaufkommen auf der Bamberger Stral’e bzw. der Raiffeisenstralle beeinflusst.
Auch Auswirkungen auf den Fahr- und Ladeverkehr der benachbarten landwirtschaftlichen Betriebs-

flachen sind nicht zu erwarten. Die Auswirkungen der FNP-Anderung sind somit nicht erheblich.

11.2.5.3. Storfallvorsorge / Anfalligkeit flir schwere Unfélle oder Katastrophen

Stoérfallvorsorge i.S.d. § 50 Satz 1 BImSchG:

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb des Achtungsabstandes (KAS-18'") bzw. des angemes-
senen Sicherheitsabstandes (§ 3 Abs. 5c BImSchG) von Storfallbetrieben (Betriebsbereiche gem. § 3
Abs. 5a BImSchG). Durch die Planungen sind Belange der bauplanrechtlichen Stoérfallvorsorge im
Sinne der Richtlinie 2012/18/EU (Seveso-llI-Richtlinie) sowie die diesbezugliche nationale Gesetzge-
bung nicht betroffen.

19 Begriindung und Plan ,Leitlinien der raumlichen Entwicklung®, Stadt Nirnberg, 2017

" Kommission fur Anlagensicherheit (KAS): Leitfaden: Empfehlungen fiir Abstande zwischen Betriebsbereichen
nach der Storfall-Verordnung und schutzbedirftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung — Umsetzung §
50 BImSchG. 2. Uberarbeitete Fassung (Nov. 2010) mit Erganzungen
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Anfalligkeit fir schwere Unfalle oder Katastrophen:

Da gem. § 1 (6) Nr. 7j BauGB explizit die Auswirkungen, die aufgrund der Anfalligkeit der nach dem B-
Plan zulassigen Vorhaben fur schwere Unfalle oder Katastrophen zu erwarten sind, zu betrachten und
zu bewerten sind, ist dies auf FNP-Ebene und somit auch hinsichtlich seiner geplanten Anderung an
dieser Stelle nicht erforderlich.

[1.2.6. LUFT

Ausgangssituation

Im Anderungsbereich selbst liegt keine VerkehrsstraRe. Das Verkehrsaufkommen von motorisiertem
Individualverkehr in der Raiffeisenstralle und der Bamberger Stralle beeinflusst die Luftqualitat am &st-
lichen Rand des Anderungsbereichs mit verkehrsbedingten Schadstoffemissionen wie Stickstoffdioxid
(NO-) bzw. Feinstaub. Beide StralRen weisen geringe Fahrbahnquerschnitte und eine Verkehrsmenge
von ca. 9.000 Kfz/16h auf (Stand 2022). Zusatzlich werden durch Dungeeintrage als auch Fahrten mit
landwirtschaftlichen Maschinen Emissionen, v.a. von Stickoxiden und Feinstaub verursacht. Auf Grund-
lage der vorhandenen Messstellen'? lasst sich fiir das Plangebiet eine Luftqualitat ableiten, die zwi-
schen einer gut durchlifteten, vorstadtischen Hintergrundmessstation (Flughafen) und einer stadti-
schen Hintergrundstation mit geringer Verkehrsbelastung (Muggenhof) liegt. Alle derzeit geltenden
Grenzwerte werden sicher eingehalten. 2024 betrugen die Jahresmittelwerte fir NO, am Flughafen 11
pg/m?® und in Muggenhof 18 pg/m?3; fur PM; s lagen sie am Flughafen bei 10 ug/m? und in Muggenhof
bei 8 ug/ms3.

Aufgrund der offenen Landschaft und der unbetrachtlichen Emissionsquellen ist eine Uberschreitung
der Immissionsgrenzwerte der 39. BImSchV nicht zu erwarten.

Auswirkungen / Prognose

Die geplante Anderung der FNP-Darstellung hat zur Folge, dass kiinftig kein StraRenneubau westlich
der Raiffeisenstral3e erfolgt. Die landwirtschaftlichen Flachen werden planungsrechtlich gesichert. Mit
der Anderung der Darstellung im FNP werden im Vergleich zur Stralenplanung keine erheblich nach-
teiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft erwartet.

[1.2.7. KLIMA

Ausgangssituation

Klimaschutz: Die Flache im Anderungsbereich und dariiber hinaus wird vorwiegend landwirtschaftlich
genutzt. Von der Bearbeitung und Diingung dieser Flachen geht in gewissem Umfang eine CO,-Belas-
tung aus.

Klimaanpassung / Stadtklima (Einordnung der zentralen Flache laut Stadtklimagutachten'): Der Ande-
rungsbereich ist unbebaut und ist Bestandteil eines bedeutsamen Kaltluftentstehungsgebiets. Die Kalt-
luftproduktion ist mit >30 [m®*/(m?*h)] sehr hoch, der Kaltlufvolumenstrom ist mit >2,5 — 10 [m?®/(s*m)]
Uberwiegend als mittel und zu einem geringen Teil mit > 10 — 20 [m®(s*m)] als hoch eingestuft. Die
Lufttemperatur liegt in der Sommernacht bei ca. 15 C — 16 °C, die Warmebelastung am Tag ist Uber-
wiegend extrem bis sehr stark. Schwach ist die Warmebelastung in den mit Vegetation bestandenen
Bereichen. Die Windgeschwindigkeit in der Nacht ist mit <=0,1 bis 0,3 [m/s] gering bis mafig. Die
Hauptstrémungsrichtung der Flurwinde verlauft Osten in Richtung Westen. Laut Planungshinweiskarte
sind die bioklimatische Bedeutung und der Schutzbedarf der Griin- und Freiflache als sehr hoch einzu-
stufen.

Die landwirtschaftlich genutzten Offenlandflachen sind Ausgleichsraume mit einer hohen Bedeutung
fur den Kaltluftzustrom. Die CO,-Belastung ist im Anderungsbereich als gering einzuschatzen.

12 Messstellen gemal Vorgaben der 39. BImSchV, betrieben durch das Landesamt fir Umwelt (LfU) sowie
durch die Stadtentwasserung und Umweltanalytik Nirnberg (SUN) zusatzlich betriebene Messstellen

13 GEO-NET Umweltconsulting GmbH: Stadtklimaanalyse 2024/2025 — Aktualisierung und Fortschreibung der
Stadtklimaanalyse der Stadt Nirnberg, November 2025, Gutachten im Auftrag der Stadt Niurnberg, Umweltamt
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Insgesamt hat der Anderungsbereich hat fiir das Schutzgut Mensch / Klima eine mittlere Bedeutung
und Wertigkeit.

Auswirkungen / Prognose

Mit der geplanten Anderung der FNP-Darstellung entfallt der StraBenneubau und es fallen keine ver-
kehrsbedingten CO,-Emissionen im Anderungsbereich an. Die landwirtschaftlichen Flachen werden
planungsrechtlich gesichert. Es sind keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut
Klima erwartet.

11.2.8. ABFALL™

Die angestrebte Anderung der FNP-Darstellung fiihrt zu keinen erheblichen Auswirkungen auf dieses
Schutzgut.

12.9. KULTUR- UND SACHGUTER

Ausgangssituation

Denkmalschutz

Der Anderungsbereichs tangiert gemaR Bayerischem Denkmalatlas (Abruf: 18.02.2027) das Boden-
denkmal D-5-6532-0053: Bestattungsplatz vorgeschichtlicher Zeitstellung mit Grabhigeln (FINr. 163
und FINr. 164, Gem. Hofles). Es liegt im Bereich der ,Trassenflhrung in Prifung“. Im Umfeld solcher
Grabhugel ist der Erfahrungen nach regelhaft auch mit weiteren, an der Oberflache nicht erkennbare
Flach- und Nebenbestattungen zu rechnen. Dartber hinaus ist aus denkmalfachlicher Sicht aufgrund
der Siedlungsgunst des Plangebietes im sog. Knoblauchsland und der damit zusammenhangenden
Denkmaldichte im Umfeld (u.a. D-5-6532-0233: Siedlung vorgeschichtlicher Zeitstellung direkt nérdlich
angrenzend an den Anderungsbereich) weitere, bisher unerkannte Bodendenkméler im Bereich der
Plangebietes zu vermuten.

Im Bereich von Bodendenkmalern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmaler zu vermuten sind, bedUlrfen
Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis gemaf Art. 7 Abs. 1 BayDSchG. Im Bereich
bekannter Bodendenkmaler ist dartiber hinaus der Einsatz technischer Ortungsgerate, die geeignet
sind, Denkmaler im Erdreich aufzufinden (z. B. Metallsonden), gemaR Art. 7 Abs. 6 BayDSchG verbo-
ten. Fur berechtigte berufliche Interessen (z. B. Kampfmittelrdumung, landwirtschaftliche Zwecke oder
archaologische Fachfirmen) kann die Erlaubnis erteilt werden.

Sparten
Im Anderungsbereich und seinem Umfeld befinden sich Stromanlagen und -leitungen sowie Schmutz-
wasseranlagen:

« Nérdlich des Anderungsbereichs und westlich der Kleingartenanlage steht ein Hochspannungs-
mast. Die von Nordwesten kommende Hochspannungsfreileitung (110 KV) wird im Bereich des
Mastes in eine Erdleitung Giberflihrt. Mehrere Stromtrassen fiihren von hier aus im FNP-Anderungs-
bereich zum einen nach Westen, um dort in den Muhlweg abzuzweigen als auch nach Osten, um
der Raiffeisenstral’e nach Norden und Stden zu folgen.

« Zwei Schmutzwasserkanale verlaufen im Anderungsbereich. Im stlichen Teilbereich quert in Nord-
Sudlicher Richtung ein 6ffentlicher Schmutzwasserkanal (DN 250), zudem verlauft entlang des An-
derungsbereiches, von der Raiffeisenstralie kommend und abknickend zum Muhlweg eine private
Schmutzwasserdruckleitung (DN 200).

4 gemald § 1 Abs. 6 Nr. 7e) und Anlage 1 Nr. 2 b) dd) BauGB n.F. als eigenstandiger Umweltbelang zu berutck-
sichtigen
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Im Anderungsbereich befinden sich keine Geb&ude.

Auswirkungen / Prognose

Die angestrebte FNP-Anderung hat zur Folge, dass keine StraRenbaumalinahme durchgefihrt wird.
Nachteiligen Auswirkungen auf das Bodendenkmal sowie die Stromleitungen und Schmutzwasserka-
nale sind durch die Anderung der FNP-Darstellung nicht zu erwarten.

[1.2.10. WECHSELWIRKUNGEN

Die ermittelten Auswirkungen auf die einzelnen Schutzguter und Umweltbelange berlcksichtigen auch
das Wirkungs-/Prozessgeflige zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes. Darliberhin-
ausgehende erhebliche nachteilige Beeintrachtigungen infolge von Wechselwirkungen sind nicht zu
erwarten.

I.3. PROGNOSE BEI NICHTDURCHFUHRUNG DER PLANUNG / NULLVARIANTE

Die Nullvariante beschreibt die voraussichtliche Entwicklung der Umweltbelange im Anderungsbereich
bei Nichtdurchfiihrung der Plananderung, d. h. die Darstellung im wirksamen FNP bleibt erhalten. Im
Gegensatz zur Beschreibung und Bewertung der Ausgangssituation wird hier auch eine zeitliche Kom-
ponente bertcksichtigt.

Der Anderungsbereich und sein unmittelbar angrenzendes Umfeld werden seit langerer Zeit im Frei-
landanbau landwirtschaftlich genutzt. Bei Nichtdurchflihrung der Planung besteht zwar theoretisch die
Mdglichkeit, auf dem Gebiet der Stadt NiUrnberg eine Verkehrsstral3e bis zur Stadtgrenze Firth zu
bauen. Da der Flachennutzungsplan die Stadt Furth zwischenzeitlich geandert wurde, fehlen derzeit
die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine Fortsetzung der Verkehrsverbindung jenseits der
Stadtgrenze, sodass die Umsetzung der Straldenplanung auf dem Gebiet der Stadt NUrnberg unrealis-
tisch ist. Durch den Wegfall der StraRendarstellung im FNP ist eine Uberbauung des Anderungsbe-
reichs durch privilegierte Vorhaben gem. §35 BauGB grundsatzlich moglich.

I.4. MASSNAHMEN ZUR VERMEIDUNG, VERRINGERUNG UND ZUM AUSGLEICH NACHTEI-
LIGER UMWELTAUSWIRKUNGEN

Grundsatzlich beziehen sich Ma3nahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich nach-
teiliger Auswirkungen durch die Planung und Durchflihrung des Vorhabens auf die Ebene des Bebau-
ungsplans (konkrete Eingriffe in Natur und Umwelt). MalRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und
zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen sind in Bezug auf die geplante Anderung einer FNP-Darstel-
lung nicht notwendig. Geeignete MalRnahmen zur Minimierung von Konflikten sind in einer nachfolgen-
den Planungsstufe zu ergreifen. Fur einen etwaigen Gewachshausbau sind im Rahmen eines Bauge-
nehmigungsverfahrens Belange des europaischen/nationalen bzw. des speziellen Artenschutzes ab-
zuarbeiten. Es gelten ebenso die Anforderungen einer umweltvertraglichen Objektplanung im Sinne
der Vermeidung und Minderung von Konflikten bzw. Eingriffen.

IL5. GEBIETE VON GEMEINSCHAFTLICHER BEDEUTUNG (FAUNA-FLORA-HABITAT) UND
EUROPAISCHE VOGELSCHUTZGEBIETE IM SINNE DES BUNDESNATURSCHUTZGE-
SETZES

Erhaltungsziele und Schutzzwecke der 0.g. Gebiete sind von der Plananderung nicht betroffen.
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I.6. GEPRUFTE ALTERNATIVEN / METHODIK / HINWEISE AUF SCHWIERIGKEITEN UND
KENNTNISLUCKEN

Aufgrund der FNP-Anderung der Stadt Firth ist eine Verkehrsverbindung zwischen den beiden Stadten
nicht moglich. Es lagen somit keine Planungsalternativen zur Prifung vor.

Der Umweltbericht gem. Anlage 1 des BauGB n.F. soll den aktuellen Zustand des Plangebietes (Ba-
sisszenario) und die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf die Umweltbelange gem. § 1 Abs. 6
Nr. 7 und § 1a BauGB beschreiben und bewerten. Auch die Entwicklung der einzelnen Schutzgiter bei
Nichtdurchfiihrung der Planung (Nullvariante, Kapitel 3) soll ermittelt und bewertet werden. Bis zur 6f-
fentlichen Auslegung des Bauleitplans gem. § 3 Abs. 2 BauGB ist ggf. ein Konzept zur Uberwachung
der erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen sowie zur Uberwachung der Durchfiihrung von Dar-
stellungen oder Festsetzungen gem. § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB und von MalRnahmen gem. § 1a Abs.
3 Satz 4 BauGB (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung) zu entwickeln und im Umweltbericht darzu-
stellen. Monitoringmafnahmen sind in Bezug auf die angestrebte Anderung der FNP-Darstellung auf
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung nicht erforderlich.

Der vorliegende ersten Entwurf des Umweltberichtes stellt die Ergebnisse der Umweltprufung hinsicht-
lich der geplanten FNP-Anderung dar und wird im weiteren Verfahren fortgeschrieben, erganzt und
detailliert. Folgende Informationsquellen wurden fir den vorliegenden ersten Entwurf des Umweltbe-
richtes herangezogen:

o Wirksamer Flachennutzungsplan der Stadt Nirnberg mit integriertem Landschaftsplan, Stand:

o« GEO-NET Umweltconsulting GmbH: Stadtklimaanalyse 2024/2025, Aktualisierung und Fortschreibung der
Stadtklimaanalyse Nimberg, November 2025 (Gutachten im Auftrag der Stadt Nimberg, Umweltamt)

o Klimafahrplan Niirnberg 2010-2050 (2014 / Fortschreibung 2017) / Handbuch Klimaanpassung (2012 / Fort-
schreibung 2021)

« Masterplan Freiraum:
- Gesamtstadtisches Freiraumkonzept (GFK) Nimberg (2014)
- Aktionsplan ,Kompaktes Griines Nirnberg 2030 (2025)

o Leitlinien der raumlichen Entwicklung, Knoblauchsland: Plan mit Begriindung (2017)
o Agrarstrukturelles Gutachten (2017)

« Stadtbiotopkartierung Nurnberg (2008)

e Arten- und Biotopschutzprogramm der Stadt Nimberg (ABSP, 1996)

o Artenschutzkartierung (ASK, fortlaufende Aktualisierung)

o Bay. Geologisches Landesamt: Geologische Karte 1:50.000, Niirnberg — Fiirth — Erlangen und Umgebung
(1977)

o Grundwasserberichte der Stadt Niimberg (2011/2017/2023)

o Larmkarte Bayern (LfU) 2022 (Straf3enlam)

« Lammaktionsplan fiir den Ballungsraum Nimberg (2023)

« Lammaktionsplan fur den Verkehrsflughafen Nirnberg (2020)

e 2. Fortschreibung des Luftreinhalteplans fiir das Stadtgebiet der Stadt Nirnberg (2017)

« Sachstandsbericht zur Luftqualitat und Uberblick zum Stand der Luftreinhaltung in der Stadt Niirnberg (Stadt-
rat, 17.04.2024)

« Neununddreiligste Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes — Verordnung tber
Luftqualitdtsstandards und Emissionshdchstmengen (39. BImSchV)

« https://www.nuemberg.de/internetyumweltdaten/aussenluft.htmi
« https://www.lfu.bayern.de/luft/immissionsmessungen/lufthygienische_berichte/index.htm
o Bay. Landesamt fiir Denkmalpflege: Bayerischer Denkmalatlas

e Ortsbegehung (Umweltbelang) am ...
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Kenntnisliicken:

keine

I.L7. ZUSAMMENFASSUNG

Fir die 33. FNP-AE soll im Stadtplanungsausschuss (AfS) der Plan gebilligt werden. Der vorliegende
Umweltbericht stellt die ersten Ergebnisse der Umweltprifung gem. § 2 Abs. 4 i.V.m. Anlage 1 BauGB
n.F. dar.

Da der Anderungsbereich im FNP als ,Flachen fiir die Landschaft” dargestellt wird, sind gem. § 35 Abs.
1 Nr. 1 Bauvorhaben von landwirtschaftlichen Betrieben im AulRenbereich grundsatzlich zulassig. Im
Vergleich zur bisherigen Darstellung des Anderungsbereichs als Verkehrsflache ergeben sich mit der
Anderung der Darstellung im FNP keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgiter
Flache, Boden, Wasser, Pflanzen, Tiere, Biologische Vielfalt, Landschaft, Erholung, Larm, Abfall, Klima
sowie Kultur und Sachgiiter. Das Schutzgut Stérfallvorsorge ist von der FNP-Anderung nicht betroffen.

Bewertung
Umweltbelang / Schutzgut der Auswirkungen
Flache nicht erheblich
Boden nicht erheblich
Wasser nicht erheblich
Pflanzen nicht erheblich
Tiere nicht erheblich
Biologische Vielfalt nicht erheblich
Landschaft nicht erheblich

Menschliche Gesundheit

e Erholung

nicht erheblich

e Larm

nicht erheblich

o Storfallvorsorge

nicht betroffen

Luft nicht erheblich
Klima nicht erheblich
Abfall nicht erheblich

Kultur- und Sachguter

nicht erheblich

Tabelle: Zusammenfassende Bewertung
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II. VERFAHREN

[.1. BETEILIGUNGEN
l11.1.1. FRUHZEITIGE OFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG GEMASS § 3 ABS. 1 BAUGB

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaRk § 3 Abs. 1 BauGB wurde 17.07.2025 am im
Stadtplanungsausschuss begutachtet und am 23.07.2025 im Stadtrat beschlossen. Die Betei-
ligung erfolgte im Zeitraum vom 18.08.2025 bis einschlieRlich 19.09.2025 auf Grundlage des
Vorentwurfs.

Aus der Offentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen.

l11.1.2. FRUHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND SONSTIGEN TRAGER OFFENTLI-
CHER BELANGE GEMASS § 4 ABS. 1 BAUGB

Die frihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemald §
4 Abs. 1 BauGB erfolgte parallel mit der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung gemaf §3 Abs
1 BauGB ebenfalls im Zeitraum vom 18.08.2025 bis 19.09.2025.

Die eingegangenen Stellungnahmen betrafen u.a. Belange der Denkmalpflege aufgrund der
raumlichen Nahe zu den aus Luftbildern bekannten Bestattungsplatzen aus vorgeschichtlicher
Zeitstellung mit Grabhugeln. Die Informationen wurden in den Plan und die Begrindung auf-
genommen.

Es wurden Hinweise von Spartentragern abgegeben, weshalb ein entsprechendes Kapitel in
der Begrindung erganzt wurde. AuRerdem wurde vom Umweltamt auf das Gesamtstadtische
Grinraumkonzept verwiesen. Es sollen Flurdurchgriinungskonzepte entwickelt und abge-
stimmt werden. Im Planwerk wurde eine Flurdurchgrinung erganzt und entsprechende An-
merkungen in der Begrundung erganzt.

Des Weiteren wurde von der IHK Nurnberg darauf hingewiesen, dass die Ost-West-Verbin-
dung der Stadte Nurnberg und Furth ungelést bleibe und eine solche Verbindung weiterhin
befurwortet wird. Hierzu wird auf Kapitel 1.4.1 ,Verkehr® der Begrindung verwiesen.

111.1.3. OFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMASS § 3 ABS. 2 BAUGB

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

l11.1.4. BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND SONSTIGEN TRAGER OFFENTLICHER BELANGE
GEMASS § 4 ABS. 2 BAUGB

Wird im weiteren Verfahren erganzt.
ll.2. PLANRECHTFERTIGUNG / FAZIT

Mit der 33. Anderung des FNP verfolgt die Stadt Niirnberg das Ziel, die urspriinglich vorgese-
hene Trasse einer Uberdrtlichen HauptverkehrsstraRe — in Verlangerung der Bamberger
Stral3e bis zur Stadtgrenze Flirth — aus dem Flachennutzungsplan zu streichen. Diese Mal3-
nahme steht im Einklang mit der Entscheidung der Stadt Furth, auf eine entsprechende Tras-
senflhrung ebenfalls zu verzichten. Damit erfolgt eine konsequente Ricknahme der strategi-
schen Verkehrsplanung aus dem Flachennutzungsplan, womit eine stadtebauliche wie um-
weltfachliche Neuorientierung einhergeht.
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Die betroffenen Flachen sollen kiinftig wieder als ,Flachen fur die Landwirtschaft* dargestellt
werden. Diese Ruckwidmung entspricht nicht nur den tatsachlichen Gegebenheiten vor Ort —
die Flachen sind bereits heute Uberwiegend unversiegelt, landwirtschaftlich genutzt oder 6ko-
logisch vorgepragt —, sondern tragt auch zur Sicherung des stadtnahen Freiraum- und Land-
wirtschaftsgebiets im Knoblauchsland bei. Die geplante FNP-Anderung steht damit in Uber-
einstimmung mit Ubergeordneten planerischen Zielen auf Landes- und Regionalebene, insbe-
sondere den Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms Bayern und des Regionalplans
der Region Nurnberg, die eine ressourcenschonende Raumordnung und den Erhalt wertvoller
landwirtschaftlicher Nutzflachen fordern.

Durch die Herausnahme der Verkehrstrasse wird keine bauliche Entwicklung angestof3en und
die tatsachliche Nutzung der Flache nicht verandert. Die Auswirkungen landwirtschaftlicher
Bauvorhaben, die im Aul3enbereich bevorrechtigt zulassig sind, kdnnen konkrete Eingriffe in
Natur und Umwelt zur Folge haben.

Landschaftsplanerische und artenschutzrechtliche Ausgleichsmallnahmen sind im Rahmen
eines Baugenehmigungsverfahrens zu ermitteln. Ein stadtebauliches Konzept ist nicht erfor-
derlich.

Die Anderung leistet einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung der ,Leitlinien der raumlichen
Entwicklung fur das Knoblauchsland® sowie des ,Masterplans Freiraum®. Sie férdert die Erhal-
tung der kleinteiligen Kulturlandschaft, unterstitzt lokale Landwirtschaftsstrukturen und tragt
zur klimatischen Funktion der Freiflachen bei. Zudem wird durch den Verzicht auf den Stra-
Renneubau dem Ziel einer nachhaltigen Flachenentwicklung Rechnung getragen.

Insgesamt starkt die 33. Anderung des Flachennutzungsplans die landschaftsplanerischen
und agrarpolitischen Zielsetzungen der Stadt NUrnberg, entlastet potenziell konflikttrachtige
Entwicklungsraume und schafft Klarheit hinsichtlich der kiinftigen Nutzung im Planungsgebiet.
Sie ist damit fachlich begriindet, planungsrechtlich gerechtfertigt und stadtebaulich sinnvoll.

ll.3. KOSTEN

Es sind keine Kosten zu erwarten.

Nurnberg, den 06.10.2026

Stadtplanungsamt Umweltamt

gez. Dengler gez. Koppel

Dengler Dr. Koppel

Leiter Stadtplanungsamt Leiter Umweltamt
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Flachennutzungsplan der Stadt Nurnberg mit integriertem Landschaftsplan

33. Anderung - Bereich Bamberger Strale West
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Zeichenerklarung
|':|':|. Anderungsbereich Freiflichen
Flachen fiir die Ver- und Entsorgung ] Grinflichen
© Elekrizitat Kleingarten
— —  Fihrung der Hauptleitungen fiir Versorgung eoee libergeordnete Freiraumverbindungen
Elektrizitat * [1 Flachen fiir die Landwirtschaft
Landschaftsentwicklung und Biotopverbundsystem
Verkehrsflachen Iy lineare MaRnahmenbereiche zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft entlang
StraRen von FlieRgewassern
Uberdrtliche u. értliche Hauptverkehrsstralien */**** & Flurdurchgriinung

Flugverkehr Wasserflachen

Bauschutzbereiche gem. § 12 LuftvG * Gewasser Il. und Ill. Ordnung

Kennzeichnungen

Bodendenkmal *
Richtfunkstrecke *
Stadtgrenze *

Nachrichtliche Ubernahmen und Vermerke nach § 5 (4) BauGB
Fur den Entwurf maRgebliche Auswahl

**** Klassifizierung nach Kartengrundlage

Textliche Darstellung Immissionsschutz

Die Immissionsschutzanforderungen zwischen Gebieten, deren Nutzungen sich gegenseitig beeintrachtigen kénnen, sind zu untersuchen. Dies ist vor allem der Fall bei Wohnbau-
flachen und gemischten Bauflachen einerseits und Sonderbauflachen, gewerblichen Bauflachen, Flachen fir Gemeinbedarf und Griinflachen mit den Zweckbestimmungen Freizeit-
anlagen, Sportanlagen und Festplatz sowie Verkehrsflachen andererseits.

Kartengrundlage: Stadt Niirnberg, Amt fiir Geoinformation und Bodenordnung, Stand 2001 Landschaftsplan: Stadt Niirnberg, Umweltamt

Verfahrensvermerke

zum Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP) - 33. Anderung

1)

3)

9)

7)

Der Stadtrat der Stadt Nirnberg hat geman
§ 2 Abs. 1 BauGB in der Sitzung vom 23.07.2025
die Einleitung des Verfahrens beschlossen.

Die Einleitung wurde im Amtsblatt Nr. 17 der
Stadt Nirnberg vom 13.08.2025 bekannt ge-
macht.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit mit
Offentlicher  Unterrichtung gemafls § 3 Abs. 1
BauGB hat auf der Grundlage des Vorentwurfs
Nr. FNP33 - V - 01 vom 10.06.2025 in der Zeit
vom 18.08.2025 bis einschlieBlich 19.09.2025
stattgefunden.

Der Entwurf vom mit Begrindung
und Umweltbericht wurde mit Beschluss des
Stadtrats vom gebilligt und geman
§ 3 Abs. 2 BauGB vom bis ein-
schlieRlich offentlich ausgelegt.

Die Regierung von Mittelfranken hat den Plan mit
Bescheid vom Nr.
gemall § 6 BauGB genehmigt.

Ansbach,
Regierung von Mittelfranken
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2)

4)

6)

8)

Die friihzeitige Beteiligung der Behoérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange geman
§ 4 Abs. 1 BauGB hat auf der Grundlage des
Vorentwurfs Nr. FNP33 - V - 01 vom 10.06.2025
in der Zeit vom 18.08.2025 bis einschlief3lich
19.09.2025 stattgefunden.

Zu dem Entwurf vom wurden die

Behorden und sonstigen Trager offentlicher

Belange gemalR  §4 Abs.2BauGB  vom
bis einschliellich

beteiligt.

Die Stadt Nurnberg hat mit Beschluss des Stadt-
rats vom den Flachennutzungsplan
mit integriertem Landschaftsplan - 33. Anderung

in der Fassung vom gemaf
§ 5 BauGB festgestellt.

Nurnberg,

Stadt Ndrnberg

Marcus Konig

Oberbiirgermeister

Die Genehmigung wurde am geman
§ 6 Abs. 5 BauGB im Amtsblatt Nr. der Stadt

Nurnberg bekannt gemacht. Der Flachen-
nutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan -
33. Anderung ist damit wirksam.

Nurnberg,
Stadt Ndrnberg
Stadtplanungsamt

Stadtplanungsamt

Flachennutzungsplan der Stadt Nurnberg

mit integriertem Landschaftsplan

33. Anderung
Bereich Bamberger StralRe West

Entwurf

STADTPLANUNGSAMT

NURNBERG

FLACHENNUTZUNGSPLAN

vorbereitende
Bauleitplanung

M =1:10.000

Plan-Nr.: FNP33 - E - 01

Niirnberg, 06.10.2026

gez. Dengler

Dengler
Amtsleiter

UMWELTAMT
LANDSCHAFTSPLAN
Nirnberg, 06.10.2026
Landschafts- gez. Dr. Képpel
planung .
Dr. Koppel
Amtsleiter




Beschlussvorlage

Stpl/043/2026

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 11.11.2026  offentlich Beschluss
Betreff:

Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823 fiir ein Gebiet zwischen Peter-Henlein-StraRe,
Pillenreuther StraBe, der siidlichen Grenze der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-Stralle
und der Westseite des AufseBplatzes

Einleitung und Billigung

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Entwurf der Begrindung
Entwurf der Satzung
Entwurf des Plans

Sachverhalt (kurz):

Im Bereich des Aufselplatzes und seines naheren Umfelds ist seit Jahren eine nachteilige
stadtebauliche Entwicklung erkennbar, gepragt durch Leerstande, bauliche Defizite sowie
Spielhallen und Wettblros. Die geltenden Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 3823 von
1973 lassen diese Nutzungen weitgehend zu und bieten keine ausreichenden
Steuerungsméglichkeiten im Planungsrecht. Die 2021 beschlossene Anderung des
Bebauungsplans Nr. 3823, der eine Einschrankung dieser Nutzungen vorsah, wurde am
17.07.2024 vom Bayerischen Verwaltungsgerichtshof wegen Abwagungsfehlern fir unwirksam
erklart. Damit fehlt der Stadt aktuell ein planungsrechtliches Instrument, um weitere
Ansiedlungen von Spielhallen und Wettburos zu steuern, obwohl im Gebiet des Bebauungsplans
bereits drei Spielhallen und ein Wettbliro bestehen und die stadtebauliche Entwicklung
erkennbar negativ beeinflusst wird.

Zur Stabilisierung des zentralen Versorgungsbereichs, zur Sicherung der Aufenthalts- und
Wohnqualitét sowie zur Umsetzung der Sanierungsziele ist daher eine emeute Anderung des
Bebauungsplans erforderlich.

Das Verfahren wird gemall § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren ohne Umweltprifung
durchgefuhrt.

Seite 1 von 4
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Stadt Nurnberg Beschlussvorlage Stpl/043/2026

1. Finanzielle Auswirkungen:

[] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

D] Nein (— weiter bei 2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[ ] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[ ] dauerhaft [] nurflr einen begrenzten Zeitraum
davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. Il / Stk in Kenntnis gesetzt)

] Ja

[] Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
D] Nein (— weiter bei 3.)
(] Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

Seite 2 von 4
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Stadt Niurnberg

Beschlussvorlage Stpl/043/2026

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[
[

Ja

Nein

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

[
X

Nein

Ja

Kurze Begriundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

siehe Kapitel 1.4.2. der Begriindung ,Gender und Diversity*

4. Abstimmung mit weiteren Geschaftsbereichen / Dienststellen:

OO X O

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

RA

Seite 3 von 4
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Stadt Nurnberg Beschlussvorlage Stpl/043/2026

Beschlussvorschlag:

1. Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t, dass fur das im Plan des Stadtplanungsamts vom
06.10.2026 umfasste Gebiet zwischen Peter-Henlein-Stralle, Pillenreuther Straflle, der
sudlichen Grenze der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-Stral’e und der Westseite des
AufseRplatzes die Anderung des Bebauungsplans 3823 aufzustellen ist. Der
Bebauungsplan soll im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB ohne Umweltprifung
aufgestellt werden.

2. Der Stadtplanungsausschuss billigt den Entwurf zur Anderung des Bebauungsplans
Nr. 3823 auf Grundlage des Plans vom 06.10.2026 und der Entwurfsbegrindung vom
06.10.2026.

3. Der Stadtplanungsausschuss beschlielt, den Entwurf zur Anderung des
Bebauungsplans Nr. 3823 gem. § 3 Abs. 2 BauGB im Internet zu verdffentlichen und
zusatzlich offentlich auszulegen.

Dies ist im Amtsblatt bekannt zu machen.

Seite 4 von 4
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Beilage
Betreff:

Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823 fiir ein Gebiet zwischen Peter-Henlein-StraRe, Pil-
lenreuther StraBe, der siidlichen Grenze der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-StralRe
und der Westseite des AufseBplatzes

Einleitung und Billigung

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation

Der Aufsel3platz bildet gemeinsam mit dem Kopernikusplatz das funktionale Zentrum der NUrn-
berger Stdstadt und erfillt wichtige Versorgungs-, Aufenthalts- und ldentifikationsfunktionen. Im
Bereich des Aufselplatzes und seines naheren Umfelds sind stadtebauliche und funktionale De-
fizite erkennbar. Die Bestandsaufnahmen zeigen eine Haufung von Spielhallen und Wettbiros,
zunehmende Leerstéande, den Rickgang inhabergefuhrter Einzelhandelsbetriebe sowie funktio-
nale und bauliche Defizite, insbesondere entlang der Pillenreuther Stralle und der Breit-
scheidstralle. Diese Entwicklungen beeintrachtigen die Funktionsfahigkeit des zentralen Versor-
gungsbereichs Aufsel3platz, die Angebotsvielfalt des Einzelhandels sowie die Wohn- und Aufent-
haltsqualitat im Quartier. Bereits heute befinden sich im Geltungsbereich des Bebauungsplans
drei Spielhallen und ein Wettbdiro.

Die Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823 aus dem Jahr 2021, der bereits eine Steuerung von
Spielhallen und Wettblros vorsah, wurde am 17. Juli 2024 durch den Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshof wegen Abwagungsfehlern fir unwirksam erklart. Damit gelten wieder die Festsetzun-
gen des Bebauungsplans Nr. 3823 aus dem Jahr 1973, die Spielhallen und Wettburos in weiten
Teilen des Plangebiets zulassen. Die raumliche Konzentration dieser Nutzungen beeintrachtigt
die Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbereichs und fihrt zu einer weiteren Destabili-
sierung des Umfelds. Aufgrund der bestehenden Rechtslage gibt es derzeit kaum Moglichkeiten,
zusatzliche Vorhaben dieser Art zu versagen.

Vor diesem Hintergrund ist eine Anderung des Bebauungsplans erforderlich, um die stadtebauli-
che Entwicklung zu stabilisieren, die Versorgungsfunktion des Aufsel3platzes zu sichern und die
Ziele der Stadterneuerung sowie des Vergnugungsstattenkonzepts umzusetzen.

Planungsrecht

Das Verfahren wird gemal § 13 Baugesetzbuch (BauGB) im vereinfachten Verfahren ohne
Durchflhrung einer Umweltprifung durchgefuhrt. Die Grundziige der Planung sind nicht beruhrt.
Die Anderung betrifft ausschlieRlich die Zulassigkeit bestimmter Nutzungsarten der Vergnii-
gungsstatten und greift nicht in die grundlegende stadtebauliche Struktur und Grundkonzeption
ein.

Der Bebauungsplan wird aus dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt. Eine Anderung
des Flachennutzungsplans ist nicht erforderlich.

Planungskonzept

Ziel der Planung ist es, die Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbereichs am Aufsef3-
platz zu sichern und die Wohn- und Aufenthaltsqualitat im Umfeld zu schitzen. Die Bestandsana-
lyse zeigt eine deutliche Haufung vergnigungsstattentypischer Nutzungen, insbesondere im Be-
reich der Breitscheidstral’e und der Pillenreuther Stralle. Diese Konzentration beeintrachtigt die
Nutzungsvielfalt, erschwert die Ansiedlung zentrenrelevanter Einzelhandels- und Dienstleis-
tungsangebote und wirkt sich nachteilig auf das stadtebauliche Erscheinungsbild aus.

Um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, wird die Zulassigkeit von Spielhallen und Wettbu-
ros im Plangebiet neu geregelt. Im Mischgebiet sollen diese Nutzungen kinftig vollstandig aus-
geschlossen werden, da die Wohnnutzung dort dominiert und die stadtebauliche Empfindlichkeit
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besonders hoch ist. Im sudlichen Kerngebiet werden Spielhallen und Wettburos ebenfalls ausge-
schlossen, da die vorhandene Nutzungsstruktur gesichert und eine weitere Konzentration dieser
Nutzungen vermieden werden soll. Im nérdlichen Kerngebiet sollen Spielhallen und Wettblros
kunftig nur noch im Untergeschoss und im ersten Obergeschoss zulassig sein. Die Erdgeschoss-
zonen bleiben damit Nutzungen vorbehalten, die zur Belebung des zentralen Versorgungsbe-
reichs beitragen. Die gewahlte Steuerung erfolgt im Einklang mit den stadtebaulichen Zielsetzun-
gen des Vergnlugungsstattenkonzepts der Stadt Nurnberg.

Kosten
Fir die Stadt Niirnberg entstehen durch die Anderung des Bebauungsplans keine Kosten.

Zeitliche Umsetzung

Nach der Billigung des Entwurfs erfolgt die Verdéffentlichung im Internet mit ergéanzender 6ffentli-
cher Auslegung gemal § 3 Abs. 2 BauGB. Parallel dazu erfolgt die Beteiligung der Behdrden und
sonstigen Trager o6ffentlicher Belange gemal §4 Abs. 2 BauGB. Der Satzungsbeschluss ist fr
Anfang 2027 vorgesehen.

Fazit

Die Verwaltung empfiehlt dem Stadtplanungsausschuss die Einleitung und zugleich Billigung des
Entwurfs zur Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823. Die Anderung ist erforderlich, um die stad-
tebauliche Entwicklung zu stabilisieren, die Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbe-
reichs zu sichern und weiteren negativen Nutzungsverschiebungen entgegenzuwirken.
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Stadtplanungsamt NURNBERG

BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3823

fur ein Gebiet zwischen Peter-Henlein-Stralle, Pillenreuther Stral3e, der sudlichen Grenze
der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-Stra’e und der Westseite des Aufseliplatzes

© Nurnberg Luftbild Hajo Dietz
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BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3823

BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS
NR. 3823

fir ein Gebiet zwischen Peter-Henlein-Stralle, Pillenreuther Stralde, der stidlichen

Grenze der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-Stra3e und der Westseite des

Aufselplatzes
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BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3823

BEGRUNDUNG
ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS
NR. 3823

fir ein Gebiet zwischen Peter-Henlein-Stralle, Pillenreuther Stralle, der stdlichen
Grenze der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-Stra3e und der Westseite des
Aufselplatzes

1.1.

PLANBERICHT

ALLGEMEINES (GEBIET / RECHTSGRUNDLAGEN / VERFAHREN)

Der Geltungsbereich der Anderung des Bebauungsplans (BP) Nr. 3823 liegt siid-
lich des Nurnberger Hauptbahnhofs im Stadtteil Galgenhof. Der Geltungsbereich
unterscheidet sich leicht vom urspriinglichen BP Nr. 3823. So wurden zwei Be-
reiche im urspriinglichen Geltungsbereich durch neuere BP auller Kraft gesetzt.
Im Stdwesten ist ein Teil der Karl-Broger Stralde aufgrund des BP Nr. 3946 nicht
mehr Teil des Geltungsbereichs. Im Norden wurde die Peter-Henlein-Stralle auf-
grund des BP Nr. 4217 aus dem Geltungsbereich herausgenommen.

Der Bereich sudlich der Bahnanlagen wird allgemein als Siidstadt bezeichnet.
Innerhalb dieses Stadtgefliges stellt der Aufsel3platz gemeinsam mit dem an-
grenzenden Kopernikusplatz das funktionale Zentrum der Nirnberger Stidstadt
dar und besitzt eine ausgepragte ldentifikationsfunktion fur die Bevolkerung. Der
Aufsel3platz wurde im Jahr 1876 als reprasentative Grinanlage angelegt (vgl.
ISEK Nurnberger Suden 2012: 30) und entwickelte sich spatestens mit der Er-
richtung des Kaufhauses ,Schocken® im Jahr 1920 zu einem urbanen Schwer-
punkt mit hoher Bedeutung fir Handel, Aufenthalt und Verkehr. Bis heute erfullt
der Platz wichtige stadtebauliche Funktionen: Er bildet einen zentralen Verkehrs-
knotenpunkt des OPNV, fungiert als ausgewiesener zentraler Versorgungsbe-
reich (B-Zentrum Aufsel3platz) und stellt zugleich einen innerstadtischen Frei-
raum mit Begegnungs-, Aufenthalts- und Spielplatzqualitaten dar.

Rechtsgrundlage fir die Anderung des BP ist das Baugesetzbuch (BauGB) so-
wie die aufgrund des BauGB erlassenen Vorschriften. Zustandig fur die Aufstel-
lung und Anderung von Bebauungspléanen ist die Gemeinde. Das Verfahren zur
Anderung des BP wird nach den Vorschriften des vereinfachten Verfahrens ge-
man § 13 BauGB durchgefuhrt. Im BP Nr. 3823 aus dem Jahr 1973 lag der stad-
tebauliche Grundzug der Planung in der verkehrlichen Neuordnung und mdégli-
chen Erweiterung der Pillenreuther Stralle. Dieser Grundzug pragt die planeri-
sche Leitidee des BP und bleibt durch die vorliegende Anderung vollstandig un-
berthrt. Die nun vorgesehene Anpassung betrifft ausschliel3lich die Feinsteue-
rung der im Plangebiet zulassigen Nutzungen, insbesondere die Einschrankung
vergnugungsstattentypischer Nutzungen zur Sicherung der Funktionsfahigkeit
des zentralen Versorgungsbereichs am Aufsef3platz. Die Anpassung der Art der
baulichen Nutzung dient der Sicherung und Stabilisierung der bestehenden Nut-
zungsstruktur und stellt eine stadtebaulich notwendige Feinsteuerung dar. Vor
diesem Hintergrund beriihrt die Anderung der Art der baulichen Nutzung nicht
die Grundzlge der Planung. Die Anwendung des §13 BauGB ist damit mdglich.
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Angesichts der stadtebaulichen Bedeutung des Aufsel3platzes und der Haufung
der Vergnigungsstatten ist der Nutzungsausschluss auf dieser Flache erforder-
lich, um negative stadtebauliche Entwicklungen zu verhindern und den zentralen
Versorgungsbereich zu schitzen.

Das Verfahren wird ohne Umweltprifung, ohne Umweltbericht und ohne frihzei-
tige Beteiligungen durchgeflihrt. Die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 BauGB
sind erflllt, da durch die Planung wie oben beschrieben keine Grundzige der
Planung sowie keine Vorhaben ermdoglicht werden, die einer Umweltvertraglich-
keitsprufung unterliegen, keine Hinweise auf Beeintrachtigungen der in § 1 Abs.
6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzguter bestehen und keine Verpflichtungen
nach § 50 Abs. 1 BImSchG ausgel6st werden.

ANLASS ZUR ANDERUNG - PLANUNGSZIELE

Als zentraler Versorgungsbereich und Platz mit Aufenthaltsfunktion hat der Be-
reich Aufsel3platz, derim Geltungsbereich des BP Nr. 3823 liegt, eine Bedeutung
Uber die Nurnberger Stdstadt hinaus. Zudem befinden sich viele Wohnnutzun-
gen besonders im Mischgebiet (MI) im Norden des Geltungsbereichs.

Ziel der Bebauungsplananderung ist es, diese genannten Funktionen zu erhal-
ten und zu schutzen. In den letzten Jahren ist dabei immer wieder eine deutlich
negativ wirkende Haufung von Spielhallen und Wettblros im Geltungsbereich
des Bebauungsplans und dessen naherer Umgebung aufgefallen. Diese Hau-
fung hat negative Auswirkungen auf die Funktionen (Wohnen, Versorgen).

Im unmittelbaren Umfeld des Aufsel3platzes besteht bereits heute eine fir die
geringe Grol3e des Plangebiets ungewohnlich hohe Konzentration von Spielhal-
len und Wettbiros. Die Bestandsaufnahme von September 2026 (eine Plausibi-
litatsprifung wird vor Satzungserlass vorgenommen) zeigt, dass sich diese ver-
gnugungsstattentypischen Nutzungen entlang der Pillenreuther Stralle und der
Breitscheidstralle verorten und weitere Standorte aufgrund leerstehender oder
instabiler Gewerbeflachen jederzeit entstehen kdnnen. Gesellschaftliche Vorbe-
halte gegeniber Vergnlgungsstatten in gehaufter Anzahl bewirken einen
Imageverlust des Umfelds und eine abnehmende Frequentierung durch die Be-
volkerung. Dies hat einen passiven Verdrangungseffekt auf andere Dienstleis-
tungs- und Einzelhandelsangebote zur Folge. Zudem stehen die betroffenen Ge-
werberaume nicht mehr flr zentrenrelevante Nutzungen zur Verfigung, was die
Angebotsvielfalt weiter reduziert, und die Attraktivitdt des zentralen Versor-
gungsbereichs schwacht. Diese Entwicklungen beeintrachtigen sowohl die
Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbereichs als auch die Wohn- und
Aufenthaltsqualitat in den angrenzenden Quartieren.

In den letzten Jahren ist im Gebiet rund um den Aufsel3platz eine kontinuierliche
Abnahme der Einzelhandelsvielfalt und der Angebotsqualitat zu beobachten. Es
ist davon auszugehen, dass das Zusammenwirken mehrerer Faktoren zu dieser
Entwicklung beigetragen hat. Ein wesentlicher Faktor war die SchlieRung und
der anschliefiende Rickbau des Kaufhofs im Jahr 2012 sowie die Uber viele
Jahre ungeklarte Nachnutzung der Flache. Hinzu kommt die zunehmende
Schlieflung kleiner, haufig inhabergeflhrter Fachgeschafte mit spezialisierten
Angeboten. Dieser bundesweit zu beobachtende Strukturwandel im Einzelhan-
del zeigt sich auch am Aufselplatz.
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Die Stadt Nurnberg verfolgt bereits seit dem ISEK Nurnberger Stden 2012 das
Ziel, den Aufselplatz als starkes und stabilisiertes Zentrum der Stdstadt zu si-
chern und aufzuwerten. Die Fortschreibung des ISEK im Jahr 2020 bestatigte
diese Prioritat. Im Zuge dieser strategischen Zielsetzung wurden am Aufsel3platz
bereits verschiedene Mallnahmen geplant und umgesetzt, darunter:

o Umgestaltung und stadtebauliche Aufwertung des Platzraums (Neupflanzun-
gen, Mdblierung, Wegebeziehungen)

e Umbaumalinahmen an der U-Bahnhaltestelle Aufsel3platz und Verbesserun-
gen der OPNV-Anbindung

e Sicherheits- und Ordnungskonzept mit angepasster Beleuchtung und ver-
besserten Sichtbeziehungen

e Sanierung und Aufwertung des Spielplatzbereichs

o Aufwertung angrenzender Stralienrdume, insbesondere Karl-Bréger-Strale

e Mallnahmen im Rahmen der Stadtebauférderung (Programm ,Sozialer Zu-
sammenhalt*)

Der Geltungsbereich des BP Nr. 3823 lag 1995 bis 2026 innerhalb des Sanie-
rungsgebiets Galgenhof/Steinblhl, welches durch das Férderprogramm Soziale
Stadt geférdert wurde. Im Rahmen der Férderung wurde unter anderem die Um-
gestaltung des Aufsel3platzes ermoglicht. In dem Zuge wurde im Norden des
Aufsel3platzes ein neuer Spielplatz mit hoher Aufenthaltsqualitat errichtet. Nach
Auslaufen der Forderphase soll das Gebiet erneut zum Sanierungsgebiet (Quar-
tier Annapark) erklart werden. Der Entwurf der Satzung Uber die férmliche Fest-
legung des Sanierungsgebiets ,Quartier Annapark® gem. § 142 BauGB wurde
am 28.01.2026 in der Sitzung des Stadtrates einstimmig beschlossen. Fur den
Versorgungsbereich Aufse3platz wird unter anderem das Ziel formuliert, die Erd-
geschosszonen durch multifunktonale und bedarfsgerechte Nutzungen zu star-
ken. Zudem soll zur Sicherung einer ausgewogenen Mischung aus Nahversor-
gung, Dienstleistungen und sozialen Angeboten eine Vermeidung von stérenden
Nutzungen wie Vergnlgungsstatten, insbesondere reine Wettblros, Wettannah-
mestellen und reine Automatenlasen angestrebt werden (vgl. Sanierungsgebiet
Annapark, Vorbereitende Untersuchung, S. 108). Diese Zielsetzung verdeutlicht
den Willen der Stadt, dass die weitere Ausbreitung von Spielhallen und Wettbi-
ros im Sanierungsgebiet einer Stabilisierung des zentralen Versorgungsbereichs
entgegensteht und eine Entwicklung des Versorgungsbereichs angestrebt wird.

Westlich des Geltungsbereichs befindet sich der Standort des geplanten Scho-
cken-Carrés, um die Nachnutzung des ehemaligen Karstadt zu entwickeln. Dort
ist ein stadtebaulicher Nutzungsmix mit Einzelhandelsflachen, Wohnungen und
eine Kindertageseinrichtung vorgesehen. Ziel ist nicht nur die Nachnutzung der
abgebrochenen Immobilie, sondern auch eine Belebung des Aufseliplatzes und
die Stabilisierung seiner Versorgungsfunktion.

Auch die Freiraumplanung der Stadt NUrnberg weist dem Aufsel3platz eine zent-
rale Rolle zu. Die relevanten stadtischen Konzepte bestatigen die besondere
stadtebauliche Bedeutung des Bereichs und die Notwendigkeit einer funktional
stabilen Nutzungsmischung. Hierzu zahlen das Gesamtstadtische Freiraumkon-
zept Nirnberg (inkl. Baustein Wasser), der Aktionsplan ,Kompaktes Griines
Nurnberg®, das Freiraumkonzept Nurnberger Suden, die Freiraumversor-
gungs- und Erreichbarkeitsanalyse, die Planungen zur Sudstadt.Klima.Meile, die
Integrierten Stadtentwicklungskonzepte (Wasser, Stdstadt), sowie das Stadtkli-
magutachten (Fortschreibung 2024/25). Diese Konzepte betonen die Bedeutung
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klimaresilienter, nutzungsstarker und sozial ausgewogener Stadtraume und un-
terstreichen die planerische Notwendigkeit, storende Nutzungen im Umfeld des
Aufsel3platzes zu begrenzen.

Das Vergnigungsstattenkonzept hat Teile des AufseRplatzes als Zulassigkeits-
bereiche fur Vergnigungsstatten definiert (vgl. S. 213 und Karte 86).
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Allerdings ist dieser Zulassigkeitsbereich eingeschrankt auf die Ober- und Un-
tergeschosse: ,Zum Schutz des Bodenpreisgefiiges und der sensiblen Erdge-
schosszone sowie zur Vermeidung von Vergnugungsstattenkonzentrationen ist
die Zulassigkeit auf die Ober- und Untergeschosse zu beschranken.” (vgl. Ver-
gnugungsstattenkonzept, S. 216)

Mit der vorliegenden Anderung des BP sollen diese konzeptionellen Vorgaben
umgesetzt werden um dem Steuerungsbedarf in Bezug auf Spielhallen, Wettbu-
ros am Aufselplatz nachzukommen.

Eine weitere Ansiedlung von Spielhallen und Wettblros, insbesondere im Be-
reich der Ladenzeilen im Erdgeschoss, wird als nicht vertraglich flr das Gebiet
angesehen. Daher sollen Spielhallen und Wettbiros im bestehenden Mischge-
biet und im sudlichen Kerngebiet ausgeschlossen werden. Im nérdlichen Kern-
gebiet (MK1) sollen Spielhallen und Wettblros kinftig nur im 1. Obergeschoss
und im Untergeschoss zulassig sein. Diese Einschrankung dient dem Erhalt und
der Entwicklung des Aufsel3platz als zentraler Versorgungsbereich und den wei-
teren stadtischen Zielsetzungen zur Steigerung der Aufenthaltsqualitat und At-
traktivitat des Platzes.
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GRUNDLAGEN DER PLANUNG

ANALYSE DES BESTANDS

Lage im Stadtgebiet / Topografie

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Galgenhof innerhalb der dstlichen Sudstadt
Nurnbergs und wird durch die Peter-Henlein-Stralle im Westen, die Pillenreuther
Strale im Osten, die sudliche Grenze der Gemarkung Galgenhof, die Karl-Bro-
ger-Stral’e im Norden sowie die Westseite des Aufsel3platzes begrenzt. Es be-
findet sich in einer innenstadtnahen Randlage und stellt eine wichtige Verbin-
dung zwischen dem Hauptbahnhof und den sidlichen Stadtbereichen dar. Auf-
grund seiner Lage zwischen bedeutenden Verkehrsachsen ist das Gebiet gut an
den o6ffentlichen Nahverkehr angebunden und verflgt Uber eine hohe Erreich-
barkeit fur FuRganger, Radfahrer und den motorisierten Individualverkehr.

Die Topografie des Areals ist Uberwiegend eben und weist keine wesentlichen
Héhenunterschiede auf. Die Hohenlage des Gebiets liegt durchschnittlich bei ca.
310 Metern uber Normalhéhennull (NHN).

Gegenwartige Nutzungen und Baustruktur

Der Geltungsbereich der Anderung des BP Nr. 3823 umfasst ein innerstadti-
sches Gebiet zwischen der Peter-Henlein-Stralle, der Pillenreuther Stralle, der
sudlichen Grenze der Gemarkung Galgenhof, der Karl-Broger-Straf3e und der
Westseite des Aufsel3platz. Der Bereich ist durch eine hohe bauliche Dichte,
eine Uberwiegend geschlossene Blockrandstruktur und eine Mischung aus Woh-
nen, Einzelhandel und Dienstleistungen gepragt.

Im zentralen Bereich rund um den Aufsel3platz sowie entlang der angrenzenden
HauptstralRen wie der Pillenreuther Stral3e und der Breitscheidstral3e, zeigt sich
eine deutliche Haufung vergnigungsstattentypischer Nutzungen. Mehrere Ge-
baude werden bereits heute durch Spielhallen oder Wettbiros genutzt. Diese
Verdichtung und Haufung vergnugungsstattentypischer Nutzungen fallt zeitlich
mit dem Ruckgang stabilisierender Einzelhandels- und Dienstleistungsnutzun-
gen zusammen. Dartber hinaus besteht die Gefahr, dass sich die Ansiedlungs-
und Entwicklungsmaoglichkeiten anderer zentrenrelevanter Nutzungen weiter
verringern.

Die Bestandsaufnahme vom 14.09.2026 hat gezeigt, dass der Rlickgang inha-
bergeflhrter Geschafte und qualitatssichernder Einzelhandelsnutzungen ent-
lang der Hauptstral’en besonders ausgepragt ist. In der Pillenreuther Straf3e und
der Breitscheidstral’e pragen Leerstande, geringwertige Nutzungen und ein er-
hoéhter Anteil vergnigungsstattentypischer Betriebe zunehmend das Stral3en-
bild. In der Wélckernstralle sind erste Anzeichen einer vergleichbaren Entwick-
lung erkennbar, vor allem im sudlichen Abschnitt im Umfeld der Postbank,
Wodlckernstralde 6.

Die geplante Anderung des BP leistet daher einen zentralen Beitrag zur Stabili-
sierung des Aufselplatzes, zur Sicherung seiner Versorgungs- und Aufenthalts-
funktion sowie zur Umsetzung der Ubergeordneten Ziele der Stadtsanierung.
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Mischgebiet (Ml)

Wie in der Bestandsaufnahme vom September 2026 deutlich geworden ist, ist
ein raumliche Konzentration der einzelnen Nutzungen erkennbar. Der nérdliche
Teil des Ml ist eindeutig starker durch Wohnnutzungen gepragt, wahrend der
Siden und Sud-Westen in der Erdgeschosszone Uberwiegend gewerblich ge-
pragt ist. Im Gebiet bestehen auRerdem zwei nicht kerngebietstypische Spiel-
hallen, die im Rahmen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 1968 als nicht
wesentlich stérende Gewerbebetriebe im Ml zulassig sind. Diese befinden sich
jeweils im Erdgeschoss der Gebaude Pillenreuther Strale 18 und 20. Fir beide
Nutzungen liegt eine Baugenehmigung vor.

Insgesamt zeigt das Gebiet eine klare Dominanz der Wohnnutzung, wahrend die
gewerblichen Nutzungen nur noch eine untergeordnete Rolle spielen. Die bauli-
chen Strukturen entsprechen in vielen Teilen nicht mehr den Anforderungen mo-
derner Handwerks- oder Einzelhandelsbetriebe, die gewerbliche Stabilitat wird
weiter schwacht. Die Wohnnutzung selbst ist dagegen stabil. Die Gebaude sind
teilweise sanierungsbediirftig, jedoch weder vom Verfall bedroht noch von Leer-
stand gepragt.

Im Bereich der gewerblichen Nutzungen ist die Stabilitat hingegen nur einge-
schrankt gegeben. Dies zeigt sich unter anderem an LadenschlieRungen, wie
der aufgegebenen Backerei am Aufsel3platz 13, sowie an Leerstanden, etwa in
der Breitscheidstralle 5. Angesichts des geringen Anteils an nichtwohnbaulichen
Nutzungen stellt sich grundséatzlich die Frage, ob das Gebiet faktisch noch einem
Mischgebiet entspricht. Die vorliegenden Gegebenheiten sprechen jedoch daflr,
die bestehende Gebietskategorie beizubehalten, da die Wohnnutzung die stad-
tebauliche Identitat des Bereichs klar bestimmt und ein Gebiet mit starkerer
Funktionsdurchmischung (wie ein urbanes Gebiet gem. § 6a BauNVO) die tat-
sachlichen Verhaltnisse nichtzutreffender abbilden wirde. Im Rahmen der vor-
handenen Leerstande ist so weiterhin eine Ansiedlung von im Mischgebiet zu-
lassigen Gewerbebetrieben mdglich und wird auch angestrebt.

Kerngebiet Nord (MK 1)

Im ndrdlichen Kerngebiet (MK 1) befinden sich Nutzungen wie Einzelhandels-
nutzungen, Angebote der medizinischen Versorgung, Blronutzungen, Nachhil-
feangebote, sowie eine Spielhalle und ein Wettburo. Die Spielhalle befindet sich
in der Pillenreuther Strae 34 und ist genehmigt. Allerdings ist der Eingang zur
Spielhalle in der Pillenreuther Stral’e 34 in der Breitscheidstra’e, neben dem
Eingang zur Breitscheidstralie 6 verortet. Aus diesem Grund ist diese Spielhalle
in ihrer AuRenwirkung mehr der FulRgangerzone in der Breitscheidstralle als der
Pillenreuther Strale zuzuordnen. Das Wettbiro befindet sich in der Breit-
scheidstral’e 4. Zuvor war eine Metzgerei in der Gewerbeeinheit untergebracht.
Far das Wettburo liegt keine Baugenehmigung vor.

Insgesamt wird das Gebiet sehr vielfaltig genutzt. Die Nutzungen des Einzelhan-
dels bestehen aus Angeboten zur Deckung des taglichen Bedarfs, wie zwei Dro-
gerien, Apotheken und Lebensmitteleinzelhandler, sowie Laden im eher ginsti-
gen Segment fur Bekleidung oder Elektronik. Die vorhandenen Nutzungen sind
uberwiegend dem preisorientierten Segment zuzuordnen. Gleichzeitig weisen
Teile des Gebaudebestands einen erhéhten Modernisierungs- und Erneue-
rungsbedarf auf. Hier befinden sich auch die Eingange der vorstehend genann-

8/40

57



[1.1.1.2.c.

1.1.1.2.d.

BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3823

ten Vergnugungsstatten. Die Frequentierung dieses Bereichs der Fulganger-
zone durch Einkaufende ist sehr gering, sodass die ubriggebliebenen Einzelhan-
delsangebote kaum von Laufkundschaft profitieren.

Die Gebaude auf der nordlichen Strallenseite entlang der Wolckernstralie ma-
chen Uberwiegend einen stabilen Eindruck. Die Nutzungen sind Uberwiegend
Einzelhandel von grof3en Filialisten des Drogerie- und Lebensmitteleinzelhan-
dels sowie Apotheken und ein Arztehaus. Die Geb&aude sind zum Teil neu und
im Unterschied zu vielen Gebauden in der Umgebung in einem sehr guten Sa-
nierungszustand. Daneben weist das MK 1 (Nord) lediglich einen punktuellen
Wohnanteil auf: Wohnnutzungen befinden sich ausschlieBlich in der Breit-
scheidstral’e 4 Uber dem Wettbiro, und zwar vom 1. Obergeschoss bis zum
4. Obergeschoss (vgl. Bestandsaufnahme vom 14.09.2026). Weitere Wohnnut-
zungen sind im MK 1 (Nord) nicht vorhanden und damit mit der Festsetzung
eines Kerngebiets vereinbar. Der Gebietscharakter wird weiterhin eindeutig
durch die kerngebietstypischen Nutzungen wie insbesondere den Einzelhandel,
medizinische Versorgung, Dienstleistungen und die vorhandenen Vergnugungs-
stattennutzungen bestimmt. Die Wohnnutzung tritt gegenuber diesen malfgebli-
chen Funktionen deutlich zurlick und stellt eine typische, untergeordnete Ober-
geschossnutzung dar. Vor diesem Hintergrund kann die Festsetzung eines Kern-
gebiets weiterhin aufrechterhalten werden.

Kerngebiet Stud (MK 2)

Das Kerngebiet sudlich der Walckernstrale ist durch Nutzungen von Gewerbe,
Einzelhandel und Wohnen gepragt. In diesem Bereich befinden sich eine Backe-
rei, eine Bank, Arzte, ein Friseur, ein Horgerateakustiker, ein Fitnessstudio und
ein Escaperoom. Insgesamt wirkt die Bausubstanz auf diese Stral3enseite weni-
ger wertig als die Gebaude ndérdlich der Wélckernstra3e. Auch wird bei Betrach-
tung der Nutzungen deutlich, dass diese deutlich weniger Kundschaft anziehen
als die Geschafte auf der anderen Stral3enseite.

Ferner ist festzuhalten, dass im sidlichen Kerngebiet auch Wohnnutzungen vor-
handen sind. In der Pillenreuther Stral3e 42 und 45 befinden sich Wohnungen
vom Erdgeschoss bis zum 4. Obergeschoss, am Kopernikusplatz 3 bestehen
Wohnnutzungen vom 1. bis zum 4. Obergeschoss. Diese Wohngebaude treten
gegenlber den pragenden gewerblichen Nutzungen deutlich zurlick und ent-
sprechen der in § 7 Abs. 2 Nr. 7 BauNVO vorgesehenen Mdglichkeit, Wohnun-
gen allgemein zuzulassen. Die Gebietspragung bleibt insgesamt eindeutig ge-
werblich. Gleichzeitig erhéhen die vorhandenen Wohnnutzungen die stadtebau-
liche Empfindlichkeit des Bereichs gegenuber vergnugungsstattentypischen
Nutzungen und sind daher bei der Bewertung der stadtebaulichen Auswirkungen
sowie der Notwendigkeit einer Feinsteuerung zu berucksichtigen.

Geschossdifferenzierte Nutzungsverteilung im Geltungsbereich des BP

Die nachfolgenden Karten stellen die Nutzungsverteilung im Plangebiet differen-
ziert nach Geschossen dar. Sie verdeutlichen die raumliche Lage und Geschoss-
zuordnung der vergnugungsstattentypischen Nutzungen sowie der pragenden
Wohn-, Einzelhandels- und Dienstleistungsnutzungen im MI, MK 1 und MK 2.
Die Karten erganzen die textliche Bestandsanalyse und bilden die Grundlage fur
den nachfolgenden Variantenvergleich sowie die differenzierte Steuerung der
Nutzungen in den einzelnen Gebietstypen.
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Erdgeschoss

Im Erdgeschoss konzentrieren sich die publikumsorientierten Nutzungen des
Plangebiets. Entlang der Pillenreuther Stral’e und der Breitscheidstralle pragen
kleinteilige Gewerbe, Einzelhandel im unteren Preissegment sowie mehrere ver-
gnigungsstattentypische Nutzungen das Strafienbild. Diese Bereiche weisen
zugleich Leerstande und eine sichtbare funktionale Instabilitat auf. Neben dem
Einzelhandel treten im Erdgeschoss auch Gastronomiebetriebe wie beispiels-
weise Cafés auf. In den nordlichen Abschnitten des Plangebiets treten ebenso
Einzelhandelsangebote auf, wahrend die Wohnnutzung im Erdgeschoss nur
punktuell vorhanden ist. Die Darstellung verdeutlicht die besondere stadtebauli-
che Sensibilitat der Erdgeschosszonen, die als Leitbereiche des zentralen Ver-
sorgungsbereichs fungieren und daher gegenuber Vergnigungsstattennutzun-
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Stand September 2026

1. Obergeschoss

Im ersten Obergeschoss wird die funktionale Durchmischung des Plangebiets
besonders deutlich. Entlang der zentralen Abschnitte der Pillenreuther Stral’e
und der Breitscheidstral’e sind weiterhin gewerbliche Nutzungen prasent, wah-
rend sich in den noérdlichen Randbereichen des Mischgebiets und entlang der
Wodlckernstralle bereits ein hdherer Anteil an Wohnnutzungen zeigt. Einzelhan-
delsangebote treten nur vereinzelt auf und konzentrieren sich auf groRere Ge-
baudekomplexe mit durchgehender gewerblicher Nutzung. Die Ebene bildet da-
mit eine Ubergangsschicht zwischen den publikumsorientierten Erdgeschossbe-
reichen und den starker wohngepragten oberen Geschossen.

Diese Zwischenstellung macht das 1. Obergeschoss im Kerngebiet Nord (MK 1)
stadtebaulich weniger empfindlich gegentiber vergniigungsstattentypischen Nut-
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zungen als die Erdgeschosszonen, was die geplante Zulassigkeit von Vergnu-
gungsstatten in dieser Ebene fachlich stitzt. Der nérdliche Bereich des Plange-
biets (MI) sowie das sudliche Kerngebiet (MK 2) sind hingegen flir vergnigungs-
stattentypische Nutzungen nicht vertraglich. Beide Bereiche sind durch eine
deutlich hdhere Wohnorientierung gepragt und weisen eine stadtebauliche Emp-
findlichkeit auf, die eine solche Nutzung nicht vertraglich erscheinen Iasst. Durch
diese Unterteilung entsteht eine klar abgegrenzte Steuerungslogik, die die un-
terschiedlichen stadtebaulichen Rahmenbedingungen der Teilbereiche berick-
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Abbildung 3: Geschossdifferenzierte Nutzungsverteilung im Plangebiet, 1. Obergeschoss,
Stand September 2026

2. Obergeschoss

Im zweiten Obergeschoss zeigt sich eine deutliche Verschiebung hin zu wohn-
orientierten Nutzungen, ohne dass die gewerbliche Durchmischung vollstandig
endet. Entlang der zentralen Abschnitte der Pillenreuther Stral’e und der Breit-
scheidstralRe bestehen weiterhin einzelne gewerbliche Einheiten, die jedoch
deutlich seltener auftreten als im ersten Obergeschoss. In den Randbereichen
und entlang der Wolckernstrale dominiert bereits die Wohnnutzung, wodurch
das 2. OG eine Ubergangszone zwischen der gemischten Struktur der unteren
Geschosse und den zunehmend wohngepragten oberen Ebenen bildet.

Die Ebene weist damit ebenfalls eine stadtebauliche Empfindlichkeit auf.
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Abbildung 4: Geschossdifferenzierte Nutzungsverteilung im Plangebiet, 2. Obergeschoss,
Stand September 2026

3. Obergeschoss und 4. Obergeschoss

Im dritten und vierten Obergeschoss zeigt sich eine weitgehend homogene
Wohnnutzung, die die vertikale Funktionsschichtung des Plangebiets deutlich
markiert. Wahrend im 2. OG noch einzelne gewerbliche Einheiten vorhanden
sind, endet die Durchmischung im 3. OG des Mischgebiets (MI) vollstandig. Die
Gebaude im Mischgebiet (M) und in den sldlichen Randbereichen weisen
durchgehend Wohnnutzungen auf; nur wenige Gebaude mit durchgehender ge-
werblicher Struktur entlang der Pillenreuther StralRe, der WolckernstralRe und der
Breitscheidstrae bilden Ausnahmen. Das 3. OG und 4. OG sind in ihrer Nut-
zungsverteilung identisch. Hier dominiert nicht nur die Wohnfunktion, sondern
die Ebenen sind strukturell stabil und flachendeckend verankert. Stadtebaulich
entsteht hier eine deutlich ruhigere Nutzungssituation. Ab dem 3. OG bildet sich
somit die obere Wohnzone, die sich klar von den gemischt genutzten unteren
Geschossen absetzt.

Fir die Abwagung ist diese Ebene besonders relevant. Vergnigungsstattentypi-
sche Nutzungen waren hier aufgrund der Nahe zu Wohnraumen, der fehlenden
baulichen Abschirmung und der typischen Nutzungsmuster in den oberen Ge-
schossen stadtebaulich nicht vertraglich. Die Karte verdeutlicht damit die zuneh-
mende Empfindlichkeit der oberen Geschosse und die Notwendigkeit, die Wohn-
funktion konsequent zu schitzen.
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ey N\

Nutzungsverteilung 3./4. Obergeschoss

Abbildung 5: Geschossdifferenzierte Nutzungsverteilung im Plangebiet, 3./4. Oberge-
schoss, Stand September 2026

5. Obergeschoss

Das fiinfte Obergeschoss ist nur in wenigen Gebauden ausgebildet und Uber-
wiegend wohnbaulich genutzt. Auffallig ist, dass einzelne Gebaude gewerbliche
Einheiten Uber mehrere Geschosse hinweg fliihren und diese in einigen Fallen
sogar bis in das 5. OG reichen.

LBy AN\

Nutzungsverteilung 5. Obergeschoss

B

Abbildung 6: Geschossdifferenzierte Nutzungsverteilung im Plangebiet, 5. Obergeschoss,
Stand September 2026
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[1.1.1.2.e. Spielhallen und Wettburos im Geltungsbereich des BP

Ein besonderer Fokus wurde bei der Bestandsaufnahme auf die im Geltungsbe-
reich vorliegenden Spielhallen und Wettblros gelegt. Im Folgenden werden vor-
liegende Bestandsaufnahmen miteinander verglichen: Fur den Geltungsbereich
der Anderung des BP Nr. 3823 wurden zur Bestandsaufnahme im Juni 2013
zwei Spielhallen, eine Mehrfachspielhalle und ein Wettblro festgestellt.

Anschrift Nutzung
Pillenreuther Stral’e 20 Spielhalle
Pillenreuther Stral’e 34 Spielhalle
Breitscheidstralie 4 Wettblro
Aufseldplatz 21/ Wolckernstralle 3 | Mehrfachspielhalle
(Eckhaus)

Tabelle 1: Spielhallen und Wettbiiros im Geltungsbereich des BP Nr. 3823; Stand Juni 2013

Abbildung 7: Spielhallen (rot) und Wettbiiro (rot mit Schraffur) im Geltungsbereich des BP
Nr. 3823; Stand Juni 2013

Zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme durch das Stadtplanungsamt Nirnberg
am 14.09.2026 befanden sich im Geltungsbereich der Anderung des BP Nr.
3823 drei Spielhallen und ein Wettburo.

Anschrift Art der Nutzung Verortung im Gebaude
Pillenreuther Stralle 18 Spielhalle Erdgeschoss
Pillenreuther Stral’e 20 Spielhalle Erdgeschoss
Pillenreuther Strale 34 Spielhalle Erdgeschoss
Breitscheidstralle 4 Wettburo Erdgeschoss
Tabelle 2: Spielhallen und Wettbiiros im Geltungsbereich des BP Nr. 3823; Stand September
2026
14/40
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Nr. 3823; Stand September 2026

Bauplanungsrechtlich ware eine weitere Ansiedlung von Spielhallen, Wettbiros
und Wettannahmestellen moglich. Allerdings schreibt Art. 10 Abs. 3
BayAGGIUStV einen Mindestabstand zwischen zwei Spielhallen vor. Dieser be-
tragt 250 m Luftlinie von Eingangstur zu Eingangstir gemessen bei vor dem
30.06.2017 genehmigten Spielhallen und zukinftig 500 m Luftlinie von Ein-
gangstlr zu Eingangstir gemessen bei nach dem 30.06.2027 genehmigten
Spielhallen. Aufgrund der Abmale des Geltungsbereichs des BP Nr. 3823 ergibt
sich, dass innerhalb des Geltungsbereichs durch die Abstandsregelungen keine
weitere Ansiedlung von Spielhallen mdéglich ist.

Flr Wettblros besteht eine solche Abstandsregel nicht. Grundsatzlich ist in
Art. 7 Abs. 2 Nr. 4 BayAGGIUStV geregelt, dass Wettvermittlungsstellen einen
Mindestabstand zu vulnerablen Einrichtungen wie Schulen oder Suchthilfeein-
richtungen einzuhalten haben. Dadurch, dass eine deutliche Haufung von Wett-
biros und Wettannahmestellen im Plangebiet zu beobachten ist und ein weiterer
Rickgang von gewerblichen Nutzungen zu beflirchten bleibt, besteht weiterhin
die Gefahr einer weiteren Ausbreitung von Wettbliros und Wettannahmestellen
im Geltungsbereich des BP.

Weiterhin wird das alleinige Abstellen auf das BayAGGIUStV kritisch gesehen.
Anderungen dieses Gesetzes kénnten stadtebaulich unerwiinschte Folgen fur
den Geltungsbereich des BP nach sich ziehen. Zur langfristigen Steuerung der
stadtebaulichen Entwicklung am Aufsel3platz bleibt das Planerfordernis daher
bestehen.

Verkehr

Das Plangebiet ist verkehrlich sehr gut erschlossen. Sowohl die Anbindung flr
den motorisierten Individualverkehr (MIV) als auch die Anbindung an den 6&ffent-
lichen Personennahverkehr und auch offentlichen Personenfernverkehr sind
sehr gut.
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Ostlich des Plangebiets verlauft die Pillenreuther StralRe die als Ubergeordnete
Verkehrsachse die Verbindung zur Innenstadt und zu sidlichen Stadtteilen ge-
wahrleistet. In  Ost-West-Richtung durchschneidet die Landgraben-
stralle/Wolckernstralde das Plangebiet. Die Landgrabenstral3e/Wodlckernstralde
kann als Hauptverkehrsachse der Stdstadt betrachtet werden.

Auf der LandgrabenstralRe/Wolckernstralle verauft zudem das Schienennetz
der Stralkenbahn, welche an der Station ,Aufsel3platz* durch die Linien 5, 6, 10,
11 und D bedient wird. Samstags und sonntags wird die Station ,Aufsel3platz*
zwischen 1 Uhr und 5 Uhr morgens durch den Nachtbus ,Nightliner bedient. Die
Station der Stralenbahn und des Nightliners liegt im Plangebiet an der
Wolckernstralle zwischen dem nordlichen Kerngebiet (MK 1) und dem sudlichen
Kerngebiet (MK 2).

Weiterhin wird das Gebiet Uber die U-Bahnlinie 1, die zwischen Nurnberg Lang-
wasser Sud und Furth Hardhdhe verlauft, erschlossen. Die U-Bahnstation liegt
unterirdisch unter dem Aufseplatz und verfligt Gber vier Ausgange, westlich des
nordlichen Kerngebiets MK 1 an der Stral3e ,U-Bahnhof Aufse3platz, unmittelbar
nordlich der Wolckernstralie und unmittelbar stdlich der Wolckernstral’e und am
Kopernikusplatz. Somit sind insbesondere die Kerngebiete im Plangebiet durch
die U-Bahn sehr bequem erreichbar. Im unterirdischen Bereich der U-Bahnsta-
tion befinden sich kleine Angebote der Gastronomie und des Einzelhandels.

Der Nurnberger Hauptbahnhof ist lediglich 500 m vom Aufsefplatz entfernt und
ist sowohl Uber die Strallenbahnlinie 5, die U-Bahnlinie 1, mit dem MIV und auch
fuBlaufig schnell erreichbar. Der Nurnberger Hauptbahnhof bietet einen An-
schluss an den europaischen und deutschen Schienenpersonenfernverkehr und
den Schienenpersonenregional- und Nahverkehr.

Entlang der Hauptverkehrsstrallen Wolckernstralle/Landgrabenstral’e und Pil-
lenreuther Stral3e ist die Situation aufgrund des hohen Verkehrsaufkommens flr
FuRganger und Radfahrende wenig attraktiv. Die FuBwege sind sehr schmal und
gekennzeichnete Radwege sind im Plangebiet nicht vorhanden. Hinter der Kreu-
zung Pillenreutherstral’e/ Wolckernstralle beginnt ein gut gekennzeichneter
Radweg. Sdidlich des Plangebiets verlauft parallel zur Landgraben-
stralRe/Wolckernstralle die Humboldtstralie, die als Fahrradstralte gewidmet ist.

Im westlichen Teil des Plangebiets befindet sich eine FulRgangerzone, die den
Aufsel3platz sowie die Gebaude Breitscheidstralle 4 und 6 umfasst. Hier befin-
den sich gastronomische Angebote und kleinteiliger Einzelhandel.

Die verkehrliche ErschlieBung des Aufsel3platzes ist aufgrund der zentralen
Lage und der guten Anbindung an den &ffentlichen Personennahverkehr (Stra-
Renbahn-, Bus- und U-Bahn-Stationen) als sehr gunstig zu bewerten. Die hohe
Erreichbarkeit fur alle Verkehrsarten ermoglicht es, im unmittelbaren Umfeld eine
Vielzahl an Nutzungen und Angeboten des taglichen Bedarfs zu konzentrieren.
Damit entspricht der Standort den Zielen des stadtebaulichen Leitbilds der ,Stadt
der kurzen Wege® (vgl. ISEK Nurnberger Studen 2020), das eine funktionale
Durchmischung und kurze Wegebeziehungen zwischen Wohnen, Arbeiten, Ver-
sorgung und Freizeit vorsieht. Durch die gute verkehrliche Anbindung kann das
Gebiet seine Funktion als zentraler Versorgungsbereich dauerhaft sichern und
einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen Stadtentwicklung leisten.
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[1.1.1.6.
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Offentlicher Raum und Aufenthaltsqualitat

Der AufselRplatz und sein Umfeld sind das dominierende Stadtteil- und Geschaft-
szentrum der Sudstadt. Aufgrund der sensiblen innerstadtischen Lage, der stadt-
raumlich beengten Verhaltnisse und des dabei entstehenden hohen Nutzungs-
grades der 6ffentlichen Raume wird besonderer Wert auf die Gestaltung der Ver-
kehrsflachen gelegt. Der belebte und von FulRgangern und Radfahrern stark fre-
quentierte Platz sowie die angrenzende Breitscheidstralle und Wiesenstralle
sind als FuRgangerzone ausgewiesen.

Wie in Kapitel 1.2 beschrieben hat die Stadt Nurnberg bereits mehrere Mal3nah-
men umgesetzt, um die Aufenthaltsqualitat zu steigern und den Platz insbeson-
dere fur Familien und Kinder attraktiver zu gestalten.

Sozialstruktur / Wirtschaftsstruktur

Die Sozial- und Wirtschaftsstruktur des Plangebiets und seinem Umfeld ist von
einer hohen Bevdlkerungsdichte, einer vielfaltigen Haushaltszusammensetzung
und einer Mischung aus Wohn- und gewerblichen Nutzungen gepragt. Das
Stadtgebiet Galgenhof wird iberwiegend durch mehrgeschossige Bebauung be-
stimmt, die eine heterogene Bewohnerschaft aufweist. Die Sozialstruktur im
Plangebiet ist nach den ,Innergebietlichen Strukturdaten Nirnberg 2023 des
Amts fur Stadtforschung und Statistik der Stadt Nurnberg durch einen Uberdurch-
schnittlich hohen Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund, Alleinerziehen-
den und gréReren Familien gepragt. Daneben sind in Teilen des Plangebiets
ausgepragte arbeitsmarktbezogene Belastungen erkennbar, was sich in einem
hdheren Anteil an Arbeitslosen sowie an Haushalten mit Bezug von Transferleis-
tungen widerspiegelt. Neben langjahrig ansassigen Bewohnerinnen und Bewoh-
nern weist das Gebiet einen hohen Anteil an Zuzlglern auf, was insbesondere
auf die innenstadtnahe Lage, die sehr gute Verkehrsanbindung sowie das breite
Angebot an Mietwohnungen zuriickzufiihren ist (Stadt Nurnberg, Amt fur Stadt-
forschung und Statistik 2023, S. 12—-15).

Wirtschaftlich ist das Gebiet durch eine kleinteilige und heterogene Struktur aus
Einzelhandel, Dienstleistungsbetrieben und kleineren Gewerben gepragt. Ent-
lang der Pillenreuther Stral’e und weiterer angrenzender Hauptverkehrsachsen
finden sich zahlreiche Geschéafte, Gastronomiebetriebe und Dienstleistungsun-
ternehmen, die sowohl den taglichen als auch den periodischen Bedarf der Be-
volkerung abdecken. Diese Nutzungen tragen zur Grundversorgung der umlie-
genden Quartiere bei, sind jedoch durch hohe Fluktuation und teilweise einge-
schrankte wirtschaftliche Stabilitdt gekennzeichnet. Die gewerbliche Struktur
umfasst darlber hinaus Gewerbebetriebe, die sowohl in strallenbegleitenden
Erdgeschosszonen als auch in rickwartigen Innenhofbereichen angesiedelt
sind. Insgesamt zeigt sich eine gewerbliche Durchmischung, die —insbesondere
vor dem Hintergrund der veranderten Einzelhandelslandschaft und der beobach-
teten Nutzungsverschiebungen — einer nachhaltigen Stabilisierung bedarf (Stadt
Nurnberg, Amt fur Stadtforschung und Statistik 2023, S. 20-25).

Bodenrichtwerte

Ein Indikator zur Einschatzung des aktuellen Bodenpreisgefliges bietet der Bo-
denrichtwert (Stand 01.01.2024). Am Aufsel3platz liegt er — je nach Richtwert-
zone und Nutzung — deutlich oberhalb des Umfelds und bewegt sich im inner-
stadtischen Kern-/Mischgebiet typischerweise im Korridor von ca. 1.900-2.900
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€/m?. Zum Vergleich werden in B-Zentren mit starker Nahversorgungs- und
Dienstleistungsfunktion (z. B. Langwasser-Zentrum, Mdgeldorf/Ostendstralie,
Bereich Franken-Zentrum) in den pragenden Geschafts- und Kernlagen meist
ca. 1.200-2.100 €/m? erreicht. C-Zentren (z. B. Schweinau/Rothenburger
Strale, Ziegelstein, Eibach) liegen tiberwiegend im Korridor ca. 700—1.500 €/m?2.
Das unterstreicht die Uberdurchschnittliche Wertigkeit des Aufsel3platz-Stand-
orts und erklart die hohe Bodenwertlage in einzelnen Erdgeschosszonen.

Die vergleichsweisen hohen Bodenpreise am Aufsel3platz sind damit ein Hinweis
darauf, dass das Boden- und Mietpreisgefiige bereits in eine Schieflage geraten
ist. Die zum Teil sehr schlechte Bausubstanz, die Laden mit den Angeboten im
eher niedrigen Preissegment und der stetige Verlust des kleinteiligen Einzelhan-
dels, bilden eine Unstimmigkeit zu den hohen Bodenpreisen ab.

Was genau die Ausldser fur das Divergieren von Bausubstanz und Bodenpreise
sind, kann nicht abschlieRend geklart werden. Es gibt jedoch verschiedene Sze-
narien, die solche Entwicklungstendenzen hervorbringen kdénnen. So kénnen
beispielsweise Bodenspekulationen die Bodenpreise, unabhangig vom tatsach-
lichen Wert, stark steigen lassen. Auch die Haufung von Spielhallen und Wett-
buros kann ein Treiber fur eine Schieflage des Bodenpreisgefuges sein. So sind
die Betreiber dieser Vergnligungsstatten oft in der Lage héhere Mietpreise zu
zahlen als beispielsweise der kleinteilige Einzelhandel. Dies treibt die Mietpreise
nach oben, ohne dass eine tatsachliche Wertsteigerung stattgefunden hat.
Gleichzeitig wird der kleinteilige Einzelhandel stiickweise verdrangt. Zum einen
kann dieser die steigenden Mietpreise irgendwann nicht mehr bezahlen, zum
anderen kann das Image des Einzelhandels durch die Vergnigungsstatten
Schaden nehmen, was zu einem Ausbleiben von Kundschaft fiihren kann. Dar-
aus ergibt sich ein gegenlaufiger Prozess. Die Boden- und Mietpreise werden
auf der einen Seite von den Spielhallen und Wettblros nach oben getrieben,
gleichzeitig sinkt die Attraktivitat des Gebietes.

Die Einschrankung der Zulassigkeit von Spielhallen und Wettburos ist damit eine
Moglichkeit das Boden- und Mietpreisgefuge am AufseRplatz zu schitzen. Im
weiteren Sinne ergibt sich daraus auch ein Schutz fur die Funktion des Gebiets
als zentraler Versorgungsbereich B-Zentrum Aufsel3platz, sowie ein Schutz fur
die Wohnfunktion.

PLANERISCHE VORGABEN / VORHANDENES PLANUNGSRECHT

Planungsrechtliche Vorgaben
Raumordnung (LEP- Ziele der Raumordnung, Regionalplan Region Nirnberg)
Landesentwicklungsprogramm Bayern Stand 01.06.2023

Im Rahmen des Landesentwicklungsprogramms Bayern (kurz LEP) vom
01.06.2023 wird die Metropolregion Nurnberg/Furth/Erlagen/Schwabach im Sys-
tem der zentralen Orte als eine von zwei Metropolen im Freistaat Bayern ge-
nannt. Laut LEP ,[sollen die zentralen Orte eine Uberortliche Versorgungsfunk-
tion fur sich und andere Gemeinden wahrnehmen.] In ihnen sollen Uberértliche
Einrichtungen der Daseinsvorsorge geblindelt werden. Sie sollen zur polyzentri-
schen Entwicklung Bayerns beitragen. (vgl. LEP Bayern 2023, S: 30).
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Nach dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Nurnberg (2013) ist der
Aufselplatz derzeit als B-Zentrum eingestuft. B-Zentren sollen — auch perspek-
tivisch — teilstadtische und teilweise interkommunale Versorgungsfunktionen
wahrnehmen (vgl. Einzelhandels- und Zentrenkonzept Nurnberg 2013, S. 23).
Die strukturellen Veranderungen der letzten Jahre werfen jedoch die Frage auf,
ob der Standort diese Funktion noch in vollem Umfang erflillt. Die Bestandsauf-
nahme vom 14.09.2026 sowie die Analyse der gegenwartigen Nutzungsstruktur
zeigen deutliche Veranderungen des Angebots.

Der Abgleich mit der Sortimentsliste des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts
Nurnberg 2013 zeigt, dass im Plangebiet zwar einzelne zentrenrelevante Sorti-
mente vorhanden sind, jedoch die fur ein B-Zentrum charakteristischen Kernsor-
timente weitgehend fehlen. Mit dem REWE-Markt in der Wolckernstralde 9 ist ein
Lebensmittelvollsortimenter vorhanden, erganzt durch den Drogeriemarkt DM
am Aufsel3platz 21 sowie den Lebensmitteldiscounter Netto am Aufsel3platz 11.
Weitere flr ein B-Zentrum typische Kernsortimente — insbesondere Textil- oder
Schuhfachgeschafte, Schreibwaren- oder Haushaltswarenfachgeschafte sowie
Buch- und Medienanbieter — sind im Plangebiet dagegen nicht vertreten. Ledig-
lich in der Pillenreuther Str. 34 findet sich ein Kleidungsgeschéaft im Rahmen ei-
nes sehr kleinteilig gemischten Angebots. Die vorhandenen Angebote konzent-
rieren sich damit Gberwiegend auf die Grundversorgung und gesundheitsbezo-
gene Dienstleistungen (z.B. Apotheken, Optiker, Horgerateakustik), wahrend die
zentrenrelevanten Sortimente deutlich unter dem Niveau eines funktional stabi-
len B-Zentrums liegen. Ergéanzend sind Sortimente des unteren Preissegments
(z. B. Woolworth) sowie zahlreiche Nutzungen wie Spielhallen und Wettblros
pragend. Damit erflllt der Aufsel3platz nach derzeitigem Bestand die funktiona-
len Anforderungen eines B-Zentrums nicht mehr. Die Angebotsstruktur ent-
spricht vielmehr der Definition eines C-Zentrums, das schwerpunktmaRig der
fuBlaufigen Grundversorgung der umliegenden Wohnquartiere dient.

Die Einschatzung des ISEK Nurnberger Stiden bestatigt diese Entwicklung. Das
ISEK weist den Aufsel3platz als stadtteilpragenden Versorgungs- und Aufent-
haltsstandort aus, dessen Funktionsfahigkeit zu sichern und zu starken ist. Es
betont die besondere Empfindlichkeit des Bereichs und formuliert das Ziel, die
Versorgungsstruktur, die Aufenthaltsqualitat und die stadtebauliche Stabilitat
des Platzes nachhaltig zu verbessern (vgl. ISEK Nirnberger Siden 2012 sowie
Fortschreibung 2020). Die im Plangebiet feststellbare Verschiebung der Nut-
zungsstruktur — insbesondere die Abnahme zentrenrelevanter Sortimente und
die Zunahme vergnugungsstattengepragter Nutzungen — steht damit den ISEK-
Zielsetzungen entgegen und unterstreicht die Notwendigkeit planungsrechtlicher
Steuerungsmalinahmen.

Die vorgesehenen MalRnahmen der Bebauungsplananderung entsprechen da-
mit den Zielen des LEP und des Gegenstromprinzips (§ 1 Abs. 3 ROG), indem
sie die Uberortlichen und regionalen Ziele zur Starkung zentraler Versorgungs-
bereiche aufgreifen und zugleich auf die spezifischen Erfordernisse des betroffe-
nen Stadtteils reagieren.

Regionalplan Region Niirnberg
Im Regionalplan Region Nurnberg (Fortschreibung 2023) wird Nirnberg als

Oberzentrum im Stadtbereich des grof3en Verdichtungsraums dargestellt. Der
Regionalplan formuliert das Ziel, die Funktionsfahigkeit der Innenstadte als
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Hauptgeschéaftszentren zu erhalten und auszubauen (vgl. Regionalplan Mittel-
franken, Kap. B IV 1.2 ,Wirtschaft®). Der Aufsel3platz liegt stidlich der Nirnberger
Altstadt und steht in enger funktionaler Beziehung zur Innenstadt. Die vorgese-
henen MalRnahmen zur Starkung der Versorgungs- und Aufenthaltsfunktion tra-
gen damit mittelbar zur Umsetzung der regionalplanerischen Zielsetzung bei.

Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan
(FNP)

Der Flachennutzungsplan, zuletzt geandert am 12.08.2026 der Stadt Nurnberg
stellt fir den Geltungsbereich der Anderung des BP Nr. 3823 eine gemischte
Bauflache und eine Grunflache dar. Zudem sind die Verkehrsflachen Pillen-
reuther Straflte und Wolckernstralle sowie der Verlauf der U-Bahn im Ausschnitt
des Flachennutzungsplans dargestellt. Durch die Anderung des BP Nr. 3823

T %
Abbildung 9: Ausschnitt aus dem Flachennutzungsplan; Rot-gestrichelt: Grobe Abgren-
zung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 3823 AE

werden das die sldlich festgesetzten Kerngebiete und das im Norden festge-
setzte Mischgebiet in ihren Grundztgen nicht verandert. Die Art der baulichen
Nutzung bleibt somit erhalten. Die Festsetzung der beiden Kerngebiete und des
Mischgebiets entspricht damit der Darstellung des Flachennutzungsplans (ge-
mischte Bauflache). Die Grinflache wird durch die Anderung des BP Nr. 3823
nicht berthrt. Der BP ist damit i.S.d. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennut-
zungsplan entwickelt.

Bebauungsplane und Veranderungssperren

Aufgrund der Klage gegen die Anderung des BP Nr. 3823 vom 04.05.2021 wurde
diese am 17.07.2024 fur gesamtnichtig erklart. Dadurch lebten die Festsetzun-
gen des darunterliegenden Bebauungsplan Nr. 3823 wieder auf. Der Bebau-
ungsplan Nr. 3823 setzt flr den Geltungsbereich im Norden ein Mischgebiet und
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eine Verkehrsflache, sudlich der Breitscheidstralle ein Kerngebiet und sudlich
der Wdlckernstral3e ein weiteres Kerngebiet fest. Fur die Umsetzung des Be-
bauungsplans Nr. 3823 war eine Verbreiterung der Pillenreuther Strale vorge-
sehen. Diese wurde nicht in allen Bereichen umgesetzt, weshalb im Stiden des
Plangebiets Gebaude bestehen, bei denen sich die planungsrechtliche Zulassig-
keit nach den Vorgaben des § 34 BauGB bestimmt. In den vergangenen Jahren
wurde der Geltungsbereich des BP Nr. 3823 durch zwei angrenzende BP gean-
dert.

Der BP Nr. 3946 fir ein Gebiet der Verkehrsflachen des Kopernikusplatzes und
fur die Verkehrsflachen in Teilbereichen der Karl-Broger-Stralle, Humboldt-
strale, Brosamerstralle und Pillenreuther Straflte (friher: Ritter-von-Schuh-
Stral3e) trat am 27.05.1975 in Kraft. Durch den BP Nr. 3946 wurde ein Teil des
BP Nr. 3823 auler Kraft gesetzt (siehe Abbildung 10).

Der Bebauungsplan Nr. 4217 fir ein Gebiet sudlich der Bahnanlagen zwischen
der Allersberger Stral3e, Widhalmstralte, Galgenhofstralle, Hummelsteiner Weg,
Peter-Henlein-Stralle, Karl-Broger-Stralie, Bogenstralte und Tafelfeldstrale trat
am 29.08.1995 in Kraft. Durch den BP Nr. 4217 wurde ein Teil des BP Nr. 3823
auler Kraft gesetzt (siehe Abbildung 10).

z s T m
b N R T
= AUSSER KRAFT DURCH

| BEBAUUNGSPLAN NR 4217

P

7

Abbildung 10: Darstellung des BP Nr. 3823 mit den durch die BP Nr. 3946 und BP Nr. 4217
auBer Kraft gesetzten Bereichen

[1.1.2.1.d. Zulassigkeit von Bauvorhaben

Die Planungsrechtliche Zulassigkeit richtet sich nach § 30 Abs. 1 und 3 BauGB
sowie § 34 BauGB.
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11.1.2.1.e. Denkmalschutz / Bodendenkmaler

[1.1.3.

11.1.3.1.

Die historische Bebauung im Plangebiet enthalt drei denkmalgeschutzte Ge-
baude oder erhaltenswerte Bausubstanz. Darunter ein Mietshaus mit Sandstein-
strallenfassade 0Ostlich des Aufsel3platzes sowie der Nymphenbrunnen und das
Uhr- und Wetterhauschen auf dem Aufsel3platz.

SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN

Infrastrukturelle Bedarfssituation

Im Umfeld des Plangebiets besteht ein dichtes Netz sozialer Infrastruktur, das
die Versorgung der Bevodlkerung im Stadtteil sichert. Mehrere Kindergarten, Kin-
derkrippen und Einrichtungen der Kindertagespflege befinden sich im direkten
Umfeld und sind Uberwiegend innerhalb eines Radius von 300 bis 500 Metern
erreichbar. Freizeit-, Sport- und Bewegungsangebote wie beispielsweise Ju-
gendtreffs sowie kulturelle Einrichtungen liegen im erweiterten ful3laufigen Be-
reich von 500 bis 800 Metern. Die nachstgelegene Grundschule befindet sich in
einer Entfernung von rund 500 bis 700 Metern, weiterflihrende Schulen (Real-
schulen und Gymnasien) liegen in einem Umkreis von etwa 1 bis 1,5 Kilometern.
Diese soziale Infrastruktur pragt das Quartier und fuhrt zu einer besonderen Sen-
sibilitdt gegenuber Nutzungen, die aufgrund ihrer Au3endarstellung oder stadte-
baulichen Wirkung als stérend oder sozial unerwinscht eingestuft werden kon-
nen.

Die im Rahmen der Bestandsaufnahme vom September 2026 erfassten Nutzun-
gen bestatigen dieses Bild und zeigen, dass im unmittelbaren Umfeld zahireiche
soziale und padagogische Einrichtungen angesiedelt sind. Im Bereich der Kin-
derbetreuung befinden sich die Kindertagespflege Waggerle in der Peter-Hen-
lein-Stralle 35, die Humanistische Kinderkrippe Nurnberg-Wolckernstralle in der
WolckernstralRe 24 sowie die Dino-KiTa in der Tafelfeldstralle 18. Erganzt wird
dieses Angebot durch die Wiesenschule in der Wiesenstrale 68 als nachstgele-
gene Grundschule. Fur Jugendliche steht mit dem Jugendtreff Freiraum in der
Siebenkeesstralie 4 eine wohnortnahe Jugendfreizeiteinrichtung zur Verfligung.
Daruber hinaus ist mit der Sudstadt-OASE der Stadtmission Nurnberg e.V. in
der Schonerstralle 7 ein sozialer Dienst im direkten Umfeld vertreten. Die
Herz-Jesu-Kirche in der Dallingerstrale 20 erganzt die soziale Infrastruktur um
eine kirchliche Einrichtung, die ebenfalls fullaufig erreichbar ist (vgl. Abbildung
11). Innerhalb eines 250-Meter-Radius liegen einige dieser sensiblen Einrichtun-
gen in unmittelbarer Nahe zu bestehenden Spielhallen, Wettbiros und weiteren
vergniigungsstattentypischer Nutzungen. Diese rdumliche Uberlagerung ver-
deutlicht, dass der Standort nicht nur funktional, sondern auch sozial stark ge-
pragt ist.

Vor dem Hintergrund dieser ausgepragten sozialen Infrastruktur ergibt sich far
das Plangebiet eine besondere Sensibilitat gegentber Nutzungen, die aufgrund
ihrer AuRendarstellung und stadtebaulichen Wirkung als problematisch einge-
stuft werden kdénnen. Die raumliche Nahe zwischen Kindertagesstatten, Schu-
len, Einrichtungen der Jugend- und Sozialarbeit und vergniigungsstattennahen
Betrieben unterstreicht daher die Notwendigkeit planungsrechtlicher Steue-
rungsmaflnahmen, um das soziale Umfeld zu schitzen und die funktionale Sta-
bilitat des Quartiers langfristig zu sichern.
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Abbildung 11: Vergniigungsstatten und sensible Einrichtungen (250-Meter-Radius) Bestands-
aufnahme vom 27.02.2025

[1.11.3.2.  Kommunalpolitische Griinde / sonst. Stadtratsbeschlisse
[1.1.3.2.a. Vergnugungsstattenkonzept fur die Stadt Nurnberg

Das Vergnugungsstattenkonzept der Stadt NUrnberg ist ein beschlossenes stad-
tebauliches Entwicklungskonzept i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB. Das Konzept
wurde am 23.06.2013 und am 26.10.2016 durch den Stadtrat beschlossen.

Im Rahmen der Erstellung des Vergnigungsstattenkonzepts wurde eine Be-
standsaufnahme der Vergnugungsstatten flr das gesamte Stadtgebiet in Nurn-
berg durchgefiihrt. Auf Grundlage der Bestandsaufnahme wurden Ziele fir die
stadtebauliche Entwicklung in Bezug auf Vergnugungsstatten entwickelt. Das
Hauptanliegen des Vergnigungsstattenkonzept ist es, Bereiche und Gebiete zu
definieren, in denen eine Ansiedlung von Vergnugungsstatten nicht den Entwick-
lungszielen der Stadt Nirnberg entgegensteht (vgl. Vergniigungsstattenkonzept:
26). Daraus wurden Ziele zur Steuerung von Spielhallen und WettbUros in Nirn-
berg abgeleitet. Folgende Ziele sind insbesondere fir den Geltungsbereich der
Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823 von Bedeutung:

Schutz der Wohnnutzungen in Misch- und Wohngebieten;

Schutz der sozialen Einrichtungen;

Schutz des Stadt- und Ortsbilds;

Schutz der Angebotsvielfalt von traditionellen Einzelhandels- und Dienstleis-
tungsbetrieben in den Geschéaftslagen und in zentralen Versorgungsberei-
chen

e Schutz des Bodenpreisgefliges insbesondere in den zentralen Versorgungs-
bereichen, innerstadtischen Nebenanlagen und Gewerbegebieten
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e Vermeidung von Haufung/Konzentration von Vergnugungsstatten (vgl. Ver-
gnugungsstattenkonzept: 26)

Im Rahmen des Vergnugungsstattenkonzepts der Stadt Nurnberg (Bestandsauf-
nahme 2011, Beschluss 2013; 2016), wurde festgestellt, dass sich im zentralen
Versorgungsbereich B-Zentrum Aufsel3platz 14 Vergnlgungsstattenstandorte
befinden. Damals wurde am Aufsel3platz zudem Leerstand konstatiert. Dennoch
wurde der Bereich vom Blro Acoella noch als stabil eingestuft. Ausschlagge-
bend hierfir waren die publikumsorientierten Nutzungen sowie die hohen Bo-
denpreise, die nach Einschatzung des Gutachtens eine Robustheit der Ge-
schaftslage anzeigen (vgl. VSK Langfassung: 213, 219). Daher definiert das Ver-
gnugungsstattenkonzept entlang der Wolckernstrale im Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 3823 AE einen Zulassigkeitsbereich flr Vergnugungsstat-
ten. Die Zulassigkeit beschrankt sich jedoch auf das Untergeschoss und das
erste Obergeschoss. Wie aus der Abbildung 12 deutlich hervorgeht, befindet
sich nur ein Teil des Zulassigkeitsbereichs flr Vergnligungsstatten im Geltungs-
bereich des Bebauungsplans. Zudem wird deutlich, dass die drei Spielhallen sich
alle nicht im Zulassigkeitsbereich befinden. Das Wettbliro in der Breit-
scheidstral’e 4 befindet sich zwar im Zulassigkeitsbereich fir Vergnligungsstat-
ten, allerdings im Erdgeschoss. Das Vergnigungsstattenkonzept sieht flr den
Zulassigkeitsbereich am Aufsel3platz eine Feinsteuerung vor. Vergniigungsstat-
ten werden hier nur im Untergeschoss oder ersten Obergeschoss als vertraglich
angesehen (vgl. VSK Langfassung: 219).

& 7 & J Geltungsbereich des Bebauungsplans
Nr. 3823 AE

\ \\?@rx\\\\ﬁ—ﬂ
Zulassigkeitsbereich Vergntigungsstatten §
nach Vergniigungsstattenkonzept
Gebaude mit Spielhallen- oder Wettbiironutzung
Il Spielhalle =
_—

‘ Il Wettbiiro

D o)

Abbildung 12: Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 3823 AE, Zulissigkeitsbereich von
Vergniigungsstatten nach dem Vergniigungsstattenkonzept sowie der aktuelle Stand Sep-
tember 2026 der Gebdude mit Spielhallen- oder Wettbiironutzung
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Integriertes Stadtentwicklungskonzept Nirnberger Stden

Der Geltungsbereich der Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823 befindet sich
im Gebiet des Integrierten Stadtentwicklungskonzepts (ISEK) Nirnberger Su-
den. Das ISEK wurde im Jahr 2012 erarbeitet und 2013 vom Stadtrat beschlos-
sen. Nach den im ISEK dargestellten raumlichen Leitbildern und Handlungsfel-
dern nimmt der Aufselplatz eine zentrale Rolle fur die Funktionsfahigkeit und
Identitat der Sldstadt ein. Das ISEK definiert den Bereich um den Aufsel3platz
als stadtteilpragendes Zentrum, dessen Versorgungs-, Aufenthalts- und Begeg-
nungsfunktionen langfristig gesichert und gestarkt werden sollen. Dabei hebt das
ISEK ausdrticklich die Bedeutung stabiler Einzelhandels- und Dienstleistungs-
strukturen sowie eines qualitatsvollen offentlichen Raums hervor. Gleichzeitig
weist es auf die besondere Empfindlichkeit des Standortes gegentber struktu-
rellen Veranderungen hin, die die Funktionsfahigkeit des Zentrums schwachen
konnten.

Die Entwicklung der letzten Jahre bestatigt diese Einschatzung. Trotz verschie-
dener stadtebaulicher Aufwertungen im Rahmen des Sanierungsgebiets Gal-
genhof/Steinbuhl, insbesondere der Neugestaltung des Aufsel3platzes und der
Verbesserung der Aufenthaltsqualitat, sind im Umfeld Veranderungen der Nut-
zungs- und Angebotsstruktur festzustellen. Hierzu zahlen die SchlieRung inha-
bergeflhrter Einzelhandelsbetriebe, ein Rlickgang zentrenrelevanter Sortimente
sowie eine Zunahme von Nutzungen wie Spielhallen und Wettbiros. Diese Ent-
wicklungen kénnen die Vielfalt der Versorgungsangebote und die zentralortliche
Funktion des Bereichs beeintrachtigen und stehen damit den Zielsetzungen des
ISEK entgegen. Das ISEK verfolgt hingegen das Ziel, eine vielfaltige Versor-
gungsstruktur zu sichern, die lokale Identitat zu starken und nachteiligen Nut-
zungsverschiebungen entgegenzuwirken.

Einzelhandels- und Zentrenkonzept

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept Nirnberg (2013), das den Aufsel3platz
als B-Zentrum einordnet, wird durch diese Entwicklungen ebenfalls berthrt. Die
tatsachliche Angebotsstruktur erfullt die funktionalen Anforderungen eines B-
Zentrums nicht mehr. Der Ruckzug wichtiger Kernsortimente und die Dominanz
kleinteiliger Grundversorgungs- und preisorientierter Angebote schwachen die
Versorgungsqualitat des Standorts. Das Vergnlgungsstattenkonzept der Stadt
Nurnberg bestatigt dartiber hinaus, dass der Bereich aufgrund seiner Lage, sei-
ner sozialen Infrastruktur und seiner zentralen Versorgungsfunktion als beson-
ders sensibel einzustufen ist. Es weist darauf hin, dass eine hohe Dichte von
Vergnilgungsstatten stadtebaulich unerwinschte Entwicklungen auslésen und
die Funktion eines zentralen Versorgungsbereichs erheblich beeintrachtigen
kann.

Der Bereich das B-Zentrums hat trotz der strukturellen Defizite eine wichtige Ver-
sorgungsfunktion fur die Nurnberger Sldstadt, die es auch kinftig zu erhalten

gilt.
Vorbereitende Untersuchungen ,Soziale Stadt* zum Stadterneuerungsgebiet
Galgenhof/Steinbuhl

Im Rahmen der Stadterneuerung bestand zwischen 1995 und 2026 das Sanie-
rungsgebiet Galgenhof Steinbuhl, welches auch den Geltungsbereich des Be-
bauungsplan Nr. 3823 umfasst, in dem Uber viele Jahre umfangreiche MalRnah-
men umgesetzt wurden. Diese MalRnahmen zielten darauf ab, die stadtebauliche
Qualitat und Funktionsfahigkeit des Aufsel3platzes zu starken.
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Die Vorbereitenden Untersuchungen (VU) fur das Stadterneuerungsgebiet wur-
den bereits im Jahr 200 durchgeflihrt. Sie beschreiben das Gebiet als dicht be-
bauten innerstadtischen Stadltteil, der in mehreren stadtebaulichen, sozialen und
funktionalen Bereichen deutliche Belastungen aufweist. Der bauliche Bestand ist
gepragt von einer Uberwiegend geschlossenen Blockrandbebauung mit zum Teil
erheblichem Sanierungsbedarf sowie engen und Uberwiegend versiegelten Blo-
ckinnenbereichen. Die Ausstattung mit wohnungsnahen Grin- und Freiflachen
wird in der VU als unzureichend bewertet. Dies betrifft auch den Bereich um den
Aufselplatz, der trotz seiner Bedeutung als zentraler Ort im Stadtteil weiterhin
strukturelle Defizite aufweist.

Sozialstrukturell weist die VU auf eine im Vergleich zum Stadtgebiet erhdhte Be-
volkerungsdichte, eine Uberdurchschnittliche Mobilitat der Bewohnerschaft und
eine ausgepragte Heterogenitat der Haushaltsstrukturen hin. Mehrere soziale
Indikatoren, darunter Einkommen, Erwerbsquote und Wohndauer, liegen unter
dem Nurnberger Durchschnitt. Diese Faktoren werden in der VU als wesentliche
Merkmale beschrieben, die die Stabilitdt des Quartiers beeintrachtigen und die
Anforderungen an integrierte Malinahmen der Stadterneuerung erhéhen.

Auch funktional zeigt das Untersuchungsgebiet eine kleinteilige und teilweise in-
stabile Nutzungsstruktur. Die VU dokumentiert im Erdgeschossbereich eine Viel-
zahl kleiner Gewerbebetriebe und Dienstleistungsangebote, die jedoch verein-
zelt von Leerstanden, Nutzungswechseln und strukturellen Schwachen betroffen
sind. Der Bereich um den Aufsel3platz wird als stadtebaulich bedeutsam einge-
stuft und war bereits Gegenstand von AufwertungsmalRnahmen im Rahmen der
Sanierung, weist jedoch weiterhin funktionale und gestalterische Defizite auf,
insbesondere im Hinblick auf die Qualitat des 6ffentlichen Raums und die Belas-
tungen durch den Verkehr.

Auch wenn die VU aus dem Jahr 2000 stammt, bestehen die damals identifizier-
ten Problemlagen im Wesentlichen fort. Die strukturelle Empfindlichkeit des
Quartiers, die instabile Nutzungsstruktur im Umfeld des Aufsel3platzes sowie die
sozialen Herausforderungen haben sich nicht grundlegend verandert. Damit be-
statigt sich ein fortbestehender Handlungsbedarf. Sie zeigt klar, dass das Gebiet
strukturell empfindlich ist und dass negative Nutzungsentwicklungen wie die wei-
tere Ausbreitung von Spielhallen und Wettbiros bestehende Problemlagen ver-
starken und die Ziele der Stadterneuerung unterlaufen wirden.

Vorbereitende Untersuchungen zum Stadterneuerungsgebiet Quartier Anna-
park

Die Vorbereitenden Untersuchungen (VU) zum Quartier Annapark heben den
Aufsel3platz als einen der zentralen Stadtplatze im Untersuchungsgebiet hervor.
Die VU beschreibt den Platz als wichtigen Verkehrsknotenpunkt mit einer hohen
Frequenz von OPNV-Nutzenden sowie als bedeutenden Standort fiir Einzelhan-
del, Dienstleistungen und 6ffentliche Einrichtungen. Der Aufsef3platz wird im Be-
teiligungsprozess als einer der am haufigsten genannten Orte identifiziert und
sowohl als wichtiger Aufenthaltsraum als auch als Problemraum wahrgenom-
men, insbesondere im Hinblick auf Nutzungskonflikte, Mdllaufkommen und die
Auswirkungen laufender BaumafRnahmen im direkten Umfeld.

In der Analyse der lokalen Okonomie und Nahversorgung wird der Bereich um
den Aufsel3platz als ein Gebiet mit konzentrierten Versorgungsangeboten dar-
gestellt, das eine wesentliche Funktion fur das Quartier Gbernimmt. Gleichzeitig
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zeigt die VU, dass der Aufsel3platz und sein Umfeld durch eine hohe bauliche
Dichte, starke Versiegelung und eine heterogene Nutzungsstruktur gepragt sind,
wodurch qualitative Defizite bei Grin- und Aufenthaltsflachen entstehen. Dar-
uber hinaus formuliert die VU in ihren Zielsetzungen ausdricklich den Schutz
der Erdgeschosszonen im zentralen Versorgungsbereich. Die Sicherung funkti-
onsrelevanter Erdgeschossnutzungen wird als wesentliche Voraussetzung fur
die Stabilitéat des Quartiers und die langfristige Leistungsfahigkeit des Aufsel3-
platzes hervorgehoben.

Diese strukturellen Merkmale unterstreichen die besondere stadtebauliche Be-
deutung des Platzes und begrinden den in der VU formulierten Bedarf an wei-
teren Mallnahmen zur Aufwertung des 6ffentlichen Raums und zur funktionalen
Stabilisierung.

Masterplan Freiraum

Der Masterplan Freiraum der Stadt NUrnberg definiert fir das gesamte Stadtge-
biet strategische Ziele zur Weiterentwicklung und Qualifizierung o&ffentlicher
Raume. Besonders hervorgehoben werden hochwertige, sichere und barriere-
freie Aufenthaltsbereiche sowie die Starkung griner, klimaresilienter Freirdume
in verdichteten innerstadtischen Quartieren.

Der Bereich um den Aufse3platz wird im Masterplan als wichtiger Baustein des
innerstadtischen Freiraumnetzes betrachtet, da hier hohe Nutzungsdichten, in-
tensive Aufenthaltsfrequenzen und ein erheblicher stadtebaulicher Druck zu-
sammentreffen. Die kommunale Zielsetzung, zentrale Platze und Verbindungs-
raume gestalterisch aufzuwerten und gegenuber stadtebaulich problematischen
Entwicklungen zu stabilisieren, deckt sich unmittelbar mit den im Plangebiet ver-
folgten MaRnahmen. Die Bebauungsplananderung unterstitzt damit die Uberge-
ordnete freiraumplanerische Strategie der Stadt, Nutzungsqualitaten zu sichern
und stadtteilpragende Raume vor negativen strukturellen Entwicklungen zu
schutzen.

Urbane Gartenschau

Mit dem Konzept der Urbanen Gartenschau verfolgt die Stadt NUrnberg das Ziel,
innerstadtische Freirdume weiterzuentwickeln, 6kologische Funktionen zu star-
ken und Aufenthalts- sowie Grinqualitaten in verdichteten Quartieren nachhaltig
zu verbessern.

Die Sidstadt und insbesondere der Bereich des AufselRplatzes gehdren zu den-
jenigen innerstadtischen Raumen, in denen eine strategische Aufwertung des
offentlichen Raums als besonders dringlich eingestuft wird. Die Urbane Garten-
schau sieht vor, zentrale Platze, Verbindungsachsen und Nachbarschaftsraume
gestalterisch, funktional und dkologisch aufzuwerten und dadurch die Lebens-
und Aufenthaltsqualitat im Umfeld deutlich zu verbessern.

Die Bebauungsplananderung schafft hierfir einen geeigneten stadtebaulichen
Rahmen, indem sie die Funktionsfahigkeit des zentralen 6ffentlichen Raums
schitzt und Nutzungsentwicklungen entgegenwirkt, die den freiraumplaneri-
schen Zielen zuwiderlaufen wirden. Damit steht die Planung in direktem Ein-
klang mit den kommunalpolitischen Leitlinien zur Weiterentwicklung urbaner
Freirdume und deren sozialer Stabilisierung.
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PLANUNGSKONZEPT (VARIANTENBETRACHTUNG UND PROZESS)

VARIANTENVERGLEICH

Ziel des Bebauungsplans ist es, durch eine Steuerung der Zulassigkeit von
Spielhallen und Wettburos, der beschriebenen negativen Haufung entgegenzu-
wirken und die Funktion des Aufsel3platzes als zentraler Versorgungsbereich zu
erhalten. Zudem ist die Wohnfunktion insbesondere im MI vor Stérungen durch
Spielhallen und Wettburos zu schitzen. Diese Ziele stehen in einem Zusammen-
hang mit den Zielen der informellen Konzepte der Stadt Nurnberg. Im Folgenden
werden drei Planungsvarianten hinsichtlich ihrer voraussichtlichen Wirkungen
untersucht. Ziel ist es, durch die Variantenprifung das mildeste Mittel zur Erfll-
lung der Planungsziele zu identifizieren.

Variante 1 — Komplettausschluss von Spielhallen und Wettburos

Eine Moglichkeit zur Regelung der Zulassigkeit von Spielhallen und Wettbiros
ist der Komplettausschluss dieser Nutzungen im gesamten Geltungsbereich. Ein
Komplettausschluss von Spielhallen und WettbUros ist aufgrund von § 1 Abs. 5
BauNVO moglich, sofern die allgemeine Zweckbestimmung des Baugebiets ge-
wahrt bleibt.

Ein Komplettausschluss hatte zur Folge, dass in den Bereichen, in denen Spiel-
hallen, Wettburos und Wettannahmestellen bisher zulassig sind, also im MK und
in den Uberwiegend gewerblich gepragten Bereichen des MI, unzulassig werden.
Die bereits bestehenden, legalen Spielhallen wirden Bestandsschutz genielen,
zeitgleich waren Umzilge oder Neuansiedlungen dieser Nutzungen ausge-
schlossen. Somit hatte der Komplettausschluss ein Einfrieren des Ist-Zustands
zu Folge. Die Auswirkungen durch die negative Haufung von Spielhallen und
Wettblros im Geltungsbereich kdnnten gemildert werden, da es zu keiner wei-
teren Ansiedlung von Spielhallen und Wettbiros kommen kann.

Der Komplettausschluss stellt allerdings einen sehr starken Eingriff in die Eigen-
tumsrechte nach Art. 14 Grundgesetz dar. Umzlge der Nutzungen waren aus-
geschlossen, weil so der Bestandsschutz verloren ginge. Somit stellt der Kom-
plettausschluss einen starken Eingriff in den Immobilienmarkt im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans dar.

Variante 2 — Feinsteuerung der Zulassigkeit von Spielhallen und Wettburos

Mit einer Feinsteuerung der Zulassigkeit von Spielhallen, Wettblros und Wett-
annahmestellen, wird die Zulassigkeit dieser Nutzungen raumlich gesteuert er-
mdglicht und darlber hinaus ausgeschlossen. Das Vergnigungsstattenkonzept
schlagt eine Feinsteuerungsvariante vor, bei der Vergnigungsstatten im Zulas-
sigkeitsbereich im Untergeschoss und im ersten Obergeschoss zuldssig sind
(siehe Kapitel 1.3.3.3.a.). Im Bebauungsplan wird der Zulassigkeitsbereich vom
Vergnigungsstattenkonzept erweitert, sodass dieser das komplette MK 1 um-
fasst und Spielhallen, Wettbiros und Wettannahmestellen im Untergeschoss
und im ersten Obergeschoss zulasst. Durch den Rickbau der Hauserzeile ent-
lang der WolckernstralRe, auf die der Zulassigkeitsbereich aus dem Vergnu-
gungsstattenkonzept abstellt, ist der Spielraum flr die Ansiedlung von Vergnu-
gungsstatten im Zuldssigkeitsbereich stark eingeschrankt worden. Die Abwei-
chung vom im Vergnugungsstattenkonzept vorgeschlagenen Zulassigkeitsbe-
reich tragt dieser bauplanungsrechtlichen Anderung Rechnung.
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Gleichzeitig ist eine stadtebauliche Prazisierung notwendig, da die im Vergnu-
gungsstattenkonzept unterstellte Robustheit des Bereichs — begriindet durch
hohe funktionale Dichte und hohe Bodenrichtwerte — heute nicht mehr in vollem
Umfang besteht. Die aktuelle Bestandsaufnahme zeigt ein Auseinanderfallen
zwischen friheren Bodenrichtwerten und dem heutigen Ist-Zustand, insbeson-
dere im nordlichen Bereich des MK 1. Die Erweiterung des Zulassigkeitsbereichs
im Bebauungsplan stellt daher keine Fortschreibung der friiheren Robustheit
dar, sondern schafft einen konsistenten Steuerungsrahmen fir das gesamte
MK 1, das funktional und stadtebaulich als zusammenhangender Bereich zu be-
trachten ist.

Die Verlagerung der Zulassigkeit von Spielhallen und Wettbiros in das Unterge-
schoss und das erste Obergeschoss ist stadtebaulich erforderlich und entspricht
den Zielsetzungen des Vergnugungsstattenkonzepts. Erdgeschosszonen Uber-
nehmen innerhalb zentraler Versorgungsbereiche eine besondere Funktion fir
die Wahrnehmbarkeit, Erreichbarkeit und Attraktivitat publikumsorientierter Nut-
zungen. Die Ansiedlung von Vergnlgungsstatten in diesen Bereichen kann die
Nutzungsmischung sowie die Entwicklungs- und Ansiedlungsmaoglichkeiten von
Einzelhandels-, Dienstleistungs- und Gastronomiebetrieben beeinflussen. Nut-
zungen im Untergeschoss oder im ersten Obergeschoss treten demgegeniber
in geringerem Male in Konkurrenz zu publikumsintensiven Erdgeschossnutzun-
gen und beeintrachtigen die Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbe-
reichs weniger. Die Feinsteuerung dient daher dem Schutz und der Starkung der
Erdgeschosszonen als wichtige Lage fir zentrenrelevante Nutzungen und er-
maglicht zugleich eine raumlich gesteuerte Zulassigkeit von Vergntgungsstatten
in stadtebaulich vertraglichen Bereichen.

Durch die Feinsteuerung entsteht ein Ausschluss von Spielhallen und Wettbiiros
in den Uberwiegend gewerblich gepragten Bereichen des MI, sowie in den Erd-
geschossnutzungen des MK. Zuvor waren diese Nutzungen dort zulassig, durch
die Feinsteuerung kénnen die genannten Planungsziele realisiert werden.

Eine Ausweitung des Zulassigkeitsbereichs mit Feinsteuerung auf das Ml er-
scheint nicht sinnvoll, da durch die Zulassigkeit von Spielhallen und Wettblros
insbesondere im 1. OG die Verdrangung von Wohnnutzungen zu befiirchten
ware. Eine Zulassigkeit von Spielhallen und Wettburos im EG ist ebenfalls nicht
zu befiurworten, da wie in der Bestandsaufnahme aufgezeigt (siehe Kapitel
[1.1.1.2.a), die gewerblichen Nutzungen als nicht ausreichend stabil eingestuft
werden konnen.

Auch im MK 2 wird eine blof3e Feinsteuerung nicht als ausreichend angesehen.
Im Unterschied zum MK 1 weist das Gebiet eine empfindlichere Nutzungsstruk-
tur sowie einen héheren Anteil an Wohnnutzungen auf. Gleichzeitig besitzt es
nicht die gleiche funktionale Stabilitat wie das ndrdliche Kerngebiet. Vor diesem
Hintergrund erscheint ein vollstandiger Ausschluss von Spielhallen und WettbU-
ros erforderlich, um die vorhandene Nutzungsstruktur zu stabilisieren, Wohnnut-
zungen vor zusatzlichen Nutzungskonflikten zu schitzen und die Entwicklungs-
mdglichkeiten zentrenrelevanter Nutzungen langfristig zu sichern.

Insgesamt wirden mit dieser Variante die Ansiedlungsmdglichkeiten fur Spiel-
hallen und Wettburos auf Bereiche verschoben, in denen diese Nutzungen als
vertraglich betrachtet werden kénnen. Einer negativ wirkenden Haufung dieser
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Nutzungen wird damit insofern begegnet, dass Spielhallen und Wettburos in den
instabilen Gebieten ausgeschlossen sind.

Variante 3 — Kein Anderungsverfahren, Beibehalten der Festsetzungen des Be-
bauungsplans Nr. 3823 vom 08.02.1973

Bei der Variante 3 wird die Stadt Nurnberg vorerst nicht tatig und beschlief3t
keine Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823. Planungsrechtlich wiirden also
keine Anderungen entstehen. Im Mischgebiet waren Spielhallen und Wettbliros
demnach weiterhin zulassig, sofern diese nicht kerngebietstypisch sind. Im Kern-
gebiet 1 und im Kerngebiet 2 sind Spielhallen und Wettburos uneingeschrankt
zulassig.

Dies kdnnte sich langfristig sehr schadlich auf die Funktion des zentralen Ver-
sorgungsbereichs auswirken. Weitere Verdrangungseffekte sind zu erwarten.
Das MI, das von Wohnnutzungen gepragt ist, kdbnnte ebenfalls einen grol3en
Schaden nehmen.

Ohne eine planungsrechtliche Steuerung besteht die Gefahr, dass sich die be-
reits erkennbaren Veranderungen der Nutzungsstruktur fortsetzen. Dies konnte
die Entwicklungsmaoglichkeiten fur Einzelhandel, Dienstleistungen und andere
zentrenrelevante Nutzungen weiter einschranken und die Funktionsfahigkeit des
zentralen Versorgungsbereichs nachhaltig beeintrachtigen. Die Neugestaltung
des Platzes am Aufselplatz mit einem Spielplatz hat dem Gebiet eine starke
Aufwertung gegeben. Durch eine weitere Ansiedlung von Wettburos konnte der
positive Effekt aus der Neugestaltung des Platzes Schaden nehmen.

Variantenvergleich in Bezug auf Erflllung der Planungsziele und Wahl des mil-
desten Mittels

Planungsziel

Variante 1
(Komplettaus-
schluss)

Variante 2
(Feinsteuerung)

Variante 3
(Keine neue Steue-
rung)

Sicherung und
Stabilisierung
der Nutzungs-
struktur

Negative Auswirkun-
gen durch Spielhallen
und Wettblros wirde
eingeddmmt werden.

Nachteil:
Maoglicherweise Leer-
stand

Langfristige Verdrangung der
Spielhallen und Wettbiiros aus
dem direkt wahmehmbaren Be-
reich; Ansiedlung nur in stabilen
Bereichen. Freimachung fir at-
traktivere Nutzungen.

Nachteil:
Méglicherweise Leerstand

Keine Steuerungsmog-
lichkeit durch die Stadt

Erhalt der Ver- | Verdrangungseffekte | Verschiebung der Spielhallen | Keine Steuerungsmog-
sorgungsfunk- durch Spielhallenund | und Wettblros ins UG oder | lichkeit durch die Stadt
tion B-Zentrum | Wettbiros wirde ver- | 1.0G, somit wirde das EG wie-
Aufsel3platz ringert werden der fur Einzelhandel oder kleines

Gewerbe freigehalten werden.

Schutz der Mal3-
nahmen aus
dem Sanie-
rungsgebiet

(insb.  Neuge-
staltung  nérdli-
cher Teil des
Aufseldplatzes)

Schutz vor negativen
Auswirkungen durch
Spielhallen und Wett-
blros

Schutz vor negativen Auswirkun-
gen durch Spielhallen und Wett-
bliros im EG

Keine Steuerungsmdég-
lichkeit durch die Stadt
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Starke des Ein- | Stark Mittel Keine
griffs in die Ei-
gentumsrechte bestehende legale | bestehende legale Spielhallen
nach Art. 14 GG | Spielhallen und Wett- | und Wettblros hatten Bestand-

bliros lediglich mit | schutz. Neuansiedlung, sofern
Bestandsschutz. gebietsvertraglich im Rahmen
Keine Neuansiedlung | der Festsetzung fiir Feinsteue-
moglich, auch nichtin | rung maglich.

naherer Umgebung

[1.2.1.5.
[1.2.1.5.a.

Im Ergebnis des Variantenvergleichs wird fur das Plangebiet eine Feinsteuerung
(Variante 2) von Vergnugungsstatten festgesetzt.

Diese differenzierte Regelung ermoglicht es, die Ansiedlung von Spielhallen und
Wettblros gezielt zu steuern, anstatt sie pauschal auszuschlie3en oder unein-
geschrankt zuzulassen. Die gewahlte Feinsteuerung tragt den unterschiedlichen
stadtebaulichen Zielsetzungen innerhalb des Plangebiets Rechnung. Insbeson-
dere in den starker frequentierten und funktional bedeutenden Bereichen soll
eine Beeintrachtigung der Nutzungsstruktur, der Aufenthaltsqualitat sowie des
Einzelhandels- und Dienstleistungsbestands vermieden werden. Gleichzeitig
wird in geeigneten Teilbereichen und Nutzungsebenen eine begrenzte Zulassig-
keit ermOglicht, um eine angemessene Nutzungsdurchmischung sicherzustellen.
Diese differenzierte Steuerung entspricht den Anforderungen des §1 Abs.6
BauGB, der eine Abwagung zwischen den Belangen der zentralen Versorgungs-
bereiche, den Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sowie
den privaten Nutzungsinteressen verlangt. Die Feinsteuerung stellt sicher, dass
die empfindlichen Erdgeschosszonen geschitzt werden, ohne die Eigentums-
rechte unverhaltnismafig einzuschranken.

Die Einschrankung der Zulassigkeit von Spielhallen und Wettburos stellt einen
Eingriff in die Garantie des Eigentums (Art. 14 Grundgesetz (GG)) dar. Eine Ein-
schrankung des Eigentums ist zulassig, sofern die dem Wohle der Aligemeinheit
dient (Art. 14 Abs. 3 GG). Wie bereits dargelegt gehen von den Spielhallen und
Wettbilros deutlich negative Wirkungen auf das stadtebauliche Geflige und die
stadtebauliche Funktion des Gebiets aus. Die Stadt Nurnberg halt daher einen
Eingriff in die Eigentumsrechte im Sinne des Wohls der Allgemeinheit fir ge-
rechtfertigt. Die weiteren gewerblichen Nutzungsmadglichkeiten sind davon nicht
betroffen und durch die zahlreichen MalRhahmen der Stadt Nurnberg wird die
Attraktivitat des Aufsel3platz fur die Bevolkerung und Gewerbetreibende erhoht,
sodass eine hdhere Nachfrage nach Gewerbeeinheiten zu erwarten ist und die
Immobilienbesitzer ohne erhdhten Aufwand an andere Gewerbe wie Einzelhan-
del, Gastronomie und Dienstleistungen vermieten kdnnen.

Nutzungskonzept

Spielhallen und Wettblros

Im Plangebiet zeigt sich eine deutliche Haufung vergnigungsstattentypischer
Nutzungen. Die Bestandsaufnahmen vom 14.09.2026 und 07.04.2025 belegen,
dass insbesondere entlang der Pillenreuther Stral’e und der Breitscheidstralle
mehrere Spielhallen und ein Wettblro angesiedelt sind. Diese Nutzungen pra-
gen die Erdgeschosszonen in Teilen des Ml sowie des MK 1 und MK 2. Gleich-
zeitig zeigen die Bestandsaufnahmen einen Ruckgang stabilisierender Einzel-
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handels- und Dienstleistungsangebote sowie Veranderungen der Nutzungs-
struktur, die die Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbereichs beein-
trachtigen konnen. Die raumliche Nahe zu sozialen und padagogischen Einrich-
tungen sowie die sensiblen Erdgeschosszonen im zentralen Versorgungsbe-
reich verstarken die stadtebauliche Konfliktlage zusétzlich.

Das Vergniugungsstattenkonzept der Stadt Nurnberg weist den Aufsel3platz als
Zulassigkeitsbereich fur Vergnigungsstatten aus, beschrankt diese Zulassigkeit
jedoch ausdricklich auf die Ober- und Untergeschosse, um das Bodenpreisge-
fuge, die sensiblen Erdgeschosszonen und die Funktionsfahigkeit des zentralen
Versorgungsbereichs zu schutzen (vgl. VKZ, S. 216).

Die vorliegende Planung setzt diese konzeptionellen Vorgaben um und Ubertragt
sie auf die drtlichen Gegebenheiten. Im Mischgebiet sowie im siidlichen Kernge-
biet MK 2 sollen Spielhallen und Wettblros ausgeschlossen werden, da flr diese
Bereiche bereits eine deutliche negativ wirkende Haufung von Spielhallen und
Wettblros im Geltungsbereich und der naheren Umgebung zum Geltungsbe-
reich festzustellen ist und die Wohnnutzung im M| besonders empfindlich gegen-
Uber vergnugungsstattentypischen Nutzungen ist. Im noérdlichen Kerngebiet
MK 1 wird die Zulassigkeit auf das Untergeschoss und das 1. Obergeschoss be-
schrankt, um die Erdgeschosszonen als Leitbereiche des zentralen Versor-
gungsbereichs zu sichern.

Wohnen

Die Wohnnutzung spielt im Plangebiet eine wichtige Rolle, insbesondere im
Mischgebiet, das Uberwiegend durch Wohnnutzung gepragt ist. Die Bestands-
aufnahme zeigt, dass die Wohnnutzung im MI stabil ist und die stadtebauliche
Identitat des Gebiets maligeblich bestimmt. Auch im sudlichen Kerngebiet MK 2
bestehen Wohnnutzungen sowohl im Erdgeschoss (Pillenreuther Stralde 42, 45)
als auch in den Obergeschossen (Kopernikusplatz 3), die die stadtebauliche
Empfindlichkeit gegenuber vergnigungsstattentypischen Nutzungen erhohen.
Im nordlichen Kerngebiet MK 1 tritt die Wohnnutzung hingegen deutlich zuriick
und beschrankt sich auf die Obergeschosse eines einzelnen Gebaudes (Breit-
scheidstralie 4), sodass der Gebietscharakter weiterhin eindeutig kerngebietsty-
pisch bleibt.

Die Wohnfunktion ist insbesondere im M| und im MK 2 ein schutzenswertes Gut
im Sinne des § 1 Abs. 6 BauGB. Vergnigungsstattentypische Nutzungen kén-
nen aufgrund ihrer Aulienwirkung, ihrer nachtlichen Aktivitat und ihrer Besucher-
frequenzen zu erheblichen Nutzungskonflikten fuhren. Die vorliegende Planung
tragt diesem Schutzbedlirfnis Rechnung, indem sie die Zulassigkeit von Spiel-
hallen und Wettbiros im MI vollstandig ausschliet und im MK 2 aufhebt.
Dadurch wird die Wohnfunktion gestarkt und die stadtebauliche Stabilitat der an-
grenzenden Quartiere gesichert. Andere Arten von Vergnigungsstatten sind so-
wohl im Uberwiegend gewerblich gepragten Teil des Ml und im MK 1 und MK 2
allgemein zulassig. Nutzungskonflikte sind hier deutlich geringer, da bisher keine
negativen Haufungen anderer Vergnugungsstattennutzungen bestehen.

GENDER UND DIVERSITY

Die festgesetzte Feinsteuerung von Spielhallen und Wettbiros hat auf Gender-
und Diversity- Belange Einfluss. Der &ffentliche Raum innerhalb des Plangebiets
bleibt dadurch fir alle Bevdlkerungsgruppen attraktiv. Zudem wird einer weiteren
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Verfestigung funktionaler Schwachen und nachteiliger Nutzungsverschiebungen
entgegengewirkt. Durch die Feinsteuerung kann ein Fortschreiten der Negativ-
spirale am Aufsel3platz vorgebeugt werden.

Daruber hinaus tragt die Steuerung vergnugungsstattentypischer Nutzungen
wesentlich dazu bei, die Aufenthaltsqualitat fir Kinder und Jugendliche zu si-
chern. Der Aufsel3platz und seine angrenzenden Bereiche werden aufgrund der
dort vorhandenen Spiel- und Aufenthaltsangebote, der guten Erreichbarkeit so-
wie der Nahe zu sozialen Einrichtungen intensiv von jungen Menschen genutzt.
Eine weitere Verdichtung von Spielhallen und Wettblros wurde die Nutzbarkeit
dieser zentralen Raume fur Kinder und Jugendliche beeintrachtigen und konnte
zu einer Verdrangung fuhren.

ERFORDERLICHE FESTSETZUNGEN, KENNZEICHNUNGEN, NACHRICHT-
LICHE UBERNAHME, HINWEISE UND ABWAGUNG

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Der § 3 der Bebauungsplansatzung wird durch Festsetzungen zur Art der Bauli-
chen Nutzung durch Art. 1 Nr. 1 bis 4.6. erganzt. In diesem Abschnitt werden die
Gebietsdefinitionen fur die Kerngebiete (MK 1 und MK 2) und das Mischgebiet
(MI) festgelegt. Dabei werden die jeweils allgemein zuldssigen, ausnahmsweise
zulassigen sowie unzulassigen Nutzungen aufgelistet. Diese Festsetzungen er-
folgen auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB unter Bertcksichtigung der
angestrebten Nutzungsziele.

Mischgebiet

Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrie-
ben, die das Wohnen nicht wesentlich stéren (vgl. § 6 BauNVO). Wie die Be-
standsaufnahme gezeigt hat, sind die Wohnnutzungen als stabil anzusehen. In
den Untergeschossen sind haufig Nutzungen von kleineren Gewerben, Gastro-
nomie oder Einzelhandel zu finden. Zeitgleich sind aber auch zwei Spielhallen
vorhanden.

Gewerbliche Nutzungen sind in diesem Mischgebiet Uberwiegend im Erdge-
schoss angesiedelt. In den oberen Geschossen findet in den nord-westlichen
Bereichen des Mischgebiets Uberwiegend Wohnen statt (siehe Kapitel
11.1.1.2.d). Somit wird deutlich, dass das Mischgebiet in Teilen Uberwiegend ge-
werblich gepragt ist. Wie bereits in Kapitel 1.2.1.2.a. beschrieben, bildet die Ge-
bietskategorie Mischgebiet, die bestehenden Nutzungen im Gebiet am besten
ab. Daher wird im Rahmen der Bebauungsplananderung an der Gebietskatego-
rie Mischgebiet festgehalten.

Vergnugungsstatten sind in Mischgebieten nur in den Uberwiegend gewerblich
pragten Teilen zulassig (siehe § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO). In dem vorliegenden
Fall betrifft dies den stdlichen Teil des Mischgebiets. Spielhallen und Wettbtiros
stellen eine Unterkategorie der Vergnigungsstatten dar. Im Unterschied zu an-
deren Vergnugungsstattennutzungen werden diese nicht als gebietsvertraglich
angesehen und daher ausgeschlossen.

Ausschluss von Nutzungen im Mischgebiet

Im Mischgebiet sind Spielhallen und Wettbiros nicht — auch nicht ausnahms-
weise — zuldssig. Mit der Festsetzung wird erreicht, dass sich keine weiteren
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Spielhallen und Wettblros ansiedeln kdnnen. Damit wird der Katalog der zulas-
sigen Nutzungen, der sich aus § 6 BauNVO ergibt, gem. § 1 Abs. 9 BauNVO
eingeschrankt. Nach § 1 Abs. 9 BauNVO kann aus besonderen stadtebaulichen
Grunden im Bebauungsplan festgesetzt werden, dass bestimmte Arten der in
den Baugebieten allgemein oder ausnahmsweise zulassigen baulichen oder
sonstigen Anlagen zulassig oder nicht zulassig sind oder nur ausnahmsweise
zugelassen werden kdnnen.

Im MI stehen die Belange der Wohnnutzung (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) im Vorder-
grund. Spielhallen und Wettburos weisen spezifische Nutzungscharakteristika
auf, die aufgrund ihrer Betriebszeiten, Besucherstrukturen und Aufdenwirkung zu
Nutzungskonflikten mit der im Gebiet pragenden Wohnnutzung fuhren kénnen.
Der Ausschluss der Spielhallen und Wettburos dient daher dem Schutz gesun-
der Wohnverhaltnisse und der Sicherung einer ausgewogenen Nutzungsstruktur
im Sinne des § 1 Abs. 6 BauGB.

Weiterhin werden durch den Ausschluss von Spielhallen und Wettbliros im Mi
negative Effekte durch die bereits jetzt bestehende Haufung von Spielhallen ein-
geschrankt. Gerade die Nutzungen durch Gewerbe, Einzelhandel und Gastro-
nomie wirden sich im Falle eines Leerstands flr die Nachnutzung durch eine
Spielhalle oder ein Wettburo anbieten. Um die gemischten Nutzungen im Ml zu
erhalten, ergibt sich ebenfalls die Notwendigkeit des Ausschlusses von Spielhal-
len und Wettburos.

Der generelle Ausschluss von Vergnigungsstatten wirde den Gebietscharakter
des Mischgebiets zu sehr einschranken, daher bleiben andere Unterarten von
Vergnugungsstatten ausnahmsweise zulassig. Der Ausschluss der Unterart
(Spielhallen und Wettbiros) begrindet sich in den damit verbundenen negativen
Einflissen auf die stadtebauliche Funktion. Die stadtebauliche Unvereinbarkeit
von bestimmten Stadtréumen und Vergnugungsstatten hat unterschiedliche Ur-
sachen. So ist beispielsweise der Escaperoom im MK 2, bei dem es sich eben-
falls um eine Vergnligungsstatte handelt, als deutlich weniger problematisch ein-
zuschatzen. Eine vertragliche Einbindung dieser Nutzungsarten kann vor allem
unter Bericksichtigung des Immissionsschutzes und anderen stadtebaulichen
Belangen ausreichend auf der Ebene der Baugenehmigung geregelt werden.

In den Uberwiegend gewerblich gepragten Bereichen des MI waren Vergnu-
gungsstatten nach §6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO grundséatzlich zulassig. Die vorlie-
gende Planung greift daher in bestehendes Baurecht ein und berthrt die Eigen-
tumsgarantie des Art. 14 GG. Dieser Eingriff ist nur zulassig, wenn er durch hin-
reichend gewichtige stadtebauliche Grinde gerechtfertigt ist und dem Grundsatz
der VerhaltnismaRigkeit entspricht.

Die Bestandsaufnahme vom 14.09.2026 zeigt, dass die gewerblich gepragten
Bereiche des MI nicht stabil sind. Leerstande, geringwertige Nutzungen und die
vergnugungsstattentypischen Nutzungen flihren zu einer schleichenden Veran-
derung der Gebietsstruktur, die die Funktionsfahigkeit des zentralen Versor-
gungsbereichs beeintrachtigt und die Wohnnutzung im MI zuséatzlich belastet.
Die vorhandenen Spielhallen in der Pillenreuther Straf3e 18 und 20 zeigen, dass
sich solche Betriebe bereits im Bereich des Ml ausbreiten. Eine weitere Ansied-
lung wirde die negative Entwicklung verstarken und die stadtebauliche Zielset-
zung der Stabilisierung des Aufsel3platzes gefahrden.
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Vor diesem Hintergrund ist der Ausschluss von Spielhallen und Wettblros im Mi
ein geeignetes Mittel, um die stadtebauliche Funktionsfahigkeit des Gebiets zu
sichern, die Wohnnutzung zu schitzen und die Stabilisierung des zentralen Ver-
sorgungsbereichs zu gewahrleisten. Der Ausschluss ist somit erforderlich, da
andere Mittel wie beispielsweise eine blofe Feinsteuerung oder Beschrankung
auf bestimmte Geschosse im MI nicht ausreichen wirden, um die stadtebauli-
chen Fehlentwicklungen aufzuhalten.

Kerngebiet 1 und 2

Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie
zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und Kultur. Eine entspre-
chende Nutzungsmischung spiegelt sich auch im Plangebiet wider, wie die Be-
standsaufnahme gezeigt hat. Das Kerngebiet 1 ist dabei besonders sensibel, da
es einerseits als zentraler Versorgungsbereich wichtige Funktionen erfillen soll,
andererseits aufgrund der vorhandenen Angebotsstruktur nicht mehr den Merk-
malen eines B-Zentrums entspricht (siehe 0). Dennoch Gbernimmt der Bereich
weiterhin eine wesentliche Versorgungsfunktion fir die Nirnberger Sidstadt, die
dauerhaft gesichert werden soll (siehe 11.1.3.2.b).

Insbesondere in der Breitscheidstral’e zeigen sich strukturelle Herausforderun-
gen fur die Entwicklung des zentralen Versorgungsbereichs. So befinden sich
unter anderem die Eingange einer Spielhalle und eines Wettblros in den Erdge-
schosszonen in dieser Strafle. Die vorhandenen Laden sind eher im unteren
Preisniveau und die Gebaude wirken insgesamt sanierungsbedurftig. Die Fre-
quentierung dieses Bereichs der FulRgangerzone durch Einkaufende ist ver-
gleichsweise gering, sodass die ubriggebliebenen Einzelhandelsangebote kaum
von Laufkundschaft profitieren.

Im Kerngebiet 1 und Kerngebiet 2 sind Wohnungen kunftig weiterhin ausnahms-
weise zulassig. Dies stellt keine Anderung zur Zulassigkeit nach dem alten Be-
bauungsplan dar.

Feinsteuerung von Nutzungen im Kerngebiet 1

Wie im Kapitel 11.2.1 zum Variantenvergleich dargestellt, stellt die Feinsteuerung
der Spielhallen und Wettburos das mildeste Mittel dar, um die Planungsziele zu
erreichen. Dementsprechend sind Spielhallen und Wettbiros nur im Unterge-
schoss und im ersten Obergeschoss zulassig. Somit bleibt den Eigentimern wei-
terhin ein groRes Spektrum an moéglichen Nutzungen flr das Gebiet bestehen.
Auch die Ansiedlung von Spielhallen und Wettblros bleibt moglich. Zeitgleich
werden die sensiblen Bereiche im Erdgeschoss, mit direktem Zugang zur Ful3-
gangerzone geschitzt. So kann insbesondere die Funktion des Gebiets als zent-
raler Versorgungsbereich vor Verdrangungseffekten durch Spielhallen und Wett-
buros geschutzt werden.

Durch die Zulassigkeit der Spielhallen und Wettburos wird das Vergnugungsstat-
tenkonzept in leicht abgewandelter Form umgesetzt. So wird der Zulassigkeits-
bereich im Bebauungsplan im Unterschied zum Vergnigungsstattenkonzept et-
was groRer gefasst. Durch den Rickbau der Hauserzeile entlang der Wolckern-
stralle im Bereich des ehemaligen Kaufhauses, auf die der Zulassigkeitsbereich
aus dem Vergnlgungsstattenkonzept abstellt, ist der Spielraum fur die Ansied-
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lung von Vergnigungsstatten im Zulassigkeitsbereich stark eingeschrankt wor-
den. Die Abweichung vom im Vergnugungsstattenkonzept vorgeschlagenen Zu-
lassigkeitsbereichs tragt dieser baulichen Anderung Rechnung.

Hinsichtlich des mit dem Bebauungsplan angestrebten Schutzes der vorhande-
nen Wohnnutzung stellt sich das MK 1 als der Bereich mit der geringsten Wohn-
nutzung dar. Vor diesem Hintergrund wird eine Zulassigkeit von Spielhallen und
Wettblros im UG und im ersten OG als mit der vorhandenen Wohnnutzung ver-
einbar angesehen. Dabei ist zu berlicksichtigen, dass im Bestand bereits Wohn-
nutzungen oberhalb gewerblich genutzter Einheiten vorhanden sind. So befindet
sich Uber dem bestehenden Wettbulro in der Breitscheidstrale 4 Wohnnutzung.
Die Planung geht daher nicht von einer grundsatzlichen Unvereinbarkeit von
Wohnnutzung und Wettbiros im Kerngebiet 1 aus. Mal3gebliches Ziel der Fein-
steuerung ist vielmehr die rdumliche Lenkung von Spielhallen und Wettblros
sowie die Freihaltung der Erdgeschosszonen flr publikumsorientierte Nutzun-
gen. Die Beschrankung auf das Untergeschoss und das erste Obergeschoss
dient insbesondere dem Schutz der strallenraumpragenden Erdgeschosslagen
entlang der FuRgangerzone und der Sicherung der Funktionsfahigkeit des zent-
ralen Versorgungsbereichs. Eine Verdrangung bestehender Wohnnutzungen
wird durch die Festsetzung nicht erwartet, da weiterhin ein breites Spektrum an-
derer, insbesondere wohnvertraglicher Nutzungen zulassig bleibt und die Wohn-
nutzung gegenuber den gewerblichen Nutzungen im MK 1 bereits heute nur eine
untergeordnete Rolle einnimmt.

Ausschluss von Nutzungen im Kerngebiet 2

Im Kerngebiet 2 wird das Nutzungsspektrum eingeschrankt. So sind Spielhallen
und Wettblros in diesem Bereich nicht zulassig. Im Unterschied zum MK 1 wird
eine bloRRe Feinsteuerung in diesem Bereich nicht als ausreichend angesehen.
Die Bestandsaufnahme hat gezeigt, dass das Kerngebiet 2 hinsichtlich seiner
Versorgungsfunktion und stadtebaulichen Entwicklung besonders sensibel ist.
Insbesondere weisen Teile des Gebiets eine geringere Kundenfrequenz sowie
einen erhdhten strukturellen Anpassungsbedarf auf. Gleichzeitig haben sich Ver-
anderungen in der Nutzungsstruktur gezeigt, die die Entwicklungsmaoglichkeiten
fur Einzelhandel, Dienstleistungen und sonstige zentrenrelevante Nutzungen be-
eintrachtigen kénnen. Vor diesem Hintergrund erscheint es stadtebaulich erfor-
derlich, Spielhallen und Wettburos im Kerngebiet 2 vollstandig auszuschlief3en.
Auf diese Weise sollen die Entwicklungsmaéglichkeiten flir die zentralen Versor-
gungsfunktionen des Gebiets gesichert und eine weitere Verfestigung nicht ge-
wunschter Nutzungsentwicklungen vermieden werden. Daruber hinaus verbleibt
den Eigentimerinnen und Eigentimern weiterhin das weitreichende Nutzungs-
spektrum eines Kerngebiets.

Im Unterschied zum Kerngebiet 1 kommt dem Schutz der vorhandenen Wohn-
nutzungen im Kerngebiet 2 ein héheres Gewicht zu. Die dort vorhandenen
Wohnnutzungen sowie die insgesamt empfindlichere Nutzungsstruktur erhdhen
die stadtebauliche Sensibilitat des Gebiets gegenlber weiteren Vergnligungs-
statten. Vor diesem Hintergrund wird eine blof3e Feinsteuerung als nicht ausrei-
chend angesehen. Der vollstandige Ausschluss von Spielhallen und Wettbiros
tragt dem Schutz der Wohnnutzung sowie der Stabilisierung der vorhandenen
Nutzungsstruktur Rechnung.
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11.3.1.3.

11.3.1.4.

11.3.1.5.

BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3823

Anwendung BauNVO 2017

Die hierfur erforderliche Feinsteuerung setzt jedoch die Anwendung der aktuel-
len BauNVO voraus, da die BauNVO 1968 keine Mdglichkeit vorsieht, allgemein
zuladssige Nutzungen gezielt auszuschliefien. Der geplante Ausschluss von
Spielhallen und Wettburos erfolgt daher auf Grundlage der §§1 Abs.5 und 1
Abs. 9 BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017. Aus die-
sem Grund wird mit der vorliegenden Anderung die BauNVO insgesamt auf die
aktuelle Fassung umgestellt. Eine Neuordnung der Gebietsstruktur ist nicht Ge-
genstand dieser Planung. Die Umstellung dient zugleich der Vereinheitlichung
des planungsrechtlichen Rahmens innerhalb des Stadtgebiets und erleichtert die
Anwendung und Auslegung der Festsetzungen im bauaufsichtlichen Vollzug.
Die Grundzuge der Planung bleiben unberuhrt.

Malgeblich fur die rechtliche Verbindung zwischen Bebauungsplan und
BauNVO ist geman §§ 25ff. BauNVO der Zeitpunkt der &ffentlichen Auslegung.

Anderungen an der Planzeichnung - Deckblatt

Die geanderte Planzeichnung wird als Deckblatt in die bestehende Planurkunde
des Bebauungsplans Nr. 3823 integriert. Grundlage bleibt die Originalurkunde
des Bebauungsplans vom 08.02.1973. Das neue Deckblatt ersetzt die bisheri-
gen zeichnerischen Festsetzungen vollstandig. Die Satzung zur Anderung wird
als weiterer Bestandteil der Planurkunde rechts angefligt, sodass eine konsoli-
dierte und vollstandig nachvollziehbare Planurkunde entsteht. Im Satzungstext
wird ausdrtcklich auf das Deckblatt verwiesen.

Anpassung des Geltungsbereichs

Der BP Nr. 3946 fir ein Gebiet der Verkehrsflachen des Kopernikusplatzes und
fur die Verkehrsflachen in Teilbereichen der Karl-Broger-Stralde, Humboldtstra-
Re, Brosamerstralie und Pillenreuther Stral3e (friher: Ritter-von-Schuh-Stralie)
trat am 27.05.1975 in Kraft. Der Geltungsbereich des BP Nr. 3946 Uiberschneidet
sich im Bereich der Karl-Broger-Strafde und der WolckernstralRe mit dem ur-
sprunglichen Geltungsbereich des BP Nr. 3823. In diesem Bereich wurde der BP
Nr. 3823 durch den neueren BP Nr. 3946 aul3er Kraft gesetzt. Dieser Bereich ist
daher nicht mehr Teil der Anderung des BP Nr. 3823.

Der Bebauungsplan Nr. 4217 flr ein Gebiet sidlich der Bahnanlagen zwischen
der Allersberger Stral3e, WidhalmstralRe, Galgenhofstralte, Hummelsteiner Weg,
Peter-Henlein-StralRe, Karl-Broger-Stral’e, Bogenstralle und Tafelfeldstralle trat
am 29.08.1995 in Kraft. Der Geltungsbereich des BP Nr. 4217 Uberschneidet
sich im Bereich der Peter-Henlein-Strale mit dem BP Nr. 3823. In diesem Be-
reich wurde der BP Nr. 3823 durch den neueren BP Nr. 4217 aul3er Kraft gesetzt.
Dieser Bereich ist daher nicht mehr Teil der Anderung des BP Nr. 3823.

Bereiche ohne Festsetzungen. Im Geltungsbereich des BP Nr. 3823 befinden
sich am westlichen Rand der Freiflache Aufsel3platz das Gebaude Aufselplatz
Nr. 12. Ein Teil des Gebaudes, konkret ein Vorbau, ist Teil des Geltungsbereichs
des BP Nr. 3823. Der Hauptteil des Gebaudes liegt nicht im Geltungsbereich des
BP Nr. 3823, sondern im Geltungsbereich eines Ubergeleiteten Baulinienplans
(Katasterblatt 216) und des einfachen BP Nr. 4659. Beide Plane machen keine
Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung. Die Art der baulichen Nutzung
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[1.4.1.

11.4.2.

IL.5.

BEGRUNDUNG ZUM ENTWURF DER ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 3823

Hauptteils des Gebaudes Aufselplatz Nr. 12 wird entsprechend nach § 34
BauGB beurteilt.

Im BP Nr. 3823 wird der Vorbau derzeit braun dargestellt, was wahrscheinlich
einem MI oder einem MK entspricht. Eine genauere Gebietsbezeichnung ist we-
der dem Planblatt noch den textlichen Festsetzungen zu entnehmen. Um kulnftig
Unklarheiten zu vermeiden, wird der Vorbau des Gebaudes Aufsel3platz 12 in
den Geltungsbereich des Bebauungsplans als Bereich ohne Festsetzungen auf-
genommen. Somit wird vermieden, dass fir einen Teil des Gebaudes Festset-
zungen zur Art der baulichen Nutzung bestehen, wahrend der Hauptteil des Ge-
baudes nach § 34 BauGB zu beurteilen ist.

BETEILIGUNG

BETEILIGUNG DER BﬁHORDE_N UND DER SONSTIGEN TRAGER OFFENT-
LICHER BELANGE (TOB) GEMAR § 4 ABS. 2 BAUGB

im weiteren Verfahren zu erganzen

VEROFFENTLICHUNG IM INTERNET GEMAR § 3 ABS. 2 BAUGB

im weiteren Verfahren zu erganzen

ABWAGUNGSERGEBNIS

Die Bebauungsplananderung verfolgt das Ziel, die bereits eingetretenen stadte-
baulichen Fehlentwicklungen im Umfeld des AufseRplatzes zu begrenzen und
die Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbereichs zu sichern.

Die Bestandsaufnahmen der Jahre 2013 und 2026 belegen fur das vergleichs-
weise kleine Plangebiet eine hohe Konzentration von Spielhallen und Wettburos.
Die Haufung dieser Nutzungen ist geeignet, die Nutzungsstruktur des Gebiets
nachhaltig zu pragen und die Ansiedlungs- und Entwicklungsmoglichkeiten zen-
trenrelevanter Nutzungen einzuschranken. Gleichzeitig sind im Gebiet ein Ruck-
gang inhabergefuhrter Geschafte, das Auftreten von Leerstanden sowie eine Ab-
nahme der Nutzungsvielfalt zu beobachten. Insbesondere entlang der Pillen-
reuther Stral’e und der Breitscheidstralle zeigen sich funktionale Schwachen,
die sich unter anderem in einer geringen Kundenfrequenz und eingeschrankten
Entwicklungsmaoglichkeiten fur Einzelhandel und Dienstleistungen aufern. Vor
diesem Hintergrund besteht das stadtebauliche Erfordernis, die Ansiedlung wei-
terer Spielhallen und Wettbiros planungsrechtlich zu steuern.

Die Haufung vergnugungsstattentypischer Nutzungen ist geeignet, die vorhan-
dene Nutzungsstruktur nachhaltig zu pragen und die Ansiedlungs- und Entwick-
lungsmadglichkeiten anderer Nutzungen einzuschranken. Dadurch kann die
Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbereichs beeintrachtigt werden.
Die vorhandene Nutzungsstruktur droht sich weiter zu verschieben, wenn keine
planerische Steuerung erfolgt. Die Stadt NUrnberg hat daher ein erhebliches 6f-
fentliches Interesse daran, die Nutzungsstruktur zu stabilisieren, die Angebots-
vielfalt zu erhalten und die Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbe-
reichs langfristig zu sichern.
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Die privaten Belange der Eigentimer wurden ebenfalls bericksichtigt. Die Pla-
nung greift nicht in bestehende genehmigte Nutzungen ein. Baurechtlich und
glucksspielrechtlich genehmigte Spielhallen und Wettburos genielRen Bestand-
schutz. Die Einschrankungen betreffen ausschlief3lich zuktnftige Entwicklungen
und dienen der Vermeidung weiterer stadtebaulicher Fehlentwicklungen. Die
Gebietskategorien MI, MK 1 und MK 2 werden beibehalten. Die planerische
Grundstruktur des Bebauungsplans bleibt unverandert. Die Eigentimer behalten
weiterhin ein breites Spektrum an zulassigen Nutzungen nach der BauNVO.

Die Planung ist geeignet, erforderlich und angemessen. Der Ausschluss vergnu-
gungsstattentypischer Nutzungen im MI und MK 2 sowie die geschossbezogene
Zulassigkeit im MK 1 stellen eine differenzierte und verhaltnismaflige Losung
dar, die die unterschiedlichen stadtebaulichen Empfindlichkeiten der Teilberei-
che bertcksichtigt.

Der Eingriff in Art. 14 GG ist damit verhaltnismafig, da die Planung nicht in be-
stehende genehmigte Nutzungen eingreift, sondern lediglich zukunftige Entwick-
lungen steuert. Der Ausschluss betrifft zudem ausschlieBlich etwaige vergnu-
gungsstattentypische Nutzungen, die nachweislich stadtebauliche Fehlentwick-
lungen verstarken und die planerischen Ziele gefahrden. Damit liegt ein hinrei-
chend begriindeter und erforderlicher Eingriff vor, der auch im engeren Sinne
verhaltnismagig ist. Die Ubrigen Nutzungen des §6 BauNVO sind nicht von der
Beschrankung erfasst und das Eigentum kann in dieser Hinsicht genutzt werden.
Von stadtischer Seite werden, wie in 1.2 beschrieben, zahlreiche Malknahmen
vorangetrieben, um die Attraktivitat fur die Bevdlkerung und die Gewerbetreiben-
den zu steigern, sodass auch ausreichend gewerbliche Nutzungen zu erwarten
sind und attraktiv erscheinen.

Insgesamt Uberwiegt das oOffentliche Interesse an der Sicherung der Funktions-
fahigkeit des zentralen Versorgungsbereichs, der Stabilisierung der vorhande-
nen Nutzungsstruktur, dem Schutz der vorhandenen Wohnnutzungen sowie der
Erhaltung und Entwicklung zentrenrelevanter Nutzungen deutlich gegenlber
den privaten Interessen an einer moglichst weitgehenden Nutzbarkeit der Ge-
werbeflachen. Die Bebauungsplananderung wahrt den Grundsatz der Verhalt-
nismafigkeit, da Spielhallen und Wettblros nicht flachendeckend ausgeschlos-
sen, sondern entsprechend der jeweiligen stadtebaulichen Situation differenziert
gesteuert werden. Die Abwagung ergibt daher, dass die Festsetzungen zur Art
der baulichen Nutzung angemessen, erforderlich und sachgerecht sind.

KOSTEN

Durch die Durchfliihrung der Planung entstehen der Stadt voraussichtlich keine
Kosten.

QUELLENANGABEN

Gutachten zum Vergnugungsstattenkonzept der Stadt Nurnberg, Planungsburo
Dr. Acocella Stadt- und Regionalentwicklung vom Juni 2011, Beschlossen am
26.10.2016 in der Fassung vom 24.06.2013

Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Nirnberg, Planungsbiro Dr. A-
cocella Stadt- und Regionalplanung, vom 23.10.2013
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Innergebietliche Strukturdaten Nirnberg 2023, Stadt Nirnberg, Amt fir Stadtfor-
schung und Statistik, Januar 2024

Integriertes Stadtteilentwicklungskonzept Nirnberger Siden, Stadt Nirnberg,
Amt fur Wohnen und Stadtentwicklung, Juni 2012

Vorbereitende Untersuchungen ,Soziale Stadt® Quartier Galgenhof/Steinbihl
Stadt Nurnberg, Planungs- und Baureferat, Stadtplanungsamt, Juni 2001

Vorbereitende Untersuchungen Quartier Annapark Stadt Nurnberg, Planungs-
und Baureferat, Stadtplanungsamt

Regionalplan, Regionaler Planungsverband Mittelfranken, vom 1. Januar 2024

Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP), Bayerische Staatsregierung
(Mdnchen), vom 1. Juni 2023

Nurnberg, den 06.10.2026
Stadtplanungsamt

Dengler

Leiter Stadtplanungsamt
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SATZUNG ZUR ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS
NR. 3823

fur ein Gebiet zwischen Peter-Henlein-StraRe, Pillenreuther StraRe, der siidlichen
Grenze der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-StraBe und der Westseite des
AufseBplatzes

Die Stadt Nurnberg erlasst gemafl Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom ..................
auf Grund von

§§ 9, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geadndert durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23.
Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 226), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt geadndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176),

folgende

Satzung zur Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823

Art. 1

Der Bebauungsplan Nr. 3823 fur das Gebiet zwischen Peter-Henlein-Stralke, Pillenreuther Stral3e,
der sudlichen Grenze der Gemarkung Galgenhof, Karl-Broger-Strafde und der Westseite des
AufseRplatzes vom 08.02.1973 mit Deckblatt vom 20.09.1971 mit letzter Anderung vom 20.03.1972
(Amtsblatt Nr. 4 vom 21.02.1973 S. 22) wird wie folgt geandert:

1. § 2 der Bebauungsplan-Satzung wird wie folgt gedndert:

nach den Wértern “mit letzter Anderung vom 20.03.1972“ werden die Wérter ,sowie Deckblatt
vom 06.10.2026" eingefigt.

2. § 3 wird um folgende Nr. 4 erganzt:
4. Art der baulichen Nutzung

Mischgebiet Ml
4.1. Im Mischgebiet sind zulassig:
¢ \Wohngebaude,
e (Geschafts- und Blrogebaude,
e Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des
Beherbergungsgewerbes,
e sonstige Gewerbebetriebe,
e Anlagen fir Verwaltungen sowie fur kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke,
e Gartenbaubetriebe,
e Tankstellen.
4.2. Im Mischgebiet sind Vergnugungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO
ausnahmsweise zulassig. Davon ausgenommen sind Spielhallen und Wettbiros.
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4.3. Im Mischgebiet sind Spielhallen und Wettblros nicht — auch nicht
ausnahmsweise — zulassig.

Kerngebiet MK

4.3. Im Kerngebiet sind allgemein zulassig:

Geschéfts-, Buro- und Verwaltungsgebaude,

Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des
Beherbergungsgewerbes und Vergnlgungsstatten,

sonstige nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe,

Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke,

Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhausern und Grol3garagen,
Wohnungen flr Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber
und Betriebsleiter.

4.4.  Wohnungen kdnnen ausnahmsweise zugelassen werden.

4.5. Im Kerngebiet MK 1 sind Spielhallen und Wettbtros nur im Untergeschoss
und dem 1. Obergeschoss zulassig.

4.6. Inden Kerngebieten MK 2 sind Spielhallen und Wettbirosnicht zulassig.”

Art. 2

Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.

Nurnberg,
Stadt Nurnberg

Marcus Koénig

Oberblrgermeister
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§3
1. Maf der baulichen Nutzung:

Soweit das Maf} der baulichen Nutzung nicht durch Eintragung der Grundflachen- und Geschof¥flachenzahl bestimmt ist, ergibt es sich aus den

Uberbaubaren Grundstiicksflachen in Verbindung mit der Zahl der Vollgeschosse und der Gré3e der Baugrundstiicke.

2. Bauweise:

Es gilt die geschlossene Bauweise gemal® § 22 (3) der Baunutzungsverordnung mit der Abweichung, dal innerhalb der Uberbaubaren

Grundstiicksflachen im Kerngebiet auch an riickwartige Grundstiicksgrenzen gebaut werden kann.

3. Abweichende Abstandsflachen:

Gegenliber den StralRenverkehrsflachen wird die Tiefe der nach Art. 6 Abs. 3 BayBO einzuhaltenden Abstandsflachen auf dasjenige Maf

eingeschrankt, das sich aus dem Abstand zwischen den Baugrenzen und den Achsen der StraRenverkehrsflachen ergibt.

§4

Der Bebauungsplan wird mit der Bekanntmachung nach § 12 BBauG im Amtsblatt der Stadt Niirnberg rechtsverbindlich. Gleichzeitig treten friihere

planungsrechtliche Festsetzungen und 6rtliche Bauvorschriften, die diesem Bebauungsplan entsprechen oder widersprechen, auf3er Kraft.

Am 8.2.1973
Stadt Niirnberg

gez. Dr. Urschlechter

Oberblrgermeister

BEKANNTGEMACHT. (§ 2 Abs. 1 BauGB)
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NURNBERG,

STADT NURNBERG
STADTPLANUNGSAMT

DENGLER
AMTSLEITER

———

" | ES GILT DIE BAUNUTZUNGSVERORDNUNG I.D.F.
DER BEKANNTMACHUNG VOM
(BGBI. S. 3786).

21.11.2017

———n D 37
v < = Ex4 3!5
\{ S 53 % 7z
s o=
. 14 <y =
T
ﬁ —
247
(us) —
= 24
4
=
248 \\}‘.‘ 3
2 77 \\\\_‘
-~:“§T\
N
\ \\‘\\\. T \ _‘\\.‘ 21%:9
W
LA
249 c 248
\;F 7.
44

e

v

s e  Boeartees, wth TR

" DIESER PLAN IST GEM. § 2 ABS.1 BBauG AUF GRUND DES GEMASs §2 ABSATZ 6 BBauG | . -ZEICHENERKLARUNG FUR FESTSETZUNGEN
' RICHTIGKEIT BESCHLUSSES DES STADTRATES VOM_16.7.1969 IN DER ZEIT VOM__14.6.197) mis__ 1. . "%] -~ EEER WEEN GRENZE DES RAUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES
| DES STADTRA- UND VOM 17.7..1972 BIS 17.8.1972 OFSENIIICH AUS- { g
‘ : AUSGEARBEITET UND DURCH BESCHLUSS 0 i lsER B ErE 5 iBeayo
| BEARBEITUNG: TES AM18.5.71. ALS ENTWURF BESCHLOSSEN WORDEN. GELFGIN E__ I
~— : i DEN 12.10.1970 . - 0s sl T NVO )
AL ' NURNBAEDRTG'Nﬁ:NBERG NURNBERG, DEN_1.5. 1971 NURNBERG, DEN_22.8 1972 P ernoesier (57 Baunvo)
LQ&UFE&ET_E&_ okl o et T | =T STADT NURNBERG STADT NURNBERG — B AUGRENZEN s
\SACHBEARBEITER | AFTatr ST AR NI HIG AT iN VERTRETUNG STADTPLANUNGSAMT VI ZAHL DER ‘f'OLLGF.SCH:JUS;E[i) EL:E?I?:QS?»ERS'-;LER —_—
— , e ABGRE NZUMNGSLINIE IE FESTSETZUNG DE CHOSSH
! ANDERUNGEN / & 7 s oy : _‘}, ZAHL.
T . § 7 a TNy 2 GEZ 5O0RL Ly el T, “RZ  GRUNDFLACHENZAHL
AR s e x| %!7 ’! F i \.i,\%4 o DRLEIMANTESIENGA! GFZ  GEECHOSSFLACHENZAHL
18.2.1971. [Jo |§ & 7 0 RN T Y 3 S
:229 7:(5{ Noml W" LAS A AAS |GORL) (v} ANFESTENGEL) L— | STRASSENVERKEHRSFLACHE
Stmadall s a2 ' BERUFSM. STADTRAT SAUDIREKTOR R S 3 ]
[15.11.71.(D) | JO oaeégi:%f;émm [ A | VERKEHRSFLACHE - FUSSGANGERZONE
120.3.72.0) | JO s STRASSENBEGRENZUNGSLINIE, BEGRENZUNG SONSTIGER
oy = For - e S § T e 8 VERKEHRSFLAC HEN
= | : - 3 rmﬂ ] FLACHE FUR EIN UMSPANNWERK (TRAFUSTATION) 1t
3 g % e HELLERGESCHOSS
. 3 S .
e we e ’ - - - : 20 B Hhmer g
DIESER PLAN MIT ALLEN SEINEN TEILEN IST GEM. § 10 DIESER BEBAUUNGSPLAN IST GEM. § 11 BBauG VON DER DER BEBAUUNGSPLAN IST MIT DER BEKANNTMACHUNG NACH
BBauG MIT BESCHLUSS DES STADTRATES VOM .20.9.1972 REGIERUNG VON MITTELFRANKEN  MIT SCHRB, VOM_24.1. 1973 § 12 BUNDESBAUGESETZ IM AMTSBLATT DER STADT NURNBERG .
ALS SATZUNG BESCHLOSSEN NR.220-2601¢293/72 GENEHMIGT ~ WORDEN. NR.__4 __yOM__21.2.1973 _ RECHTSVERBINDUCH GEWORDEN. i
' | : ;
WORDEN. | e, ;
UND DAMIT ZUM BEBAUUNGSPLAN ERHOBEN WO | ZEICHENERKLARUNG FUR HINWEISE
B e NURNBERG, DEN_8. 2.1973 NURNBERG, DEN_8.2.1973 NURNBERG, DEN_23. 2. 1973 Rh60-8535 masse
4 \ STADTPLANUN R
/ \ SEADIECARONE S A M -} BESTEHENDER BAUM
K | { 16 TIEFGARAGE
! SIELEL ' 3T DURCHOGANG-ARKADE
\ % / (KOHLER) { KOMLER) [== U-BAHNAUFGHNGE
{\ . D A - .
\ pe OBERBURGERMEISTER . OBERBAUDIREKTOR OBERBAUDIREKTOR —— ~ 3 : y ;
N 4 : ' o UNTER DERNAT URLICHEN GELANDEOBERFLACHE LIEGENDE U-BAHI
~ e
S i T BESTEHENDE TRAFOSTATION
: : o el -
| vzl s

92

SATZUNG ZUR ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS
NR. 3823

fiir ein Gebiet zwischen Peter-Henlein-StraRe, Pillenreuther StraBe, der siidlichen Grenze der Gemarkung Galgenhof, Karl-Bréger-Strafe und

der Westseite des AufseBplatzes

.................. auf Grund von

§§ 9, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert

durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 226), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176),

folgende

Satzung zur Anderung des Bebauungsplans Nr. 3823

Art. 1

Der Bebauungsplan Nr. 3823 fiir das Gebiet zwischen Peter-Henlein-StraRe, Pillenreuther Stralle, der siidlichen Grenze der Gemarkung Galgenhof,
Karl-Bréger-Stralke und der Westseite des AufseRplatzes vom 08.02.1973 mit Deckblatt vom 20.09.1971 mit letzter Anderung vom 20.03.1972

(Amtsblatt Nr. 4 vom 21.02.1973 S. 22) wird wie folgt gedndert:

1. § 2 der Bebauungsplan-Satzung wird wie folgt geandert:

nach den Wértern “mit letzter Anderung vom 20.03.1972" werden die Wérter ,sowie Deckblatt 1 vom 14.10.2026“ eingefiigt.
2. § 3 wird um folgende Nr. 4 erganzt:
"4. Art der baulichen Nutzung

Mischgebiet Ml
4.1.Im Mischgebiet sind zulassig:
e Wohngebaude,

e Geschafts- und Birogebaude,
¢ Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

o sonstige Gewerbebetriebe,

¢ Anlagen flr Verwaltungen sowie fiir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
e Gartenbaubetriebe,

o Tankstellen.

4.2. Im Mischgebiet sind Vergnigungsstétten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zuldssig. Davon ausgenommen sind

Spielhallen und Wettbiros.
4.3. Im Mischgebiet sind Spielhallen und Wettbiiros nicht - auch nicht ausnahmsweise - zulassig.
Kerngebiet MK

4.3. Im Kerngebiet sind allgemein zulassig:

o Geschafts-, Biro- und Verwaltungsgebaude,

¢ Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes und Vergniigungsstatten,

o sonstige nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe,

¢ Anlagen flr kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,

e Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhdusern und GroRgaragen,

e Wohnungen flr Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter.
4.4. Wohnungen kénnen ausnahmsweise zugelassen werden.

4.5. Im Kerngebiet MK 1 sind Spielhallen und Wettbiiros nur im Untergeschoss und dem 1. Obergeschoss zulassig.
4.6. In den Kerngebieten MK 2 sind Spielhallen und Wettbiiros nicht zulassig.”

Art. 2

Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.

Nurnberg,
Stadt Niirnberg

Marcus Kénig
Oberblrgermeister

AKTE: 610-31-10

ANDERUNG DES

NURNBERG

BEBAUUNGSPLANS NR. 3823

zwischen Peter-Henlein-Stralle, Pillenreuther Stralle, der sudlichen

Grenze der Gemarkung Galgenhof,
Westseite des Aufseliplatzes

1. FERTIGUNG

Karl-Broger-Strale und der
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Beschlussvorlage

Stpl/044/2026

Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 11.11.2026  offentlich Beschluss
Betreff:

Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A fiir ein Gebiet nérdlich der verlingerten
Forchheimer StraBe, westlich der Waldemar-Klink-StraRe, siidlich des Grinzugs
"Wetzendorfer Landgraben" und ostlich der

FI.Nrn. 650 und 632 je Gemarkung Wetzendorf

Priifung der Stellungnahme und Erlass

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Bebauungsplan
Begrindung
Satzung

Sachverhalt (kurz):

Fur das oben genannte Gebiet ist am 14.12.2005 der Bebauungsplan Nr. 4256 Teil A in Kraft
getreten. Zur Sicherstellung einer rechtskonformen Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im
Plangebiet, und der darauf aufbauenden Erhebung von Kostenerstattungsbetragen nach § 135
a - 135 ¢ BauGB, ist die Anderung des Bebauungsplans erforderlich. Durch die Anderung wird
die rechtskonforme Erhebung von Kostenerstattungsbetragen gemaf der
Kostenerstattungsbetragssatzung der Stadt Nurnberg erméglicht.

Im Zuge der Anderung wird auch der Geltungsbereich aufgrund der Uberplanung durch den

E_:ebauungsplan Nr. 4641 A ,Wetzendorf Parlerstral3e” angepasst, sodass an dieser Stelle keine
Uberlagerung der Geltungsbereiche mehr besteht.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

] Nein (— weiter bei 2.)
1 Ja
[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt
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Stadt Niurnberg Beschlussvorlage Stpl/044/2026

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [] nur fiir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiiqung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. |l / Stk in Kenntnis gesetzt)

] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

] Ja

[ ] Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|X| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:

(] Ja siehe Kapitel 1.4.4. der Begriindung ,Gender und Diversity*“.
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Stadt Niurnberg Beschlussvorlage Stpl/044/2026

4. Abstimmung mit weiteren Geschiftsbereichen / Dienststellen:

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
RA

OO X O
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Stadt Niurnberg Beschlussvorlage Stpl/044/2026

Beschlussvorschlag:

1. Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t die Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil
A vom 19.05.2026 mit letzter Anderung vom 14.10.2026 unter Hinweis auf die
Entscheidungsvorlage sowie die Begrindung vom 10.10.2026 als Satzung.

Der Beschluss ist im Amtsblatt bekannt zu machen.

Seite 4 von 4
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Beilage
Betreff:
Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A fiir ein Gebiet nordlich der verlingerten
Forchheimer StraBe, westlich der Waldemar-Klink-StraBe, siidlich des Griinzugs
»Wetzendorfer Landgraben® und 6stlich der FI.Nrn. 650 und 632 je Gemarkung Wetzendorf
Priifung der Stellungnahme und Erlass

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation
Fir ein Gebiet noérdlich der verlangerten Forchheimer Strale, westlich der Waldemar-Klink-
Stral3e, sudlich des Grinzugs ,Wetzendorfer Landgraben® und 6stlich der FI.Nrn. 650 und 632 je
Gemarkung Wetzendorf, ist der Bebauungsplan Nr. 4256 Teil A seit 14.12.2005 in Kraft. Es wer-
den unter anderem allgemeine Wohngebiete sowie eine Gemeinbedarfsflache im Umfang von
4,45 ha festgesetzt.

Ziel der Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A ist die rechtskonforme Erhebung von
Kostenerstattungsbetragen fir die zugeordneten AusgleichsmaRnahmen. Anlass flr die Ande-
rung ist, dass die seinerzeit erfolgte Sammelzuordnung der Ausgleichsmalinahmen die unter-
schiedliche ékologische Wertigkeit der Ausgangsflachen nicht hinreichend beriicksichtigt. Die bis-
herige Sammelzuordnung wird daher durch eine Einzelzuordnung ersetzt.

Ein weiteres Ziel ist die Anderung des Geltungsbereichs. Es ist vorgesehen, die Uberlappung der
beiden Geltungsbereiche der Bebauungspléane Nr. 4641 A ,Wetzendorf-Parlerstrafle” und
Nr. 4256 Teil A zu bereinigen, indem der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A
im Zuge der Plananderung angepasst und entsprechend zuriickgenommen wird.

Ergebnisse der Beteiligung der Behoérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 2 und der Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)
Die Veroffentlichung im Internet der Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A wurde vom
13.08.2026 bis einschlieRlich 18.09.2026 durchgeflhrt, parallel dazu fand die Beteiligung der Be-
hoérden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange statt. Zusatzlich fand im gleichen Zeitraum die
erganzende 6ffentliche Auslegung im Stadtplanungsamt statt.

Es ging eine relevante Stellungnahme zum Thema Bodendenkmal von den Behorden und sons-
tigen Tragern offentlicher Belange ein. Aus der Offentlichkeit ging keine Stellungnahme ein.

Die Stellungnahmen sind inhaltlich in gekirzter Form wiedergegeben. Die Originalschreiben be-
finden sich in der Bebauungsplan-Akte, die in der Sitzung des Stadtplanungsausschusses aufliegt
und dort eingesehen werden kann. Bereits vor dem Ausschuss ist eine Einsicht im Stadtplanungs-
amt, Lorenzer Stral3e 30, Zimmer 501 (5. Obergeschoss) wahrend der allgemeinen Dienststun-
den (Montag, Dienstag und Donnerstag von 8:30 Uhr bis 15:30 Uhr, Mittwoch und Freitag von
8:30 Uhr bis 12:30 Uhr) méglich.

Stellungnahme des Bayerischen Landesamt fur Denkmalpflege:

Im westlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans seien 2020 zahlreiche archaologische Erd-
befunde (Pfostengruben, Gruben, Graben etc.) festgestellt und untersucht worden. Die Sied-
lungsgrenzen waren dort nicht erreicht, so dass trotz der Bestandsbebauung entsprechende Be-
funde im restlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans zu vermuten waren. Es werde gebeten,
folgenden Text in den Festsetzungen, auf dem Lageplan und ggf. in den Umweltbericht zu tber-
nehmen. ,Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine denk-
malschutzrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenstan-
digen Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehérde zu beantragen
ist.
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Zur Stellungnahme des Bayerischen Landesamt fir Denkmalpflege:

Der vorgeschlagene Text wurde nach Rucksprache mit der Unteren Denkmalschutzbehorde als
nachrichtliche Ubernahme in die Satzung sowie in die Begriindung zum Bebauungsplan eingear-
beitet. Da es sich um ein Bebauungsplanverfahren nach § 13 Baugesetzbuch ohne Durchfihrung
einer Umweltprifung handelt, ist ein Umweltbericht nicht Bestandteil des Verfahrens.

Kosten

Durch die Planung entstehen der Stadt keine Kosten. Vielmehr kann durch die Anderung des
Bebauungsplans der ékologische Ausgleich gemald der Satzung der Stadt Nirnberg zur Erhe-
bung von Kostenerstattungsbetragen abgerechnet werden.

Zeitliche Umsetzung )
Nach Erlass der Satzung soll die Anderung des Bebauungsplans im Amtsblatt bekannt gemacht
werden und die Anderung tritt in Kraft.

Fazit
Um die Grundlagen flir die Abrechnung zu schaffen, soll der Bebauungsplan als Satzung erlassen
werden.
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Geltungsbereich Planteil 817/10 § BEARBEITUNGSVERMERKE
\ l Ny 71216 T 2, MaR der baulichen Nutzung . SATZUNG ZUR ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS 4. § 4 der Bebauungsplan-Satzung wird vor § 5 wie folgt erganzt: 3
= (Kostenerstattungsbetragssatzung - KostenErstS) vom 07. Juli 1998 (Amtsblatt S. NR. 4256 TEIL A FUR DIE PLANUNG UND SEINE TECHNISCHE RICHTIGKEIT FUR DIE GRUNORDNUNG
% S40r14 BEBAUUNGSPLAN-SATZUNG 5 4SS i i ' 392) erhoben. Die Kosten fir die anteilsmaRig enthaltenen Ausgleichsmafnahmen iir oint Geblet nérdil : ; - i Gl i »Vorléufig gesichertes Uberschwemmungsgebiet
DECKBLATT ZUR ANDERUNG . Das hochstzuIaSS|ge Maf der baulichen Nutzung ist durch die festgesetzte Grund- . g g fiir ein Gebiet nérdlich der verlingerten Forchheimer StraRe, westlich der Waldemar-Klink-StraRe, siidlich des Griinzugs
DES BEBAUUNGSPLANS N R_ 42 56 Tell A flachenzahl (GRZ) in Verbindung mit der als Hochstgrenze zulassigen Zahl der Voll- der ortlichen ErschlieBungsstrafl’en (20 %) werden mit den ErschlieRungsbeitragen "Wetzendorfer Landgraben™ und 6stlich der FI. Nrn. 650 und 632, je Gemarkung Wetzendorf Der im Geltungsbereich des Bebauungsplans gelegene Teil des Uberschwemmungsgebiets des Wetzendorfer Landgrabens wurde NURNBERG, 19.05.2026 NURNBERG, 19.05.2026
il > h besti t it sich nicht auf G d der fest tzt Uberbaub b h Vom ..o durch Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Nirnberg vom 03.03.2021 gemaR § 76 Abs. 3 des Wasserhaushaltsgesetz (WHG) STADT NURNBERG STADT NURNBERG
NR. 4256 Teil=A #9/6 o T e geschosse besuimmt, soweit sich nicht au run er resigesetzten uberbaubaren abgerec net. vorlaufig gesichert. Die vorlaufige Sicherung wurde mit Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Niirnberg vom 25.02.2026 um zwei STADTPLANUNGSAMT UMWELTAMT
[ T T T T rrr T T __ Ny Grundstlicksflache geringere Werte ergeben. Die Stadt Nurnberg erlasst gemaR Beschluss des Stadtplanungsausschusses VOm ............................ auf Grund von 99 ' 9 9 9 9 o
: O R gL fiir ein Gebiet nordlich der verlingerten Forchheimer Strafe Jerng | Jafe veriangert
NURNBERG, 19.05.2026 ] 64070 R : ; ; .
] 1 644/4 g ’ 2. Far die Ausgestaltung der im Planteil und in § 3 Nr. 1des SatzungSteXteS nach § 1a 8§§ 9, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt 3Ufi i (] ot ist i ; iohtli ir die i i ; gez. Dengler gez. Koppel
STADT NURNBERG & NN L. . . . . . . .. . ) - Das vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiet ist in der Planzeichnung nachrichtlich dargestellt. Fur die innerhalb dieses Bereichs
STADTPLANUNGSAMT | Sooaeed —— o oo TIRL westlich der Wa|demar-K|mk-StraBe, sudlich des Gru nzugs . Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB festgesetzten AusgleichsmalRnahmen gelten ergan- geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 348), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der gelegenen Fléchen gelten die besonderen Schutzvorschriften des § 78 ff. WHG in entsprechender Anwendung. Insbesondere bestehen | pENGLER DR. KOPPEL
c / 2 . " " o . 3. Bauweise zend die in der Anlage 1 der KostenErstS der Stadt NUrnberg festgelegten Grund- Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 Beschrénkungen und Genehmigungspflichten hinsichtlich der Errichtung, Erweiterung oder wesentlichen Anderung baulicher Anlagen AMTSLEITER AM.TSLEITER
Wetzendorfer Landgraben und OStIICh der FI- Nrn- 650 und . . . .. . (BGBI. 2023 1 Nr. 176), sowie sonstiger Mafinahmen, die den Hochwasserabfluss oder die Hochwasserrtickhaltung beeintrachtigen kénnen.
6adlt . Es gilt die offene Bauweise gemal § 22 Abs. 2 der BauNVO. satze. folgende ’ ’ ’ ’
DENGLER WA 1 644/6 632, je Gemarkung Wetzendorf s And des Beb | Nr. 4256 Teil A Die wasserrechtlichen Vorschriften gelten unabhéngig von den Festsetzungen dieses Bebauungsplans und sind im jeweiligen bau- VERFAH RENSVERMERKE
. . . . . . . . atzung zur Anderung des Bebauungsplans Nr. ei oder wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren zu beachten.
AMTSLEITER GRZ 0,4 4 v leit 3. Mit der Durchfliihrung der Ausgleichsmalinahmen ist spatestens bei Bezugsfertigkeit
. ersorgungsieitungen - - . . : e Artikel 1 Bodendenkmaler (1) DIE AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANS WURDE DURCH DEN STADTPLANUNGSAUSSCHUSS AM EINGELEITET.
/ Vom 301 1 2005 des _Ietzten Bauabschnlttgs zu beginnen. Dle Durghfuhrungsdauer (einschliellich DER AUFSTELLUNGSBESCHLUSS — WURDE IM AMTSBLATT NR. VoM SEITE ORTSUBLICH
/ 1 % Leitunaen zur Versorauna des Bauaebietes sind unterirdisch zu verleaen Fertigstellungs- und Entwicklungspflege) richtet sich nach der Anlage 1 der Kosten- Der Bebauungsplan Nr. 4256 Teil A vom 30.11.2005 (Amtsblatt S. 458) fiir ein Gebiet nérdlich der verlangerten Forchheimer StraRe, Fiir Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine denkmalschutzrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BEKANNTGEMACHT. (§ 2 Abs. 1 BauGB)
6511 — |demar-K|'lnk-StraEe g gung g g . erstattunabetragssatzunag der Stadt Niirnbera: soweit diese eine Regeluna nicht westlich der Waldemar-Klink-StraRe, stdlich des Griinzugs "Wetzendorfer Landgraben" und &stlich der FI. Nrn. 650 und 632, je BayDSchG notwendig, die in einem eigenstéandigen Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehérde zu
\‘m 2 o Die Stadt Nl'.'lrnberg erlasst geméB Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom . g ) g ~ g . g; g . g Gemarkung Wetzendorf_ wirfi dlt'Jrch__die Festsetzu_pgen im geanderten Planteil, durch die nachstehenden textlichen Festsetzungen sowie beantragen ist.” (2) DER ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANS WURDE DURCH DEN STADTPLANUNGSAUSSCHUSS AM GEBILLIGT
Schuhof m—— ..10.11.2005... auf Grund von 5. AuRere Gestaltung der baulichen Anlagen en:?_ag’ sind die jeweiligen Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen unverziglich abzu- durch den Geltungsbereich "A5" geandert und erganzt. UND IN DER ZEIT VOM BIS IM INTERNET VEROFFENTLICHT UND ZUSATZLICH OFFENTLICH
! schliel3en. . AUSGELEGT. (§ 3 Abs. 2 BauGB)
WA 1 g Artikel 2
m =4 i . . . . 1. 1 der Bebauungsplan-Satzung erhalt folgende Fassung:
- GRZ D4 310 ggs SB: utge?nssgb;oc(?f ?B(gaBLIJ(?%) |£14cﬁr) Z?JISeSthT gggr:dlse?tkgﬂpghmzcﬁth%qu\gm 51 Doppelhauser und Hausgruppen sowie aneinandergrenzende Garagen in den all- 4 In den nachfolgend bezeichneten StraRen sind im Bereich der Parkbuchten und im § 9 9 9 9 Die Satzung zur Anderung des Bebauungsplans tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblattin Kraft
i 50 : P . ' ' ) g ) emeinen Wohnagebieten sind mit einer einheitlichen Dachform und Dachneigun ) g . . " ,Der Bebauungsplan Nr. 4256 Teil A besteht aus dem Textteil in der Fassung dieser Anderungssatzung, dem Planteil vom 30.11.2005,
g g gung !
S0 Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBI. | S. 1818), auszufiihren Strallenbegleitgriin heimische Laubbaume zu pflanzen. dem Deckblatt zur Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A vom 19.05.2026 und dem Geltungsbereich "A5".* DECKBLATT 2 ZUR ANDERUNG
) Niirnberg,
. : i ird wi sndert: DES BEBAUUNGSPLANS
Art. 3 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) in der Fassung der Be- _ o o _ Anzahl der zu pflanzenden Baume: 2. § 3 der Bebauungsplan-Satzung wird wie folgt gedndert. Stadt Niirberg NR. 4256 Teil A
: kanntmachung vom 18. August 1998 (GVBI. S. 593, BayRS 791-1-U), zuletzt 52 Dachgauben sind zulassig bei Dachern mit einer Dachneigung von mehr als 35 N . ' N Nach § 3 wird folgende Uberschrift singefiiat: )
644196 .. . . o . . , . . , - verlangerte Forchheimer Stralde 31 Baume a) Nach § 3 wird folgende Uberschrift eingeflgt: NURNBERG, 14.10.2026
geandert durch § 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2005 (GVBI. S. 274), Grad. Sie durfen in der Breite einzeln oder in der Summe nicht mehr als die halbe . - STADT NURNBERG
N ‘ Dachlange einnehmen und eine Stirnhéhe von maximal 1,50 m aufweisen. Bei - Friedrich-Bock-Strafte 3 Baume Naturschutzrechtiicher Ausgleich” ST
: - - ) . ) . ) : ’ ' - verlangerte Waldemar-Klink-StralRe 4 Baume Marcus Konig .
Art. 91 der BSXGRSChen 15939U70(rdGr{}Jé1|9 éB%gOb) in ?S”ggasssggg %er ?Qesi(azqgt??ﬁ;]ung Dachern bis 45 Grad Neigung sind die Gauben mit gerader oberer Abdeckung aus- g b) §3 Nr. 1 erhélt folgende Fassung: Oberbiirgermeister DgEiGZLEEengler
vom 04. August LS. , ber. . , Ba -1-1), zu- - ; ; = = 2 ; : _
q A 9 A y ZUfUhren’ bei steileren Dachern konnen SChleppdaCher oder flach genelgte Giebel »1. Zum Ausgleich der Beeintrachtigungen des Landschaftsbilds sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts in AMTSLETER
letzt geandert durch § 2 des Gesetzes vom 08. Marz 2005 (GVBI. S. 69) - : : : -
. . O. ) dacher ausgeblldet werden. Der obere Abschluss der Gaube muss mindestens ein- § 4 seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB bezeichneten Bestandteilen, die bei der Realisierung des Bebauungsplans NURNBERG,
652 651 . . . . ; = entstehen, werden folgende AusgleichsmalRnahmen und Flachen festgesetzt: STADT NURNBERG
Art. 23 der Gemeindeordnung fiir den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Be- en Meter unter dem First des Gebaudes enden. o IN VERTRETUNG
kanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI S. 796, BayRS 2020-1-1-1), zuletzt N PR - = a) Ausgleichsflache A1:
e ’ . ’ ’ . . : n 2l achrichtliche Ubernahme gemaf § 9 Abs. 6 BauGB Entwicklung eines arten- und strukturreichen Griinzuges auf 566 m? durch das Anlegen einer extensiv gepflegten Wiese mit
geandert durch § 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2004 (GVBI. S. 272), 5.3 In den allgemeinen Wohngebieten darf innerhalb der héchstzulassigen lll-geschos- 9 § o prﬂanzung von standorigereahion ot g geptieg
sigen Bebauung das dritte Vollgeschold entweder als Dachgeschol} mit einer maxi- o
- - : Bauschutzbereich des Flughafens Niirnberg b) Ausgleichsfidche A2:
malen Kniestockhdhe von 50 cm oder als Terrassengeschol} errichtet werden. Entwicklung ei i - " 2 - - -
g eines arten- und strukturreichen Griinzuges auf 4.553 m? durch das Anlegen einer extensiv gepflegten Wiese
folgende Die Grundflache des Terrassengeschosses darf maximal 70 % des darunter liegen- mit lockerer Bepflanzung von standortgerechten Gehdlzen
Bebauungsplan-Satzung fur ein Gebiet nordlich der verlangerten Forch- den Geschosses betragen g g Das Planungsgebiet liegt im mittleren Bauschutzbereich des Flughafens Nurnberg. Innerhalb ¢) Ausgleichsfléiche A3:
heimer Stralle, westlich der Waldemar-Klink-StraBe, sudlich des Griin- . dieses Bereiches gelten die Vorschriften des Luftverkehrsgesetzes, insbesondere § 12 Abs. 3 Entwicklung eines arten- und strukturreichen Griinzuges auf 570 m? durch das Anlegen einer extensiv gepflegten Wiese mit AUSFERTI GU NG
zugs "Wetzendorfer Landgraben™ und ostlich der Fl. Nrn. 650 und 632, je T Nr. 1a sowie bauordnungsrechtliche oder sich aus sonstigen Vorschriften ergebenden lockerer Bepflanzung von standortgerechten Gehdlzen DER BEBAUUNGSPLAN WURDE DURCH DEN STADTPLANUNGSAUSSCHUSSES AM ALS SATZUNG BESCHLOSSEN.
6 Zahl der Wohneinheiten 9 9 9
Gemarkung Wetzendorf ) Baubeschrankungen. d) Ausgleichsflache Ad: (§ 10 Abs. 1 BauGB)
Entwicklung von Baumhecken auf 2.115 m? durch die Pflanzung von standortgerechten Gehdlzen _ )
Im Bereich der allgemeinen Wohngebiete sind in Wohngebauden maximal zwei e) Ausgleichsflache A5 gema Geltungsbereich "A5": 7 ™ ZL#RA\‘SETRGN URNBERG
§ 1 Wohnungen Zu|éssig_ Dies gi|t nicht in den a||gemeinen Wohngebieten WA 1. § 5 Entwicklung einer extensiven Wiese ohne Diingung und Entwicklung von Ufergehélzsaumen auf insgesamt 15.737 m** // \\
\
. Neb | ¢) § 3 Nr. 2 und Nr. 3 entfallen. I/ \
(] i i A i i i - . ebenaniagen . . .
Fpr d‘f‘_S Im Planblatt fjurch die Grenze.des raumlichen G_eltungsberelches be§t|mmte Ge Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung nach § 10 BauGB im Amtsblatt der Stadt ) 83 Nr. 4 wird 20 & 3 Nr. 2 | SIEGEL ,‘
biet nordiich der verlangerten Forchheimer Strafie, westlich der Waldemar-Klink-StralSe, - - -- : o Ndrnberg in Kraft. Gleichzeitig treten frihere planungsrechtliche Festsetzungen und ortliche s e \ /
o stidlich des Griinzugs "Wetzendorfer Landgraben" und 6stlich der FI. Nrn. 650 und 632, je Aulterhalb der tiberbaubaren Grundstticksflachen sind Nebenanlagen und Einrich- gin o 9 P g . 9 o . . \ y
. . . .. .. B hrift die d Beb | t h d d h Rer Kraft e) In § 3 Nr. 2 (neu) werden die Wérter ,31 Badume" durch ,30 Badume" ersetzt.
d oi tungen im Sinne des § 14 BauNVO nur fiir die Mill- und Wertstoffentsorgung, fiir auvorschritten, die diesem bBebauungsplan enisprechen oder widersprechen, aulser kraft. \ /
555/5 Gemarkung Wetzendorf wird ein Bebauungsplan aufgestellt. g ) Vo : orgung, Tur N P MARCUS KONIG
das Abs:[ellen von Fahrradern,. far die Ve_rsorgung des Saugebletes mit Elektrizitat, f) Nach § 3 Nr. 2 (neu) wird folgende Nummer 3 eingefiigt: S~ _ "7 OBERBURGERMEISTER
o sosi 855/17 4 §2 Gas, Warme und Wasser sowie zur Ableitung und Speicherung von Regenwasser .
630/1 g zuléssig Nurnberg, 30.11.2005 ,3. In der Fliche fiir Gemeinbedarf sind 20 heimische Laubb&ume gemaR Planteil zu pflanzen.”
—_ 585116 35106 . . . . ' Stadt Niirnberg _ o IN KRAFT
55/7" e In Erganzung der im Planteil getroffenen Festsetzungen wird folgendes festgesetzt: 3. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefiigt:
7 55512 ' In den im Plangebiet festgesetzten allgemeinen Wohngebieten ist je Baugrund- DER SATZUNGSBESCHLUSS WURDE IM AMTSBLATT NR. VOM SEITE ORTSUBLICH BEKANNTGEMACHT.
c ()_:_:4O| . 1. Art der baulichen Nutzung _stt'Jck ein_ Gartengerétehaus mit einer Grundflache von maximal 6,0 m? zulassig, gez. Maly 5% DER BEBAUUNGSPLAN IST MIT DER BEKANNTMACHUNG IN KRAFT GETRETEN. (5 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB)
/88 X 1:1.000 JedOCh nicht in den Vorgartenzonen. ' Zuordnung der Ausgleichsflachen und MalRnahmen NURNBERG,
= : ; . . STADT NURNBERG
H n 11] .
Geltunngere|Ch A5 In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind Gartenbaubetriebe und Tar?kSte”en Dr. Ulrich Maly Die Stadt Nirnberg erhebt zur Deckung ihres Aufwands fiir MaRnahmen zum Ausgleich einschlieRlich der Bereitstellung hierfiir STADTPLANUNGSAMT
‘ nach § 4 Abs. 3 Nrn. 4 und 5 Baunutzungsverordnung (BauNVO) auch nicht aus- 8. Garagen Oberbijrgermeister erforderlicher Flachen Kostenerstattungsbetrage nach der Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbetragen nach §§ 135a - 135 ¢
w 202/3 nahmsweise zuléssig. BauGB (KostenerstattungsbetragsS - KostenErstS) und ErschlieBungsbeitrdge nach der Satzung iber die Erhebung des
. . . . . ErschlieRungsbeitrages (ErschlieBungsbeitragssatzung - EBS).
In den allgemeinen Wohngebieten sind Garagen und Carports- auch solche im Sinne DENGLER
des Art. 7 Abs. 4 BayBO -aulerhalb der Uberbaubaren Grundstucksflachen nicht zu- AMTSLEITER
1 \ == —rera - ST TR ] AKTE: 610-31-10
VERFAHRENSVERMERKE Iéssig. Dies gilt nicht fur die aIIgemeinen Wohngebiete WA 1. R \ g ANE : Die in § 3 Nr. 1 beschriecbenen AusgleichsmalRnahmen werden den Grundstiickflichen in den Baugebieten, den
(1) DAS VERFAHREN ZUR AUFSTELLUNG DES (2) DIE FRUHZE|T|GE BETEILIGUNG DER BURGER B% R SI i Gemelnbedarfsflachen, der Versorgungsfléche sowie den Verkehrsflachen gema[S der nachstehenden Tabelle Zugeordnet
2022 BEBAUUNGSPLANES WURDE GEMASS § 2 GEMASS §3 ABS.1 BauGB WURDE GEMASS L e A\ [ PGSO (4 (Einzelzuordnung): "
ABS.1 BauGB MIT BESCHLUSS DES STADTRATES BESCHLUSS DES STADTRATES VOM = pizpeg \! S U o \ Vi) AN D E RU N G D E S
VOM 05.11.86/ STADTPLANUNGSAUSSCHUSSES 21.09.1983 DURCHGEFUHRT. 9. Abstandsflachen [ | L2500 i o\ ! e % W L A | B
= - ?
\I:/)(E)Il\?/l Aﬁi'g}'é’ﬂ'ﬂsggégggﬂmss WURDE IM = v . ! = ! Wohngebiete (WA) Wohngebiete (WA)
AMTSBLATT DER STADT NURNBERG NR. 4 Ungeachtet der festgesetzten Baugrenzen wird fur die Errlchtung von Gebauden - s : ‘ é%é)ﬁ \ P\ R \\ ' = \ | 9 Grundstick (Flurnummer) Anteil am Ausgleichsumfang Grundstick (Flurnummer) Anteil am Ausgleichsumfang B E BAU U N G S P LAN S N R 42 56 T E I L A
K VOM 19.02.97 BEKANNTGEMACHT. die Anwendung von Art. 6 Abs. 4 und 5 BayBO angeordnet. Dies gilt auch fur bau- /sy = ﬁ\%? OO - : \ { in % in % "
s liche Anlagen im Sinne Art. 6 Abs. 9 BayBO 00 g NN T 3| 644/3 3,03 644/67 0,05
NURNBERG, 22.07.2005 : : : | gt == Y| | || — L X - -
NURNBERG, 28.11.2005 STADT NURNBERG f 644/6 1,35 644/68 0,05
STADT NURNBERG STADTPLANUNGSAMT 10. Beheizung 5| 644/7 2,17 644/71 0,1 .
IN VERTRETUNG 6 | 644/8 2,25 644/90 0,4 MIT GRUNORDNUNG
. gez. Bandilla Zur Beheizung von Gebauden durfen feste und flussige erheblich luftverunreini- 7| 644/20 2,9 644/91 0,34 fir ein Gebiet nordlich der verléngerten Forchheimer StraRe. westlich
gez. Baumann BANDILLA gende Stoffe nicht verwendet werden. Dazu zahlt nicht Heizdl EL. 8 | 644/21 3,32 644/92 0,33 _ N~ N ’
DIPL.-ING. WOLFGANG BAUMANN STADTDIREKTOR o 9 | 644/22 0,32 644/93 0,32 der Waldemar-Klink-Stralle, sudlich des Gru nzugs Wetzendorfer
BERUFSMASSIGER STADTRAT 11.  Griinordnung 10] 644/25 123 644/94 031 Landgraben und &stlich der FI. Nrn. 650 und 632, je Gemarkung
. . ,
11| 644/26 1,33 644/95 0,31
(3) DER ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANES WURDE (4) DIESER BEBAUUNGSPLAN IST MIT BESCHLUSS . . .. . . o 12| 644/29 (Teilflache) 1os 644/96 059 Wetzendorf
DURCH DEN STADTPLANUNGSAUSSCHUSS AM DES STADTPLANUNGSAUSSCHUSSES VOM 11.1 Die festgesetzten heimischen Laubbaume sind als Hochstamme mit einem Stamm- ’ ,
07.04.2005 GEBILLIGT UND GEMASS § 3 ABS. 2 10.11.2005 GEMASS § 10 ABS. 1 BauGB umfang von mindestens 20 - 25 cm, gemessen in 1 m Hohe Uber dem Erdboden s . ] I y 13| 644/31 0,41 644/97 0,29
¢ ALS SATZUNG BESCHLOSSEN WORDEN. . . .. o . d W ~ ‘ = L : )
Baucs YO 26042005 BIS 30.05.2005 OFFENTLICH zu pflanzen und in befestigten Flachen mit mindestens 15 m? groken Baumschei- w5 | TR = RN i 14) 644/33 1,29 644/98 0,29
P RN NURNBERG, 30.11.2005 ben zu versehen. NERBS digerd F ‘ | © schollerks [ 15| 644/34 0,32 644/100 0,49
. / AN STADT NURNBERG \ A / : LR - o < T 16| 644/35 0,05 644/101 0,05
NURNBERG, 28.11.2005 ] . _ . . _ ] o
STADT NURNBERG / \ 11.2  Ebenerdige Stellplatze auf privaten Grundstucksflachen im Wohngebiet, die direkte 17| 644/36 0,02 644/105 0,2
IN VERTRETUNG { SIEGEL \ Verbindung zum Erdreich haben, sind mit wasserdurchlassiger Oberflache (Schot- { = e | e 18] 644/37 0,02 644/106 0.2
/ terrasen, Rasenpflaster, Rasengitterstein u.d.) herzustellen. - ] ] ] - o T 19] 644/38 0,02 644/107 0,2
GMKG: gez. Baumann \ gez. Maly 20| 644/39 0,02 644/108 0,19
SRS RN D DIPL-ING. WOLFGANG BALUMANN \ P / 11.3  Garagen- und Carportflachdacher sind ganzflachig mit extensiver Dachbegriinung 21| 644/40 0,02 644/109 02
. . BERUFSMASSIGER STADTRAT N _ OBERBURGERMEISTER auszubilden. Dies ist bereits bei Statik und Konstruktion zu berlicksichtigen. 22| 644/41 0,02 644/110 0.2
ZEICHENERKLARUNG FUR FESTSETZUNGEN _’ 23| 644/42 0,02 644/111 0,19
i i i fri i i A 24| 644/43 0,02 644/112 0,33
BN BN BN Grenze des réumlichen Geltungsbereichs ot Strafiomerkenratich BEARBEITUNGSVERMERKE 11.4  Bei der Errichtung von Einfriedungen sind durchlaufende Sockel nicht zulassig.
—_— rivate Stralenverkehrsflache Flache fiir Landwirtschaft (3a) DER ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANES WURDE 25| 644/44 0,02 644/113 0,22
_ _ - Wohnwege - DURCH DEN STADTPLANUNGSAUSSCHUSS AM TE | |_ A 26| 644/45 0.02 644/114 021
WA Allgemeines Wohngebiet 14.07.2005 ERNEUT GEBILLIGT UND GEMASS " . .
(§4 BauNVO) 200 Matteal i Mot § 3 ABS. 2 BauGB VOM 18.08.2005 BIS 19.09.2005 FUR DIE GENAUIGKEIT UND VOLLSTANDIGKEIT DER KARTENGRUNDLAGE §3 M |T G RU N O RD N U N G 27| 644/46 0,02 644/115 0,28
1 alszahl in Metern . . . ~ i T e SOWIE DIE UBEREINSTIMMUNG MIT DEM LIEGENSCHAFTSKATASTER IM EE
Ausgleichsflache mit Bezeichnung OFFENTLICH AUSGELEGT. GELTUNGSBEREICH DES BEBAUUNGSPLANES ( § 1 PLANZEICHENVER- 28| 644/47 0,02 644/116 0,21
— . ORDNUNG ) 3 i 29| 644/48 0,02
Flache fiir den Gemeinbedarf Fliche fir Versorgungsanlagen ) ) ) Flachen und MaBnahmen zum Ausgleich nach § 9 Abs. 1a BauGB . ——
ZEICHENERKLARUNG FUR HINWEISE NURNBEBG, 28.11.2005 NURNBERG, 22.03.2005 644/49 0,02 Gemeinbedarfsflache
ZWECKBESTIMMUNG STADT NURNBERG BEARBEITUNG STADT NURNBERG o i . FA U N 31| 644/50 0,02 644/9 28,84
ZWECKBESTIMMUNG IN VERTRETUNG ) 1. Die im Planteil enthaltenen Festsetzungen, 4 '
- Schule - - Elektrizitat - T FACHB. LEITER gez. . UND BODENORDNUNG (L] [ 4
e [ Offetiche Grinfiachen -Naturaher Sereic FUR EIN GEBIET NORDLICH DER S o
- Gas - gez. Baumann FACHB. LEITER |gez Ewert a) entliche Grunflachen -Naturnaher Bereich-
v - Schulhof - O 191/440 Flurstiicksnummer . DIPLING. WOLFGANG BAUMANN gez. Seidler b) Flache zum Anpflanzen von Baumen und Stréuchern N 34| 644/53 0,02 644/10 1,99
S @ oo ©)  Flache zu Entwicklng einer Hochstauder VERLANGERTEN FORCHHEIMER STRASSE | | &
=== Baugrenze ] O zugunsten der Stadt Nirnberg fir einem T °T °7  VorhandenerKanal = SEIDLER d)  die unter § 3 Nr. 4 festgesetzten zu pflanzenden heimischen Laubbaume und 36| 644/55 054 Verkehrsflachen
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BEGRUNDUNG

ZUR ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 4256 Teil A

flr ein Gebiet nordlich der verlangerten Forchheimer Stralde, westlich
der Waldemar-Klink-Stral3e, sudlich des Grunzugs ,Wetzendorfer
Landgraben" und &stlich der FI. Nrn. 650 und 632, je Gemarkung Wet-
zendorf

I PLANBERICHT

1. ALLGEMEINES (GEBIET / RECHTSGRUNDLAGEN / VERFAHREN)

Der rechtsverbindliche Bebauungsplan (BP) Nr. 4256 (in Kraft seit 14.12.2005) umfasst
das Gebiet nordlich der verlangerten Forchheimer Stralle, westlich der Waldemar-Klink-
Stralde, sldlich des Grinzugs Wetzendorf Er Landgraben und &stlich der FI. Nrn. 650 und
632, je Gemarkung (Gmkg.) Wetzendorf.

Zur Sicherstellung einer rechtskonformen Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im Plangebiet
und darauf aufbauenden Erhebung von Kostenerstattungsbetragen (KostenErstS, Stand:
21.07.2006) nach § 135 a — 135 ¢ BauGB (Baugesetzbuch) ist die Anderung des BP hin-
sichtlich der Ausgleichsflachenzuordnung erforderlich. Im Zuge der Anderung wird auch
der Geltungsbereich aufgrund der Uberplanung durch den BP Nr. 4641 A ,Wetzendorf
Parlerstralle angepasst, sodass an dieser Stelle keine Uberlagerung der Geltungsberei-
che mehr besteht. Darliber hinaus soll die bauliche Nutzung des Gemeinbedarfsgrund-
stiicks an die aktuelle Situation angepasst sowie die dort umgesetzten Ausgleichsmaflinah-
men festgesetzt werden.

Rechtsgrundlage fiir die Anderung des BPs Nr. 4256 Teil A ist das BauGB und die auf-
grund dieses Baugesetzbuchs erlassenen Vorschriften. Wie in den Uberleitungsvorschrif-
ten des BauGB enthalten, gilt das BauGB zur Einleitung des BPs. Zustandig fur die Auf-
stellung von Bebauungsplanen ist die Gemeinde. Die Aufstellung des BPs erfolgt im ver-
einfachten Verfahren gem. § 13 BauGB. Die Anwendung des vereinfachten Verfahrens ist
zulassig, da durch die Anderung des BPs

- die Grundziige der Planung nicht berGhrt werden,

- nicht die Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer Umwelt-
vertraglichkeitspriufung (UVP) gemal Anlage 1 zum Gesetz Uber die Umweltvertrag-
lichkeitsprifung (UVPG) unterliegen, begriindet wird,

- keine Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung derin § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genann-
ten Schutzguter bestehen,

- keine Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unféllen nach § 50 Satz 1 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BlmschG) zu beachten sind.

Im vereinfachten Verfahren kann von der frihzeitigen Unterrichtung und Erérterung der
Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behérden und Trager offentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden. Weiterhin kann von der Umweltprifung, vom
Umweltbericht, von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfigbar
sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung abgesehen werden.
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1.2. ANLASS ZUR AUFSTELLUNG - PLANUNGSZIELE

Ziel der Anderung des BPs Nr. 4256 Teil A ist die Anderung der Ausgleichsflachenzuord-
nung von Sammelzuordnung auf Einzelzuordnung. Anlass fiir die Anderung ist die Fest-
stellung, dass durch die seinerzeit erfolgte Sammelzuordnung der unterschiedlichen 6ko-
logischen Wertigkeit der Bestandsflachen, in die eingegriffen wird, nach Anlage 2 der Kos-
tenerstattungsbetragssatzung nicht ausreichend Rechnung getragen wird und dies der
rechtskonformen Erhebung von Kostenerstattungsbetragen geman der Kostenerstattungs-
betragssatzung der Stadt Nirnberg entgegensteht.

Zur Sicherstellung einer rechtskonformen Zuordnung der Ausgleichs-MalRnahmen im Plan-
gebiet und der darauf aufbauenden Erhebung von Kostenerstattungsbetragen nach
§ 135 a — 135 ¢ BauGB (KostenErstS, Stand: 21.07.2006) ist die Anderung des BPs hin-
sichtlich der Ausgleichsflachenzuordnung erforderlich. Anstelle der bisherigen Sammelzu-
ordnung der AusgleichsmalRnahmen erfolgt eine Einzelzuordnung zu einzelnen Baugrund-
stiicken. Die Zuordnung bemisst sich nach dem Eingriff (Mal der baulichen Nutzung) in
Verbindung mit der 6kologischen Wertigkeit (Bestandsbewertung nach Biotoptyp in Wert-
punkten gem. Anlage 2 der Kostenerstattungsbetragssatzung der Stadt Nurnberg) und
Grolde der Eingriffsflache (Bestand). Dies bedeutet, dass jeder Eingriffsflache ein spezifi-
scher Anteil an den AusgleichsmalRnahmen, je nach Grundstlicksgrofie und Eingriffsum-
fang, zugeordnet wird.

Ein weiteres Ziel ist die Anderung des Geltungsbereichs. Es ist vorgesehen, die Uberlap-
pung der beiden Geltungsbereiche der Bebauungsplane Nr. 4641 A und Nr. 4256 Teil A zu
bereinigen, indem der Geltungsbereich des BPs Nr. 4256 Teil A im Zuge der Plananderung
angepasst und entsprechend zuriickgenommen wird, sodass an dieser Stelle keine Uber-
lagerung der Geltungsbereiche mehr besteht.

Im Plangebiet wurde mittlerweile die Schule mit den zugehérigen Pausenhofflachen errich-
tet. Bei der Festsetzung der Grundflachenzahl (GRZ) wurden seinerzeit die Pausenhoffla-
chen nicht berlicksichtigt. Daher ist eine GRZ von 0,7 anstelle von 0,4 festzusetzen. Auch
die urspringlich festgesetzte Ausgleichsflache mit dem Entwicklungsziel Hochstaudenflur
als Teil des Ausgleichs konnte nicht wie urspriinglich beabsichtigt im Gebiet des BPs rea-
lisiert werden. Die Ausgleichsflache wurde stattdessen in Form eines Geholzstreifens an-
gelegt. Die realisierte Ausgleichsflache ist deutlich kleiner als urspringlich vorgesehen.
Deswegen werden andere, zusatzlich hergestellte Geholzflachen und Einzelbdume im Be-
reich der Flache fur Gemeinbedarf als Ersatz herangezogen, sodass noch ein Defizit hin-
sichtlich des Ausgleichsbedarfs von 4,5 % besteht.

Da die erforderliche Anderung der Ausgleichsflachenzuordnung den Zielen des BPs nicht
entgegensteht und die Grundziige der Planung nicht berthrt sind, kann die Anderung des
BPs im vereinfachten Verfahren nach § 13 Baugesetzbuch (BauGB) durchgefihrt werden.

1.3. GRUNDLAGEN DER PLANUNG

1.3.1. ANALYSE DES BESTANDS

1.3.1.1.  Lage im Stadtgebiet / Topografie

Der Planbereich umfasst 4,45 ha und liegt im nordwestlichen Stadtgebiet in der Gmkg.
Wetzendorf. Nérdlich des Wetzendorfer Landgrabens grenzt Einfamilienhausbebauung an,
nordoéstlich und 6stlich befinden sich Baugebiete sowohl fir Familieneigenheime als auch
fur Geschosswohnungen, sudlich wird er durch die verlangerte Forchheimer Stralle be-
grenzt. Im Bereich sudlich der verlangerten Forchheimer StralRe wurden im BP
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Nr. 4256 Teil B weitere Wohnbauflachen sowie eine Kindertagesstatte geschaffen. West-
lich grenzt der BP Nr. 4641 A ,Wetzendorf Parlerstrale” an den Geltungsbereich an.

Das Planungsgebiet hat ein leichtes Std-Nordgefalle, mit Tiefpunkt im Bereich des Wet-
zendorfer Landgrabens. Die geplante Verlagerung des Wetzendorfer Landgrabens nach
Norden (aul3erhalb des Planungsbereichs) ist vollzogen. Er ist Teil des Ubergeordneten
Biotopverbundsystems ,Wetzendorfer Landgraben®.

1.3.1.2. Gegenwartige Nutzungen und Baustruktur

Der Geltungsbereich des BPs Nr. 4256 Teil A ist durch Geschosswohnungsbau und Rei-
henhauser gepragt, vereinzelt sind Grundstiucke unbebaut. Auf der Gemeinbedarfsflache
wurde die Grundschule Forchheimer Stral’e errichtet. Eingerahmt wird der bebaute Be-
reich des BPs 4256 Teil A von diversen Grunstrukturen im Westen und Nordwesten sowie
dem Wetzendorfer Landgraben im Norden.

1.3.1.3. Bodendenkmalpflegerische Belange

Im westlichen Teil des Geltungsbereichs wurden 2020 zahlreiche archaologisch relevante
Erdbefunde (Pfostengruben, Gruben, Graben, etc.) festgestellt und untersucht. Das Fund-
material datiert die Gruben tlw. in die Laténezeit, tlw. in das Spatmittelalter bis in die Neu-
zeit. Siedlungsgrenzen wurden keine erreicht, so dass im restlichen Geltungsbereich des
Bebauungsplans trotz der Bestandsbebauung entsprechende Funde zu vermuten sind. Fur
Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine denkmal-
rechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenen Ver-
fahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehoérde zu beantragen ist.

1.3.2. PLANERISCHE VORGABEN / VORHANDENES PLANUNGSRECHT

1.3.2.1.  Planungsrechtliche Vorgaben
1.3.2.1.a. Raumordnung (LEP- Ziele der Raumordnung, Regionalplan Region Nirnberg)

Aufgrund der Anpassung der Ausgleichsflachenzuordnung werden die Belange der Raum-
ordnung und Landesplanung nicht beruhrt.

1.3.2.1.b. Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan
(FNP)

Der BP ist auch weiterhin aus dem FNP entwickelt.
1.3.2.1.c. Bebauungsplane und Veranderungssperren

Der BP Nr. 4256 Teil A ist mit Bekanntmachung im Amtsblatt am 14.12.2005 in Kraft ge-
treten. Im westlichen Teil des Geltungsbereichs werden Teilbereiche durch den BP Nr.
4641 A, welcher mit Bekanntmachung im Amtsblatt am 15.01.2025 in Kraft getreten ist,
Uberplant. Veranderungssperren bestehen nicht.

1.3.2.1.d. Zulassigkeit von Bauvorhaben

Die Zulassigkeit von Bauvorhaben richtet sich nach § 30 BauGB.

1.3.3. SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN

1.3.3.1.  Eigentumsverhaltnisse

Die Grundstucke im Geltungsbereich befinden sich Uberwiegend im Privatbesitz. Die Ge-
meinbedarfsflache fur die Schule befindet sich im 6ffentlichen Eigentum.
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1.4. PLANUNGSKONZEPT

1.4.1. NUTZUNGSKONZEPT

Ziel des BPs Nr. 4256 Teil A war und ist die Schaffung attraktiver Wohnbauflachen fir Ein-
und Mehrfamilienhauser in verkehrsglnstiger Stadtrandlage. Durch die BP-Anderung wird
das Nutzungskonzept nicht berihrt.

1.4.2. GENDER UND DIVERSITY
Durch die BP-Anderung sind Aspekte von Gender und Diversity nicht betroffen.

1.4.3. ANDERUNG DES GELTUNGSBEREICHS

Der Geltungsbereich grenzt 6stlich an den BP Nr. 4641 A ,Wetzendorf - Parlerstral3e” an.
Im Bereich der Wendeschleife am westlichen Ende der Forchheimer Stral3e erfolgt auf-
grund der Uberlagerung durch den 4641 A eine Uberplanung. Aus diesem Grund wird der
Geltungsbereich des BPs Nr. 4256 Teil A um die betreffenden (Teil-)Flursticke reduziert.
Die betreffenden Flachen entfallen aus der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung, der Aus-
gleich und die Kompensation des erneuten Eingriffs erfolgt im BP Nr. 4641 A.

Abbildung: Reduzierung des Geltungsbereichs © Stadtplanungsamt Niirnberg; Bayerische Vermessungsverwaltung
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1.4.4. ANDERUNG DES ENTWICKLUNGSZIELS DER AUSGLEICHSFLACHE IM
BEREICH DER GRUNDSCHULE FORCHHEIMER STRASSE

Im Gebiet des BPs Nr. 4256 Teil A wurde mittlerweile die Schule mit den zugehorigen Au-
Renspielflachen errichtet. Hierflr ist eine GRZ von 0,7 anstelle von 0,4 festzusetzen. Die
ursprunglich festgesetzte Ausgleichsflache mit dem Entwicklungsziel Hochstaudenflur als
Teil des Ausgleichs konnte nicht wie urspriinglich beabsichtigt im Gebiet des BPs realisiert
werden. Die Ausgleichsflache wurde bereits in Form eines Gehdlzstreifens angelegt, als
Entwicklungsziel ist daher eine Baumhecke durch die Festsetzung "Flache zum Anpflan-
zen von Baumen und Strauchern" vorzusehen. Die realisierten Ausgleichsflachen sind
deutlich kleiner als urspriinglich vorgesehen. Deswegen werden andere, im Plangebiet zu-
satzlich hergestellte Geholzflachen und Einzelbaume als Ersatz herangezogen, sodass
hinsichtlich des Ausgleichsbedarfes noch ein Defizit von 4,5 % zu verzeichnen ist.

1.4.5. ANDERUNG EINGRIFF-AUSGLEICHS BILANZIERUNG

Aufgrund der notwendigen Umstellung vom Gaul-Kriger-Koordinaten-System in das
UTM-Koordinaten-System ergeben sich Unterschiede bzgl. der FlachengroRen der Ein-
griffs-Ausgleichs-Bilanzierung des rechtsverbindlichen BPs und der Bilanzierung der nun-
mehr erfolgten Zuordnung. Das Verhaltnis der FlachengroRen untereinander und folglich
der Anteil am Gesamt-Eingriffsumfang andert sich dadurch jedoch nicht. Fur die Flachen-
berechnung wurden die amtlichen Flurstlicksgrofien verwendet.

Aufgrund der von 0,4 auf 0,7 erhéhten GRZ muss die Eingriff-Ausgleichs-Bilanzierung im
Bereich der Flache flir Gemeinbedarf angepasst werden. Die FlachengrofRen variieren auf-
grund des mittlerweile geadnderten Koordinatensystems und der geanderten Ausgleichsfla-
chen in dem Bereich. Die nachfolgende Tabelle beinhaltet die angepassten Planungstypen
(die Bestandsituation andert sich nicht) im betroffenen Bereich:

Planungstyp Faktor Flache in m? Planungswert
9.6 uberbaute Flache | 0.0 6.781 0

(GRZ0.7)

5.3 Arten und struk- 0.3 2.906 872

turarme Grinflache
(30 % der Bauflache)
Summe 10.027 872

Der Planungswert hat sich von 1163 auf 872 reduziert. Der Gesamteingriff hat sich dadurch
von 6393 auf 6683 Wertpunkte erhoht. Das entspricht einer Erhéhung von 4,5 %.

Die Kompensation entspricht demnach rechnerisch nur noch 95,5 % des Eingriffes. Eine
vollstandige rechnerische Kompensation unter den aktuellen standértlichen und klimati-
schen Rahmenbedingungen ist nur mit unverhaltnismafligem Aufwand oder unter Inan-
spruchnahme 0Okologisch weniger geeigneter Flachen erreichbar. Eine solche Lésung
wirde dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit sowie dem Gebot einer nachhaltigen und
realistischen Flachenentwicklung widersprechen. Vor diesem Hintergrund kommt die Ge-
meinde im Rahmen ihrer planerischen Abwagung zu dem Ergebnis, dass das verbleibende
Ausgleichsdefizit von 4,5 % hinnehmbar ist. Die Planung bleibt insgesamt ausgewogen
und gewabhrleistet eine stadtebaulich und dkologisch vertretbare Entwicklung des Gebiets.
Eine zusatzliche Kompensation des Restdefizits wird daher nicht als erforderlich angese-
hen.
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Als AusgleichsmalRnahmen wurden planintern die offentlichen Grinflachen ,Naturnaher
Bereich” und die privaten Griunflachen ,Flachen zum Anpflanzen von Badumen und Strau-
chern® sowie einige Baumpflanzungen festgesetzt. Die zum Ausgleich vorgesehenen Fla-
chen sind im Planteil als A1 bis A4 bezeichnet. A1 bis A3 wurden als Griinzug mit extensiv
gepflegten Wiesenflachen und Uber die Flache verteilten locker gruppierten, heimischen,
standortgerechten Gehdlzen gestaltet und dienen als Biotopverbundachse zur Verbreitung
von Pflanzen und Tieren im Stadtgebiet. Die Wiesen wurden auf magerem Substrat entwi-
ckelt und 2x im Jahr gemaht und nicht gedlingt. Auf der Flache A4 wurde in Nord-Sud-
Richtung verlaufend, durch zahlreiche Baum- und Strauchpflanzungen die teilweise schon
vorhandenen Baume zu einer durchgehenden Baumhecke entwickelt. Der in Ost-West-
Richtung verlaufende Teil dieser Flache sollte urspriinglich, als Hochstaudenflur entwickelt
werden. Dieses Entwicklungsziel wurde aber durch mittlerweile geanderte Boden- und
Klimabedingungen nicht erreicht und stattdessen wurde dort ebenfalls eine Baumhecke
durch die Pflanzung von Baumen und Strauchern geschaffen. Die Flache ist aber kleiner
als die urspringlich vorgesehene Flache und schafft weniger Ausgleich. Als Kompensation
werden 20 heimische, standortgerechte Baumpflanzungen im Bereich des Schulgrund-
sticks angerechnet.

Da diese Malnahmen nicht ausreichen, um den errechneten Ausgleichsbedarf zu decken,
wurden gebietsexterne MalRnahmen festgesetzt. Dazu wurden die Grundstticke FI. Nr. 201
sowie Fl. Nr. 202, je Gmkg. Groligriindlach, herangezogen. Auf beiden Flachen wurde eine
Umwandlung von intensiv genutztem Acker hin zu einer extensiv genutzten Wiese ohne
Dingung durchgefuhrt. Dafur wurde zunachst der Boden mit einer Egge vorbereitet und
dann Mahgut von einer Wiese, die in der Artenzusammensetzung dem Entwicklungsziel
entspricht, aufgebracht. Diese Wiesen wurden wahrend der Dauer der Fertigstellungs- und
Entwicklungspflege (5 Jahre) 2 x im Jahr, spater 1 x im Jahr gemaht und nicht gediingt.
Das Mahgut wurde abtransportiert. Entlang des Miuhlbachs wurde im Anschluss an den
bereits vorhandenen schmalen Ufergehdlzsaum von ca. 5 m Breite ein insgesamt ca. 10
m breiter Uferstreifen entwickelt und entlang der Griindlach ebenfalls im Anschluss an den
Bestand ein Ufergehdlzsaum mit Hochstauden und punktuellen bzw. abschnittsweisen Ge-
holzpflanzungen entwickelt. Als Vernetzungsstrukturen und Puffer zu den angrenzenden
Nutzungen werden Krautstreifen angelegt. Diese externen MaRnahmen werden im Plan-
blatt als A5 bezeichnet.

1.4.6. ZUORDNUNG DER AUSGLEICHSFLACHEN- UND MASSNAHMEN

1.4.6.1. Allgemeines

§ 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB ermachtigt den Satzungsgeber dazu, Flachen oder Mallnahmen
zum Ausgleich im BP durch eine Zuordnungsfestsetzung den Grundstiicken, auf denen
Eingriffe zu erwarten sind, ganz oder teilweise zuzuordnen. Nach § 135a Abs. 3 Satz 2
BauGB erhebt die Gemeinde zur Deckung ihres Aufwands fur MalRnahmen zum Ausgleich
einschliel3lich der Bereitstellung hierfur erforderlicher Flachen einen Kostenerstattungsbe-
trag von den Eigentimern.

Die Ermittlung des Kompensationsbedarfs erfolgt in Anwendung der Anlage 2 zur Satzung
der Stadt NiUrnberg zur Erhebung von Kostenerstattungsbetragen nach § 135a - 135¢
BauGB (KostenErstS, Stand: 21.07.2006) im Rahmen der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzie-
rung. Mit der nun erganzten Zuordnung der Kosten fur die Durchfuhrung der Ausgleichs-
malnahmen wird von der bisherigen Sammelzuordnung Abstand genommen. Nach der
derzeitigen Gesetzeslage muss eine wesentlich unterschiedliche dkologische Wertigkeit
der Bestandsflachen, in die eingegriffen wird, bei der Zuordnungsentscheidung bericksich-
tigt werden.
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Abbildung: Biotop-/Nutzungstypenkartierung Bestand - Eingriff, © Landschaftsplanung Klebe; Bayerische Vermessungsver-
waltung; Stand: 09.07.2025

.4.6.2. Methodik

Zunachst wurden die betroffenen Biotoptypen flachenmaRig erfasst, in einer Karte darge-
stellt und den nach der Anlage 2 der KostenErstS vorgegebenen ,6kologischen Wertfakto-
ren (Bestand)“ zugeordnet.

Aus der Multiplikation der Flache (in m?) mit dem Wertfaktor ergibt sich der Bestandswert
der jeweiligen Flache. Die Bestandswerte innerhalb eines einzelnen Flurstliicks werden
aufsummiert, um den Bestandswert des jeweiligen Flurstiickes zu ermitteln. Die Bestands-
werte der Flurstlicke werden dann mit dem aus dem Mal} der baulichen Nutzung resultie-
renden Beeintrachtigungsfaktor multipliziert. Das errechnete Produkt beschreibt den Ein-
griffsumfang des jeweiligen Flursticks. Mithilfe der folgenden Formel wird anschlief3end
der Anteil des jeweiligen Flurstiicks am Gesamtausgleich ermittelt:

) . Eingriffsumfang einzelnes Flurstiick
Ausgleichsanteil = - - * 100
Gesamteingrif fsumfang

Fir die Flachen der Baugebiete wurde die GRZ gemal § 4 Satz 1 der Kostenerstattungs-
betragssatzung in Verbindung mit § 19 Abs. 2 BauNVO als Beeintrachtigungsfaktor ver-
wendet.

Die Verkehrsflachen und die Flachen fir Versorgungsanlagen werden als vollversiegelt
angenommen, so dass fur sie fiktiv eine GRZ von 1,0 angesetzt wird.

9/13
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Begriindung zur Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A

Anhand der Tabelle der Satzung zur BP-Anderung Nr. 4256 Teil A erfolgt eine flurstiicks-
genaue Zuordnung der prozentualen Anteile der Wertpunkte der Ausgleichsflachen- und -
mafRnahmen zu den Eingriffsgrundsticken.

Die Kosten flr die anteilsmaRig enthaltenen Ausgleichsmalinahmen, die durch die Herstel-
lung von ortlichen ErschlieBungsstralien entstehen, sind beitragsfahiger Erschlieungsauf-
wand. Der Anteil der Verkehrsflachen (38 %) am Ausgleich kann nicht Gber die Kostener-
stattungsbetragssatzung refinanziert werden. Dies bedeutet, dass die als Ausgleich zu
pflanzenden Stralienbaume bei der Verteilung des Aufwandes nicht berticksichtigt werden.

1.5. ERFORDERLICHE FESTSETZUNGEN UND NACHRICHTLICHE UBER-
NAHME

1.5.1. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Die GRZ auf der Flache fur Gemeinbedarf wird von 0,4 auf 0,7 erhéht. Hintergrund ist die
bereits realisierte Schule mit Pausenhof. Diese Uberschreitet die bisher festgesetzte GRZ.
Die Festsetzung wird an den Bestand angepasst.

1.5.2. § 3 FLACHEN UND MASSNAHMEN ZUM AUSGLEICH

Die einzelnen Flachensegmente des o6ffentlichen Grinzuges, die im Planteil als naturnaher
Bereich festgesetzt sind, werden als 6kologische AusgleichmaRnahmen herangezogen
und sind entsprechend mit der Bezeichnung A1-A3 versehen. Eine Erhdhung des Arten-
und Strukturreichtums, der vorher Gberwiegend landwirtschaftlichen genutzten Flachen soll
durch die Pflanzung von Einzelbaumen und Gehélzgruppen und die Entwicklung von Sau-
men und extensiven Wiesen erreicht werden. Verwendet werden ausschlieRlich heimische,
standortgerechte Gehdlzarten. Der Griinzug wird durch die 0. g. Mallhahmen zusammen
mit den Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strduchern zu einer Biotopverbun-
dachse, die zwischen den Biotopen im Planungsgebiet stdlich der Forchheimer Stralle
und den Grunzigen zum verlegten Wetzendorfer Landgraben eine Verbindung herstellen.

Im Bereich der Flache fir Gemeinbedarf wird eine Flache zum Anpflanzen von Baumen
und Strauchern festgesetzt (A4). Der 6stliche in Nord-Sud-Richtung verlaufende Teil der
Flache erganzt die wenigen schon vorhandenen Baume durch die Pflanzung neuer Baume
und Straucher, um eine durchgehende Baumhecke zu entwickeln. Der mittlere in Ost-
West-Richtung verlaufende Teil war urspringlich fir die Pflanzung einer Hochstaudenflur
vorgesehen. Durch mittlerweile gednderte Boden- und Klimabedingungen konnte diese
sich aber nicht etablieren und wurde durch weitere hochwertige Gehdlzpflanzungen er-
setzt. Ebenso wird ein zusatzlicher Streifen mit Gehodlzpflanzungen im nord-westlichen Be-
reich vorgesehen. Diese Gehdlzpflanzungen sind Teil des 6kologischen Ausgleichs und
dienen gleichzeitig der Ein- und Durchgriinung des dort vorhandenen Schulhofs.

Als weitere AusgleichsmalRnahmen werden Baumpflanzungen festgesetzt. Im Bereich der
Parkbuchten und im Stralenbegleitgrin sind an der Forchheimer Stralke 30 Baume zu
pflanzen. In der bisherigen Satzung sind 31 Baume genannt, im Planteil waren aber nur 30
dargestellt. Ein Baum wurde aul3erhalb des Geltungsbereiches, innerhalb des Geltungs-
bereiches des BPs Nr. 4195 dargestellt und kann fur den BP 4256 Teil A nicht herangezo-
gen werden. An der Friedrich-Bock-StralRe sind weitere drei und an der Waldemar-Klink-
Stralde vier Baume zu pflanzen. In der Flache fir Gemeinbedarf sind ebenfalls 20 Baume
festgesetzt, da diese im Zuge der Schulhofplanung gepflanzt worden sind und zur Durch-
grunung des Schulgelandes dienen sollen. Sie werden nachtraglich als Teil des Ausgleichs
herangezogen.
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Begriindung zur Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A

Der separat dargestellte Geltungsbereich "A5" zeigt die Ausgleichsflache, die neben den
genannten internen Malinahmen bendtigt wird, um eine ausreichende Kompensation der
Eingriffe sicherzustellen. Auf diesen Flachen wurden vorher als intensive Acker genutzte
Flachen zu extensiven Wiesen umgewandelt sowie bestehende Ufergehdlzsaume erwei-
tert.

1.5.3. NACHRICHTLICHE UBERNAHME

1.5.3.1.  Vorlaufig gesichertes Uberschwemmungsgebiet Wetzendorfer Landgraben

Im Plangebiet liegen Teile des im Amtsblatt vom 03.03.2021 ortsliblich bekanntgemachten,
gemaR § 76 Abs. 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vorlaufig gesicherten Uberschwem-
mungsgebietes Wetzendorfer Landgraben. Die vorlaufige Sicherung wurde mit Bekannt-
machung im Amtsblatt vom 25.02.2026 verlangert. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
BPs 4256 Teil A im Jahr 2005 hat noch keine Bekanntmachung oder vorlaufige Sicherung
dieses Uberschwemmungsgebietes stattgefunden und konnte zu diesem Zeitpunkt nicht
berlcksichtigt werden.

Vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiete sind Flachen, in denen ein Hochwasser-
ereignis mit einer statistischen Wiederkehrwahrscheinlichkeit von 100 Jahren (HQ100) zu
erwarten ist und flr die das foérmliche Festsetzungsverfahren eingeleitet wurde. Mit der
offentlichen Bekanntmachung finden die Schutzvorschriften der §§ 78 ff. WHG entspre-
chende Anwendung. Diese beinhalten insbesondere Beschrankungen und Genehmi-
gungspflichten fiir die Errichtung, Erweiterung oder wesentliche Anderung baulicher Anla-
gen sowie flir sonstige Mallnahmen, die den Hochwasserabfluss oder die Hochwasser-
ruckhaltung beeintrachtigen kénnen.

Die nachrichtliche Ubernahme in den BP erfolgt gemaR § 9 Abs. 6 BauGB. Es handelt sich
hierbei um die Ubernahme einer auferhalb des Bauleitplanverfahrens getroffenen wasser-
rechtlichen Festlegung. Durch die Darstellung im BP wird keine eigenstandige baupla-
nungsrechtliche Festsetzung getroffen; vielmehr dient sie der Information und der Sicher-
stellung, dass die wasserrechtlichen Rahmenbedingungen in kiinftigen Genehmigungsver-
fahren bericksichtigt werden.

Bereits rechtmaRig errichtete Gebaude und bauliche Anlagen innerhalb des vorlaufig gesi-
cherten Uberschwemmungsgebiets genieBen grundsétzlich baurechtlichen Bestands-
schutz. Ihre zulassige Nutzung bleibt unberihrt. Mallnahmen der ordnungsgemafien In-
standhaltung und Instandsetzung sind weiterhin maoglich.

Einschrankungen kdnnen sich jedoch bei baulichen Erweiterungen, wesentlichen Ande-
rungen oder bei einem Wiederaufbau nach vollstandiger oder weitgehender Zerstérung
ergeben, da insoweit die wasserrechtlichen Anforderungen der §§ 78 ff. WHG malfgeblich
sind. Entsprechende Vorhaben unterliegen regelmallig einer wasserrechtlichen Prufung
bzw. Genehmigungspflicht. So wird sichergestellt, dass zusatzliche Bebauung nur unter
ausreichender Berucksichtigung der bestehenden Hochwassergefahr erfolgt.

Mit der nachrichtlichen Ubernahme wird dem Belang des Hochwasserschutzes im Sinne
des § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB Rechnung getragen. Gleichzeitig wird klargestellt, dass fur
bestehende Bebauung keine unmittelbaren Rickbauverpflichtungen aus der Bauleitpla-
nung folgen, sondern die wasserrechtlichen Vorschriften im Einzelfall Anwendung finden.

1.5.3.2. Bodendenkmaler

Im westlichen Teil des Geltungsbereichs wurden 2020 zahlreiche archaologisch relevante
Erdbefunde (Pfostengruben, Gruben, Graben, etc.) festgestellt und untersucht. Das Fund-
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material datiert die Gruben tlw. in die Laténezeit, tlw. in das Spatmittelalter bis in die Neu-
zeit. Siedlungsgrenzen wurden keine erreicht, so dass im restlichen Geltungsbereich des
Bebauungsplans trotz der Bestandsbebauung entsprechende Funde zu vermuten sind. Fur
Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine denkmal-
rechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenen Ver-
fahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist. Mit der Auf-
nahme der nachrichtlichen Ubernahme wird dem Einwand bestméglich Rechnung getra-
gen, insbesondere da das Gebiet vollstandig bebaut ist.

Il. VERFAHREN
I.1. BETEILIGUNGEN

.1.1. VEROFFENTLICHUNG IM INTERNET GEMASS § 3 ABS. 2 BAUGB

Die Verdffentlichung im Internet der Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A
wurde vom 13.08.2026 bis einschlieBlich 18.09.2026 durchgefuhrt. Zusatzlich fand im
gleichen Zeitraum die erganzende 6ffentliche Auslegung im Stadtplanungsamt statt.

Aus der Offentlichkeit ging keine Stellungnahme ein.

11.1.2. BETEILIGUNG DER B_I_EHORDEN UND DER SONSTIGEN TRAGER OFFENT-
LICHER BELANGE (TOB)
GEMASS § 4 ABS. 2 BAUGB

Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager ffentlicher Belange zur Anderung
des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A wurde vom 13.08.2026 bis einschliellich
18.09.2026 durchgefuhrt.

Es ging eine relevante Stellungnahme zum Thema Bodendenkmal von den Behdrden und
sonstigen Tragern offentlicher Belange ein.

Im westlichen Teil des Geltungsbereichs wurden 2020 zahlreiche archdologisch relevante
Erdbefunde (Pfostengruben, Gruben, Graben, etc.) festgestellt und untersucht. Das Fund-
material datiert die Gruben tlw. in die Laténezeit, tiw. in das Spatmittelalter bis in die Neu-
zeit. Siedlungsgrenzen wurden keine erreicht, so dass im restlichen Geltungsbereich des
Bebauungsplans trotz der Bestandsbebauung entsprechende Funde zu vermuten sind. Fur
Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine denkmal-
rechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenen Ver-
fahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist. Dieser
Sachverhalt ist als nachrichtliche Ubernahme in Satzung und Begriindung eingeflossen.
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ll. KOSTEN

Durch die Ande__rung des BPs entstehen der Stadt voraussichtlich keine Kosten. Vielmehr
kann durch die Anderung des BPs der dkologische Ausgleich gemaR der Satzung der Stadt
Nurnberg zur Erhebung von Kostenerstattungsbetragen abgerechnet werden.

IV. QUELLENANGABEN

Fachgutachten zur rechtssicheren Ausgleichsflachenzuordnung, Landschaftsplanung
Klebe, 2025

Nurnberg, den 10.10.2026

Stadtplanungsamt Umweltamt

gez. Dengler gez. Dr. Képpel

Dengler Dr. Képpel

Leiter Stadtplanungsamt Leiter Umweltamt
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SATZUNG ZUR ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS
NR. 4256 TEIL A

fir ein Gebiet nordlich der verlangerten Forchheimer StraBe, westlich der Waldemar-Klink-
StraBe, siidlich des Griinzugs "Wetzendorfer Landgraben" und 6stlich der Fl. Nrn. 650 und
632, je Gemarkung Wetzendorf

Die Stadt Nurnberg erlasst gemal Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom
............................ auf Grund von

§§ 9, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025
(BGBI. 2025 | Nr. 348), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt geadndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli
2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176),

folgende

Satzung zur Anderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A
Artikel 1

Der Bebauungsplan Nr. 4256 Teil A vom 30.11.2005 (Amtsblatt S. 458) fiir ein Gebiet nérdlich der
verlangerten Forchheimer Stralle, westlich der Waldemar-Klink-Strafde, stidlich des Griinzugs "Wet-
zendorfer Landgraben" und dstlich der FI. Nrn. 650 und 632, je Gemarkung Wetzendorf wird durch
die Festsetzungen im geanderten Planteil, durch die nachstehenden textlichen Festsetzungen sowie
durch den Geltungsbereich "A5" geandert und erganzt.

1. § 1 der Bebauungsplan-Satzung erhalt folgende Fassung:
,Der Bebauungsplan Nr. 4256 Teil A besteht aus dem Textteil in der Fassung dieser Ande-
rungssatzung, dem Planteil vom 30.11.2005, dem Deckblatt zur Anderung des Bebauungs-
plans Nr. 4256 Teil A vom 19.05.2026 und dem Geltungsbereich "A5" “
2. § 3 der Bebauungsplan-Satzung wird wie folgt gedndert:
a) Nach § 3 wird folgende Uberschrift eingefligt:
-Naturschutzrechtlicher Ausgleich*
b) § 3 Nr. 1 erhalt folgende Fassung:
»1. Zum Ausgleich der Beeintrachtigungen des Landschaftsbilds sowie der Leistungs- und
Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB
bezeichneten Bestandteilen, die bei der Realisierung des Bebauungsplans entstehen, wer-

den folgende AusgleichsmafRnahmen und Flachen festgesetzt:

a) Ausgleichsflache A1:
Entwicklung eines arten- und strukturreichen Grinzuges auf 566 m? durch das Anlegen
einer extensiv gepflegten Wiese mit lockerer Bepflanzung von standortgerechten Gehdl-
zen

b) Ausgleichsflache A2:
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Entwicklung eines arten- und strukturreichen Griinzuges auf 4.553 m? durch das Anle-
gen einer extensiv gepflegten Wiese mit lockerer Bepflanzung von standortgerechten
Gehdlzen

c) Ausgleichsflache A3:
Entwicklung eines arten- und strukturreichen Grinzuges auf 570 m? durch das Anlegen
einer extensiv gepflegten Wiese mit lockerer Bepflanzung von standortgerechten Gehdol-
zen

d) Ausgleichsflache A4:
Entwicklung von Baumhecken auf 2.115 m? durch die Pflanzung von standortgerechten
Gehdlzen

e) Ausgleichsflache A5 gemal Geltungsbereich "A5":
Entwicklung einer extensiven Wiese ohne Dingung und Entwicklung von Uferge-
holzsaumen auf insgesamt 15.737 m**

¢) § 3 Nr. 2 und Nr. 3 entfallen.

d) § 3 Nr. 4 wird zu § 3 Nr. 2.

e) In § 3 Nr. 2 (neu) werden die Woérter ,31 Baume* durch ,30 Baume* ersetzt.
f) Nach § 3 Nr. 2 (neu) wird folgende Nummer 3 eingefiigt:

,3. In der Flache fir Gemeinbedarf sind 20 heimische Laubbdume gemal Planteil zu pflan-

zen.

Nach § 3 wird folgender § 3a eingeflgt:

»3 3a

Zuordnung der Ausgleichsflachen und MalRnahmen

Die Stadt Nurnberg erhebt zur Deckung ihres Aufwands flir MalRnahmen zum Ausgleich ein-
schliel3lich der Bereitstellung hierflir erforderlicher Flachen Kostenerstattungsbetrage nach der
Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbetragen nach §§ 135 a — 135 ¢ BauGB (Kos-
tenerstattungsbetragsS - KostenErstS) und ErschlieBungsbeitrdge nach der Satzung Uber die
Erhebung des ErschlieBungsbeitrages (ErschlieRungsbeitragssatzung - EBS).

Die in § 3 Nr. 1 beschriebenen AusgleichsmalRnahmen werden den Grundstickflachen in den

Baugebieten, den Gemeinbedarfsflachen, der Versorgungsflache sowie den Verkehrsflachen
gemal der nachstehenden Tabelle zugeordnet (Einzelzuordnung):
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Wohngebiete (WA)

Grundstick (Flur-

Anteil am Ausgleichs-

nummer) umfang in %
644/3 3,03
644/6 1,35
644/7 2,17
644/8 2,25
644/20 2,90
644/21 3,32
644/22 0,32
644/25 1,23
644/26 1,33
644/29 (Teilflache) 1,92
644/31 0,41
644/33 1,29
644/34 0,32
644/35 0,05
644/36 0,02
644/37 0,02
644/38 0,02
644/39 0,02
644/40 0,02
644/41 0,02
644/42 0,02
644/43 0,02
644/44 0,02
644/45 0,02
644/46 0,02
644/47 0,02
644/48 0,02
644/49 0,02
644/50 0,02
644/51 0,02
644/52 0,02
644/53 0,02
644/54 0,16
644/55 0,54
644/56 0,10
644/57 0,57
644/58 0,27
644/59 0,29
644/60 0,35
644/61 0,44
644/65 0,05
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Wohngebiete (WA)

Grundstick (Flur-

Anteil am Aus-

nummer) gleichsumfang in %
644/67 0,05
644/68 0,05
644/71 0,10
644/90 0,40
644/91 0,34
644/92 0,33
644/93 0,32
644/94 0,31
644/95 0,31
644/96 0,59
644/97 0,29
644/98 0,29
644/100 0,49
644/101 0,05
644/105 0,20
644/106 0,20
644/107 0,20
644/108 0,19
644/109 0,20
644/110 0,20
644/111 0,19
644/112 0,33
644/113 0,22
644/114 0,21
644/115 0,28
644/116 0,21
Gemeinbedarfsflache
644/9 28,84
Versorgungsfliche
644/10 1,99
Verkehrsflichen

VF | 38




§ 4 der Bebauungsplan-Satzung wird vor § 5 wie folgt erganzt:
,Vorlaufig gesichertes Uberschwemmungsgebiet

Der im Geltungsbereich des Bebauungsplans gelegene Teil des Uberschwemmungsgebiets
des Wetzendorfer Landgrabens wurde durch Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Nurn-
berg vom 03.03.2021 gemal § 76 Abs. 3 des Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vorlaufig gesi-
chert. Die vorlaufige Sicherung wurde mit Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Nurnberg
vom 25.02.2026 um zwei Jahre verlangert.

Das vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiet ist in der Planzeichnung nachrichtlich dar-
gestellt. Fir die innerhalb dieses Bereichs gelegenen Flachen gelten die besonderen Schutz-
vorschriften des § 78 ff. WHG in entsprechender Anwendung. Insbesondere bestehen Be-
schrankungen und Genehmigungspflichten hinsichtlich der Errichtung, Erweiterung oder we-
sentlichen Anderung baulicher Anlagen sowie sonstiger MaRnahmen, die den Hochwasserab-
fluss oder die Hochwasserriickhaltung beeintrachtigen konnen.

Die wasserrechtlichen Vorschriften gelten unabhangig von den Festsetzungen dieses Bebau-
ungsplans und sind im jeweiligen bau- oder wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren zu
beachten.”

Artikel 2
Die Satzung zur Anderung des Bebauungsplans tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt in
Kraft.
Nurnberg,
Stadt NUrnberg

Marcus Konig
Oberburgermeister
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Beschlussvorlage

Stpl/046/2026

NURNBERG
Beratung Datum Behandlung Ziel
Stadtplanungsausschuss 11.11.2026  offentlich Beschluss
Betreff:

Bebauungsplan Nr. 4686 ,,Goldbach,,
fiir ein Gebiet entlang des Goldbachs, beidseits der VorchtelstralRe
Billigung

Anlagen:
Entscheidungsvorlage

Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686
Satzung zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686
Begrindung mit Umweltbericht zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686

Sachverhalt (kurz):

Am 18.01.2024 wurde der Bebauungsplan Nr. 4686 ,Goldbach" fir ein Gebiet entlang des
Goldbachs, beidseits der Vorchtelstralle zur Sicherung des Griinzuges entlang des Goldbachs
aufgestellt. Am 17.10.2024 wurde die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung beschlossen. Diese
fand vom 11.11.2024 bis zum 09.12.2024 statt.

Ziel des Bebauungsplanverfahrens Nr. 4686 ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen
fur die Sicherung der gewasserbegleitenden Grin- und Retentionsraume entlang des
Goldbachs sowie der stadtebaulichen Ordnung der bestehenden Bebauung zu schaffen. Die
Sicherung dieses Gebiets ist aus Grinden der Klimaanpassung, des Artenschutzes, des
Hochwasserschutzes und der stadtebaulichen Ordnung erforderlich.

Der Entwurf des Bebauungsplans soll gebilligt und die Veréffentlichung im Internet gemall § 3
Abs. 2 BauGB beschlossen werden.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begrundung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

DX  Nein (— weiterbei 2.)
[] Ja
[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [] nur fiir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiiqung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. |l / Stk in Kenntnis gesetzt)

] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

] Ja

[ ] Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:

X Ja siehe Kapitel 1.4.7. der Begriindung mit Umweltbericht ,Gender und Diversity“.
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4. Abstimmung mit weiteren Geschiftsbereichen / Dienststellen:

RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
RA
UwA

O X X O

Seite 3 von 4
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Beschlussvorschlag:

1. Der Stadtplanungsausschuss billigt den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686
,Goldbach* auf Grundlage des Plans des Stadtplanungsamts vom 19.10.2026 und der
Begrindung mit Umweltbericht vom 19.10.2026.

2. Der Stadtplanungsausschuss beschlie3t den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686
,Goldbach“ gemal} § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch im Internet zu veréffentlichen und
zusatzlich offentlich auszulegen.

Dies ist im Amtsblatt bekannt zu machen.

Seite 4 von 4
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Beilage
Betreff:

Bebauungsplan Nr. 4686 ,,Goldbach*
fiir ein Gebiet entlang des Goldbachs, beidseits der VorchtelstraBe
Billigung

Entscheidungsvorlage

Ausgangssituation

Ziel des Bebauungsplanverfahrens Nr. 4686 ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir
die Sicherung der gewasserbegleitenden Grin- und Retentionsrdume entlang des Goldbachs
sowie der stadtebaulichen Ordnung der bestehenden Bebauung zu schaffen.

Mit dem Einleitungsbeschluss des Stadtplanungsausschusses vom 18.01.2024 wurde das Be-
bauungsplanverfahren Nr. 4686 ,Goldbach® eingeleitet. Am 17.10.2024 beschloss der Stadtpla-
nungsausschuss die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit. Diese wurde vom 11.11.2024 bis
zum 09.12.2024 parallel zur frihzeitigen Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentli-
cher Belange durchgefuhrt.

Aus den Erkenntnissen der frihzeitigen Beteiligungen wurden zwei Gutachten, eine Biotop- und
Nutzungstypenkartierung und eine faunistische Planungsraumanalyse beauftragt, um die Ziele
des Bebauungsplans fachlich zu stitzen. Aufgrund von Zugangsbeschrankungen auf einzelnen
Grundstucken, auf denen sich zeitweise zwei Wildschweine mit Frischlingen aufhielten, nahm
dies mehr Zeit in Anspruch als geplant und die Veranderungssperre Nr. 89 ,Vorchtelstrale” wurde
daher verlangert. Bei Vorliegen konkreter Bauvorhaben auf Genehmigungsebene, sind fundierte
Untersuchungen zum Baumbestand sowie eine artenschutzrechtliche Prufung erforderlich.

Das Plangebiet mit einer Groe von ca. 1,4 ha befindet sich im Stadtteil Zerzabelshof entlang
des Goldbachs und ist im Privateigentum. Das Flieigewasser mit den begleitenden Retentions-
und Auenflachen stellt ein landschafts- und stadtgliederndes Freiraumelement innerhalb des
Siedlungsbereichs dar. Der Griinzug entlang des Goldbachs bildet eine durchgehende Nordwest-
Sidost-Verbindung durch den gesamten Geltungsbereich und stellt ein zentrales Element des
Ubergeordneten Freiraumkonzepts ,Griine Finger* dar.

Ein grol3er Teil des Plangebiets wird von privaten Grunflachen gepragt. In diesen Bereichen wird
keine neue bauliche Struktur angestrebt, da die strukturreiche Auspragung dieser Flachen erhal-
ten bleiben soll. Der Bachlauf, seine Uferbereiche sowie Retentionsbereiche mit wertgebendem
Geholzbestand werden durch entsprechende Festsetzungen gesichert. Er erflllt wichtige natur-
schutzfachliche und klimatische Funktionen und tragt zur Durchgriinung des Quartiers bei.

Im stdéstlichen Teil des Plangebiets (FI.Nr. 692 Gem. Mdgeldorf) befindet sich ein Waldgebiet
nach Bundeswaldgesetz, das als regional bedeutsamer Lebensraum und prioritarer FFH-
Lebensraumtyp gemald § 30 BNatSchG i. V. m. Art. 23 BayNatSchG sowohl artenschutz- als auch
biotopschutzfachlich bedeutend ist. Die Erhaltung dieses Bereichs ist ein zentrales Anliegen des
stadtebaulichen Konzepts.

Die bestehenden Baugrenzen des Baulinienplans Nr. 2829 aus dem Jahr 1925 spiegeln die Be-
bauung nicht wider. Die Baugrenzen werden teilweise nicht eingehalten bzw. nicht ausgenutzt —
sowohl stralRenseitig als auch riickwartig. Vor allem innerhalb des Geltungsbereichs wurde das
damals eingeraumte Baurecht bislang nicht vollstandig ausgeschopft, wodurch sich strukturreiche
Grunraume entwickeln konnten.

Die kunftig angestrebte Baustruktur dient dem Erhalt des Gebaudebestands und ermdglicht es
weiterhin, Veranderungen und Anpassungen an der jetzigen Gebaudestruktur vorzunehmen bzw.
I&sst eine konzentrierte und somit maflvolle Nachverdichtung zu. Das stadtebauliche Konzept
geht dabei auf die Baudenkmaler im Geltungsbereich ein. Durch die Ricknahme der Baugrenze
wird deren Schutz- und Wirkungsbereich zusatzlich gestarkt.

1
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Umgang mit eingegangen Stellungnahmen

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB wurde vom 11.11.2024 bis
09.12.2024 durchgeflhrt. Parallel dazu wurden die Behérden und sonstigen Trager offentlicher
Belange gemal § 4 Abs. 1 BauGB zu einer Stellungnahme aufgefordert.

Beteiligungen der Behérden und sonstigen Trager Offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB

Es gingen mehrere Stellungnahmen ein, die im Rahmen der weiteren Planung berlcksichtigt
wurden. Die eingegangenen Stellungnahmen betrafen insbesondere Belange des Hochwasser-
schutzes, des Niederschlagswassermanagements, des Denkmalschutzes sowie Hinweise zur
Kartengrundlage und zum Umweltbericht.

Es wurde ein Hinweis zur Niederschlagswasserbewirtschaftung in der Satzung aufgenommen.
Hinsichtlich des Denkmalschutzes wurde auf die Bebauungsstaffelung im naheren Umfeld des
Einzeldenkmals hingewiesen, um eine optische Uberlagerung des Einzeldenkmals zu vermeiden.
Die Festsetzungen zu den Baugrenzen wurden entsprechend konkretisiert. Ergdnzend wurde ein
Hinweis zum Denkmalschutz aufgenommen.

Die zugrunde gelegte digitale Stadtgrundkarte wurde aktualisiert. Zudem erfolgten Anpassungen
und Erganzungen des Umweltberichts.

Friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung

Im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung gingen zwei Stellungnahmen ein. Die Stel-
lungnahmen enthielten insbesondere Hinweise und Bedenken zur ausreichenden Berlcksichti-
gung des Erhalts des Baumbestands, zu den Baugrenzen und zum Malf} der baulichen Nutzung
sowie zu moglichen Larmimmissionen.

Hinsichtlich des gewachsenen Baum- und Gehdlzbestands wurden insbesondere Bedenken zu
dessen Erhalt im gebdaudenahen Umfeld mit entsprechenden Nachverdichtungs- und Erweite-
rungsmoglichkeiten geaulert. Die Belange wurden gepruft und im Rahmen der Festsetzungen
zum Erhalt und zur Anpflanzung von Baumen und Strauchern berlcksichtigt. Schitzenswerte
Baume in Gebaudenahe werden durch Schutzmalnahmen gesichert.

Zu den Baugrenzen wurde angeregt bzw. gefordert, die baulichen Entwicklungsmdglichkeiten
starker auf den Bestand zu begrenzen. Die Baugrenzen im Vorentwurf des Bebauungsplans ori-
entierten sich bereits weitgehend am Bestand und ermdglichen nur geringfligige Erweiterungs-
mdglichkeiten.

Zum Mald der baulichen Nutzung wurden insbesondere die zuldassige Grundflachenzahl, Ge-
schossigkeit und Geschossflachenzahl thematisiert. Die Festsetzungen zur GRZ von 0,4 sowie
zur Geschossigkeit und GFZ in den Baugebieten wurden geprift und zum Grofteil beibehalten.
Lediglich im WA 2 wurde die GFZ von 1,2 auf 0,8 verringert.

Daruber hinaus wurden Bedenken hinsichtlich méglicher Larmimmissionen durch einzelne Ver-
anstaltungen geaduliert. Die genannten Veranstaltungen sind als seltene Ereignisse im Sinne der
18. BImSchV zu bewerten. Da sich die moglichen Emissionsorte auerhalb des Geltungsbereichs
des Bebauungsplans befinden, kdnnen hierzu keine Regelungen im Bebauungsplan getroffen
werden.

Die vorgetragenen Belange wurden im Rahmen des Bauleitplanverfahrens geprift und sind die

die Erstellung des Entwurfs eingeflossen.

Kosten
Durch die Durchflihrung der Planung entstehen der Stadt voraussichtlich keine Kosten.

Zeitliche Umsetzung
Nach dem Beschluss zur Billigung wird die Veréffentlichung im Internet mit erganzender offentli-
cher Auslegung im Amtsblatt bekannt gemacht und durchgefiihrt. Gleichzeitig soll die Beteiligung
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der Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange stattfinden. Das Verfahren wird innerhalb
der Laufzeit der Veranderungssperre Nr. 89 ,Goldbach® abgeschlossen.

Fazit

Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Sicherung des Grlinzugs
Goldbach schaffen sowie die stadtebauliche Entwicklung der bestehenden Bebauung hin zur
rickseitigen Baugrenze entlang der Valznerweiherstral3e sichern und ordnen. Die Sicherung die-
ses Gebiets ist aus Grinden der Klimaanpassung, des Artenschutz, des Hochwasserschutzes
und der stadtebaulichen Ordnung erforderlich.

Die Veroffentlichung im Internet mit zusatzlicher offentlicher Auslegung soll beschlossen werden.
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BEBAUUNGSPLAN-SATZUNG
NR. 4686 "GOLDBACH"

fiir ein Gebiet entlang des Goldbachs beidseits der VorchtelstraBe

Die Stadt Nurnberg erlasst gemaR Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom .................. auf Grund von

§§ 9, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt
geandert durch Artikel 18 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 226), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt geadndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 176), § 44 Abs. 5 Satz 3 des Gesetzes Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz-BNatSchG)
vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 87) geandert worden
ist, Art. 4 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes Uber den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur
(Bayerisches Naturschutzgesetz - BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI. S. 82, BayRS 791-1-U), zuletzt geadndert durch § 15 des
Gesetzes vom 26. Marz 2026 (GVBI. S. 75) und Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, Abs. 2 der Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt gedndert durch § 2 des Gesetzes vom 23. April 2026
(GVBI. S. 190)

folgende

Bebauungsplan-Satzung Nr. 4686
§1

Fir das im Planteil durch die Grenze des raumlichen Geltungsbereiches bestimmte Gebiet entlang des Goldbachs beidseits der
VorchtelstralRe wird ein Bebauungsplan aufgestellt. Der Planteil ist Bestandteil der Satzung.

§2
In Erganzung der im Planteil getroffenen Festsetzungen wird Folgendes festgesetzt:
1. Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet (WA 1 bis WA 3)
1.1. Das allgemeine Wohngebiet umfasst die Teilbaugebiete (Gebiete) WA 1 bis WA 3.

1.2. Folgende Nutzungen sind allgemein zuldssig:
e Wohngebaude,
e die der Versorgung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht storende Handwerksbetriebe,
e Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
1.3.  Im Gebiet WA 3 sind zuséatzlich Betriebe des Beherbergungsgewerbes allgemein zulassig.
1.4. Folgende Nutzungen sind nur ausnahmsweise zulassig:
e Anlagen fir Verwaltungen,
e sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe.
1.5.  Folgende Nutzungen sind nicht - auch nicht ausnahmsweise - zulassig:
e Gartenbaubetriebe,

e Tankstellen.

2. MaR der baulichen Nutzung

2.1. Das hochstzulassige Mall der baulichen Nutzung ergibt sich aus der im Planteil festgesetzten Grundflachenzahl (GRZ) oder
Grundflache (GR) und der Geschossflachenzahl (GFZ) in Verbindung mit der maximal zulassigen Zahl der Vollgeschosse.

2.2. Eine Uberschreitung der GRZ (iber das gemaR § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO festgelegte MaR hinaus ist nicht zul3ssig.

3. Uberbaubare Grundstiicksflichen

3.1. Bauliche Anlagen unter der Gelandeoberflache sind nur auf der Flache der darlber liegenden Geschosse zulassig.

3.2. Balkone und Terrassen sind nur innerhalb der Baugrenzen zuldssig. Geringfiige Uberschreitungen der Baugrenzen im Sinne des
§ 23 Abs. 3 BauNVO sind zulassig.

4. Abstandsflachen

Ungeachtet der festgesetzten Baugrenzen gilt Art. 6 BayBO in Verbindung mit der Abstandsflachensatzung der Stadt Niirnberg.

5. Fiihrung von Versorgungsleitungen

Leitungen zur Versorgung des Plangebiets sind unterirdisch zu verlegen.

6. Private Griinflaichen

6.1. Die privaten Granflachen mit der Zweckbestimmung ,Naturnaher Bereich® sind dauerhaft zu erhalten und naturnah
weiterzuentwickeln sowie extensiv zu pflegen. Zulassig sind ausschliellich Malnahmen zur Pflege, Unterhaltung und 6kologischen
Entwicklung der Flachen.

6.2. Die privaten Griinflachen mit der Zweckbestimmung ,Erholungsgarten” dienen der géartnerischen und freizeitbezogenen Nutzung in
Verbindung mit der zugehérigen Bebauung. Zuldssig sind gartnerisch genutzte und begriinte Fldchen sowie der Erholung dienende
Aufenthaltsflachen.

6.3. Innerhalb der privaten Grunfliche mit der Zweckbestimmung ,Erholungsgarten®
Rettungszwecke ausnahmsweise zugelassen werden, sofern sie

kénnen Flachen fir Feuerwehr- und

o auf das technisch erforderliche Mindestmal beschrankt sind,
e in wasserdurchlassiger Bauweise hergestellt werden und

e die Zweckbestimmung der Griunflache nicht wesentlich beeintrachtigen.

7. Erhaltungsgebot Baume

Zu erhaltende Baume in privaten Flachen

7.1. Innerhalb der festgesetzten Teilbaugebiete WA 1 bis WA 3 sowie in den gebdudenahen Bereichen der festgesetzten privaten
Grinflachen mit der Zweckbestimmung ,Erholungsgarten“ sind alle standortgerechten Laub- und Obstbaume mit einem
Stammumfang von = 80 cm, gemessen in 1,0 m Héhe lber Gelandeoberflache, grundsatzlich dauerhaft zu erhalten.

7.2. Im Rahmen von Bauvorhaben sind samtliche zum Schutz der unter Nr. 7.1 genannten Bdume erforderlichen baubegleitenden
MaBnahmen zu treffen. Die Bodenflache unter dem Kronentraufbereich ist zuziiglich 1,5 m von jeglicher Beeintrachtigung
freizuhalten bzw. sind geeignete MaRnahmen zur Vermeidung von Eingriffen in den Wurzelschutzbereich zu ergreifen.
Veranderungen des Gelandeniveaus, wie Abgrabungen und Aufschittungen sind nicht zuldssig.

7.3. Bei Abgéngigkeit oder aus zwingenden Griinden zu entfernende Baume sind durch einen standortgerechten Laubbaum mit einem
Stammumfang von mindestens 20 - 25 cm, gemessen in 1 m Hoéhe Uber dem Erdboden, mindestens 3 x verpflanzt, méglichst
ortsnah zu ersetzen.

8. Flachen mit Erhaltungs- und Pflanzgeboten

Flache zum Erhalt und Anpflanzen von Baumen und Strduchern

8.1. Innerhalb der festgesetzten Flache zum Erhalt und zur Anpflanzung von Baumen und Strauchern sind heimische, standortgerechte
Laubgehoélze und Straucher dauerhaft zu erhalten, naturnah weiterzuentwickeln und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.
Ersatzpflanzungen sind entsprechend den in Nr. 8.2 und Nr. 8.3 festgesetzten Pflanzqualitdten auszufiihren. Eine Auflichtung des
Geholzbestandes ist nur in geringfligigem Umfang zulassig, sofern der Erhalt der zusammenhangenden Gehdlzstruktur und deren
oOkologische Funktion gewahrleistet bleibt.

Anforderungen an zu pflanzende Baume und Strducher

8.2. Es sind heimische, standortgerechte Laubbdume der Wuchsklasse | und Il, als Hochstamm mindestens 3 x verpflanzt, mit einem
Stammumfang von mindestens 18-20 cm, gemessen in 1 m Héhe tUber dem Erdboden, zu verwenden.

8.3. Es sind heimische, standortgerechte Straucher mit einer Wuchshéhe von mindestens 80-100 cm, mindestens 2 x verpflanzt, mit
mindestens drei Trieben zu verwenden.

9. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

9.1. Befestigte und nicht Uberdachte Flachen, wie Stellplatze, Terrassen, Fulwege und Zufahrten, sind mit versickerungsfahigen Belagen
herzustellen, soweit Belange und Erfordernisse des technischen Umweltschutzes nicht entgegenstehen. Der Aufbau ist so
auszubilden, dass die Versickerungsfahigkeit dauerhaft erhalten bleibt.

9.2. Werden durch bauliche MalBnahmen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten von gebaude- oder gehdlzbewohnenden Vogelarten oder
von Fledermausen beeintréchtigt, sind diese vorrangig zu erhalten. Eine Beseitigung dieser Stétten ist nur zulassig, soweit deren
Erhalt im Zuge der BaumaRnahmen nachweislich nicht mdéglich ist. In diesem Fall sind vor der Beseitigung im raumlich-funktionalen
Zusammenhang artspezifisch geeignete, funktionsfahige Ersatzquartiere herzustellen, fachgerecht zu unterhalten und dauerhaft zu
erhalten.

10.  Ortliche Bauvorschriften

AuRere Gestaltung der baulichen Anlagen

10.1. In den Gebieten WA 1 und WA 2 sind ausschlieRlich Sattel-, Walm-, Kriippelwalm- oder Mansarddacher zulassig.

10.2. In dem Gebiet WA 3 sind Flachdacher zusatzlich zu den in Nr. 10.1 genannten Dachern zulassig.

Gestaltung der nicht Uberbauten Grundstlicksflachen

10.3. Die nicht tGberbauten Grundstiicksflachen innerhalb der Wohnbauflachen sind, soweit sie nicht flr eine andere zulassige Nutzung

bendtigt werden, gartnerisch anzulegen, mit Vegetation zu begriinen und dauerhaft zu unterhalten.

10.4. Schottergarten sowie flachige Stein-, Kies, Schotter- oder sonstige Materialschiittungen in Verbindung mit wasserundurchlassigen

Folien, Vliesen oder vergleichbarer Materialien sind unzulassig.

§3
Vermerk

Teile des Geltungsbereichs des Bebauungsplans liegen innerhalb des ermittelten Uberschwemmungsgebiets des Goldbachs. Solche
Uberschwemmungsgebiete sind gem. § 77 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in ihrer Funktion als Riickhalteflachen zu erhalten. Die
wasserrechtlichen Vorschriften gelten unabhangig von den Festsetzungen dieses Bebauungsplans und sind im jeweiligen bau- oder
wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren zu beachten.

§4 4

Hinweise
Denkmalschutz

Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans kénnen sich bislang unbekannte Bodendenkmaler befinden. Sollten im Zuge von
Bauarbeiten oder anderen Erdarbeiten entsprechende Funde zutage treten, unterliegen diese gemall Art. 8 Abs. 1 des Bayerischen
Denkmalschutzgesetzes der unverzuglichen Meldepflicht. Die Meldung ist an das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege (Dienststelle
Nirnberg) oder an die zusténdige Untere Denkmalschutzbehdérde zu richten.

Artenschutz

Bei der Planung und Durchflihrung von baulichen MaRnahmen, insbesondere bei Eingriffen in Gebdude sowie bei einer nachweislich
erforderlichen Entfernung von einzelnen gebaudenahen Baumen mit potenzieller Habitatfunktion, ist das Eintreten artenschutzrechtlicher
Verbotstatbestdnde nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden.

Im Rahmen der konkreten Vorhabenplanung ist durch eine artenschutzfachlich qualifizierte Person anhand aktueller und fachlich
anerkannter Standards des besonderen Artenschutzes zu priifen, ob Fortpflanzungs- oder Ruhestatten besonders oder streng geschiitzter
Arten vorhanden sind oder durch das Vorhaben beeintrachtigt werden kénnen.

Erforderliche Vermeidungs- und Minderungsmafnahmen sowie gegebenenfalls notwendige vorgezogene AusgleichsmalRnahmen
(CEF-MaRnahmen) oder MalRnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustands (FCS-MaRnahmen) sind im jeweiligen Genehmigungs- oder
Zulassungsverfahren im Benehmen mit der zustéandigen unteren Naturschutzbehoérde festzulegen. Die MaRnahmen sind vor Beginn der
jeweiligen Eingriffe umzusetzen.

Niederschlagswasserbewirtschaftung

Das auf Dachflachen sowie sonstigen befestigten Flachen anfallende Niederschlagswasser ist auf dem jeweiligen Grundstiick nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik durch geeignete Malnahmen der Versickerung, Verdunstung oder Riickhaltung zu
bewirtschaften.

Schutz vor Starkregen und Hochwasser

Das Plangebiet kann bei Starkregenereignissen oder Hochwasser durch oberflachlich abflieRendes Wasser betroffen sein. Keller,
Lichtschachte, Zugange sowie sonstige Offnungen unterhalb der Gelandeoberflache sollten mindestens 0,2 m {iber dem angrenzenden
Gelande angeordnet oder durch geeignete bauliche Malinahmen gegen eindringendes Wasser gesichert werden.

Unterirdische Gebaudeteile sollten wasserdicht ausgefuhrt und gegen Auftrieb gesichert werden. Die Ausfiihrung sollte entsprechend den
allgemein anerkannten Regeln der Technik erfolgen.

§5

Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.

Nurnberg,
Stadt Nirnberg

Marcus Konig

Oberbirgermeister
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BEBAUUNGSPLAN-SATZUNG
NR. 4686 "GOLDBACH"

fur ein Gebiet entlang des Goldbachs beidseits der Vorchtelstralle

Die Stadt NUrnberg erlasst gemaR Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom ..................
auf Grund von

§§ 9, 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 18 Absatz 2 des Gesetzes vom 23.
Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 226), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt geandert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176), § 44 Abs. 5 Satz 3 des Gesetzes Uber Naturschutz
und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz-BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542),
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 87) geandert worden
ist, Art. 4 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes Uber den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die
Erholung in der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz — BayNatSchG) vom 23. Februar 2011
(GVBI. S. 82, BayRS 791-1-U), zuletzt gedndert durch § 15 des Gesetzes vom 26. Marz 2026 (GVBI.
S. 75)und Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, Abs. 2 der Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geandert durch
§ 2 des Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBI. S. 190)

folgende

Bebauungsplan-Satzung Nr. 4686

§1

Fir das im Planteil durch die Grenze des raumlichen Geltungsbereiches bestimmte Gebiet entlang
des Goldbachs beidseits der Vorchtelstral’e wird ein Bebauungsplan aufgestellt. Der Planteil ist
Bestandteil der Satzung.

§2

In Erganzung der im Planteil getroffenen Festsetzungen wird Folgendes festgesetzt:

1. Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet (WA 1 bis WA 3)
1.1. Das allgemeine Wohngebiet umfasst die Teilbaugebiete (Gebiete) WA 1 bis WA 3.

1.2.  Folgenden Nutzungen sind allgemein zulassig:

¢ \Wohngebaude,

e die der Versorgung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften
sowie nicht stérende Handwerksbetriebe,
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1.3.
1.4.

1.5.

2.1.

2.2.

3.1.

3.2.

6.1.

6.2.

e Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Im Gebiet WA 3 sind zusatzlich Betriebe des Beherbergungsgewerbes allgemein zulassig.
Folgende Nutzungen sind nur ausnahmsweise zulassig:

e Anlagen fur Verwaltungen,

e sonstige nicht stdrende Gewerbebetriebe.

Folgende Nutzungen sind nicht — auch nicht ausnahmsweise - zulassig:

e Gartenbaubetriebe,

e Tankstellen.

MaR der baulichen Nutzung

Das hochstzulassige Malk der baulichen Nutzung ergibt sich aus der im Planteil festgesetzten
Grundflachenzahl (GRZ) oder Grundflache (GR) und der Geschossflachenzahl (GFZ) in
Verbindung mit der maximal zulassigen Zahl der Vollgeschosse.

Eine Uberschreitung der GRZ (iber das gemaR § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO festgelegte MaR
hinaus ist nicht zulassig.

Uberbaubare Grundstiicksflichen
Bauliche Anlagen unter der Gelandeoberflache sind nur auf der Flache der dartuber liegenden
Geschosse zulassig.

Balkone und Terrassen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulassig. Geringflige
Uberschreitungen der Baugrenzen im Sinne des § 23 Abs. 3 BauNVO sind zuldssig.

Abstandsflachen

Ungeachtet der festgesetzten Baugrenzen gilt Art. 6 BayBO in Verbindung mit der
Abstandsflachensatzung der Stadt Nurnberg.

Fiuhrung von Versorgungsleitungen

Leitungen zur Versorgung des Plangebiets sind unterirdisch zu verlegen.

Private Griinflachen

Die privaten Grinflachen mit der Zweckbestimmung ,Naturnaher Bereich® sind dauerhaft zu
erhalten und naturnah weiterzuentwickeln sowie extensiv zu pflegen. Zuldssig sind
ausschliellich MaRnahmen zur Pflege, Unterhaltung und 6kologischen Entwicklung der
Flachen.

Die privaten Grinflachen mit der Zweckbestimmung ,Erholungsgarten® dienen der
gartnerischen und freizeitbezogenen Nutzung in Verbindung mit der zugehdrigen Bebauung.
Zulassig sind gartnerisch genutzte und begrinte Flachen sowie der Erholung dienende
Aufenthaltsflachen.
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6.3.

7.1,

7.2.

7.3.

8.1.

8.2.

8.3.

9.1.

Innerhalb der privaten Grinflache mit der Zweckbestimmung ,Erholungsgarten® kénnen
Flachen fur Feuerwehr- und Rettungszwecke ausnahmsweise zugelassen werden, sofern
sie

e auf das technisch erforderliche Mindestmal} beschrankt sind,
e in wasserdurchlassiger Bauweise hergestellt werden und

o die Zweckbestimmung der Grinflache nicht wesentlich beeintrachtigen.

Erhaltungsgebot Baume

Zu erhaltende Baume in privaten Flachen

Innerhalb der festgesetzten Teilbaugebiete WA 1 bis WA 3 sowie in den gebaudenahen
Bereichen der festgesetzten privaten Granflachen mit der Zweckbestimmung
,Erholungsgarten® sind alle standortgerechten Laub- und Obstbaume mit einem
Stammumfang von = 80 cm, gemessen in 1,0 m Héhe Uber Gelandeoberflache, grundsatzlich
dauerhaft zu erhalten.

Im Rahmen von Bauvorhaben sind samtliche zum Schutz der unter 7.1 genannten Baume
erforderlichen baubegleitenden Malnahmen zu treffen. Die Bodenflache unter dem
Kronentraufbereich ist zuzuglich 1,5 m von jeglicher Beeintrachtigung freizuhalten bzw. sind
geeignete Malinahmen zur Vermeidung von Eingriffen in den Wurzelschutzbereich zu
ergreifen. Veranderungen des Gelandeniveaus, wie Abgrabungen und Aufschittungen sind
nicht zulassig.

Bei Abgangigkeit oder aus zwingenden Grinden zu entfernende Baume sind durch einen
standortgerechten Laubbaum mit einem Stammumfang von mindestens 20 - 25 cm,
gemessen in 1 m Hohe Gber dem Erdboden, mindestens 3 x verpflanzt, moglichst ortsnah zu
ersetzen.

Flachen mit Erhaltungs- und Pflanzgeboten

Flache zum Erhalt und Anpflanzen von Bdumen und Stréuchern

Innerhalb der festgesetzten Flache zum Erhalt und zur Anpflanzung von Baumen und
Strauchern sind heimische, standortgerechte Laubgehoélze und Straucher dauerhaft zu
erhalten, naturnah weiterzuentwickeln und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.
Ersatzpflanzungen sind entsprechend den in Nr. 8.2 und Nr. 8.3 festgesetzten
Pflanzqualitaten auszufihren. Eine Auflichtung des Geholzbestandes ist nur in
geringfugigem Umfang zulassig, sofern der Erhalt der zusammenhangenden Gehdlzstruktur
und deren Okologische Funktion gewahrleistet bleibt.

Anforderungen an zu pflanzende Baume und Straucher

Es sind heimische, standortgerechte Laubbaume der Wuchsklasse | und I, als Hochstamm
mindestens 3 x verpflanzt, mit einem Stammumfang von mindestens 18-20 cm, gemessen
in 1 m Hohe Uber dem Erdboden, zu verwenden.

Es sind heimische, standortgerechte Straucher mit einer Wuchshéhe von mindestens 80-
100 cm, mindestens 2 x verpflanzt, mit mindestens drei Trieben zu verwenden.

MafRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft

Befestigte und nicht Uberdachte Flachen, wie Stellplatze, Terrassen, FuRwege und
Zufahrten, sind mit versickerungsfahigen Belagen herzustellen, soweit Belange und

3
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Erfordernisse des technischen Umweltschutzes nicht entgegenstehen. Der Aufbau ist so
auszubilden, dass die Versickerungsfahigkeit dauerhaft erhalten bleibt.

9.2.  Werden durch bauliche MalRinahmen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten von gebaude- oder
gehodlzbewohnenden Vogelarten oder von Fledermausen beeintrachtigt, sind diese vorrangig
zu erhalten. Eine Beseitigung dieser Statten ist nur zulassig, soweit deren Erhalt im Zuge der
Baumalnahmen nachweislich nicht moglich ist. In diesem Fall sind vor der Beseitigung im
raumlich-funktionalen =~ Zusammenhang  artspezifisch  geeignete,  funktionsfahige
Ersatzquartiere herzustellen, fachgerecht zu unterhalten und dauerhaft zu erhalten.

10. Ortliche Bauvorschriften

AuRere Gestaltung der baulichen Anlagen

10.1. In den Gebieten WA 1 und WA 2 sind ausschliel3lich Sattel-, Walm-, Krippelwalm- oder
Mansarddacher zulassig.

10.2. In dem Gebiet WA 3 sind Flachdacher zusatzlich zu den in Nr. 10.1 genannten Dachern
zulassig.

Gestaltung der nicht Uberbauten Grundstiicksflachen

10.3. Die nicht Uberbauten Grundsticksflachen innerhalb der Wohnbauflachen sind, soweit sie
nicht flir eine andere zuldssige Nutzung bendtigt werden, gartnerisch anzulegen, mit
Vegetation zu begriinen und dauerhaft zu unterhalten.

10.4. Schottergarten sowie flachige Stein-, Kies, Schotter- oder sonstige Materialschuttungen in
Verbindung mit wasserundurchlassigen Folien, Vliesen oder vergleichbarer Materialien sind
unzulassig.

§3

Vermerk

Teile des Geltungsbereichs des Bebauungsplans liegen innerhalb des ermittelten
Uberschwemmungsgebiets des Goldbachs. Solche Uberschwemmungsgebiete sind gem. § 77
Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in ihrer Funktion als Ruckhalteflachen zu erhalten. Die
wasserrechtlichen Vorschriften gelten unabhangig von den Festsetzungen dieses Bebauungsplans
und sind im jeweiligen bau- oder wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren zu beachten.

§4

Hinweise

Denkmalschutz

Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans konnen sich bislang unbekannte
Bodendenkmaler befinden. Sollten im Zuge von Bauarbeiten oder anderen Erdarbeiten
entsprechende Funde zutage treten, unterliegen diese gemal Art. 8 Abs. 1 des Bayerischen
Denkmalschutzgesetzes der unverziglichen Meldepflicht. Die Meldung ist an das Bayerische
Landesamt fur Denkmalpflege (Dienststelle Nurnberg) oder an die zustédndige Untere
Denkmalschutzbehorde zu richten.

Artenschutz

Bei der Planung und Durchfiihrung von baulichen MalRnahmen, insbesondere bei Eingriffen in
Gebaude sowie bei einer nachweislich erforderlichen Entfernung von einzelnen gebdudenahen
Baumen mit potenzieller Habitatfunktion, ist das Eintreten artenschutzrechtlicher
Verbotstatbestande nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden.

4
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Im Rahmen der konkreten Vorhabenplanung ist durch eine artenschutzfachlich qualifizierte Person
anhand aktueller und fachlich anerkannter Standards des besonderen Artenschutzes zu prifen, ob
Fortpflanzungs- oder Ruhestatten besonders oder streng geschitzter Arten vorhanden sind oder
durch das Vorhaben beeintrachtigt werden kénnen.

Erforderliche Vermeidungs- und MinderungsmalRhahmen sowie gegebenenfalls notwendige
vorgezogene Ausgleichsmallnahmen (CEF-MalRnahmen) oder MalRnahmen zur Sicherung des
Erhaltungszustands  (FCS-MalRnahmen) sind im  jeweiligen  Genehmigungs-  oder
Zulassungsverfahren im Benehmen mit der zustandigen unteren Naturschutzbehérde festzulegen.
Die MalRinahmen sind vor Beginn der jeweiligen Eingriffe umzusetzen.

Niederschlagswasserbewirtschaftung

Das auf Dachflachen sowie sonstigen befestigten Flachen anfallende Niederschlagswasser ist auf
dem jeweiligen Grundstick nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durch geeignete
MaRnahmen der Versickerung, Verdunstung oder Ruckhaltung zu bewirtschaften.

Schutz vor Starkregen und Hochwasser

Das Plangebiet kann bei Starkregenereignissen oder Hochwasser durch oberflachlich abflieRendes
Wasser betroffen sein. Keller, Lichtschachte, Zugdnge sowie sonstige Offnungen unterhalb der
Gelandeoberflache sollten mindestens 0,2 m Uber dem angrenzenden Gelande angeordnet oder
durch geeignete bauliche Malihahmen gegen eindringendes Wasser gesichert werden.

Unterirdische Gebaudeteile sollten wasserdicht ausgefihrt und gegen Auftrieb gesichert werden.
Die Ausflihrung sollte entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik erfolgen.

§5

Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft.

Ndrnberg,
Stadt NUrnberg

Marcus Konig
Oberburgermeister
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Stadtplanungsamt NURNBERG
Umweltamt

BEGRUNDUNG MIT UMWELTBERICHT
ZUM ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANS NR. 4686

"GOLDBACH"

fur ein Gebiet entlang des Goldbachs, beidseits der Vorchtelstralle
Stand: Oktober 2026

Luftbild Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung
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BEGRUNDUNG MIT UMWELTBERICHT

ENTWURF DES BEBAUUNGSPLANS NR. 4686

"GOLDBACH"

flr ein Gebiet entlang des Goldbachs, beidseits der Vorchtelstralle

PLANBERICHT

1. ALLGEMEINES (GEBIET / RECHTSGRUNDLAGEN / VERFAHREN)

Am 18.01.2024 beschloss der Stadtplanungsausschuss (AfS) die Einleitung des Bebau-
ungsplans (BP) Nr. 4686 ,Goldbach®. Die Einleitung wurde im Amtsblatt 31.01.2024 be-
kannt gemacht.

Im Stadtteil Zerzabelshof verlauft der Goldbach (Gewasser Ill. Ordnung) mit seinem zuge-
horigen Gewasserkorridor zwischen der Bebauung entlang der Valznerweiherstrale / Neu-
weiherstralle und Urbanstralle.

Das FlieRgewasser mit den begleitenden Retentions- und Auenflachen stellt ein land-
schafts- und stadtgliederndes Freiraumelement innerhalb des Siedlungsbereiches dar
(siehe Grinzug, Abbildung 1). Charakteristisch sind die vorhandenen Geholzbestande mit
einer ausgepragten Baumuiberschirmung, die den Bachlauf und die angrenzenden Grin-
bereiche raumlich fassen und gliedern. Entlang des gesamten Verlaufs des Goldbachs lie-
gen zum Teil 6ffentliche Grinflachen, wie z.B. der Aussiger Platz. In einzelnen Teilgebieten
verlauft er in einem gefassten schmalen Bachbett, wie im Ortskern von Zerzabelshof. Der
Bach durchquert dabei den gesamten Geltungsbereich des BP Nr. 4686 ,Goldbach®.

Die Aufstellung des BP Nr. 4686 ,Goldbach® ist erforderlich, um die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fir die Sicherung der gewasserbegleitenden Griin- und Retentions-
raume entlang des Goldbachs, den Erhalt ihrer 6kologischen Funktionen sowie der stad-
tebaulichen Ordnung der bestehenden und kinftigen Bebauung zu schaffen. Es wird ein
qualifizierter Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB angestrebt.

Rechtsgrundlage flr das Bebauungsplanverfahren ist das Baugesetzbuch (BauGB) und
die aufgrund dieses Baugesetzbuches erlassenen Vorschriften. Zustandig fur die Aufstel-
lung von Bebauungsplanen ist die Gemeinde. Das Verfahren selbst ist in den §§ 1 bis 10
BauGB geregelt. Das Bebauungsplanverfahren wird im Regelverfahren durchgefiihrt.
Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist eine Umweltprifung durchzuflihren und ein Umweltbericht zu
erstellen. Auf Grundlage des Entwurfs zum Bebauungsplan werden die Beteiligungen ge-
maf § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB durchgefihrt.

Im Rahmen der Erstellung des Entwurfs des Bebauungsplans wird auf die aktuelle Version
des BauGB abgestellt.

1.2 ANLASS ZUR AUFSTELLUNG - PLANUNGSZIELE

Der Geltungsbereich mit einer Grélke von ca. 1,4 ha und einer Lange von etwa 250 m
befindet sich mit Ausnahme der 6ffentlichen Verkehrsflachen in Privatbesitz. Das Gewas-
serumfeld und der Griinzug entlang des Goldbachs sind bereits abschnittsweise durch Be-
bauung und intensivere Nutzungen eingeengt. Der verbliebende Gewasserkorridor mit sei-
nen begleitenden Grinstrukturen Ubernimmt daher eine wichtige Vernetzungsfunktion zwi-
schen den Freirdumen im Siedlungsbereich und soll dauerhaft erhalten werden.

Ziel des Bebauungsplans ist es, einer weiteren Einengung des Griinzugs am Goldbach,
beispielsweise  durch  zusatzliche Bebauung und Nutzungsintensivierungen,

5
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entgegenzuwirken und die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine langfristige Si-
cherung des Retentionsraums sowie der prdgenden Grin- und Gehdlzbestande zu schaf-
fen. Weiterhin wird die stadtebauliche Entwicklung der bestehenden Bebauung durch die
Festsetzung rlickwartiger Baugrenzen entlang der Valznerweiherstralle geordnet. Die bis-
her bestehenden Entwicklungsmoglichkeiten werden damit an die tatsachliche Bestands-
situation angepasst. Die Sicherung dieses Gebiets ist aus Grinden der Klimaanpassung,
des Arten- und Biotopschutzes, des Hochwasserschutzes und der stadtebaulichen Ord-
nung erforderlich.

Das Plangebiet ist von einem gewachsenen Baumbestand sowie strukturreichen Grinfla-
chen entlang des Gewasserraums gepragt. Im Waldbereich im Sitdosten bestehen natur-
nahe Strukturen. Gemafl dem Arten- und Biotopschutzprogramm handelt es sich dabei um
einen regional bedeutenden Lebensraum fur Flora und Fauna.
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lage: © Stadt Nurnberg | Geobasisdaten Bayerische Vermessungsverwaltung

Die Sicherung des gewasserbegleitenden Freiraums tragt zum Erhalt der biologischen
Vielfalt, der Biotopverbundfunktionen sowie der 6kologischen Funktionen des Gewasser-
raums bei. Uber den gesamten Griinzug des Goldbachs wird gemaR Stadtklimaanalyse
(2024/2025) Kaltluft nach Nordwesten in Richtung der Uber die Hauptgleisanlagen verlau-
fenden Kaltluftleitbahn transportiert. Dadurch leistet der Griinzug einen wesentlichen Bei-
trag zur Kaltluftversorgung einer der sechs wichtigen Kaltluftleitbahnen Nirnbergs und
bewirkt (sehr) glinstige bioklimatischen Bedingungen in weiten Teilen der angrenzenden
Siedlungsflachen.

Die rickwartigen Bebauungen entlang der Valznerweiherstralle sowie die angrenzenden
Grundstuicke an der Urbanstrale begrenzen den gewasserbegleitenden Griinraum entlang
des Goldbachs. Die vorhandenen Bebauungs- und Nutzungsstrukturen sind teilweise his-
torisch gewachsen und wurden bislang nach § 34 BauGB oder nach § 30 Abs. 3 BauGB in
Verbindung mit dem Baulinienplan Nr. 2829 von 1925 beurteilt. Dieser Baulinienplan spie-
gelt die heutige Situation nicht mehr vollstandig wider und es ist eine Neuordnung der pla-
nungsrechtlichen Grundlagen erforderlich.
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Mit dem Bauleitplanverfahren werden die bestehenden Bebauungsstrukturen gesichert
und zugleich Mdglichkeiten fir eine maRvolle, ortsvertragliche Weiterentwicklung geschaf-
fen. Dabei stehen der Schutz des gewasserbegleitenden Griin- und Retentionsraums so-
wie die Sicherung seiner dkologischen und klimatischen Funktionen im Vordergrund.

Die Hauptplanungsziele sind:
¢ Sicherung und mafvolle Weiterentwicklung der bestehenden Bebauungsstruktur

o Erhalt und naturnahe Weiterentwicklung des gewasserbegleitenden Grinraums mit Ge-
holzstrukturen

¢ Erhalt des Kaltluftentstehungsgebietes und Bedeutung flr das Stadtklima

¢ Bewahrung der Biodiversitat und Starkung des Biotopverbunds durch die Aufrechterhal-
tung bedeutsamer Vernetzungsstrukturen fur von Flora und Fauna

e Schutz der Retentionsflachen sowie des naturnahen Auenbereiches des Goldbachs
e Bewahrung der bestehenden Waldflachen mit naturnaher Auspragung

o Umsetzung der Planungsziele des Masterplans Freiraum, des Beschlusses ,Nurnberg
grun und lebenswert® und des Plankonzepts ,Grune Finger*

1.3. GRUNDLAGEN DER PLANUNG

1.3.1. ANALYSE DES BESTANDS

1.3.1.1.  Lage im Stadtgebiet / Topographie

Das Plangebiet liegt im stidostlichen Stadtgebiet und gehort zum statistischen Stadtteil
Ostliche AuRenstadt (9) sowie zum statistischen Bezirk Zerzabelshof (95). Der Geltungs-
bereich befindet sich entlang des Goldbaches zwischen Urbanstrafl’e und Valznerweiher-
stralRe.

Das Plangebiet hat eine GréfRe von ca. 1,4 ha und weist ein Héhengefalle von Studwesten
(316 m Uber NHN) in Richtung Nordosten zum Bachlauf auf. Im Bereich des Bachlaufs
erreicht das Gelande eine Hbéhe von etwa 314 m Gber NHN. Jenseits des Bachlaufes steigt
das Gelande im nordostlichen Bereich teilweise wieder auf 315 m tGber NHN an.

1.3.1.2. Gegenwartige Nutzungen und Baustruktur

Im Geltungsbereich befindet sich bestehende Bebauung auf den FI. Nr. 675/2, 675/4, 688
und 688/6, jeweils Gemarkung Mogeldorf. Diese liegt teilweise aul3erhalb der Baugrenzen
des Baulinienplans Nr. 2829 von 1925. Vereinzelt befinden sich im Geltungsbereich Ne-
benanlagen der Gebaude (z.B. Fl. Nr. 675/2, Gmkg. Mdgeldorf).

Die an den Geltungsbereich angrenzende Bebauung besteht Giberwiegend aus freistehen-
den Ein- und Mehrfamilienhdusern sowie aus Reihenhausern entlang der Valznerweiher-
strale, der Neuweiherstralle und Vorchtelstral’e. Die Bebauung an der Urbanstrale ist
durch freistehende ein— bis zweigeschossige Einfamilienhduser und Doppelhaushalften
gepragt. Die Dachtypologie umfasst Satteldacher, Walmdacher und auch Mansarddacher,
die teilweise mit mehreren, groRen Gauben versehen sind. Nebenanlagen wie Garagen
sind teilweise auch mit einem Flachdach ausgebildet.

Die Gebaude sind hauptsachlich durch Wohnnutzung gepragt und entsprechen dem Cha-
rakter eines sogenannten ,faktischen® allgemeinen Wohngebiets nach § 4 BauNVO. Ver-
einzelt gibt es nicht stérendes Gewerbe wie z.B. einen Kosmetiksalon (Vorchtelstral3e 3).

7

136



Begriindung mit Umweltbericht zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686 "Goldbach"

Im Geltungsbereich liegt zudem ein kleiner Teilbereich des Hotel- und Restaurantbetriebs
in der Valznerweiherstral3e 75.

Die Wohnhauser im Geltungsbereich verfligen Uber sehr grolRe Gartenbereiche, welche
sowohl intensiv (gartnerisch) als auch extensiv (Gewasseraue) genutzt werden.

1.3.1.3. Verkehr

Motorisierter Individualverkehr (MIV)

Die angrenzenden Straf3en sind fur den motorisierten Individualverkehr erschlossen. Die
Grunflachen im Plangebiet selbst sollen in ihrem bestehenden Umfang und ihrer Auspra-
gung erhalten bleiben, es ist derzeit keine weitere ErschlieBung geplant.

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV)

Es besteht eine gute Anbindung an den 6ffentlichen Personennahverkehr. Entlang der Va-
Iznerweiherstralle befinden sich mehrere Bushaltestellen der Linie 44 (Nirnberg Hbf —
Nurnberg Langwasser Mitte) und der Linie N3 (NUrnberg Hbf — Nurnberg Heinemannbru-
cke).

Fahrrad

Die angrenzenden Stralien sind als Tempo-30-Stra3en ausgebildet, verfligen somit tber
keine separaten Fahrradwege und kénnen aufgrund der Tempobegrenzung gut durch Rad-
fahrende genutzt werden. Ein Geh- und Radweg zwischen der Vorchtelstral3e und der Ur-
banstralle durchquert den Geltungsbereich aus stidwestlicher in nordéstliche Richtung.
Dieser offentliche Weg gliedert das Gebiet in zwei Teilbereiche. Der Geh- und Radweg
fuhrt Gber den Goldbach hinweg und schliel3t direkt an das Wegenetz des Lorenzer Reichs-
walds an.

1.3.1.4. Sozialstruktur

Dem statistischen Bericht der Sozialraumtypisierung der Stadte Nurnberg und Firth vom
06. Februar 2024 zufolge gehdrt der Stadtteil Zerzabelshof, angrenzend zum Planungsge-
biet, teilweise zu den sog. etablierten Familienquartieren und zu den sog. verdichteten
Quartieren in Randlage.

Die sog. etablierten Familienquartiere sind dadurch charakterisiert, dass sie eine unter-
durchschnittliche Auspragung bei den Indikatoren zur sozialen Anspannung, dem Bevdl-
kerungsanteil mit Migrationshintergrund und der Bebauungsdichte aufweisen. Sehr stark
ausgepragt sind hier die Wohnbindung und die Haushaltsstruktur in Form von gréf3eren
Ein- und Zweifamilienhaushalten mit sowohl jingeren als auch alteren Menschen.

Die sog. verdichteten Quartiere in Randlage sind Uberwiegend durch viele Ein- und Zwei-
familienhauser gepragt, weisen jedoch auch gréRere Mehrfamilienhduser mit 20 und mehr
Wohneinheiten auf. Kennzeichnend sind zudem ein geringer Anteil von Personen, die So-
zialleistungen beziehen, eine niedrige Arbeitslosenquote sowie ein Uberdurchschnittlicher
Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund bei gleichzeitig unterdurchschnittlichem
Anteil auslandischer Einwohnerinnen und Einwohner.

Die Wohndauer ist, wie bei den etablierten Familienquartieren, vergleichsweise lang und
es leben dort viele Familien mit Kindern.
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1.3.1.5. Vorbelastungen

Altlasten

In der Altlastendatenbank der Stadt Nirnberg sind keine Eintrage zu Altlastenverdachts-
flachen erfasst.

Larm

Vom Plangebiet gehen keine erheblichen Larmemissionen aus, ebenso wirken keine er-
heblichen Larmimmissionen auf das Plangebiet ein.

1.3.2. PLANERISCHE VORGABEN / VORHANDENES PLANUNGSRECHT

1.3.2.1.  Planungsrechtliche Vorgaben
1.3.2.1.a. Raumordnung (LEP- Ziele der Raumordnung, Regionalplan Region Nirnberg)

Die fir die kommunale Bauleitplanung der Stadt Nirnberg gemaf § 1 Abs. 4 BauGB zu
beachtenden verbindlichen Ziele der Raumordnung ergeben sich aus dem Landesentwick-
lungsprogramm Bayern (LEP) sowie dem Regionalplan Region Nurnberg (RP 7).

Das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) aus dem Jahr 2023 weist Nirnberg als
Metropole im Verdichtungsraum Ndrnberg-Furth-Erlangen-Schwabach aus. Im Regional-
plan 7 (RP 7) der Region Nirnberg ist Nirnberg als Oberzentrum im grof3en Verdichtungs-
raum Nurnberg/Flrth/Erlangen dargestellt.

Nachfolgende Ziele und Grundsatze sind insbesondere zu beachten:

¢ Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum
des Menschen erhalten und entwickelt werden (Leitbild Vision Bayern 2035).

e Grlnzuge sind zur Gliederung der Siedlungsrdume, zur Verbesserung des Bioklimas
oder zur Erholungsvorsorge festzulegen. In diesen Grinzigen sind Planungen und
MaRnahmen, die die jeweiligen Funktionen beeintrachtigen, unzulassig. Insbesondere
in verdichteten Raumen sollen Frei- und Grinflachen erhalten und zu zusammenhan-
genden Grunstrukturen mit Verbindung zur freien Landschaft entwickelt werden. (LEP
7.1.4. Ziel und Grundsatz)

¢ Okologisch bedeutsame Naturrdume sollen erhalten und entwickelt werden. Insbeson-
dere sollen Gewasser erhalten und renaturiert, geeignete Gebiete wieder ihrer naturli-
chen Dynamik Uberlassen, 6kologisch wertvolle Grinlandbereiche erhalten und ver-
mehrt werden. (LEP 7.1.5. Grundsatz)

e Lebensraume fur wildlebende Tier- und Pflanzenarten sollen gesichert und insbeson-
dere auch unter dem Aspekt des Klimawandels entwickelt werden. Die Wanderkorridore
wildlebender Arten an Land, im Wasser und in der Luft sollen erhalten und wiederher-
gestellt werden. (LEP 7.1.6. Grundsatz)

[.3.2.1.b. Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan
(FNP)

Im Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (rechtswirksam seit 08.03.2006,
zuletzt geadndert am 12.08.2026) (FNP) ist der Bereich um den Goldbach als Grinflache
dargestellt. Die Darstellung der Goldbachaue erstreckt sich vom Zeltnerweiher bis zum
Grolden Valznerweiher als zusammenhangende, Ubergeordnete Freiraumstruktur. Nord-
Ostlich und stdwestlich der Grinflache sind Wohnbauflachen dargestellt.
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Darlber hinaus sind flr den Goldbach zwei weitere libergeordnete landschaftsplanerische
Darstellungen eingetragen:

e Hauptverbundachsen im Biotopverbundsystem der Feuchtgebiete

¢ lineare Mallnhahmenbereiche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft entlang von Flieigewassern.

Die geplanten Festsetzungen des BPs entsprechen den Darstellungen des FNP. Damit gilt
dieser Bebauungsplan gemal § 8 Abs. 2 BauGB aus dem FNP entwickelt. Ein FNP-Ande-
rungsverfahren ist nicht erforderlich.

(@)

Abb|ldung 2: Ausschnitt aus dem FNP mit Kennzelchnung des Plangebiets, Kartengrundlage © Stadt Nirnberg | Geoba-
sisdaten Bayerische Vermessungsverwaltung

1.3.2.1.c. Bebauungsplane und Veranderungssperren

Fir Teile des Plangebiets und die nahere Umgebung gilt der Gbergeleitete Baulinienplan
Nr. 2829 vom 18.10.1925, der Uberbaubare Grundstlicksflachen und Grinflachen festsetzt.

Am 11.07.2024 hat der Stadtplanungsausschuss die Veranderungssperre Nr. 89 ,Vorch-
telstral3e” fur das Flurstlick Nr. 675/4 (teilweise), Gmkg. Mdgeldorf, stidéstlich der Vorch-
telstralle erlassen. Diese wurde mit der Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 16 vom
31.07.2024 am 01.08.2024 rechtsverbindlich. Die Veranderungssperre wurde mit dem Be-
schluss vom 29.04.2026 vom AfS verlangert. Die Verlangerung ist mit der Bekanntma-
chung im Amtsblatt Nr. 11 vom 20.05.2026 rechtsverbindlich.
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1.3.2.1.d. Zulassigkeit von Bauvorhaben

Zum Zeitpunkt der Planaufstellung richtete sich die planungsrechtliche Beurteilung von
Vorhaben im Bereich des Baulinienplans Nr. 2829 nach § 30 Abs. 3 BauGB in Verbindung
mit § 34 BauGB oder auch § 35 BauGB.

Im Ubrigen Geltungsbereich richtet sich die planungsrechtliche Beurteilung nach § 35
BauGB - Bauen im AulRenbereich - sowie in Teilbereichen im Plangebiet nach § 34 BauGB
- Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile.
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Abbildung 4: Darstellung Bewertung von Bauvorhaben nach § 30 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 34 BauGB oder nach
§ 34 BauGB (rot) und nach § 30 BauGB in Verbindung mit § 35 BauGB oder nach § 35 BauGB (griin) mit Kennzeichnung
des Plangebiets, Kartengrundlage: © Stadt Nirnberg | Geobasisdaten Bayerische Vermessungsverwaltung
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1.3.2.2.  Fachplanungsrecht
1.3.2.2.a. Naturschutz

Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiete, geschitzte Landschaftsbestandteile und Na-
turdenkmaler sowie Wasserschutzgebiete und FFH- oder SPA-Gebiete sind im Geltungs-
bereich nicht vorhanden. Im Plangebiet konnten laut Biotop- und Nutzungstypenkartierung
innerhalb der Waldflache gesetzlich geschutzte Lebensraume/Biotope nach Art. 23 Bay-
NatSchG i. V. m. § 30 BNatSchG festgestellt werden. Es handelt sich hier um Erlen-
Eschen-Auwald (L512/513). Damit ist dieser Waldbereich auch als prioritarer FFH-Lebens-
raumtyp *91EO Erlen- und Eschenwalder und Weichholzauenwald an Flieigewassern
(Alno-Padion, Alnion incanaer, Salicion albae) eingestuft.

1.3.2.2.b. Denkmalschutz / Bau- und Bodendenkmaler

Im Geltungsbereich befinden sich zwei Einzeldenkmaler (Baudenkmale): Eine zweige-
schossige Villa aus dem spaten 19. Jh., FI. Nr. 688/6, Gmkg. Mdogeldorf (Valznerweiher
stralle 59), sowie ein Gartenpavillon, FI. Nr. 688, Gmkg. Mogeldorf (Valznerweiherstralle
55) (Quelle: Bayerischer Denkmal-Atlas, Abfrage vom 02.02.2024). Das Erdgeschoss der
Villa wurde aus Sandstein errichtet, das Obergeschoss und der Zwerchgiebel hingegen
bestehen aus Fachwerk. Die Formensprache des Gebaudes ist charakteristisch flir den
Heimatstil des spaten 19. Jh. Der auf einem Hugel errichtete Gartenpavillon ist als erdge-
schossiger polygonaler Walmdachbau im 3. Viertel des 19. Jh. errichtet worden.

Im Geltungsbereich sind keine Bodendenkmaler bekannt.
1.3.2.2.c. Larmschutzzonen

Das Gebiet befindet sich nicht innerhalb der Larmschutzzonen des Nurnberger Verkehrs-
flughafens.

1.3.2.2.d. Wasserrecht / Hochwasserschutz
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Abbildu mmungsgebiet Goldbach (Pink) und Geltungsbereich des BP (Rot) Kartengrundlage: ©
Stadt Nurnberg | Geobasisdaten Bayerische Vermessungsverwaltung

Das Plangebiet befindet sich weitgehend im ermittelten Uberschwemmun_gsgebiet des
Goldbachs. GemaR. § 77 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sind solche Uberschwem-
mungsgebiete in ihrer Funktion als Rickhalteflachen zu erhalten. Der Goldbach ist ein
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sogenanntes ,gewasserrandstreifenpflichtiges Gewasser®. Hierbei gilt die Pflicht aus Art.
16 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 BayNatSchG. Dies bedeutet, dass in einer Breite von mindestens 5 m
von der Uferlinie garten- und ackerbauliche Nutzungen untersagt sind.

1.3.3. SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN

1.3.3.1. Infrastrukturelle Bedarfssituation

Durch das Bauleitplanverfahren wird die infrastrukturelle Bedarfssituation nicht nennens-
wert verandert.

1.3.3.2.  Eigentumsverhaltnisse

Die Grundstiicke im Geltungsbereich befinden sich in Privateigentum. Im Eigentum der
Stadt Nurnberg stehen die 6ffentlichen Stralenverkehrsflachen (Wendehammer Valzner-
weiherstralle und Geh- und Radverbindung in der Verlangerung der Vorchtelstralle) sowie
die an den Geltungsbereich angrenzenden Flachen des Griinzuges entlang des Gold-
bachs.

w .
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Abbildung 6: (:')ffentlic%es Ié_‘iugéntum der S"t-aat (éelb') und Geltl]hgéberéich des BPs (Rot), Kartengrundlage: © Stadt Nirn-
berg | Geobasisdaten Bayerische Vermessungsverwaltung
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1.3.3.3. Kommunalpolitische Griinde / sonst. Stadtratsbeschlisse

vKlima-Baukasten flr die Nirnberger Bauleitplanung

Der Klima-Baukasten fiir die Nurnberger Bauleitplanung bindelt das Spektrum an Mdg-
lichkeiten, mit dem den Anforderungen an Klimaschutz und Klimaanpassung in der Fla-
chennutzungs- und vor allem Bebauungsplanung Rechnung getragen werden kann.

Die Beschlussfassung zum Klima-Baukasten sieht eine individuelle, auf den einzelnen
Bauleitplan maRgeschneiderte Verbindlichkeit von Klimazielen vor. Der Baukasten zeigt
dabei Handlungsspielrdume fur Regelungen im BP sowie in ergdnzenden vertraglichen
Regelungen auf.

Der Stadtplanungsausschuss hat in seiner Sitzung vom 22.07.2021 beschlossen, dass der
Klima-Baukasten in der Bauleitplanung zur Anwendung kommen soll. Dabei ist im Einzelfall
zu prufen, welche Mallnahmen umgesetzt werden kénnen und sollen.
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Beschluss ,Nurnberg griin und lebenswert*

Mit dem Beschluss des Stadtrats ,Nurnberg griin und lebenswert* vom 14.06.2023 bekraf-
tigt die Stadt Nurnberg das Bekenntnis zu den Grenzen des aktuellen Flachennutzungs-
plans. Im Rahmen der Bauleitplanung sind grundsatzlich Festsetzungen zur Einddmmung
des FlachenfralRes und der weiteren Bodenversiegelung zu treffen. Dabei werden insbe-
sondere folgende Ziele verfolgt:

e Erhalt von innerstadtischen Freiflachen und Freiraumen.

e Reduzierung der Umwandlung von Grinflachen, landwirtschaftlichen Nutzflachen oder
Wald.

o Keine Inanspruchnahme naturschutzfachlich bedeutsamer Flachen.

e Schutz von Kaltluftentstehungsgebieten und Kaltluftleitbahnen, insbesondere solcher
Gebiete, die der Kaltluftversorgung der Kernstadt dienen.

Stadtklimaanalyse 2024/25

Die Verwaltung wurde in der gemeinsamen Sitzung des Umwelt- und Stadtplanungsaus-
schusses vom 29.04.2026 u.a. beauftragt, die Ergebnisse der Stadtklimaanalyse sowie die
Ergebnisse fur ausgewahlte Fokusrdume und die MalRnahmenempfehlungen als fachliche
Grundlage und Abwagungsmaterial in die relevanten formellen und informellen Planungen
und Konzepte der Stadt Nirnberg einflieRen zu lassen, um den zu erwartenden klimati-
schen Veranderungen bzw. dem Umgang mit der zunehmenden Hitzebelastung begegnen
zu kénnen. Aus gutachterlicher Sicht wird der Sicherung von Flachen, die der Kalt- und
Frischluftzufuhr dienen, hochste Prioritdt beigemessen. MalRnahmenempfehlungen fir
Siedlungs- und Verkehrsflachen sowie Hinweise zur Bedeutung und Schutzwurdigkeit von
Leitbahnkorridoren sowie Grin- und Freiflachen sind in der Planungshinweiskarte (PHK)
dargestellt. Hinweise zur Hitzebelastung sowie Ausgleichsraumen finden sich zudem in der
Hinweiskarte Hitze (HKH). Die Umsetzung der im Bericht genannten Klimaanpassungs-
maflinahmen, sowohl im Bestand als auch in der zukinftigen Stadtentwicklung, sind geman
den neuen rechtlichen Vorgaben (z.B. Klimaanpassungsgesetz) und der damit verbunde-
nen Rechtsprechung anlassbezogen zu prifen und umzusetzen.

Masterplan Freiraum

Im Masterplan Freiraum der Stadt Nurnberg wird fir den Planungsbereich 20 ,Zerzabels-
hof* eine sehr starke Unterversorgung mit éffentlichen Griin- und Parkanlagen ausgewie-
sen (siehe Abbildung 7, dunkelviolette Flachendarstellung). Die Bewertung basiert auf der
Einwohnerzahl sowie der vorhandenen Bebauungsstruktur. In die quantitative Gesamtbe-
wertung der Grinversorgung flieRen neben den o6ffentlichen Grunflachen teilweise auch
private Grinflachen ein. Der hohe Anteil an kleinteiligen Bebauungsstrukturen mit privaten
Gartenflachen wirkt sich dabei positiv auf die Gesamtbewertung aus (siehe Abbildung 7,
gelbe Kreismarkierung). Ungeachtet dessen besteht im Planungsgebiet weiterhin ein De-
fizit an 6ffentlichen Grinflachen von rund 16 ha (Stand Juli 2023).

Das Gesamtstadtische Freiraumkonzept Nurnberg (2014) sieht im Bereich des Plange-
biets, das sich im strategischen Handlungsraum ,Auf3enstadt® befindet, in Bezug auf die
Grin- und Freiraumentwicklung die Leitidee ,Freirdume aktiv entwickeln“ vor. Die vorsor-
gende Freiraumplanung reagiert dabei auf langfristige Entwicklungslinien in der Stadtent-
wicklung. Bestehende Freirdume sollen gesichert und langfristig als durchgehendes Frei-
raumnetz entwickelt werden.
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Abbildung 8: Ausschnitt aus dem Gesamtstadtischen Freiraumkonzept des Masterplans Nirnberg (2014), Hintergrund:
Stadtplanwerk 1:15.000 (c) Stadt Nirnberg Eintragung Plangebiet in Rot

Plankonzept ,Griine Finger*

Im Plankonzept der “Grunen Finger” ist der Griinzug des Goldbachs als ,Gruner Finger* im
Osten der Stadt NUrnberg dargestellt. Das Konzept zeigt auf, wie das historisch gewach-
sene und teilrdumliche Grunflachendefizit in NUrnberg langfristig strukturiert und sinnvoll
vernetzt werden kann. Grundidee des Plankonzeptes ist es, die dicht bebaute Stadt tber
“Grune Finger” (Grinzuge und grine Achsen) bestmoglich mit den umgebenden Land-
schaftsraumen zu verknlpfen. Ziel des Fingerkonzeptes ist es, diese vorhandenen Grin-
zige zu sichern und durch Lickenschlisse und Arrondierungen zu starken.
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i \\
Abbildung 9: Plankonzept der Grunen Finger" (2020) Emtragung Plangeblet in Rot Kartengrundlage © Stadtplanwerk der
mittelfrankischen Stadteachse

1.4. PLANUNGSKONZEPT (VARIANTENBETRACHTUNG UND PROZESS)

Der Geltungsbereich des BP Nr. 4686 ,Goldbach® wurde im Zuge der Entwurfsfindung, im
Vergleich zum Plan vom 13.12.2023 (Aufstellungsbeschluss), erweitert. Die Erweiterung
ist zur stadtebaulichen Ordnung der Uberbaubaren Grundstucksflachen notwendig.

Im Rahmen des Planungsprozesses wurden unterschiedliche Mdglichkeiten zur Sicherung
und Entwicklung des gewasserbegleitenden Griinzugs gepruft. Dabei wurden mehrere Va-
rianten untersucht, in denen der Grinzug entweder als 6ffentliche oder als private Grunfla-
che vorgesehen war. Zentrales Ziel ist die Erhaltung und naturnahe Entwicklung des ge-
wasserbegleitenden Grun- und Retentionsraums als 6kologisch wertgebenden Bereich.

Unter Berucksichtigung der Eigentumsverhaltnisse sowie der angestrebten dauerhaften
Sicherung des wertgebenden Grinbestands und der Retentionsfunktion wird der Griinzug
als private Grunflache festgesetzt. Erganzend werden die vorhandenen Gehdlzstrukturen
mit Erhaltungs- und Entwicklungsfestsetzungen planungsrechtlich gesichert. Dabei bleibt
die bestehende Freiraumstruktur erhalten und eine 6kologische Weiterentwicklung wird
gewahrleistet.
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1.4.1. STADTEBAULICHES KONZEPT

Abbildung 10: Ideenskizze Griinzug zum BP Nr. 4686 ,Goldbach®, Kartengrundlage: © Stadt Niirnberg | Geobasisdaten
Bayerische Vermessungsverwaltung

Das stadtebauliche Konzept entwickelt sich aus der bestehenden Siedlungs- und Frei-
raumstruktur im Geltungsbereich. Es verfolgt das Ziel, die vorhandene Struktur zu sichern,
behutsam weiterzuentwickeln und gleichzeitig den baukulturellen Charakter des Quartiers
zu bewahren. Die Planung orientiert sich an der bestehenden Bebauung und berucksichtigt
sowohl die ortsbildpragenden Elemente als auch die funktionalen Anforderungen an ein
zeitgemales Wohnumfeld.

Ein grol3er Teil des Plangebiets wird durch private Grunflachen gepragt, insbesondere ent-
lang des Grunzugs am Goldbach (vgl. Kapitel 0). In diesen Bereichen wird keine neue
bauliche Struktur angestrebt, da die strukturreiche Auspragung dieser Flachen erhalten
bleiben soll. Der Bachlauf, seine Uferbereiche sowie Retentionsbereiche mit wertgebenden
Gehdlzbestand werden durch entsprechende Festsetzungen gesichert. Der Griinzug bildet
eine durchgehende Nordwest-Sidost-Verbindung durch den gesamten Geltungsbereich
und stellt ein zentrales Element des libergeordneten Freiraumkonzepts ,Griine Finger* dar
(vgl. Kapitel 1.3.3.3). Er erfullt wichtige naturschutzfachliche und klimatische Funktionen
und tragt zur Durchgrinung des Quartiers bei.

Im stddstlichen Teil des Plangebiets (FI. Nr. 692, Gmkg. Mdgeldorf) befindet sich ein Wald-
gebiet nach Bundeswaldgesetz, das als regional bedeutsamer Lebensraum sowohl arten-
schutz- als auch biotopschutzfachlich bedeutend ist. Die Erhaltung dieses Bereichs ist ein
zentrales Anliegen des stadtebaulichen Konzepts.

Die bestehenden Baugrenzen des Baulinienplans Nr. 2829 aus dem Jahr 1925 spiegeln
die Bebauung nicht wider. Die Baugrenzen werden teilweise nicht eingehalten bzw. nicht
ausgenutzt — sowohl stralRenseitig als auch rickwartig. Vor allem innerhalb des Geltungs-
bereichs wurde das damals eingerdumte Baurecht bislang nicht vollstandig ausgeschopft,
wodurch sich strukturreiche Grinrdume entwickeln konnten.
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Das stadtebauliche Konzept greift die vorhandene Situation auf und unterstitzt den Schutz
des Grunzugs und Retentionsraums sowie des z. T. denkmalgeschutzten Gebdudebestan-
des. Gleichzeitig wird aber auch eine mafvolle Nachverdichtung ermdglicht. Die Baufla-
chen werden zurickgenommen und ein allgemeines Wohngebiet (WA) gemal der Be-
standsnutzungen ausgewiesen. Lediglich im Baugebiet stdlich der Vorchtelstralie werden
Bereiche die dem § 34 BauGB zugeordnet sind, als Bauflache festgesetzt. Diese Entwick-
lung knupft an bereits Uberwiegend versiegelte Flachen an und umfasst einen Bereich,
der bislang dem Innenbereich geman § 34 BauGB zugeordnet und entsprechend beurteilt
wurde.

Besondere Berticksichtigung bei der Ricknahme der Baugrenzen erhalten die im Gel-
tungsbereich liegenden Baudenkmaler (vgl. Kapitel 1.3.2.2.b). Deren Schutz- und Wir-
kungsbereich wird dadurch gestarkt, sodass eine angemessene Einbindung in die stadte-
bauliche Struktur gewahrleistet ist (vgl. Kapitel 1.5.4).

Im WA 1 wird durch die Zulassung von bis zu drei Vollgeschossen die Méglichkeit geschaf-
fen, bestehende Gebaude aufzustocken. Somit wird eine malvolle Nachverdichtung inner-
halb des Bestands ermdglicht. Diese Regelung tragt zur effizienten Nutzung vorhandener
Flachen bei. Der auf der Grundstuicksflache befindliche denkmalgeschiitzte Gartenpavillon
am Rand des Gehoélzbestands ist bei der weiteren Gestaltung und baulichen Entwicklung
zu berlcksichtigen. Im WA 2 hingegen wird zur Wahrung des dort befindlichen Einzeldenk-
mals in Form einer Villa sowie des nahegelegenen Gartenpavillons auf dem Nachbargrund-
stiick die maximale Anzahl von zwei Vollgeschossen festgesetzt. Diese Begrenzung tragt
zum Erhalt des historischen Charakters des Gebaudes bei und verhindert eine ibermaRige
bauliche Dominanz in dessen unmittelbarer Umgebung. Im WA 3 wird ein Anbau an das
bestehende Hotel, entweder als Wohnhaus oder Erweiterung des Hotels ermdglicht. Durch
die Festsetzung einer maximalen Gebaudehohe von drei Vollgeschossen wird eine flexible
bauliche Erweiterung ermoglicht, die sowohl funktionalen Anforderungen als auch gestal-
terischen Aspekten gerecht wird.

Ein weiteres gestalterisches und baukulturelles Element des stadtebaulichen Konzepts ist,
dass in WA 1 und WA 2 ausschlieRlich geneigte Dacher vorgesehen sind (vgl. Kapitel
1.5.14). Diese Dachformen fiigen sich harmonisch in das gewachsene Ortsbild ein.

Insgesamt verfolgt das stadtebauliche Konzept eine ausgewogene Balance zwischen dem
Erhalt und der Weiterentwicklung der baulichen Strukturen unter besonderer Bericksichti-
gung des gewasserbegleitenden Griinzuges und dessen hohe dkologische Wertigkeit.

Stadtebauliche Kenndaten

Folgende stadtebaulichen Daten werden im weiteren Verfahren zugrunde gelegt:

Baufelder Allgemeines Wohngebiet ca. 2.880 m?
Private Grunflach_e I’Illt der Zweckbestimmung ca. 3.460 m?
-naturnaher Bereich

Private Grunflach“e mit der Zweckbestimmung ca. 3.820 m?
~Erholungsgarten

Flache fur Wald ca. 3.750 m?
Offentliche Verkehrsflachen ca. 250 m?
Gesamt: ca. 14.140 m?

Tabelle 1: Stadtebauliche Kenndaten
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1.4.2. GRUNORDNERISCHES KONZEPT

Allgemeines Ziel des Grunordnungskonzepts ist der Erhalt und die Weiterentwicklung der
charakteristischen Eigenart des Plangebietes mit seinem orts- und landschaftsbildpragen-
den Gehdlzbestand und dem Retentionsraum entlang des Gewasserverlaufs des Gold-
bachs. Gleichzeitig sollen der geringe Versiegelungsgrad erhalten und Eingriffe in Natur
und Landschaft auf das notwendige Mal} begrenzt werden. Der Erhalt der zusammenhan-
genden Grinstrukturen mit dem Umfeld dient insbesondere der Sicherung ihrer 6kologi-
schen, wasserwirtschaftlichen und stadtklimatischen Funktionen sowie ihrer Bedeutung fur
das Orts- und Landschaftsbild.

Das grinordnerische Konzept sieht im gewasserbegleitenden Schutz- und Entwicklungs-
bereich des Goldbachs private Grinflachen mit der Zweckbestimmung ,Naturnaher Be-
reich“ vor. Diese begleiten den Gewasserverlauf von Sudost nach Nordwest und werden
dauerhaft gesichert. Der gewasserbegleitende, dkologisch wertvolle Griinbereich umfasst
beidseits des Gewassers einen etwa 15 m breiten Streifen, der sich abschnittsweise auf-
weitet. Daran schlielen private Grunflachen mit der Zweckbestimmung ,Erholungsgarten®
an, die als Ubergangsbereich zwischen dem extensiv gepragten Griinbereich und den Bau-
grundsticken mit einer intensiveren und gartnerischen Nutzung dienen. Im Bereich der
Vorchtelstralle wird der Griinzug durch eine Verkehrsflache besonderer Zweckbestim-
mung ,,Geh- und Radweg”“ gequert.

Das Konzept greift die vorhandenen vernetzenden Grlinstrukturen entlang des Gewasser-
korridors auf und entwickelt diese entsprechend ihrer Funktion weiter. Der Erhalt der Ge-
hdlzbestande tragt wesentlich zur Sicherung der Lebensraumfunktion, des Biotopverbunds
sowie stadtklimatischer Ausgleichsfunktionen bei. Weiterhin bleiben die gewasserdkolo-
gisch bedeutsamen Retentionsraume entlang des Goldbachs dauerhaft von Bebauung frei-
gehalten und kdénnen 6kologisch aufgewertet werden.

Das Plangebiet wird durch einen gewachsenen Baumbestand gepragt. Neben einzelnen
heimischen, ortsbildpragenden Baumen finden sich vereinzelt Strauchbestande sowie Be-
reiche mit spontanem Geholzaufwuchs. Die Grinflachen sind tGberwiegend durch private
gartnerische Nutzung gepragt. Demgegenuiber weist der Waldbereich im Sldosten natur-
nahe Auenwaldstrukturen mit hochwertiger Biotopausstattung auf. Dort befinden sich ein
gesetzlich geschutztes Biotop gemal § 30 BNatSchG sowie ein FFH-Lebensraumtyp.
Nach dem Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) handelt es sich um einen regional
bedeutsamen Lebensraum fir Flora und Fauna. Die Freihaltung dieses Bereichs von Be-
bauung und intensiven Nutzungen sowie die grinordnerischen Festsetzungen zum Erhalt
des pragenden Gehodlzbestands im Plangebiet dienen der Sicherung der biologischen Viel-
falt, des Biotopverbunds sowie der dkologischen und klimatischen Funktionen des Gewas-
serkorridors.

Eine vollstandige Bestandsaufnahme aller Baume war aufgrund der eingeschrankten Zu-
ganglichkeit einzelner Privatgrundstiicke nicht moglich, weshalb die Anforderungen an
Schutz, Erhalt und Entwicklung des Baumbestandes auf Grundlage der in Kapitel 1.7 er-
lauterten Methodik in generalisierter Form festgesetzt wurden. Die konkrete Prifung und
Umsetzung erfolgt im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren.

1.4.3. EINGRIFFSREGELUNG IN DER BAULEITPLANUNG

Gem. § 1 a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erhebli-
cher Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfahig-
keit des Naturhaushalts in seinenin § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB bezeichneten Bestandteilen
(Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwagung nach § 1 Abs. 7
BauGB zu bertcksichtigen.
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Grundsatzlich ist der Verursacher eines Eingriffs in Natur und Landschaft gemaR § 15-17
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) verpflichtet, vermeidbare Beeintrachtigungen von
Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeintrachtigungen durch
Maflinahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen. Ein Ausgleich-
serfordernis der Eingriffe in Natur und Landschaft gemaR § 1a Abs. 3 BauGB besteht nicht
fur bereits zuldssige Vorhaben.

Durch die Planung wird eine malvolle Weiterentwicklung der bestehenden Bebauung er-
maoglicht. Diese umfasst mégliche Aufstockungen bestehender Gebaude sowie bauliche
Erganzungen auf bereits Uberwiegend versiegelten Flachen. Die zuldssige bauliche Ent-
wicklung bewegt sich somit innerhalb des bisher bestehenden planungsrechtlichen Rah-
mens. Ein zusatzlicher Kompensationsbedarf ergibt sich hieraus nicht. Das Gebot zur Ver-
meidung und Minimierung von Eingriffen bleibt hiervon unberihrt.

1.4.3.1. Gebot der Vermeidung, Verminderung

Im Sinne des Vermeidungs- und Minimierungsgebots wird die Nutzung und flachenspa-
rende Weiterentwicklung bestehenden baulichen Strukturen verfolgt. Die zulassige Nach-
verdichtung beschrankt sich Uberwiegend auf den Bestand sowie auf bereits versiegelten
oder vorgepragten Flachen. Dadurch werden zusatzliche Inanspruchnahmen bislang un-
bebauter Freiflachen weitgehend vermieden.

Der gewasserbegleitende Grinzug entlang des Goldbachs wird aufgrund seiner besonde-
ren Bedeutung fir Naturhaushalt, Wasserhaushalt und Stadtklima als private Griinflache
langfristig gesichert. Die Freihaltung von Bebauung erhalt den Retentionsraum, starkt den
Biotopverbund und sichert die klimatischen Ausgleichsfunktionen. Die Festsetzungen zur
naturnahen Entwicklung des Griinzugs entlang des Gewasserkorridors unterstitzen zu-
dem die langfristige 6kologische Aufwertung des Griinzugs.

1.4.4. AUSGLEICHSKONZEPT
(ARTENSCHUTZ, GESCHUTZTE BIOTOPE, WALD ETC.)

Der Uberwiegende Teil des Plangebiets ist bereits durch den bestehenden Baulinienplan
planungsrechtlich gesichert. Lediglich fur das bislang dem Innenbereich zugeordnete Teil-
baugebiet WA 3 erfolgt eine konkrete planungsrechtliche Steuerung. Insgesamt orientiert
sich der Bebauungsplan eng am Bestand und ermdglicht nur eine maf3volle Weiterentwick-
lung, u.A. durch eine Erweiterungsmdglichkeit im WA 3. Ein Uber den bestehenden pla-
nungsrechtlichen Rahmen hinausgehender Kompensationsbedarf besteht nicht.

Die im Plangebiet vorhandenen strukturreichen Grunflachen mit Bachlauf, Retentionsbe-
reichen und gewasserbegleitenden Auenstrukturen werden dauerhaft erhalten und durch
entsprechende grinordnerische Festsetzungen gesichert. DarUber hinaus werden bisher
bestehende Bebauungsmoglichkeiten in den Teilbaugebieten WA 1 und WA 2 zurlickge-
nommen. Hierdurch werden wertvolle Lebensraume, klimatisch wirksame Freiflachen so-
wie Funktionen des Biotopverbunds langfristig gesichert.

Der Waldbereich im Stdosten weist naturnahe Auenwaldstrukturen mit hochwertiger Bio-
topausstattung auf. Dort befinden sich ein gesetzlich geschitztes Biotop gemafl § 30
BNatSchG sowie ein FFH-Lebensraumtyp. Nach dem ABSP handelt es sich hierbei um
einen regional bedeutsamen Lebensraum fur Flora und Fauna. Die dauerhafte Freihaltung
dieses Bereichs von Bebauung und intensiven Nutzungen sowie der Erhalt des pragenden
Geholzbestands dienen der Sicherung der biologischen Vielfalt, des Biotopverbunds sowie
der 6kologischen und klimatischen Funktionen des Gewasserkorridors.

Die faunistische Planungsraumanalyse erlautert, dass innerhalb sowie angrenzend an die
Uberbaubaren Grundstiicksflachen potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestatten gebaude-
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und hoéhlenbewohnender Vogelarten sowie von Fledermausen vorhanden sein kdnnen.
Bei baulichen MaRnahmen an bestehenden Gebauden kdnnen Beeintrachtigungen dieser
Lebensstatten nicht ausgeschlossen werden.

Weitere Lebensraumpotenziale besonders geschitzter Arten (z. B. xylobionte Kafer und
Amphibien), bestehen im Bereich des Flieigewassers und der gehdlzbestandenen gewas-
sernahen Retentions- und Auenbereiche. Da diese Bereiche durch die Festsetzungen des
Bebauungsplans dauerhaft erhalten und von Bebauung freigehalten werden, ist nach der-
zeitigem Kenntnisstand nicht von der Verwirklichung artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-
stande geman § 44 Abs. 1 BNatSchG auszugehen.

Eine abschlieliende artenschutzrechtliche Prifung erfolgt im Rahmen des jeweiligen Bau-
genehmigungsverfahrens. Dabei sind die artenschutzrechtlichen Anforderungen ein-
schliel3lich gegebenenfalls erforderlicher Vermeidungs-, Minderungs- und CEF-/FCS-Mal3-
nahmen zu berucksichtigen und frihzeitig mit der Unteren Naturschutzbehorde (UNB) ab-
zustimmen.

1.4.5. KLIMASCHUTZ UND KLIMAANPASSUNG

Der Bebauungsplan flhrt zu keiner wesentlichen zusatzlichen Versiegelung bislang unver-
siegelter Flachen. Durch die dauerhafte Sicherung der bestehenden Griin- und Freiflachen
sowie des FlieRgewassers mit seinen Retentions- und Auenbereichen bleiben wichtige lo-
kalklimatische Funktionen, insbesondere fir die Kaltluftentstehung, den Wasserriickhalt
und den Luftaustausch, wirksam.

Der Erhalt der Gehdlzbestande sowie der Grin- und Retentionsflachen tragt zur Minde-
rung sommerlicher Warmebelastungen durch Verschattung und Verdunstungskihlung bei
und unterstitzt die Anpassung an die Folgen des Klimawandels, insbesondere im Hinblick
auf Starkregenereignisse und zunehmende Hitzeperioden. Die klimatischen Ausgleichs-
funktionen sowie die naturlichen Funktionen des Wasserhaushalts werden dadurch lang-
fristig gesichert. Den Belangen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung wird im Rah-
men der Moglichkeiten des Bebauungsplans Rechnung getragen.

1.4.6. VER- UND ENTSORGUNG INSBESONDERE NIEDERSCHLAGSWASSER-
MANAGEMENT

1.4.6.1. Wasserversorgung/Abwasser/Niederschlagswasserbewirtschaftung

Wasserversorgung

Die Trinkwassernotversorgung der Stadt Nurnberg ist durch den Bebauungsplan nicht be-
troffen. Der nachstgelegene Notwasserbrunnen befindet sich auf dem Trainingsgelande
des 1. FCN.

Abwasser

Das Plangebiet ist im aktuellen Generalentwasserungsplan (GEP) und der hierauf aufbau-
enden Schmutzfrachtberechnung (SMUSI) im Mischsystem enthalten, so dass die abwas-
sertechnische ErschlieRung gesichert ist.

Niederschlagsbewirtschaftung

Gemal den Vorgaben der geltenden wasserrechtlichen Bestimmungen ist Niederschlags-
wasser bevorzugt ortsnah zu versickern, um die nattrliche Grundwasserneubildung zu fér-
dern und die Kanalisation zu entlasten. Dies ist bei allen Bauvorhaben im Plangebiet zu
bertcksichtigen.
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Ein gesondertes Niederschlagswassermanagementkonzept auf Bebauungsplanebene ist
aufgrund der bestehenden Bebauungsstruktur im Plangebiet nicht erforderlich. Die kon-
krete Ausgestaltung der Niederschlagswasserbewirtschaftung ist im Rahmen einzelner
Bauvorhaben zu prifen. Bei An-/ Um- oder Neubauten wird jedoch angestrebt, das anfal-
lende Niederschlagswasser moglichst flachennah zu versickern oder zu verrieseln. Hierflr
sollen geeignete MalRnahmen wie Mulden, Rigolen, wasserdurchlassige Beldge oder ahn-
liche dezentrale Versickerungssysteme eingesetzt werden. Das ermittelte Uberschwem-
mungsgebiet des Goldbaches (HQ100) wird im Bebauungsplan dargestellt. Die festgesetz-
ten Baugrenzen befinden sich vollstandig aulRerhalb dieses Bereichs, sodass eine Betrof-
fenheit des Gewassers nicht zu erwarten ist.

Aufgrund der zunehmenden Bedeutung von Starkregenereignissen ist zu berlicksichtigen,
dass es auch aufRerhalb von Gewasserbereichen zu Uberflutungen durch wild abflieRen-
des Oberflachenwasser kommen kann.

Mullentsorgung

Die Millentsorgung ist durch die bestehenden 6ffentlichen Verkehrsflachen gesichert. Muill-
sammelstellen dirfen max. 15 m von den &ffentlichen Verkehrsflachen entfernt liegen.

1.4.7. GENDER UND DIVERSITY

Wichtige Aspekte der gendergerechten Planung sind die Wohn- und Freiraumqualitat so-
wie ein bedurfnisgerechtes Angebot an Einrichtungen der sozialen Infrastruktur und Ge-
sundheit.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4686 werden die vorhandenen Freiraum-
strukturen und deren klimatische Ausgleichsfunktionen gesichert. Der Griinzug entlang des
Goldbachs tragt durch den Erhalt und des lokalen Mikroklimas zur Minderung sommerli-
cher Warmebelastung und damit zu gesundheitsférdernden Wohn- und Lebensbedingun-
gen bei. Der Bebauungsplan berlcksichtigt die unterschiedlichen Bedulrfnisse der Bevol-
kerung im Rahmen seiner Moglichkeiten. Durch die bestandsorientierte Planung wird ein
vertragliches und lebenswertes Wohnumfeld erhalten. Eine Benachteiligung einzelner Be-
volkerungsgruppen ist durch die Planung nicht zu erwarten.

1.5. ERFORDERLICHE FESTSETZUNGEN, KENNZEICHNUNGEN UND HIN-
WEISE

1.5.1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Auf der Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes Nr. 4686 ,Goldbach® unter Berticksichtigung der geplanten Nutzungsziele ein allge-
meines Wohngebiet (WA) gemal § 4 BauNVO festgesetzt. Zur planungsrechtlichen Steu-
erung erfolgt eine Untergliederung in drei Teilbaugebiete (WA 1 bis WA 3).

Ziel der Festsetzung der Art der baulichen Nutzung ist der Erhalt der bestehenden Nut-
zungsstruktur im Quartier. Es handelt sich bereits jetzt, um ein sogenanntes ,faktisches*
allgemeines Wohngebiet. Neben Wohngebauden sind daher auch Nutzungen zuldssig, die
der Versorgung des Gebiets dienen, Schank- und Speisewirtschaften, nicht stérende
Handwerksbetriebe sowie Anlagen fir kulturelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke. Ebenso sind Beherbergungsbetriebe zulassig. Diese Nutzungsvielfalt
tragt zur gewunschten funktionalen Durchmischung bei und spiegelt die bereits vorhande-
nen Strukturen im Plangebiet wider. So wird beispielsweise die planungsrechtliche Grund-
lage fur die Erweiterung des bestehenden Hotels im WA 3 geschaffen. Obwohl Beherber-
gungsbetriebe gemal § 4 BauNVO nur ausnahmsweise zulassig sind, wird diese Nutzung

22

151



Begriindung mit Umweltbericht zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686 "Goldbach"

im Rahmen der Feinsteuerung nach § 1 Abs. 6 BauNVO allgemein zugelassen, da sie be-
reits etabliert ist und sich in das stadtebauliche Umfeld einfugt.

DarlUber hinaus kdnnen ausnahmsweise auch Anlagen fur Verwaltungen sowie sonstige
nicht stérende Gewerbebetriebe zugelassen werden. Diese Nutzungen beeintrachtigen die
Wohnfunktion nicht wesentlich und férdern ebenfalls die angestrebte Nutzungsdurchmi-
schung. Eine ubermafige Konzentration solcher Nutzungen konnte jedoch die Wohnqua-
litat beeintrachtigen, da sie Uber das Quartier hinaus Anziehungskraft entfalten und zusatz-
lichen Verkehr verursachen kdnnen.

Zur Sicherung der angestrebten Wohnqualitat und zur Vermeidung von Nutzungskonflikten
sind im allgemeinen Wohngebiet Anlagen fiir Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulas-
sig. Mit dieser Festsetzung soll insbesondere gebietsfremder Ziel- und Quellverkehr, der
bei diesen Nutzungen in erheblichem Umfang zu erwarten ware, weitgehend ausgeschlos-
sen werden.

1.5.2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

Es wird im Plangebiet eine gegenlber dem Bestand stadtebaulich vertragliche Bauweise
angestrebt.

Das Mal der baulichen Nutzungen lehnt sich an die Baustruktur des stadtebaulichen Kon-
zeptes und der Bestandsbebauung an. Dabei wird die Festsetzung des Nutzungsmales
unter Anwendung des §§ 16 und 17 BauNVO i.V.m. §§ 19 und 20 BauNVO getroffen.

Das hochstzulassige Nutzungsmal ergibt sich im WA 1 und WA 2 aus den im Planteil fest-
gesetzten Grund- und Geschossflachenzahlen und der zulassigen Zahl der Vollgeschosse.
Im WA 3 kann eine bauliche Nutzung nur in Zusammenhang mit dem bestehenden Ge-
baude (z. B. Anbau) auf dem FI. Nr. 675/4 Gmkg. Mdgeldorf erfolgen. Daher werden hier
Festsetzungen zu der maximal zulassigen Grundflache und der maximal zulassigen Ge-
schosszahl getroffen. Durch die Festsetzung werden Freiheiten bei der baulichen Umset-
zung eingeraumt, ohne dabei die stadtebauliche Zielsetzung der Sicherung der bestehen-
den Bebauung aufzuweichen.

Bauge- Bauflache GRgem.§ | GRZgem. | GRZ gem. GFZ gem. Anzahl
biete 19 Abs.1 | §19Abs.1 | §19 Abs.4 | § 20 Abs. 2 | der Voll-
BauNVO BauNVO BauNVO BauNVO ge-
schosse
WA 1 ca.1.010 m? - 0,4 0,6 1,2 3
WA 2 ca. 1.470 m? - 0,4 0,6 0,8 2
WA 3 ca. 400 m? 260 m? - - 3
WA ge- | ca.2.880 m?
samt

Tabelle 2: Festsetzung der Grundflachenzahl (GRZ) bzw. Grundflache (GR) und Geschossflachenzahl (GFZ) gem. § 19

BauNVO

Einhaltung der Orientierungswerte

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 orientiert sich an den Orientierungswerten fir allge-
meine Wohngebiete gemafl § 17 BauNVO und entspricht der stadtebaulichen Dichte der
umliegenden Bebauung.
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Nach § 19 Abs. 4 BauNVO kann die in § 17 Abs. 1 BauNVO festgesetzte GRZ durch die
Grundflachen von beispielsweise Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen
Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstiick lediglich unter-
baut wird, bis zu 50 % Uberschritten werden, hdochstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,8.

In dem Plangebiet ist eine Uberschreitung der GRZ (iber das gem. § 19 Abs. 4 Satz 2
festgelegte Mal} hinaus nicht zuldssig.

Durch die Festsetzung der privaten Griinflachen werden diese Flachen kinftig nicht mehr
als Uberbaubare Grundstlicksflache berticksichtigt. Die zulassige GRZ von 0,4 bezieht sich
somit nur auf die Bauflachen und begrenzt die bauliche Inanspruchnahme auf ein stadte-
baulich vertragliches Maf3. Dadurch wird eine angemessene bauliche Dichte gewahrleistet
und die stadtebauliche Qualitat des Gebiets gesichert.

Im WA 1 wird eine GFZ von 1,2 festgesetzt, im WA 2 von 0,8. Dies begrindet sich mit der
unterschiedlichen Anzahl der festgesetzten Vollgeschosse.

Anzahl der Vollgeschosse

Gemal § 16 Abs. 4 der BauNVO koénnen zur Bestimmung der Zahl der Vollgeschosse
Hochstmalle festgesetzt werden. Von dieser Regelung wird im vorliegenden Bebauungs-
plan Gebrauch gemacht, um eine flachensparende Weiterentwicklung des Plangebiets zu
ermdglichen und gleichzeitig die stadtebauliche Struktur des Bestands zu wahren.

Fir das WA 1 und das WA 3 wird eine maximale Anzahl von drei Vollgeschossen festge-
setzt. Diese Festsetzung orientiert sich teilweise an der vorhandenen Bebauung und
schafft zugleich planerischen Spielraum fur eine vertragliche Nachverdichtung, etwa durch
Aufstockungen bestehender Gebaude. Auf diese Weise wird eine malvolle bauliche Ent-
wicklung ermdglicht, die sowohl den Anforderungen an zeitgemalies Wohnen als auch
dem Erhalt des ortsbildpragenden Charakters gerecht wird.

Far das WA 2 wird eine maximale Anzahl von zwei Vollgeschossen festgesetzt. Dadurch
werden denkmalpflegerische Belange berlcksichtigt und die Einfigung kinftiger Bebau-
ungen in das Umfeld des Einzeldenkmals im WA 2 auf der FI. Nr. 688/6 Gmkg. Mogeldorf
gewahrt. Eine Beeintrachtigung des Erscheinungsbilds dieses Baudenkmals durch zu nah
heranriickende und Ubermafig hohe Bebauung wird dadurch verhindert.

Die Festsetzungen ermdglichen weiterhin die Ausbildung eines Dachgeschosses, sofern
dieses nicht als Vollgeschoss im Sinne der BayBO gilt. Dadurch bleibt eine mafRvolle bau-
liche Nutzung moglich, ohne den denkmalgeschutzten Charakter des Bestandsgebaudes
und seiner Umgebung zu beeintrachtigen.

1.5.3. BAUWEISE

Im Plangebiet wird die offene Bauweise gemal § 22 BauNVO festgesetzt, um das stadte-
bauliche Konzept zu unterstitzen und eine Orientierung an der vorhandenen Bebauungs-
struktur mit freistehenden Gebauden zu gewahrleisten. Ziel ist es, den baukulturellen Cha-
rakter dieser Bereiche zu erhalten und eine harmonische Einfigung in die bestehende Um-
gebung zu ermaglichen.

Im WA 3 wird ein Anbau an ein bestehendes Gebaude ermdglicht. Die offene Bauweise
unterstitzt auch in diesem Fall die stadtebauliche Zielsetzung einer kompakten und zu-
sammenhangenden Bebauung in diesem Bereich, da das Gebaude mit einem maoglichen
Anbau weiterhin unter 50 m Lange besitzt und somit die offene Bauweise zulassig ist. Auch
kann der Anbau hin zum Bestandsgebaude keine Abstandsflachen bilden, da es sich um
ein zusammenhangendes Gebdude handelt.
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1.5.4. UBERBAUBARE GRUNDSTUCKSFLACHEN

Baugrenzen

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind durch Baugrenzen festgesetzt. Auf den Bau-
feldern werden Baugrenzen festgesetzt, die unterschiedliche Baukorper ermdglichen und
die Bestandsbebauung integrieren.

Im WA 1 und WA 2 sieht das Plankonzept vor, die vorhandenen Baugrenzen aus dem
Baulinienplan Nr. 2829 von 1925 zuriickzunehmen. Die Baugrenzen des Baulinienplans
werden von der aktuellen Bebauung teilweise nicht eingehalten oder nicht ausgenutzt. So
Uberschreiten die Gebaude auf den FI. Nr. 688 und 675/21, Gmkg. Mogeldorf beispiels-
weise die ruckwartigen Linien des Baulinienplans (vgl. Abbildung 3). Auch die stralensei-
tige Grenze wird teilweise nicht beachtet, wie auf dem FI. Nr. 675/31, Gmkg. Mogeldorf.
Darlber hinaus wurde das Baurecht des Baulinienplans in den 100 Jahren seines Beste-
hens nicht vollstandig genutzt. Daher soll Uber die Ricknahme der Baugrenzen innerhalb
des Planungsgebietes eine klare stadtebauliche Ordnung entstehen. Die neu definierten
Baugrenzen orientieren sich am Gebaudebestand und dienen dessen langfristiger Siche-
rung. Gleichzeitig ermoglichen diese Spielraume fir bauliche Veranderungen an der aktuell
bestehenden Gebaudestruktur.

Dabei soll das Einzeldenkmal im WA 2 als freistehende Villa in seinem jetzigen Erschei-
nungsbild erhalten bleiben.

Im WA 3 (FI. Nr. 675/4, Gmkg. Mdgeldorf) sieht das Planungskonzept vor, ein Baufenster
entlang der sog. ,faktischen“ hinteren Baugrenze entlang der Valznerweiherstral’e zu
schaffen. So wird der Bereich planungsrechtlich geordnet. Er orientiert sich an der angren-
zenden Bebauung und es wird eine klare Abgrenzung zwischen Bauflache und privater
Grinflache geschaffen. Darlber hinaus wird der Grinzug, welcher im FNP dargestellt ist,
langfristig planungsrechtlich gesichert.

Durch die klare Definition der Uberbaubaren Grundstucksflachen wird einer weiteren Zer-
siedelung im Plangebiet entgegengewirkt. Die Festsetzung tragt dazu bei, die bauliche
Entwicklung zu steuern, eine geordnete Siedlungsstruktur zu sichern und den sparsamen
Umgang mit Grund und Boden zu férdern. Gleichzeitig wird das Einfligen neuer Bauvorha-
ben in die bestehende Umgebung gesteuert und das stadtebauliche Gesamtbild gestarkt.

Balkone und Terrassen

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Balkone und Terrassen ausschlief3lich in-
nerhalb der festgesetzten Baugrenzen zuléssig. Geringfligige Uberschreitungen kénnen
im Rahmen des § 23 BauNVO zugelassen werden. Die Grundstuicksflachen aul3erhalb der
Baugrenzen sind vorrangig fir die Anlage von privaten begrinten Freiflachen.

Keller/Unterbauung

Unterbauungen sind nur in Bereichen unterhalb dariberliegender Geschosse der Haupt-
gebaude zulassig, um die natlrliche Funktion des Bodens in Freiflachen nicht zu beein-
trachtigen.

Nebenanlagen

Bei der Errichtung von Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 BauNVO in-
nerhalb der Baufelder sind die allgemeinen gesetzlichen Regelungen zu beachten. Der
Bebauungsplan trifft hierzu keine abweichende Regelung.
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Denkmalgeschitzter Pavillon (siehe Abbildung 11: Standort Baudenkmaler (Orange Fla-
che) und Schutz- und Wirkungsbereich des Baudenkmals (Orange Linie): © Stadt Niirnberg |
Geobasisdaten Bayerische Vermessungsverwaltung)

Zwischen den Gebauden der Valznerweiherstralte 55 und 59 befindet sich auf der FI. Nr.
688, Gmkg. Mdgeldorf, eine private Freiflache mit einem denkmalgeschitzten Pavillon. Die
Baugrenze aus dem Baulinienplan wird hier zuriickgenommen, um das Baudenkmal vor
Beeintrachtigungen zu bewahren (Schutz- und Wirkungsbereich des Denkmals).
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Abbildung 11: Standort Baudenkmaler (Orange Flache) und Schutz- und Wirkungsbereich d
nie): © Stadt Nirnberg | Geobasisdaten Bayerische Vermessungsverwaltung

; AR .
es Baudenkmals (Orange Li-

1.5.5. ABSTANDSFLACHEN

Im Geltungsbereich gelten die Festsetzungen des Art. 6 BayBO in Verbindung mit § 1 der
Abstandsflachensatzung (AFS) der Stadt Nurnberg.

Die Baufenster in diesen Baugebieten lassen ausreichend Spielraum die Gebaude und die
Grundrisse so zu gestalten, dass jeweils ausreichende BelUftungs- und Belichtungsmdg-
lichkeiten notwendiger Fenster von schutzwurdigen Aufenthaltsrdumen gegeben sind.

1.5.6. STELLPLATZE UND GARAGEN

Die Anzahl der erforderlichen Kfz- und Fahrradstellplatze, die im Plangebiet untergebracht
werden mussen, ergibt sich grundsatzlich anhand der aktuellen Stellplatzsatzung der Stadt
Nurnberg (StS).

Die StS regelt in § 2 Abs. 1 in Verbindung mit der Richtzahlenliste die im Rahmen eines
Bauvorhabens zu errichtenden erforderlichen Stellplatzen gem. Art. 47 BayBO.
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1.5.7. VERKEHRSFLACHEN
(GGF. BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG)

Das Planungskonzept sieht keine Anderungen der Verkehrsflachen vor. Die bestehenden
Verkehrsflachen, wie der Geh- und Radweg und der Wendehammer, werden durch die
Festsetzungen gesichert.

1.5.8. FUHRUNG VON VERSORGUNGSLEITUNGEN

Im innerstadtischen Bereich soll die vorhandene Qualitat der StralRen und Freirdume in
ihrer Wirkung als Gesamtraum erhalten und verbessert werden. Daher wird die oberirdi-
sche Verlegung von Versorgungsleitungen ausgeschlossen. Eine oberirdische Verlegung
von Versorgungsleitungen flihrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Ortsbilds. Auf-
grund der kompletten Neuverlegung von Leitungstrassen im gesamten Plangebiet ist eine
entsprechende Umsetzung auch grundséatzlich als unproblematisch zu bewerten.

1.5.9. PRIVATE GRUNFLACHEN

Zur planungsrechtlichen Sicherstellung des in Kapitel 1.4.4.1 erlauterten und veranschau-
lichten grinordnerischen Konzepts werden private Grinflachen festgesetzt.

Private Grunflache mit Zweckbestimmung ,Naturnaher Bereich*

Der gewasserbegleitende Schutz- und Entwicklungsbereich entlang des Goldbachs weist
aufgrund seines strukturreichen Vegetationsbestands eine besondere Bedeutung flr den
Biotopverbund sowie fiir die Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts auf. Der maandrie-
rende Gewasserverlauf bildet dabei eine pragende landschaftliche Struktur, deren natur-
nahe Entwicklung und Einbindung in das ortliche Grin- und Freiraumsystem gesichert
wird.

Die Abgrenzung orientiert sich am Gewasserverlauf, am vorhandenen Vegetationsbestand
und deren wertgebenden Geholzstrukturen sowie an der Zielsetzung, einen durchgangigen
Grlnzug im Siedlungsraum zu erhalten und weiterzuentwickeln. Der Korridor verbindet das
sudlich gelegene Waldgebiet mit den nérdlich anschliefienden Grinzug und tragt damit
wesentlich zur Vernetzung von Lebensraumen bei. Die Breite des gewasserbegleitenden
Grlnbereichs betragt beidseits des Gewassers etwa 15 m und wird abschnittsweise ent-
sprechend den ortlichen Gegebenheiten sowie der Auspragung der vorhandenen Gehdlz-
strukturen erweitert. Damit werden ausreichend dimensionierte Entwicklungsraume fur die
uferbegleitende Vegetation und naturnahe Gewasserentwicklung gesichert.

Die Festsetzung der privaten Grunflachen mit der Zweckbestimmung ,Naturnaher Bereich*
dient der dauerhaften Sicherung und 6kologischen Aufwertung dieser wertgebenden Grin-
strukturen. Durch eine extensive Pflege und eine naturnahe Eigenentwicklung wird der zu-
sammenhangende Vegetationsbestand langfristig erhalten und die Entwicklung struktur-
reicher und durchgangiger Lebensrdume unterstutzt. Der vorhandene Gehdlzbestand um-
fasst teilweise auch nicht standorttypische Arten. Eine gezielte Entfernung oder Ersatz-
pflanzung wird durch die Festsetzung nicht vorgegeben. Dartber hinaus werden die natur-
lichen Bodenfunktionen, die Funktionen des Wasserhaushaltes sowie die Retentions- und
Ausgleichsfunktionen des Uberschwemmungsbereiches gesichert und gestérkt. Als Be-
standteil eines Ubergeordneten Gewasser- und Freiraumsystems starkt der Korridor die
6kologische Vernetzung und die Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts im Siedlungsraum.
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Private Grinflache mit Zweckbestimmung ,Erholungsgarten®

Die an die Bauflachen angrenzenden Grinflachen dienen vorrangig einer gartnerisch ge-
pragten und wohnungsbezogenen Freiraumnutzung und werden daher mit der Zweckbe-
stimmung ,Erholungsgarten® festgesetzt. Sie erganzen die bauliche Nutzung als private
Aufenthalts- sowie Erholungsflachen und ermoglichen eine gartnerische Gestaltung im un-
mittelbaren Wohnumfeld. Die Festsetzung erlaubt gegeniber den als ,Naturnaher Bereich*
festgesetzte Grunflache eine intensivere Nutzung, gewahrleistet jedoch gleichzeitig den
Erhalt des pradgenden Griincharakters in diesem Bereich. Zugleich wird einer Ubermalfigen
Versiegelung und einer Gestaltung der Grinflachen, die den Freiraumcharakter beein-
trachtigt, entgegengewirkt.

Da zum Zeitpunkt der Planaufstellung keine konkreten baulichen Entwicklungen vorliegen,
werden die Anforderungen an Brandschutz und Erreichbarkeit fir Feuerwehr und Ret-
tungsdienst im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren geprift. Flachen flr Feuerwehr-
und Rettungszwecke kdnnen innerhalb der privaten Grinflachen mit der Zweckbestim-
mung ,Erholungsgarten” nur ausnahmsweise zugelassen werden. Sie sind auf das tech-
nisch erforderliche Mindestmal’ zu beschranken, wasserdurchlassig herzustellen und duir-
fen die Zweckbestimmung der Grunflache nicht wesentlich beeintrachtigen.

1.5.10. ERHALTUNGSGEBOT BAUME

Auch bei einer mdglichen baulichen Entwicklung sollen der wertgebende, ortsbildpragende
Baumbestand und seine 6kologischen Funktionen gesichert und Eingriffe in Natur und
Landschaft minimiert werden. Daher werden standortgerechte Laub- und Obstbdume ab
einem Stammumfang von 80 cm, gemessen in 1,0 m Hohe Uber der Gelandeoberflache,
zum Erhalt festgesetzt. Die Festsetzung erganzt die Regelungen der Baumschutzverord-
nung, indem sie gezielt auch standortgerechte Obstbaume einbezieht. Diese stellen in den
privaten Gartenbereichen teilweise einen wesentlichen Bestandteil des vorhandenen
Baumbestands dar und tragen zur Vernetzung eines zusammenhangenden Griinzugs und
seiner Funktionen flr den Naturhaushalt und das Landschaftsbild bei.

Im Rahmen von Bauvorhaben sind die erforderlichen Baumschutzmalnahmen nach den
anerkannten Regeln der Technik durchzufuhren, um den vorhandenen Baumbestand ins-
besondere die Bodenflache unter dem Kronentraufbereich zuzuglich 1,5 m vor Beeintrach-
tigungen des Wurzelraums, Bodenverdichtungen, Gelandeveranderungen oder sonstigen
baubedingten Einwirkungen zu schitzen. Dadurch werden die langfristige Vitalitat und Er-
haltungsfahigkeit des Baumbestands gewahrleistet.

Fur unvermeidbare Baumverluste wird eine gleichwertige Ersatzpflanzung mit standortge-
rechten Laubbdumen festgesetzt. Die Vorgaben zur Pflanzqualitat und -grée der Ersatz-
baume dienen der Sicherstellung einer dauerhaften und nachhaltigen Begriinung. Durch
die vorgeschriebene mehrfache Verpflanzung wird eine geeignete Ausgangsqualitat ge-
wahrleistet. Ersatzpflanzungen in gleicher Qualitdt und Anzahl tragen dazu bei, die 6kolo-
gischen, klimatischen und gestalterischen Funktionen des Baumbestands langfristig zu er-
halten und unvermeidbare Verluste auszugleichen.

1.5.11.  FLACHEN MIT ERHALTUNGS- UND PFLANZGEBOTEN

Zur dauerhaften Sicherung des vorhandenen Gehdlzbestandes und seiner Einbindung in
die Ubergeordnete Grunstruktur werden ,Flachen zum Erhalt sowie zum Anpflanzen von
Baumen und Strauchern® festgesetzt. Die Festsetzung bezieht sich auf die privaten Grin-
flachen mit der Zweckbestimmung “Naturnaher Bereich®. Die Gehdlzstrukturen tragen we-
sentlich zur Gliederung sowie Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes bei und erflllen
wichtige 06kologische sowie lokalklimatische Funktionen. Zudem Ubernehmen sie
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bedeutende Lebensraum- und Vernetzungsstrukturen fir heimische Tier- und Pflanzenar-
ten. Die Vorgaben zu Ersatzpflanzungen sowie zur nur geringfugig zuldssigen Auflichtung
dienen der dauerhaften Sicherung der Gehdlzstruktur und ihrer 6kologischen Bedeutung.

Durch die Festsetzung geeigneter Pflanzqualitaten und die Verwendung heimischer, stand-
ortgerechter Gehdlze wird eine nachhaltige Durchgrinung des Plangebiets sowie eine
hohe 6kologische Qualitat sichergestellt.

Auf Ebene des Bebauungsplans sind keine Kompensationsmalinahmen erforderlich. Soll-
ten sich im Rahmen nachgelagerter Genehmigungs- bzw. Zulassungsverfahren zusatzli-
che Kompensationserfordernisse aufgrund konkreter Eingriffe ergeben, werden die erfor-
derlichen MalRnahmen im jeweiligen Verfahren festgelegt. Als mégliche MaRnahme kom-
men insbesondere Ersatzpflanzungen standortgerechter Laubbdume innerhalb der festge-
setzten Flachen zum Erhalt und Anpflanzen von Baumen und Strauchern in Betracht.
Dadurch kénnen bestehende Grinstrukturen erganzt, 6kologisch aufgewertet und langfris-
tig gestarkt werden.

1.5.12. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG
VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT

Versickerungsfahige Beldge

Soweit Belange und Erfordernisse des technischen Umweltschutzes nicht entgegenste-
hen, dient die Festsetzung versickerungsfahiger Belage bei baulichen Erweiterungen (be-
festigte und nicht Gberdachte Flachen) der Begrenzung zusatzlicher Flachenversiegelun-
gen sowie der Férderung einer dezentralen Niederschlagswasserbewirtschaftung und ei-
ner starkregenangepassten Bauweise. Die Verwendung wasserdurchlassiger Belage un-
terstlitzt den natirlichen Wasserhaushalt und reduziert den Eingriff in die natlrlichen Bo-
denfunktionen. Der Aufbau der befestigten Flachen ist so auszubilden, dass die Versicke-
rungsfahigkeit dauerhaft erhalten bleibt. Der Bestand bleibt hiervon unberuhrt.

Artenschutz

Innerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen sowie der gebdaudenahen Grunflachen
kénnen potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestatten besonders und streng geschutzter
gebaude- und gehdlzbewohnender Vogelarten sowie von Fledermausen vorhanden sein.
Eine abschlieRende Bewertung mdglicher Betroffenheiten ist erst auf Grundlage einer kon-
kreten Planung im nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren méglich. Durch den vor-
rangigen Erhalt geeigneter Fortpflanzungs- und Ruhestatten werden mdgliche Beeintrach-
tigungen vermieden. Sollte ein Eingriff im Einzelfall unvermeidbar sein, sind entsprechende
Maflinahmen zu planen und vorzusehen, um das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbots-
tatbestande nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden. Hierfir sind die Bestandsgebaude
und ggf. betroffene Einzelbdume mit Habitatstrukturen im gebdudenahen Bereich durch
entsprechend qualifiziertes Fachpersonal im Zuge einer Ubersichtsbegehung auf beste-
hende Nist- und Quartierstrukturen zu Uberprifen. Falls eine Quartiereignung fur Vogel
oder Fledermause festgestellt wird, sind entsprechende MaRnahmen anhand aktueller und
fachlich anerkannter Standards des besonderen Artenschutzes umzusetzen. Geeignete
MaRnahmen sind unter anderem der Einsatz einer qualifizierten 6kologischen Baubeglei-
tung sowie das Anbringen artspezifisch geeigneter Ersatzlebensraume im raumlich-funkti-
onalen Zusammenhang im zeitlichen Vorlauf zum geplanten Eingriff.
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1.5.13.  FLACHEN FUR WALD

Das Plangebiet grenzt an Waldstrukturen im Bereich des Reichswaldes an. Aufgrund die-
ser raumlichen und funktionalen Verbindung wird im Planteil auf dem Flurstiick FI. Nr. 692,
Gmkg. Mdgeldorf eine ,Flache fur Wald“ nach § 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB zeichnerisch
festgesetzt. Zwischen der festgesetzten ,Flache fur Wald“ und der Baugrenze im WA 3
wird ein Abstand von ca. 3 m eingehalten. Dieser Abstand wird als ausreichend erachtet,
da lediglich eine potenzielle Erweiterung des Gebaudebestands in Richtung Wald ermég-
licht werden soll. Aufgrund der topographischen Verhaltnisse sowie der vorhandenen Ge-
hélzstrukturen am Waldrand sind keine wesentlichen Beeintrachtigungen oder Gefahrdun-
gen zu erwarten. Die Festsetzung gewahrleistet einen angemessenen Interessenausgleich
zwischen dem Waldbestand und den Entwicklungsmdglichkeiten des bestehenden Bau-
grundsticks.

Die Waldflache tragt zur Gliederung des Landschafts- und Siedlungsraums bei, erflllt lo-
kalklimatische Ausgleichsfunktionen und unterstitzt die Qualitat des Wohnumfeldes. Die
dauerhafte Sicherung der Waldstruktur gewahrleistet den Erhalt dieser vielfaltigen dkolo-
gischen und landschaftlichen Funktionen (vgl. Kapitel 1.5.18.2).

1.5.14.  ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

AuRere Gestaltung baulicher Anlagen

Zur Sicherung des baukulturellen Charakters des bestehenden Quartiers werden im WA 1
und WA 2 ausschlieRlich Sattel-, Walm-, Kriippelwalm- oder Mansarddacher zugelassen.
Diese Festsetzung tragt zur Erhaltung des ortsbildpragenden Erscheinungsbildes bei (Er-
halt der Baukultur) und unterstltzt die denkmalpflegerischen Zielsetzungen im Plangebiet.
Insbesondere wird durch die Begrenzung auf geneigte Dacher eine Uberschattung des
Einzeldenkmals im WA 2 vermieden, wodurch dessen stadtebauliche Wirkung und Sicht-
barkeit erhalten bleibt.

Fir das Teilbaugebiet WA 3 wird eine grofiere gestalterische Flexibilitat hinsichtlich der
Dachform ermdéglicht. Neben den in den Ubrigen Gebieten zuldssigen geneigten Dachfor-
men werden auch Flachdacher zugelassen, um eine angemessene bauliche Entwicklung
im Zusammenhang mit dem bestehenden Hotelgebdude zu ermdglichen. Die erganzende
Zulassigkeit von Flachdachern bertcksichtigt die besondere stadtebauliche Situation und
die Anforderungen an eine moégliche Erweiterung oder Erganzung der bestehenden Be-
bauung.

Gestaltung der nicht Gberbauten Grundstiicksflachen

Begrinte Freiflachen Gbernehmen wichtige kleinklimatische Ausgleichsfunktionen. In An-
lehnung an die vorhandenen Grinstrukturen des Wohnumfeldes wird daher eine gartneri-
sche Gestaltung und dauerhafte Begrinung der nicht Uberbauten Grundsticksflachen in-
nerhalb der Wohnbauflachen festgesetzt.

Schottergarten sowie flachige Stein-, Kies-, Schotter- oder sonstige Materialschuttungen
in Verbindung mit wasserundurchlassigen Folien, Vliesen oder vergleichbaren Materialien
werden ausgeschlossen, da sie die 6kologischen Funktionen von Freiflachen, insbeson-
dere die naturlichen Bodenfunktionen, die Versickerung von Niederschlagswasser sowie
die Lebensraumfunktionen fir Tiere und Pflanzen, mindern.
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1.5.15.  WASSERFLACHEN UND WASSERWIRTSCHAFTLICHE BELANGE

Im Plangebiet verlauft der Goldbach, ein FlieRgewasser lll. Ordnung. Sein Verlauf wird im
Bebauungsplan entsprechend der aktuell vorgefundenen Gewassersituation festgesetzt.
Dabei kann der festgesetzte Verlauf teilweise von den Darstellungen der Stadtgrundkarte
abweichen. Unabhangig von der Darstellung im Planteil unterliegt der Goldbach einer na-
turlichen Gewasserdynamik. Insbesondere in den nicht begradigten Abschnitten kdnnen
sich Gewasserverlauf und Uferbereiche im Laufe der Zeit verandern, etwa im Bereich der
Auwalder.

Es ist zu beriicksichtigen, dass zeitweise trockenfallende flache Uferbereiche weiterhin
zum Gewasser gehodren kénnen. Ebenso ist bei starkerer Wasserflihrung von einer Aus-
breitung des Gewasserverlaufs auszugehen. Die wasserrechtlichen Vorgaben und die tat-
sachlichen Verhaltnisse des Gewassers sind hierbei zu beachten.

1.5.16. VERMERKE

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4686 ,Goldbach® werden Flachen fir den
Hochwasserschutz vorgesehen. Weite Teile des Plangebietes befinden sich im ermittelten
Uberschwemmungsgebiet des Goldbachs. Solche Uberschwemmungsgebiete sind gem.
§ 77 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in ihrer Funktion als Rickhalteflachen zu er-
halten. Aktuell steht das Plangebiet im Falle eines Hochwasserereignisses aufgrund nicht
vorhandener Bebauung als Rickhalteflache zur Verfligung und leistet so einen Beitrag zur
Hochwasservorsorge. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes und die vorgesehenen
Festsetzungen wird sichergestellt, dass der im Uberschwemmungsgebiet gelegene Teil
des Geltungsbereichs auch in Zukunft von Bebauung und anderen Mal3nahmen, die die
Funktion des Plangebietes als Ruckhalteflache beeintrachtigen, bewahrt und so der ent-
sprechenden Planungsdirektive des § 77 WHG gentlige getan wird.

1.5.17.  NACHRICHTLICHE UBERNAHME

Denkmalschutz

Im Plangebiet befinden sich denkmalgeschutzte Einzelanlagen (Baudenkmaler), die im
Planteil nachrichtlich in den Bebauungsplan Gibernommen werden. Die Darstellung infor-
miert Uber die bestehende denkmalrechtliche Bindung und stellt die Belange des Denkmal-
schutzes bei der weiteren stadtebaulichen Entwicklung sicher.

Die Errichtung, Veranderung oder Beseitigung von Baudenkmalern oder von Anlagen in
der Nahe von Baudenkmalern ist denkmalrechtlich erlaubnispflichtig, wenn diese sich auf
den Bestand oder das Erscheinungsbild eines Baudenkmals auswirkt. Es gelten die Vor-
schriften des Bayerischen Denkmalschutzgesetz (BayDSchG).

1.5.18. HINWEISE

1.5.18.1. Denkmalschutz

Aufgrund der Moglichkeit der Existenz bislang unbekannter Bodendenkmaler im Plange-
biet wird auf die Meldepflicht nach Art. 8 BayDSchG hingewiesen. Dadurch wird sicherge-
stellt, dass archaologische Funde bei Erdarbeiten frihzeitig erkannt, gemeldet und ent-
sprechend den denkmalrechtlichen Vorgaben behandelt werden konnen.

Wer Bodendenkmaler auffindet ist nach Art. 8 Abs. 1 des BayDSchG dazu verpflichtet, dies
unverzuglich der Unteren Denkmalschutzbehorde oder dem Landesamt fur Denkmalpflege
anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentimer und der Besitzer des
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Grundstlicks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geflihrt
haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die tbrigen.

Die aufgefundenen Gegenstande sowie der Fundort sind gemaR Art. 8 Abs. 1 BayDSchG
bis eine Woche nach der Anzeige unverandert zu belassen, sofern die Untere Denkmal-
schutzbehoérde die Gegenstande nicht vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten
gestattet.

1.5.18.2. Wertvoller Lebensraum

Die Biotop- und Nutzungstypenkartierung (GSP, 30.07.2026) weist den Uberwiegenden
Teil der innerhalb des festgesetzten Uberschwemmungsgebietes gelegenen Waldflache
als gesetzlich geschitzte Lebensraume/Biotope nach Art. 23 BayNatSchG i. V. m. § 30
BNatSchG aus. Es handelt sich hier um Erlen-Eschen-Auwald (L512/513). Damit ist dieser
Waldbereich auch als prioritéarer FFH-Lebensraumtyp *91E0 Erlen- und Eschenwalder und
Weichholzauenwald an FlieRgewassern (Alno-Padion, Alnion incanaer, Salicion albae) ein-
gestuft.

Aufgrund seiner naturschutzfachlichen Bedeutung tUbernimmt der Waldbereich eine wich-
tige Funktion fur den Biotopverbund und stellt eine Verbindung zu weiteren hochwertigen
Lebensraumen im Umfeld her.

Aufgrund des gesetzlichen Schutzstatus sind samtliche Handlungen, die zu einer Zersto-
rung oder sonstigen erheblichen Beeintrachtigung des geschiitzten Biotops fiihren kdnnen,
verboten. Hierzu zahlen u. A. Ablagerungen jeglicher Art.

1.5.18.3. Artenschutz

Die Ricknahme der bislang bestehenden Bebauungsmaéglichkeiten sowie die dauerhafte
Sicherung des strukturreichen und naturschutzfachlich wertgebenden Grinbestands mit
den Auenbereichen entlang des Bachlaufs gewahrleistet die Erhaltung der wichtigen Funk-
tionen dieser Flachen als Lebensraum fiur Tier- und Pflanzenarten sowie als Bestandteil
des regionalen Biotopverbunds.

Da innerhalb und angrenzend an die Uberbaubaren Grundsticksflachen artenschutzrecht-
lich relevante Strukturen wie Gehodlze, Einzelbdume, Gebaude oder gewasserbezogene
Lebensraume vorhanden sein kénnen, werden entsprechende Vermeidungsmalnahmen
festgesetzt. Die artenschutzrechtliche Einschatzung basiert auf der faunistischen Pla-
nungsraumanalyse (Anuva, 26.01.2026). Aufgrund der eingeschrankten Zuganglichkeit
einzelner Grundstucke, ist im Rahmen nachgelagerter Genehmigungsverfahren eine voll-
standige artenschutzrechtliche Prifung sowie gegebenenfalls notwendige Vermeidungs-,
Minderungs- oder vorgezogene AusgleichsmaflRnahmen (CEF-MalRnahmen) oder Malinah-
men zur Sicherung des Erhaltungszustands (FCS-MalRnahmen) durchzufuhren. Dadurch
kann die 6kologische Funktion betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestéatten erhalten und
das Risiko eines VerstolRes gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG reduziert werden.

1.5.18.4. Niederschlagswasserbewirtschaftung

Die dezentrale Niederschlagswasserbewirtschaftung auf den jeweiligen Grundstiicken for-
dert den natirlichen Wasserkreislauf, entspricht den heutigen wasserwirtschaftlichen
Grundsatzen und dient der Entlastung der Kanalisation. Gleichzeitig werden Abflussspit-
zen bei Starkregenereignissen reduziert, die Bodenfeuchte und die Wasserverfligbarkeit
fur die Vegetation verbessert sowie die Grundwasserneubildung untersttitzt. Dartber hin-
aus tragt die Regelung zur Klimaanpassung und zur Verminderung lokaler Uberflutungsri-
siken bei.
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1.5.18.5. Schutz vor Starkregen und Hochwasser

Aufgrund maoglicher Starkregenereignisse und damit verbundener oberflachlicher Wasser-
abflisse werden Hinweise zur hochwasserangepassten Bauweise aufgenommen. Im Zuge
des Klimawandels ist mit einer Zunahme von Starkregenereignissen zu rechnen. Die Hin-
weise dienen dem vorsorgenden Schutz von Gebduden, insbesondere tieferliegenden Ge-
baudeteilen, und sollen mogliche Schaden durch eindringendes Wasser reduzieren. Die
Ausflihrung entsprechender Schutzmalinahmen hat nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik zu erfolgen. Trotz vorsorgender MalRnahmen kénnen bei Extremwetter-
ereignissen zeitweise Uberflutungen nicht vollstandig ausgeschlossen werden.

1.5.18.6. Gewasserschutz

Im Planteil wird ein Gewasserrandstreifen entlang des FlieRgewassers dargestellt, der
sich aus der gesetzlichen Verpflichtung gemaf Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BayNatSchG
ergibt. Innerhalb eines Bereichs von mindestens 5 m ab der Uferlinie sind gartenbauli-
che sowie ackerbauliche Nutzungen ausgeschlossen.
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Il. UMWELTBERICHT
(STAND: FORTSCHREIBUNG)

I.1. EINLEITUNG

Das Bebauungsplan-(BP-)Verfahren Nr. 4686 wurde am 18.01.2024 im Stadtplanungs-
ausschuss (AfS) eingeleitet. Im Rahmen des BP-Verfahrens ist eine Umweltprifung durch-
zufuhren und ein Umweltbericht zu erstellen. Die vorliegende Fortschreibung des Umwelt-
berichtes wurde vom Umweltamt der Stadt Nirnberg (UwA) erstellt.

Zum BP Nr. 4686 liegen bereits der Entwurf der Satzung und Begriindung sowie eine
faunistische Planungsraumanalyse und eine Biotop- und Nutzungstypenkartierung vor.

1.1, ZIELE DES BEBAUUNGSPLANES / FESTSETZUNGEN

Wesentliches Ziel des Bebauungsplans ist die planungsrechtliche Sicherung des entlang
des Goldbachs verlaufenden Grinzugs. Durch die Festsetzungen als private Grinflache
mit Zweckbestimmung ,Naturnaher Bereich® im gewasserbegleitenden Gehdlzbestand so-
wie ,Erholungsgarten® im Bereich hin zu den Bestandsgebauden und als Flache fir Wald,
werden die vorhandenen Baume und Gehdlzstrukturen sowie Lebensraume fir die Fauna
langfristig gesichert. Die Festsetzungen zielen auch auf die Sicherung des Retentions-
raums des Goldbachs und die Erhaltung der Kaltluftstromung ab. Ein weiteres Ziel der
Planung ist die stadtebauliche Ordnung und maldvolle Weiterentwicklung der Bebauung
entlang der Valznerweiherstrale.

Eine detailliertere Beschreibung der Planungsziele und Festsetzungen findet sich in den
Kapiteln 1.2 und I.5.

11.1.2. PLANGRUNDLAGEN

e Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP):

NiUrnberg wird als Metropole im Verdichtungsraum Nurnberg-Furth-Erlangen-Schwabach
ausgewiesen.

e Regionalplan des Planungsverbandes Region Nurnberg (7):

NiUrnberg wird als Oberzentrum im grof’en Verdichtungsraum Nurnberg/Furth/Erlangen
dargestellt. Insbesondere die Erhaltung 6kologisch bedeutsamer Gewasser und Natur-
raume sowie die Festsetzung von Grunzugen als Lebensgrundlage von Arten und als Er-
holungsraum des Menschen sind als Ziele zu beachten.

e Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP):

Das Plangebiet ist Uberwiegend als Grinflache dargestellt. Diese ist Ubergeordneter Be-
standteil der Hauptverbundachsen im Biotopverbundsystem der Feuchtgebiete und wird
als linearer MaRnahmenbereich zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft entlang von FlieRgewassern ausgewiesen. Im sudwestlichen Teil
des Geltungsbereichs schlieBen Wohnbauflachen an. Das Plangebiet grenzt im Nordosten
und Sudwesten Wohnbauflachen an.

¢ Vorhandene Bauleitplane im Geltungsbereich:

Fir Teilbereiche des Plangebietes gilt der Baulinienplan Nr. 2829 vom 18.10.1925.

o Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmaler, geschitzte Land-
schaftsbestandteile und Wasserschutzgebiete kommen im Plangebiet nicht vor.
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Das Plangebiet liegt im ermittelten Uberschwemmungsgebiet des Goldbachs, einem
Gewasser lll. Ordnung.

o Geschutzte Lebensrdume/ Biotope gemal § 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 BayNatSchG:
kommen laut Biotop- und Nutzungstypenkartierung auf den Flurstlicken FI. Nr. 692,
693/2 und 707/2 Gmkg. Mdgeldorf, innerhalb des Uberschwemmungsgebietes vor. Der
gewassernahe Bereich ist durch einen Erlen-Eschen-Auwald (L512/513) gepragt.

e Der sudostliche Teilbereich des Plangebietes (FI. Nr. 692, Gmkg. Mogeldorf) ist im Ar-
en- und Biotopschutzprogramm (ABSP Biotop Nr. 628) als regional bedeutsamer Le-
bensraum ausgewiesen.

e FFH- und/oder SPA-Gebiete:
kommen im Plangebiet nicht vor, jedoch erfasst die BNTK nach BayKompV einen pri-
oritdren FFH-Lebensraumtyp *91EO0 Erlen- und Eschenwalder und Weichholzauenwald
an FlieRgewassern (Alno-Padion, Alnion incanaer, Salicion albae) auf der Waldflache
(FI. Nr. 692, 693/2 und 707/2, Gmkg. Mogeldorf).

o Im Plangebiet befindet sich auf den Grundstiicken FI. Nr. 692, 693/2 und 707/2 (Gmkg.
Mogeldorf) Wald im Sinne des BWaldG.

¢ Im Plangebiet befinden sich Baudenkmaler, eine Villa (FI. Nr. 688/6, Gmkg. Mdgeldorf)
und ein Gartenpavillon (FI. Nr. 688, Gmkg. Mogeldorf).

1.2. BESTANDSAUFNAHME DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDS (BASIS-
SZENARIO) SOWIE BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN / PROG-
NOSE BEI DURCHFUHRUNG DER PLANUNG

Inwieweit bei der Aufstellung des BP Nr. 4686 die Umweltbelange gem. § 1 Abs. 6 und §
1a BauGB als auch die umweltrelevanten Ziele aus Fachgesetzen und -planen (vgl. An-
hang) berucksichtigt wurden, wird nachfolgend beschrieben. Soweit moglich erfolgt auch
eine Prognose der erheblichen Auswirkungen wahrend der Bau- und Betriebsphase.
Grundsatzlich lasst sich festhalten das mdgliche Bebauungen bereits jetzt nach § 34
BauGB zulassig sind.

.2.1. FLACHE'

Ausgangssituation

Das ca. 1,4 ha grolRe Plangebiet liegt im stddstlichen Stadtgebiet (Gmkg. Mdgeldorf). Die
Flachen sind groftenteils unversiegelt und weisen zahlreiche Geholzstrukturen sowie Ein-
zelbdume auf. Die privaten Griinflachen werden durch einen extensiv gepragten, naturna-
hen Bereich entlang des Gewassers sowie darUber hinaus durch einen gartnerisch inten-
siver genutzten Grinbereich gekennzeichnet. Im sidwestlichen Teil des Geltungsbereichs
liegen drei Wohnhauser, darunter eine denkmalgeschutzte Villa, sowie ein ebenso unter
Denkmalschutz stehender Gartenpavillon. Stdéstlich der Vorchtelstralie liegt ein kleiner
Teilbereich eines Hotel- und Restaurantbetriebes im Plangebiet.

Insgesamt ist das Plangebiet aufgrund des Uberwiegenden Freiraumanteils innerhalb des
Uberschwemmungsgebiets Goldbach, seiner Funktion als Retentionsraum und Kaltluftlie-
fergebiet sowie aufgrund des vorhandenen strukturreichen Grinzugs mit hohem

" vgl. BauGBANdG 2017 — Mustererlass Nr. 2.2.2.1 Schutzgut Flache; Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 2016, S. 158 ff.
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Entwicklungspotenzial flr naturnahe Lebensraume dkologisch und naturschutzfachlich be-
sonders wertvoll. Infolge des weitgehend sehr geringen Versiegelungsgrads (von circa
10% der Flache) weist das Plangebiet eine sehr hohe Bedeutung fur das Schutzgut Flache
auf.

Auswirkungen / Prognose

Im Bereich der Teilbaugebiete WA 1 und WA 2 erfolgt keine Flacheninanspruchnahme, da
die Baugrenzen gegenuber dem rechtsverbindlichen Baulinienplan zurickgenommen wer-
den. Im Teilbaugebiet WA 3 werden malvolle bauliche Erweiterungsmaoglichkeiten ledig-
lich auf Uberwiegend bereits versiegelter Flache geschaffen. Aufgrund der gering ausfal-
lenden, moglichen Flacheninanspruchnahme und der Sicherung der derzeit zum Grofteil
unversiegelten und 6kologisch hochwertigen Freiflachen im Ubrigen Plangebiet, sind keine
erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Flache zu erwarten.

11.2.2. BODEN

Ausgangssituation

Das Plangebiet befindet sich geologisch betrachtet in einem durch quartare Prozesse Uber-
pragten Gebiet des Sandsteinkeupers. Der anstehende Untergrund ist demnach charakte-
risiert durch eine Talflllung aus fluviatilen Sedimenten. Die Quartarmachtigkeit betragt ca.
4 — 10 m. Der Bereich entlang des Goldbachs weist gemaR der UBK25 (Ubersichtsboden-
karte von Bayern 1:25.000) vorwiegend Gleye und andere grundwasserbeeinflusste Boden
auf. Der Bereich in Siedlungsnahe wird als besiedelte Flache mit anthropogen Gberpragten
Bodenformen dargestellt.

Gemal den Untersuchungen zu den Okologischen Bodenfunktionen im ABSP der Stadt
Nurnberg finden sich im Plangebiet Uberwiegend Bdoden mit weitgehend intakten Boden-
funktionen bei einem geringen Versiegelungsgrad (1 — 30 %). der Teilbaugebiete WA 1,
WA 2 und WA 3 weisen die Bdden, aufgrund eines héheren Versiegelungsgrads von 31 —
70 %, eingeschrankt intakte Bodenfunktionen auf. In der Altlastendatenbank der Stadt
Nirnberg finden sich keine Eintrage zu Verdachtsflachen. Insgesamt weist das Plangebiet
aufgrund der Uberwiegend intakten Bodenfunktionen fir das Schutzgut Boden eine hohe
Bedeutung auf.

Auswirkungen / Prognose

Aus Sicht des vorsorgenden Bodenschutzes ist der Erhalt der nattirlichen Bodenfunktionen
durch die Planung herauszustellen. Durch die planungsrechtliche Sicherung des bestehen-
den Grinzugs und der Auenbereiche entlang des Goldbachs wird der Erhalt der weitge-
hend unversiegelten Béden und ihrer Bodenfunktionen bericksichtigt. Dies wirkt sich lang-
fristig positiv auf das Schutzgut Boden aus.

Die Beeintrachtigung von Bodenfunktionen durch gegebenenfalls erforderliche kleinfla-
chige Versiegelungen in WA 3 ist aufgrund des geringen Umfangs als nicht erheblich ein-
zustufen. Durch geeignete MalRnahmen zur Eingriffsminimierung, z.B. die Verwendung
versickerungsfahiger Belage sowie die Versickerung anfallender Niederschlage auf an-
grenzenden Flachen des Grundstuicks, kénnen mdgliche Beeintrachtigungen zusatzlich re-
duziert werden. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden werden insgesamt als nicht
erheblich eingestuft.
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11.2.3. WASSER

Ausgangssituation

Durch das Plangebiet flieRt der Goldbach, ein Gewasser lll. Ordnung. Das Grundwasser
steht vergleichsweise hoch an, wobei bei mittlerem Grundwasserstand mit einem Flurab-
stand von ca. 0-3 m zu rechnen ist (vgl. Flurabstandskarten der Grundwasserberichte 2011
und 2023). Die FlieRrichtung des Grundwassers ist nach WNW gerichtet, analog zur Fliel3-
richtung des Goldbachs.

Laut BNTK ist das Ufer des Goldbachs im Nordwesten des Geltungsbereichs mit Holzboh-
len eingefasst. Der begradigte Gewasserverlauf miindet in eine Verrohrung unterhalb der
Vorchtelstralle. Im siddstlichen Bereich des Plangebiets hingegen maandriert der Gold-
bach naturbelassen. Aufgrund der naturlichen Gewasserdynamik und der Sedimentations-
prozesse unterliegt der dort flache Uferbereich standigen Veranderungen, sodass sich die
Gewasserlinie je nach Wasserflihrung des Goldbachs verlagern kann.

Der Goldbach ist ein sogenanntes ,gewasserrandstreifenpflichtiges Gewasser”. Dadurch
kommt die Pflicht aus Art. 16, Abs. 1, Satz 1, Nr. 3 BayNatSchG zur Anwendung. Dies
bedeutet, dass in einer Breite von mindestens 5 m von der Uferlinie garten- und ackerbau-
liche Nutzungen untersagt sind.

Das Plangebiet befindet sich weitgehend im ermittelten Uberschwemmungsgebiet des
Goldbachs. Solche Uberschwemmungsgebiete sind gem. § 77 Abs. 1 Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) in ihrer Funktion als Rickhalteflachen zu erhalten. Aktuell steht das Plan-
gebiet im Falle eines Hochwasserereignisses aufgrund nicht vorhandener Bebauung als
Ruckhalteflache zur Verfliigung und leistet so einen Beitrag zur Hochwasservorsorge. Ins-
gesamt ist das Plangebiet fir das Schutzgut Wasser von hoher Bedeutung.

Auswirkungen / Prognose

Durch die planungsrechtliche Sicherung des Grinzugs und die Berlcksichtigung des er-
mittelten Uberschwemmungsgebiets wird die Funktion des Plangebietes als Retentionsfla-
che im Sinne des Hochwasserschutzes sowie die Gewasserokologie des Goldbachs be-
wahrt. Der entsprechenden Planungsdirektive des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) wird
dadurch geniige getan. Somit steht die Planung auch im Einklang mit den Vorgaben und
Zielen der Wasserrahmenrichtlinie der EU (WRRL).

Lediglich im bisher unversiegelten Teilbereich der durch die Planung geschaffenen, maf3-
vollen Entwicklungsmdglichkeit im Teilbaugebiet WA 3 kdnnte die Grundwasserneubildung
minimal beeintrachtigt werden. Da der unversiegelte Anteil der Flache jedoch sehr gering
ist und WA 3 nicht im ermittelten Uberschwemmungsgebiet liegt, werden die Auswirkungen
als nicht erheblich eingestuft. Durch geeignete MalRnahmen zur Eingriffsminimierung, z.B.
die Verwendung versickerungsfahiger Belage sowie die Versickerung anfallender Nieder-
schlage auf angrenzenden Flachen des Grundstiicks, kdnnen mogliche Beeintrachtigun-
gen zusatzlich reduziert werden. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser werden ins-
gesamt als nicht erheblich eingestuft.

11.2.4. PFLANZEN, TIERE, BIOLOGISCHE VIELFALT

Ausgangssituation / Bestand

Das Plangebiet wird Uberwiegend von einem strukturreichen, gewasserbegleitenden Grun-
zug entlang des Goldbachs mit wertgebenden, z.T. alten Gehdlz- und Vegetationsbestan-
den gepragt. Die gemal BNTK vorhandenen heimischen Laubbdume, wie u.a. Buche,
Esche, Ahorn, Eibe, Linde, Birke und verschiedenen nicht heimischen Nadelbaumarten,

37

166



Begriindung mit Umweltbericht zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686 "Goldbach"

wie Kiefer und Tanne weisen ein hohes Potenzial fur die Entwicklung naturnaher Lebens-
raume sowie fir die Vernetzung von Biotopstrukturen auf.

Der suddstlich der Vorchtelstralie gelegene Abschnitt des Griinzugs wird als Wald im Sinne
des BWaldG eingestuft. Im (mittel-)alten Auwald kommen u. A. verschiedene Ahorn-, Er-
len-, Eschen- und Weiden-Arten vor. Aufgrund der strukturellen Verbindung mit den an-
grenzenden (Au-)Waldbereichen besitzt dieser Bereich eine besondere naturschutzfachli-
che Bedeutung. Im Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP Biotop Nr. 628) ist dieser
Bereich als regional bedeutsamer Lebensraum dargestellt und dem Naturraumziel ,Sand-
gebiet dstlich der Rednitz/Regnitz-Achse* zugeordnet. Der im Uberschwemmungsgebiet
gelegene Bereich des Waldes ist in der BNTK als § 30 BNatSchG geschitzter Lebens-
raum/ Biotop sowie als prioritarer FFH-Lebensraumtyp *91E0* erfasst und wird den Erlen-
, Eschenwaldern und Weichholzauenwaldern an FlieRgewassern zugeordnet.

Im Rahmen der faunistischen Planungsraumanalyse wurde der weitlaufige Grinzug ent-
lang des FlieRgewassers aufgrund seiner Strukturvielfalt, gewasserbegleitenden Vegeta-
tion und der bestehenden Biotopverbundfunktion als Bereich mit hoher faunistischer Be-
deutung bewertet. Es ergeben sich Lebensraumpotenziale flr verschiedene Artengruppen.

Im Bereich nordwestlich der Vorchtelstralte kann das Vorhandensein madglicher Nist- und
Quartierstrukturen an den Bestandsgebauden nicht ausgeschlossen werden. Der angren-
zende, altere Baumbestand weist Specht- und Faulhéhlen, Spechtspuren, Vogelnistkasten
und Totholz auf. Damit stellen die beschriebenen Strukturen potenzielle Nist-, Quartier-
und Nahrungshabitate fir Brutvogel und Fledermause dar. Insgesamt bietet dieser Teil des
Plangebietes Lebensraum fir baumhoéhlen- und gebaudebewohnende Brutvégel und Fle-
dermause sowie potenziell totholzbewohnende Kafer.

Auch fur den Waldbereich stidostlich der Vorchtelstral’e ergeben sich anhand der faunis-
tischen Planungsraumanalyse besondere Habitatpotenziale fir Brutvogel, Fledermause
und totholzbewohnende Kéafer, insbesondere aufgrund der vorhandenen Totholzstruktu-
ren, der naturnahen Gehdlzzusammensetzung, sowie der Verbindung zu angrenzenden
Wald- und Auenbereichen. Der Goldbach weist in diesem Bereich des Plangebietes auf-
grund der gewassernahen Auenstrukturen eine Habitateignung flr den Feuersalamander
auf.

Auswirkungen / Prognose

Das Vorhaben sieht die planungsrechtliche Sicherung des strukturreichen Griinzugs ein-
schliel3lich der gewasserbegleitenden Auenbereiche und der damit einhergehenden Le-
bensraumfunktionen flir Pflanzen und Tiere vor. Dadurch werden der regional bedeutsame
Lebensraum, die vorhandenen Habitatstrukturen und die Biotopverbundfunktion langfristig
erhalten.

Die Waldflache, die als §30 BNatSchG geschutzter Lebensraum mit erfasstem FFH-Le-
bensraumtyp eingestuft ist, besitzt eine besondere naturschutzfachliche Bedeutung. Ver-
anderungen dieses Bereichs sind aufgrund der bestehenden Schutz- und Erhaltungs-
ziele zu vermeiden und beduirfen einer gesonderten naturschutzrechtlichen Prufung.

Potenzielle Beeintrachtigungen kénnen sich durch eine spatere konkrete Umsetzung auf
Vorhabenebene ergeben. Bei Eingriffen am oder im Gebaudebestand oder in gebaude-
nahe Einzelbdume kdnnen erhebliche Auswirkungen auf die Fortpflanzungs- und Ruhe-
statten besonders und streng geschitzter Brutvogel- und Fledermausarten nicht ausge-
schlossen werden. Im Rahmen der konkreten Vorhabenplanung sind daher erforderliche
artenschutzrechtliche Untersuchungen in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hoérde durchzuflhren.
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Aufgrund der weitgehenden Sicherung der wertgebenden Grinstrukturen und der potenzi-
ell nur geringflgigen Eingriffsmoglichkeiten durch Aufstockungen im Teilbaugebiet WA 1
sowie malvolle Erweiterungsmdglichkeiten im Teilbaugebiet WA 3 werden die Auswirkun-
gen auf die Schutzglter Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt insgesamt, unter Berlck-
sichtigung geeigneter Mal3nahmen, als nicht erheblich eingestuft.

11.2.5. LANDSCHAFT

Ausgangssituation

Das Plangebiet liegt im Ubergang zwischen Siedlungsbereich und dem Naherholungsge-
biet Lorenzer Reichswald. Der Bereich ist Teil des Griinzugs entlang des Goldbachs und
wird durch einen Wechsel aus heterogener Wohnbebauung, weitldufigen privaten Garten
sowie strukturreichen Gehdlzbestanden gepragt. Insbesondere der gewachsene Baumbe-
stand und die gewasserbegleitenden Vegetationsstrukturen haben eine besondere Wir-
kung hinsichtlich des Orts- und Landschaftsbildes.

Der Bereich der Privatgrundstiicke ist durch eine Mischung aus standorttypischen Gehdl-
zen und gartnerisch gepragten Pflanzungen gekennzeichnet, weist jedoch einen zusam-
menhangenden und landschaftsbildpragenden Baumbestand auf. Der angrenzende Wald-
bereich ist starker naturnah ausgepragt und tbernimmt eine wichtige Verbindungsfunktion
zu den umliegenden Waldflachen. Der Goldbach ist dstlich der Vorchtelstrale naturnah
ausgebildet, im Abschnitt westlich des Geh- und Radweges jedoch durch anthropo-
gene Veranderungen wie Einfassungen und Begradigungen gepragt.

Aufgrund der hochwertigen Gehdlzstrukturen, der landschaftlichen Einbindung am Sied-
lungsrand sowie der Bedeutung des Grlinzugs fur die Freiraumstruktur ist die Bedeutung
des Plangebiets fir das Orts- und Landschaftsbild insgesamt als hoch einzustufen.

Auswirkungen / Prognose

Durch die grinordnerischen Festsetzungen werden die pragenden Landschaftselemente
gesichert. Mogliche Veranderungen des Orts- und Landschaftsbildes ergeben sich insbe-
sondere durch die zulassige Erhdhung bzw. Erweiterung baulicher Strukturen (z. B. Ge-
schossigkeit, mogliche Aufstockungen und Anbauten). Aufgrund der Begrenzung der bau-
lichen Entwicklung auf den bestehenden Siedlungsbereich, der Ricknahme der Baugrenze
in den Teilbaugebieten WA 1 und WA 2 und Uberwiegenden Sicherung der landschafts-
bildpragenden Grinstrukturen sowie der Lage der Erweiterungsmoglichkeiten im direkten
Anschluss an vorhandene Gebaude im Teilbaugebiet WA 3 werden die Auswirkungen fur
das Schutzgut Landschaft durch die Realisierung der Planung als nicht erheblich einge-
stuft.

11.2.6. MENSCHLICHE GESUNDHEIT
11.2.6.1. Erholung

Ausgangssituation

Die Erholungsnutzung des Griinzugs am Goldbach fir die Offentlichkeit ist im Bereich des
Plangebiets nicht gegeben. Die Grundsticke befinden sich alle im Privateigentum. Eine
offentliche Nutzbarkeit ergibt sich lediglich in einigen Teilabschnitten im weiteren Umfeld
aullerhalb des Geltungsbereichs (z.B. die Griinanlage am Aussiger Platz). Trotz der feh-
lenden o6ffentlichen Nutzbarkeit entfaltet der gewachsene Baumbestand aufgrund seiner
orts- und landschaftsbildpragenden Wirkung eine indirekte Erholungsfunktion fir die um-
liegenden Wohnbereiche. Die Urbanstrale wird zudem von Hundebesitzern, Joggern und
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Radfahrern als Wegeverbindung in Richtung des Naherholungsgebiets Lorenzer Reichs-
wald genutzt. Die Flachen besitzen demnach eine Bedeutung fur die ortsnahe, private Er-
holungsnutzung sowie fir das Landschaftserleben im Wohnumfeld.

Der durchgehende Grinzug entlang des Goldbachs schlie3t direkt an den Lorenzer
Reichswald an. Durch die zusammenhangende Grunstruktur wird im Plangebiet in sehr
hohem Malde Kaltluft aus den Grun- und Freiflachen in die Siedlungsflachen transportiert.
Der Grunzug verringert die UV-Exposition und tragt in windschwachen, hochsommerlichen
Hochdrucklagen dazu bei starke Hitzebelastungen zu vermindern und die umliegenden
Siedlungsbereiche mit Kaltluft zu versorgen. Eine Reduzierung des Hitzestresses wirkt sich
positiv auf die Luftqualitat aus und kann die Ausweitung der Pollensaison und folglich Al-
lergien abschwachen. Die hitzeregulierenden Gehdlzflachen des Griinzugs am Goldbach
tragen einen wichtigen, indirekten Beitrag zum Erholungswert im Stadtteil bei, indem die
umliegenden Siedlungsflachen gekihlt werden. Gerade auf baumbestandenen Grinfla-
chen in Grundwassernahe, werden Geholze in Trockenperioden ausreichend mit Wasser
versorgt und kénnen somit Verdunstungskuhle an die Umgebung abgeben. Um den indi-
rekten Beitrag zum Erholungswert im Stadtteil und die privaten Erholungsflachen dauerhaft
zu erhalten, ist der Griinzug Goldbach langfristig zu schitzen.

Die hochwertigen 6kologischen und teilweise naturnahen Strukturen des Betrachtungsrau-
mes mit seinen gewasserbegleitenden Gehdlzbestdnden und Anbindung an Waldflachen,
begriinden eine hohe Eignung fiir die naturbezogene Erholung. Da im zentralen Bereich
ein Geh- und Radweg durch das Gebiet verlauft, ist der Raum nicht nur fur das direkte
bauliche Umfeld von Bedeutung, sondern entfaltet auch dariiber hinaus sein Naherho-
lungspotenzial.

Auswirkungen / Prognose

Durch die grinordnerischen Festsetzungen werden die pragenden Grinstrukturen und de-
ren Bedeutung fir das Landschaftserleben sowie die ortsnahe Erholungsfunktion langfris-
tig gesichert. Eine zusétzliche Inanspruchnahme 6ffentlich nutzbarer Erholungsflachen er-
folgt nicht, da sich die betroffenen Bereiche im Bestand bereits in Privateigentum befinden.
Insgesamt werden die Auswirkungen fur das Schutzgut Erholung durch die Realisierung
der Planung als nicht erheblich eingestuft.

[1.2.6.2. Larm

Ausgangssituation

Das Plangebiet ist aktuell Uberwiegend unbebaute Grinflache. Die Ausnahme bilden die
Wohnhauser im sidwestlichen Bereich. Das Gebaude in der Vorchtelstralie 3 wird gewerb-
lich als Schonheitssalon genutzt. Im Geltungsbereich liegt zudem ein kleiner Teilbereich
des Hotel- und Restaurantbetriebs in der Valznerweiherstralle 75. Vom Plangebiet gehen
keine erheblichen Larmemissionen aus. Im direkten Umfeld liegen Wohngebiete. Im Gel-
tungsbereich befinden sich keine schutzwirdigen Nutzungen, welche von Larmimmissio-
nen des an den Geltungsbereich angrenzenden Hotel- und Restaurantbetriebs, der Wohn-
nutzung oder der umliegenden Verkehrsflachen erheblich negativ beeinflusst waren.

Auswirkungen / Prognose

Insgesamt werden die Auswirkungen der Planung aus larmtechnischer Sicht als nicht er-
heblich eingestuft.
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11.2.6.3. Storfallvorsorge / Anfalligkeit flr schwere Unfalle oder Katastrophen

Anfalligkeit fur schwere Unfalle oder Katastrophen

Bei vorliegender Planung sind keine Anhaltspunkte fir eine relevante Anfalligkeit fur
schwere Unfalle oder Katastrophen zu erkennen.

Storfallvorsorge i.S.d. § 50 Satz 1 BImSchG

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb des Achtungsabstandes (KAS-182) bzw. des
angemessenen Sicherheitsabstandes (§ 3 Abs. 5¢ BImSchG) von Stoérfallbetrieben (Be-
triebsbereiche gem. § 3 Abs. 5a BImSchG). Durch die Planungen sind Belange der bau-
planrechtlichen Stérfallvorsorge im Sinne der Richtlinie 2012/18/EU (Seveso-llI-Richtlinie)
sowie die diesbezlgliche nationale Gesetzgebung nicht betroffen.

11.2.7. LUFT

Ausgangssituation

Fur die lufthygienische Situation im Plangebiet ist die Lage zwischen der Valznerweiher-
stralRe und der Urbanstralle zu berucksichtigen. Zur Schadstoffbelastung der AuRenluft
existieren fur das Plangebiet keine direkten Messdaten oder Modellrechnungen. Es ist je-
doch zu erwarten, dass die lufthygienische Situation dem stadtischen Hintergrund ent-
spricht. Die vorhandenen Grin- und Gehdlzstrukturen tragen durch ihre Filterwirkung,
Staubbindung und klimatischen Ausgleichsfunktionen zur Erhaltung der bestehenden Luft-
qualitat bei und kdénnen dariber hinaus eine Verbesserung bewirken.

Auswirkungen / Prognose

Durch die planungsrechtliche Sicherung der vorhandenen Griin- und Gehélzflachen wird
die Luftqualitdt im Plangebiet nicht verandert. Die Auswirkungen flr das Schutzgut Luft
durch die Realisierung der Planung werden somit als nicht erheblich eingestuft.

11.2.8. KLIMA

Ausgangssituation

Laut Stadtklimaanalyse (2024/25) liegt die im Folgenden beschriebene lokalklimatische
Ausgangssituation im Plangebiet vor. Das Plangebiet weist mit 16-18,5° C ein fir stadti-
sche Verhaltnisse niedriges nachtliches Temperaturfeld auf. Die Physikalisch Aquivalente
Temperatur (PET, ,gefuhlte Temperatur®) weist tagsuber eine schwache bis maRige Be-
lastung auf. Des Weiteren liegt das Plangebiet inmitten einer Zone mit hoher Kaltluftpro-
duktionsrate sowie hohem Kaltluftvolumenstrom, welcher ein Mal3 flir den Transport von
Kaltluft aus den Grin- und Freiflachen in die Siedlungsflachen darstellt. Der Geltungsbe-
reich grenzt im Osten unmittelbar an einen Griinzug mit sehr hoher Kaltluftlieferung an, der
Wind ist aus Osten kommend. Die dabei lokal entstehenden Strdmungssysteme reichen
hierbei in die angrenzende Bebauung, weshalb das Plangebiet als bioklimatisch sehr glins-
tig zu beurteilen ist.

2 Kommission fiir Anlagensicherheit (KAS): Leitfaden: Empfehlungen fiir Abstéande zwischen Betriebsbereichen
nach der Stérfall-Verordnung und schutzbeddrftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung — Umsetzung §
50 BImSchG. 2. Gberarbeitete Fassung (Nov. 2010) mit Ergdnzungen
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Die bioklimatische Bedeutung der Grinflachen zur Klimaregulierung ist sowohl nachts als
auch tagsuber als sehr grol} einzustufen. Grinstrukturen wirken durch ihre Verschattung
und Verdunstungskuhlung auf Hitze regulierend. Zudem ist der Retentionsraum des Gold-
bachs von signifikanter Bedeutung fiir die Rickhaltung von Niederschlagswasser bei
Starkregenereignissen.

Auswirkungen / Prognose

Laut Planungshinweiskarte der Stadtklimaanalyse 2024/25 wird das Plangebiet als klima-
resilient bewertet. Es handelt sich um eine Flache, die selbst bei einem starken Klimawan-
del nicht zu einem Belastungsraum mit erhéhter Warmebelastung wird, vorausgesetzt, der
Status Quo wird so erhalten. Durch die Planung wird die Flache als Grinzug planungs-
rechtlich und in ihrer klimatischen Funktion gesichert. Folglich ist dies aus lokal- und glo-
balklimatischer Sicht von grofRer Bedeutung, um die Kaltluftschneise entlang der Goldbach-
aue zu erhalten. Durch die Ricknahme der Baugrenzen in WA 1 und WA 2 entstehen keine
zusatzlichen Bauflachen in diesem Bereich. Lediglich ein potenzieller Gebaudeanbau in
WA 3 koénnte eine geringfligige lokale Beeintrachtigung des Kaltluftstroms bedeuten. Die
Auswirkungen fur das Schutzgut Klima durch die Realisierung der Planung werden insge-
samt als nicht erheblich eingestuft.

11.2.9. ABFALL®

Durch die Planung sind aufgrund des geringen Umfangs méglicher baulicher Erganzun-
gen keine erheblichen Auswirkungen auf das Abfallaufkommen zu erwarten. Bei den lang-
fristig im Bereich von WA1 — 3 anfallenden Abfallen, handelt es sich um gewdhnlichen
Hausmuill. Die ordnungsgemale Entsorgung anfallender Abfalle ist sicherzustellen.

11.2.10. KULTUR- UND SACHGUTER

Ausgangssituation

Sidostlich des Wohngebaudes Valznerweiherstr. 55 befindet sich ein Gartenpavillon, der
im 3. Viertel des 19. Jh. errichtet wurde und als Baudenkmal eingetragen ist.

Das Gebaude Valznerweiherstr. 59, eine zweigeschossige Villa, steht ebenso unter Denk-
malschutz.

Die Baudenkmaler sind in ihrer Gberlieferten Form, sowohl in Erscheinung als auch Sub-
stanz, schutzwirdig (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 BayDSchG). Es ist zu beachten, dass die Errich-
tung, Veranderung oder Beseitigung von Anlagen in der Nahe von Baudenkmalern denk-
malrechtlich erlaubnispflichtig ist, wenn diese sich auf den Bestand oder das Erscheinungs-
bild eines Baudenkmals auswirkt (Art. 6 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG).

Auswirkungen / Prognose

Die bestehenden Baudenkmaler werden durch die Planung nicht unmittelbar beeintrach-
tigt. Im Bereich des denkmalgeschutzten Pavillons wird die Baugrenze zurickgenommen
und der Bereich als private Grinflache gesichert, sodass der Schutz- und Wirkungsbereich
des Baudenkmals gestarkt wird. Bei zuklnftigen Bauvorhaben im Umfeld sind die Belange
des Denkmalschutzes zu bertcksichtigen. Erhebliche Auswirkungen auf Kultur- und Sach-
guter sind nicht zu erwarten.

3 gemaR § 1 Abs. 6 Nr. 7e) und Anlage 1 Nr. 2 b) dd) BauGB n.F. als eigenstandiger Umweltbelang zu beriicksichtigen
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1.2.11.  WECHSELWIRKUNGEN

Die ermittelten Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgiter und Umweltbelange
bertcksichtigen auch das Wirkungs-/Prozessgeflige zwischen den einzelnen Belangen
des Umweltschutzes. Insbesondere die vorhandenen Grin- und Gehdlzstrukturen erfll-
len gleichzeitig Funktionen fir Boden, Wasser, Klima, Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt,
Luft sowie das Landschaftsbild und die Erholung. Durch die planungsrechtliche Sicherung
dieser Strukturen werden die bestehenden Wechselwirkungen weitgehend erhalten.
Darlberhinausgehende erhebliche nachteilige Beeintrachtigungen infolge von Wechsel-
wirkungen sind nicht zu erwarten.

1.3. PROGNOSE BEI NICHTDURCHFUHRUNG DER PLANUNG / NULLVARI-
ANTE

Die Nullvariante beschreibt die voraussichtliche Entwicklung der Umweltbelange im Plan-
gebiet bei Nichtdurchfliihrung der Planung. Im Gegensatz zur Beschreibung und Bewertung
der Ausgangssituation wird hier also auch eine zeitliche Komponente bericksichtigt.

Da fir die planungsrechtliche Beurteilung des Plangebietes derzeit in Teilbereichen der
Baulinienplan Nr. 2829 qilt, sind Teile des bestehenden Griinzugs aktuell noch als Baufla-
che ausgewiesen. Diese potenzielle Bebauung mit erforderlichen Eingriffen, kdnnte erheb-
liche Auswirkungen auf die Schutzglter (Flache, Boden, Wasser, Pflanzen, Tiere, Biologi-
sche Vielfalt, Landschaft, Erholung, Luft, Klima und Kultur- und Sachguter) haben. Bei
Nichtdurchfiihrung der Planung wére demnach méglicherweise mit einer signifikanten An-
derung des Ist-Zustandes zu rechnen.

Durch die beabsichtigte Ordnung der stadtebaulichen Entwicklung entlang der Valznerwei-
herstra3e und die Festsetzungen als private Grinflache werden derartige Eingriffe im Ver-
gleich zur Nullvariante kunftig nicht mehr zulassig sein.

Zwar wurde bei Nichtdurchfiihrung der Planung eine Aufstockung in WA 1 sowie eine po-
tenzielle, geringflachige bauliche Entwicklung bei WA 3 nicht festgesetzt werden, dies be-
trifft jedoch im Planfall nur einen kleinen, nach § 34 BauGB eingestuften Teilbereich, ohne
dass hiermit erhebliche Auswirkungen auf die Umweltbelange verbunden sind.

Insgesamt ware die Nullvariante somit im Vergleich zum Planfall potenziell mit nachteiligen
Auswirkungen auf die Umweltbelange verbunden.

11.4. MASSNAHMEN ZUR VERMEIDUNG, VERRINGERUNG UND ZUM AUS-
GLEICH NACHTEILIGER UMWELTAUSWIRKUNGEN

Den Umgang mit nachteiligen Umweltauswirkungen regeln verschiedene, eigenstandige
Rechtsinstrumente. Die angewandten Bewertungskriterien und die betrachteten Schutzgu-
ter/Umweltbelange sind dabei nicht deckungsgleich. Die Umweltprifung ermittelt als Tra-
gerverfahren die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen flr alle Belange des
Umweltschutzes und stellt das Ergebnis im Umweltbericht dar. Durch Anwendung ver-
schiedener Instrumente kénnen sich jedoch unterschiedliche Rechtsfolgen ergeben.
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Rechtsinstrument

Umweltbelange

Rechtsfolgen

BauGB*
Umweltprifung

Voraussichtliche erhebliche Aus-
wirkungen auf die Umweltbelange
gem. §1 Abs. 6 Nr. 7 und gem.
§ 1a BauGB n.F.

Abwagungsrelevanz / Geplante MafRnahmen zur
Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
der erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen, welche durch die Realisierung der Planung
entstehen, sind im Umweltbericht darzustellen.

i.V.m.§§ 15und 18
BNatSchG

tungs- und Funktionsfahigkeit des
Naturhaushaltes

BNatSchG5
Eingriffsregelung Voraussichtliche erhebliche Be-

eintrdchtigungen  des  Land- - .
gem. § 1a BauGB schaftsbildes sowie der Leis- Abwagungsrelevanz und konkrete Entscheidung

Uber Vermeidung und Ausgleich

Artenschutz / saP®

Verbotstatbestdnde gem. §44
Abs. 1 Nrn. 1-3 BNatSchG, ggf.
naturschutzrechtliche Vorausset-
zungen fir Ausnahme gem. § 45
Abs. 7 BNatSchG; Einschlagigkeit
des §18 BNatSchG
i.V.m. BauGB

Je nach Ergebnis:

CEF7-/FCS®-Maflnahmen; wenn diese nicht
moglich oder nicht funktionierend, dann Beurtei-
lung durch die Regierung von Mittelfranken, ob
Ausnahmetatbestand gegeben oder nicht; bei
Nicht-Regelbarkeit des speziellen Artenschutzes
ist der Bauleitplan rechtlich nicht vollziehbar.

FFH-/SPA -
Vertraglichkeits-
abschatzung / ggf.
-priifung

Beeintrachtigung der Erhaltungs-
ziele bzw. Schutzzwecke von Ge-
bieten von gemeinschaftlicher Be-
deutung und européaischen Vogel-
schutzgebieten gem. § 32
BNatSchG

Je nach Ergebnis Abwéagungsrelevanz, Beurtei-
lung durch die Regierung von Mittelfranken, ob
ausnahmsweise Zulassigkeit oder Unzulassig-
keit der Planung gegeben ist.

Tabelle 3: Instrumente des Umweltrechts

Es sind lediglich MaRnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande
notwendig, sobald Eingriffe in oder nahe der Bestandsgebaude erfolgen. Fur diesen Fall
kénnen zudem mdgliche Beeintrachtigungen der Bodenfunktionen und des Wasserhaus-
halts durch untenstehende MalRnahmen reduziert werden.

positiv fur
Schutz-

Umsetzung /

Ul SV Sicherung durch (z.B.

nachteilige
kung bei Realisierung der

Planung (inkl. Betrachtung vorgeschlagene gut/ -guter | textl./ zeichn. Fegt—
; . MaRnahme bzw. Um- | setzung im
der bau- und betriebsbeding- Itb BP / Reqel .
ten Auswirkungen) oIS egelung Im
lang/e StbV)
Méglicher Verlust von Fort- | ®  Ubersichtsbege- Tiere Verweis auf das

pflanzungs- und Ruhestatten
gebaudebewohnender Brut-
vogel- und Fledermausarten

hung durch entspre-
chend qualifiziertes
Fachpersonal

nachfolgende Geneh-
migungsverfahren

4 Baugesetzbuch, Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und 2a BauGB i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634)
5 Bundesnaturschutzgesetz i.d.F. vom 15.09.2017 (BGBI. | S. 3434)

6 saP = spezielle artenschutzrechtliche Prifung in der Bauleitplanung
7 CEF = Continuous Ecological Functionality, d.h. MaRnahmen fiir die dauerhafte dkologische Funktion
8FCS = Favourable Conservation Status, d.h. MaBnahmen zur Wahrung eines ginstigen Erhaltungszustandes

von Populationen
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e Einsatz einer qualifi-

zierten okologi-

schen  Baubeglei-

tung
Beeintrachtigung der 6kologi- | ®  Bewirtschaftung Boden Hinweis
schen Bodenfunktionen und des auf Dachfla- | \wasser
Grundwasserneubildung in- chen und sonsti-
folge Uberbauung/Versiege- gen befestigten
lung Flachen anfallen-

den Nieder-

schlagswassers

auf dem jeweiligen
Grundstiick durch
flachenhafte Versi-
ckerung, Verduns-
tung oder Riickhal-

tung

. Vliarwend?_pr% versi- | Boden Textliche
ckerungstahiger Festsetzung
Belage Wasser

Tabelle 4: Konfliktmindernde MalRnahmen (* Art der MaRnahme: Vermeidung Vm, Verringerung Vr, Ausgleich A)

1.4.1. AUSGLEICH (NATURSCHUTZRECHTLICHE EINGRIFFSREGELUNG)

Im Plangebiet liegen keine naturschutzrechtlich unter Schutz gestellte Objekte bzw. Ge-
biete (NSG, LSG, gLB und/oder ND), WSG oder Biotope der Stadtbiotopkartierung vor. Es
befindet sich der im ABSP (Nr. 628) als regional bedeutsam ausgewiesene Lebensraum
im Plangebiet, der als gewasserbegleitendes Gehdlz bzw. feuchtes Biotopkomplex be-
schrieben wird. Der Auwald ist ein gemaf} § 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 BayNatSchG ein
geschutzter Lebensraum/ Biotop.

Im Geltungsbereich des BP Nr. 4686 befinden sich auf FI. Nr. 692, 693/2 und 707/2 (Gmkg.
Mdgeldorf) als Wald im Sinne des Bundeswaldgesetzes eingestufte Gehdlzbestande, die
als prioritarer FFH-Lebensraumtyp *91EQ Erlen- und Eschenwalder und Weichholzauen-
wald an FlieRgewassern gelten.

Durch die Planung werden nach aktuellem Stand keine Eingriffe im Auf3enbereich geman
§ 35 BauGB ausgeldst, weshalb auf eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung verzichtet
wird.

11.4.2. EUROPAISCHER UND NATIONALER ARTENSCHUTZ

Auf Ebene der Bauleitplanung kann das Vorkommen von Fortpflanzungs- und Ruhestatten
besonders und streng geschutzter Vogel- und Fledermausarten nicht ausgeschlossen wer-
den. Bei Eingriffen im Zuge von Bauvorhaben ist das Eintreten artenschutzrechtlicher Ver-
botstatbestande nach § 44 Abs. 1 BNatSchG mithilfe geeigneter MaRnahmen zu vermei-
den und mit der Unteren Naturschutzbehdrde abzustimmen.
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IL.5. GEBIETE VON GEMEINSCHAFTLICHER BEDEUTUNG (FAUNA-FLORA-HA-
BITAT) UND EUROPAISCHE VOGELSCHUTZGEBIETE IM SINNE DES BUN-
DESNATURSCHUTZGESETZES

Erhaltungsziele und Schutzzwecke der 0.g. Gebiete sind von der Planung nicht betroffen.

11.6. GEPRUFTE ALTERNATIVEN®

Wahrend des Planungsprozesses wurde eine Variante im Rahmen einer moglichen Nutz-
barmachung (fullaufige, offentliche Erschlielung) der Grinflachen entlang des Gewas-
sers im Geltungsbereich gepruft. Ziel der Variante ware gewesen, das Konzept der Griinen
Finger zwischen Valznerweiher und Zeltnerweiher langfristig zu erweitern und eine durch-
gangige offentliche, fullaufige Erschliefung zu etablieren. Dies hatte sich angeboten, da
die ndrdlich und sudlich an den Geltungsbereich angrenzenden gewassernahen Flurstiicke
im offentlichen Eigentum stehen. Da mehrere Sachverhalte gegen die Umsetzbarkeit spre-
chen (u.a. Eingriff in Gehdlzstrukturen), ist eine Nutzbarmachung an dieser Stelle jedoch
nicht moglich. Daher wurde diese Variante nicht weiter in Betracht gezogen.

I.7. METHODIK / HINWEISE AUF SCHWIERIGKEITEN UND KENNTNISLUCKEN

Der Umweltbericht gem. Anlage 1 des BauGB soll den aktuellen Zustand des Plangebietes
(Basisszenario) und die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf die Umweltbelange
gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB beschreiben und bewerten. Auch die Entwicklung
der einzelnen Schutzguter bei Nichtdurchfuhrung der Planung (Nullvariante, s. Kapitel 11.3)
soll ermittelt und bewertet werden. Die vorliegende Fortschreibung des Umweltberichtes
wurde vom Umweltamt erstellt. Es werden Angaben zu Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprifung gemacht (Kapitel 11.2) und MalRnahmen zur umweltfachlichen Optimierung
der Planung bzw. zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswir-
kungen dargestellt (Kapitel 11.4).

Aufgrund der eingeschrankten Zuganglichkeit einzelner privater Grundstucksflachen
konnte keine abschlieende faunistische Bewertung durchgefuhrt werden. Eine vollstan-
dige Baumbestandsaufnahme war ebenfalls nicht méglich. Die Bewertung erfolgte daher
auf Grundlage von Ortsbegehungen, aulierer Inaugenscheinnahme, Luftbildauswertungen
sowie der Biotop- und Nutzungstypenkartierung nach BayKompV.

Folglich sind bei konkreten Bauvorhaben die artenschutzfachlichen Belange fruhzeitig zu
bericksichtigen und mit der Unteren Naturschutzbehérde abzustimmen. Es wird auf den
in der faunistischen Planungsraumanalyse dargestellten Untersuchungsbedarf verwiesen.
Auch hinsichtlich des Baumbestandes erfolgt die konkrete Prifung und Umsetzung von
Schutz- und gegebenenfalls Ersatzmalinahmen im jeweiligen Genehmigungsverfahren.

Folgende Informationsquellen wurden fur die Fortschreibung des Umweltberichtes heran-
gezogen (die genannten Datengrundlagen liegen dem Verfasser vor bzw. wurden von der
Stadt Nurnberg zur Verfugung gestellt):

o Wirksamer Flachennutzungsplan der Stadt Nirnberg mit integriertem Landschaftsplan

e GEO-NET Umweltconsulting GmbH: Stadtklimaanalyse 2024/25: Aktualisierung und
ortschreibung der Stadtklimaanalyse, November 2025
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Klimafahrplan Nirnberg 2010-2050 (2014) / Handbuch Klimaanpassung (2012)
Masterplan Freiraum:

Gesamtstadtisches Freiraumkonzept (GFK) Nirnberg (2014)

Aktionsplan ,Kompaktes Griines Nirnberg 2020“ (2013)

Freiraumkonzept fur den Nurnberger Suden (2022)

Integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK) ,Nurnberg am Wasser” (2012)
Stadtbiotopkartierung Niirnberg (2008)

Arten- und Biotopschutzprogramm der Stadt Nirnberg (ABSP, 1996)
Artenschutzkartierung (ASK, fortlaufende Aktualisierung)

Bay. Geologisches Landesamt: Geologische Karte 1:50.000, Nirnberg — Furth — Erlan-
gen und Umgebung (1977)

Bayerisches Landesamt fur Umwelt (LfU) (Hrsg.): Ubersichtsbodenkarte von Bayern
1:25.000 (UBK25). Augsburg. Verfugbar unter: https://www.Ifu.bayern.de/boden/kar-
ten_daten/uebk25/index.htm (Abgerufen am [09.07.2026]).

Grundwasserberichte der Stadt Nirnberg (2011/2017/2023)

Altlastendatenbank der Stadt Nirnberg

Strategische Larmkarte LfU 2022 (Stralienlarm, Fluglarm), EBA 2022 (Schienenlarm)
Larmaktionsplan der Stadt Nirnberg (2016, Fortschreibung 2019)

Larmaktionsplan fir Haupteisenbahnstrecken (2018)

Larmaktionsplan flr Nebeneisenbahnstrecken (2019)

Larmaktionsplan fur den Verkehrsflughafen Nirnberg (2020)

Jugendhilfeplanung ,Spielen in der Stadt® (2008)

2. Fortschreibung des Luftreinhalteplans flir das Stadtgebiet der Stadt Nirnberg (2017)

NeununddreifBigste Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes — Verordnung Uber Luftqualitdtsstandards und Emissionshéchstmengen (39. Bim-
SchV)

http://umweltdaten.nuernberg.de/aussenluft.html
http://www.Ifu.bayern.de/luft/lufthygienische_berichte/index.htm

Bay. Landesamt fir Denkmalpflege: Bayerischer Denkmalatlas
Ortsbegehungen am 22.03.2024, 12.11.2025, 28.04.2026, 08.07.2026

Anuva Stadt- und Umweltplanung: Bebauungsplan Nr. 4686 ,Goldbach® Faunistische
Planungsraumanalyse (26.01.2026)

GSP Landschaftsarchitekten & Stadtplaner GmbH: Biotop- und Nutzungstypenkartie-
rung, Bebauungsplan Nr. 4686 ,,Goldbach® (30.07.2026)
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11.8. MASSNAHMEN ZUR UBERWACHUNG (MONITORING)

GemalR § 4c BauGB sind die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durch-
fihrung eines Bauleitplanes eintreten, zu Uberwachen. Ziel dieser Uberwachung ist die
friihzeitige Ermittlung insbesondere unvorhergesehener Auswirkungen und ggf. das Er-
greifen von AbhilfemalRnahmen. Gegenstand der Uberwachung ist auch die Durchfiihrung
von Darstellungen oder Festsetzungen gem. § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB und von Mal3nah-
men gem. § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung). Die geplan-
ten UberwachungsmafBnahmen sind im Umweltbericht darzustellen. Die gemeindliche
Uberwachung ist jedoch nicht auf die im Umweltbericht dargestellten MaRnahmen be-
schrankt.

Fir zahlreiche Umweltauswirkungen bestehen in Deutschland bereits engmaschig fachge-
setzliche Uberwachungs- und Kontrollverfahren. Diese kénnen im Rahmen des Monito-
rings von der Gemeinde fiir die Uberwachung genutzt werden. Die Fachbehdérden sind da-
bei gem. § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet, die Gemeinde (ber ihnen vorliegende Informatio-
nen Uber erhebliche Umweltauswirkungen eines Bauleitplanes zu unterrichten.

Im Rahmen der allgemeinen Bauaufsicht ist auf die Einhaltung der textlichen und zeichne-
rischen Festsetzungen des BPs zu achten. Dies betrifft auch Festsetzungen zu Vermei-
dung, Verringerung und zum Ausgleich von nachteiligen Auswirkungen.

Nachteilige Umweltauswirkungen, die unvorhergesehen erst nach Inkrafttreten des Bau-
leitplans bekannt werden und die deshalb nicht Gegenstand der Umweltprifung und der
Abwagung sein konnten, kénnen nicht systematisch und flachendeckend permanent tber-
wacht und erfasst werden. Die Stadt Nurnberg ist in diesem Zusammenhang auf Informa-
tionen der Fachbehdrden bzw. der Bldrger und Birgerinnen Uber unvorhergesehene nach-
teilige Umweltauswirkungen angewiesen.

Die Notwendigkeit eines Monitorings entfallt im vorliegenden Fall, da durch die Planung
und Durchflihrung der vorgeschriebenen Vermeidungsmafinahmen keine erheblichen Um-
weltauswirkungen zu erwarten sind.

11.9. ZUSAMMENFASSUNG

Fir den BP Nr. 4686 wurde im Stadtplanungsausschuss (AfS) in der Sitzung vom
18.01.2024 ein Verfahren eingeleitet. Der vorliegende Umweltbericht (Fortschreibung)
stellt die Ergebnisse der Umweltprifung gem. § 2 Abs. 4 i.V.m. Anlage 1 BauGB dar.

Ziel des BP Nr. 4686 ist die planungsrechtliche Sicherung der Grinflache, die eine Erhal-
tung der naturnahen Lebensrdume und Grinstrukturen, des Retentionsraums des Gold-
bachs und der Kaltluftstromung gewahrleistet. Die vorliegende Fortschreibung des Um-
weltberichts stellt die aktuellen Ergebnisse der Umweltprifung dar. Grundlage hierfur ist
der vorliegende Entwurf des Bebauungsplans.

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umweltbelange gem. §§ 1 Abs. 6 Nr. 7 und
§ 1a BauGB werden nicht erwartet.
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Umweltbelang / Schutzgut

Bewertung der Auswir-
kungen

Flache Nicht erheblich
Boden Nicht erheblich
Wasser Nicht erheblich
Pflanzen Nicht erheblich
Tiere Nicht erheblich
Biologische Vielfalt Nicht erheblich
Landschaft Nicht erheblich

Menschliche Gesundheit

Nicht erheblich

e Erholung

Nicht erheblich

e Larm

Nicht erheblich

o Storfallvorsorge

Nicht betroffen

Luft Nicht erheblich
Klima Nicht erheblich
Abfall Nicht erheblich

Kultur- und Sachgtter

Nicht erheblich

Tabelle 5: Zusammenfassende Bewertung

M. VERFAHREN
n.1. BETEILIGUNGEN

lI.1.1.  FRUHZEITIGE OFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG
GEMASS § 3 ABS. 1 BAUGB

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung fiir den Bebauungsplan Nr. 4686 ,Goldbach® fand
vom 11.11.2024 bis 09.12.2024 statt. Dabei gingen 2 Stellungnahmen von Verbanden ein.

Die Verbande begrufien ausdricklich das Ziel private Grunflachen entlang des Griinzuges
am Goldbach und damit verbundene Lebensrdume von Flora und Fauna langfristig zu si-
chern.

Die Stellungnahmen bezogen sich auf die Themen Baumerhalt, stadtebauliche Dichte, Ge-
schossigkeit und das Landschaftsbild. Die Stellungnahmen wurden geprift und relevante
Stellungnahmen in der Umplanung des Bebauungsplans berticksichtigt.

Dabei wurden auf folgende Punkte eingegangen:

- Rucknahme Bauflache im WA 2 aufgrund von Belangen des Denkmalschutzes und des
Baumschutzes

- Anpassung der Geschossigkeit sowie der maximalen Geschossflachenzahlen im WA 2
aufgrund von Belangen des Denkmalschutzes
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.1.2. FRl_'_JHZEI'I_'_IGE BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND DER SONSTIGEN
TRAGER OFFENTLICHER BELANGE
GEMASS § 4 ABS. 1 BAUGB

Die frihzeitige Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager offentlicher Belange er-
folgte parallel zur frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung im Zeitraum vom 11.11.2024 bis
zum 09.12.2024. Wahrend dieser Zeit gingen mehrere Stellungnahmen zur Planung ein.
Die vorgebrachten Hinweise bezogen sich insbesondere auf den Hochwasserschutz und
das Niederschlagsmanagement, den Denkmalschutz sowie die Flachen fir Wald. Dartber
hinaus wurden Hinweise zur Ausfihrungsplanung eingebracht.

Die relevanten Stellungnahmen wurden bei der Erarbeitung des Entwurfs des Bebauungs-
plans berlcksichtigt.

l11.11.3. BETEILIGUNG DER BEHORDEN UND DER SONSTIGEN TRAGER OFFENT-
LICHER BELANGE (TOB)
GEMASS § 4 ABS. 2 BAUGB

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

l.1.4.  VEROFFENTLICHUNG IM INTERNET
GEMASS § 3 ABS. 2 BAUGB

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

IV. ABWAGUNGSERGEBNIS

Wird im weiteren Verfahren erganzt.

V. KOSTEN

Durch den Bebauungsplan entstehen Kosten fir Gutachten. Durch die Ausfiihrung entste-
hen keine Kosten fur die Stadt.

Nurnberg, den 19.10.2026

Stadtplanungsamt Umweltamt

gez. Dengler gez. Koppel
Dengler Dr. Koppel

Leiter Stadtplanungsamt Leiter Umweltamt
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QUELLENANGABEN
Flachennutzungsplan der Stadt Niirnberg, 08.03.2006, mit der letzten Anderung vom
12.08.2026

Bayerischer Denkmal-Atlas, Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege, Onlineab-
frage: 02.02.2024

Gutachterbericht Gesamtstadtisches Freiraumkonzept (GFK), Becker Giseke Mohren
Richard Landschaftsarchitekten, Februar 2014

Beschluss Stadtrat ,Nirnberg griin und lebenswert®, 14.06.2023
Masterplan Freiraum, Stadt Nirnberg, November 2014

Statistischer Bericht der Sozialraumtypisierung der Stadte Nurnberg und Flurth M544,

06.02.2024, Amt fur Stadtforschung und Statistik fur Nurnberg und Farth

GEO-NET Umweltconsulting GmbH: Stadtklimaanalyse 2024/25: Aktualisierung und
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Grund und Boden, Flache, Wasser

§ 1a Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) / §1
Abs.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
Mit Grund und Boden soll sparsam und scho-
nend umgegangen werden, d.h. der Flachen-
verbrauch soll verringert und einer Innenver-
dichtung Vorrang gegeben werden. Boden-
versiegelungen sollen auf das notwendige
Mal begrenzt werden. Die Notwendigkeit der
Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald
genutzter Flachen soll begriindet werden; da-
bei sollen Ermittlungen zu den Mdglichkeiten
der Innenentwicklung zugrunde gelegt wer-
den. GemaR BNatSchG hat die erneute Inan-
spruchnahme bereits bebauter Flachen sowie
die Bebauung unbebauter Flachen im beplan-
ten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie
nicht fir Grinflachen vorgesehen sind, Vor-
rang vor der Inanspruchnahme von Freifla-
chen im Aufenbereich.

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG):

Die Funktionen des Bodens sollen nachhaltig
gesichert, schadliche Bodenverdnderungen
abgewehrt und Vorsorge gegen nachteilige
Einwirkungen auf den Boden getroffen wer-
den. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen
Beeintrachtigungen der natirlichen Funktio-
nen soweit wie moglich vermieden werden.

Art. 6 Abs. 2 Bayerisches Landesplanungsge-
setz (BayLplG) | Landesentwicklungspro-
gramm (LEP) Bayern 2013 (zuletzt gedndert
am 01.06.2023)

Seit 2021 ist der Grundsatz ,Vermeidung von
Zersiedelung und Flachensparen® im Landes-
planungsgesetz (LplG) verankert. Ziel ist es,
den Verbrauch von Freiflachen im Aul3enbe-
reich fur Siedlungs- und Verkehrszwecke zu
verringern. Bis 2030 sollen landesweit max. 5
Hektar pro Tag neu in Anspruch genommen
werden. Der LEP betont, fiir eine kompakte
Siedlungsentwicklung vorrangig vorhandene
Potenziale der Innenentwicklung zu nutzen,
um Zersiedelung zu vermeiden, die Funkti-
onsfahigkeit der Versorgungsinfrastruktur zu
sichern und Kosten zu minimieren.

ABSP der Stadt Niirnberg (1996):

Eine Reihe von Bodenschutzzielen ist hier
formuliert. Insbesondere sollen 06kologisch
wertvolle Bereiche von Versiegelung frei-
gehalten werden.

Stadtratsbeschluss vom 14.06.2023:
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Im Beschluss ,Nurnberg griin und lebenswert
erhalten® bekennt sich die Stadt dazu, im
Rahmen der Bauleitplane Festsetzungen zur
Einddmmung des FlachenfraRes und der
weiteren Bodenversiegelung zu treffen.
Sie verfolgt dabei insb. folgende Ziele:
— Reduzierung der Umwandlung von Grinflachen,
landwirtschaftlichen Nutzflachen oder Wald
— Erhalt  von Reichswald, Knoblauchsland,

Moorenbrunnfeld und der landwirtschaftlichen
Flachen im Nirnberger Stden

— Erhalt gesetzlich geschutzter Biotope, sowie von
Flachen, die im Stadtklimagutachten als fir den
Klimaschutz relevant erfasst sind

— Erhalt von innerstadtischen Freiflachen/-raumen

EG-Richtlinie zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens fiir MalBnahmen der Gemeinschaft
im Bereich der Wasserpolitik (Wasser-
rahmenrichtlinie / WRRL):

Vorrangiges Ziel ist das EU-weite Erreichen
eines guten Zustands aller Gewasser (Flisse,
Seen, Ubergangs-/Kiistengewésser, Grund-
wasser). Fir die Gewasser gilt grundsatzlich
ein Verschlechterungsverbot sowie ein Ver-
besserungs- bzw. Zielerreichungsgebot.

§ 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG):
Niederschlagswasser soll ortsnah versickert
oder verrieselt werden, soweit dem weder
wasserrechtliche oder sonstige o6ffentlich-
rechtliche Vorschriffen noch wasserwirt-
schaftliche Belange entgegenstehen. Des
Weiteren gibt die Entwasserungssatzung der
Stadt Nurnberg der Versickerung von Nieder-
schlagswassern den Vorrang. Mit Einfihrung
des getrennten Gebiihrenmalstabs fir Nie-
derschlagswasser und Abwasser seit
01.01.2000 wird dies auch in der entspre-
chenden Gebuhrensatzung berticksichtigt.

§§ 77, 78ff. Wasserhaushaltsgesetz (WHG):

(Frihere) Uberschwemmungsgebiete (USG)
i.S.d. § 76 sollen nach § 77 in ihrer Funktion
als Ruckhalteflachen erhalten bzw. soweit wie
mdglich wiederhergestellt werden. §§ 78 und
78a beinhalten planerische und bauliche Vor-
schriften, welche darauf abzielen, Retentions-
raume mdoglichst von Bebauung freizuhalten
bzw. im Fall einer Bebauung das vorherr-
schende Hochwasserschutzniveau nicht zu
verringern. Generell sind bei Planungen in ei-
nem amtlich festgesetzten bzw. vorlaufig ge-
sicherten USG (§ 76 Abs. 3) oder in einem Ri-
sikogebiet auBerhalb eines USG die Belange
der Hochwasservorsorge im Rahmen der
bauleitplanerischen Abwagung zu bertck-
sichtigen (§ 78 Abs. 3 und 8, § 78b Abs. 1).
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Nationale Wasserstrategie / Wasserzukunft
Bayern 2050):

Um die Wasserversorgung auch in Zukunft si-
cher zu stellen, wurde ein Handlungsrahmen
mit Zielhorizont 2050 fir ein modernes Was-
sermanagement geschaffen. Im Aktionspro-
gramm werden 78 konkrete Maflnahmen ge-
nannt, die durch Bund, Lander und Kommu-
nen sowie andere Akteure umzusetzen sind.

Beschluss des Umweltausschusses vom
09.10.2013 und des Stadtplanungsausschus-
ses vom 07.11.2013:

Die Stadtverwaltung pruft in jedem Bauleit-
planverfahren, das eine Neubauplanung vor-

Artenschutz und Biologische Vielfalt

8§ 44 und 45 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG)

Die §§ 44 und 45 regeln die Rechtsvorgaben
fur den speziellen Artenschutz. Aussagen
zum Natura 2000- Konzept der EU finden sich
in den §§ 31 bis 36 BNatSchG. Die Rechts-
grundlagen zum speziellen Artenschutz un-
terliegen nicht der Abwagung im Rahmen der
Bauleitplanung (siehe auch Kapitel 11.4).

Die Bayerische Biodiversitétsstrategie
(01.04.2008) nennt u.a. folgenden Hand-
lungsschwerpunkt: Berlcksichtigung der As-
pekte des Artenschutzes und des Biotopver-

Natur und Landschaft
§ 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

Nach § 1 BNatSchG sind die biologische Viel-
falt, die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des
Naturhaushalts, einschl. Regenerationsfahig-
keit und nachhaltige Nutzungsfahigkeit sowie
die Vielfalt, Eigenart und Schonheit als auch
der Erholungswert von Natur und Landschaft
dauerhaft zu sichern. Freiraume im besiedel-
ten und siedlungsnahen Bereich einschlief3-
lich ihrer Bestandteile, wie z.B. Grinzlge,
Parkanlagen, Einzelbdume sind zu erhalten
und dort, wo sie nicht in ausreichendem Mal}e
und hinreichender Qualitat vorhanden sind,

sieht (einschlieBlich Konversionsflachen), die
Moglichkeiten und die Realisierbarkeit eines
nachhaltigen Umgangs mit und einer orts-
nahen Beseitigung des anfallenden Nieder-
schlagswassers. Da i.d.R. Flachen bendtigt
werden, die bei Bedarf grundstiicksibergrei-
fend und multifunktional genutzt werden, soll
die Entwasserung friihzeitig und Dienststel-
lenlibergreifend betrachtet werden.

Gemeinsamer Beschluss des Stadtplanungs-
und des Umweltausschusses v. 16.11.2023:
Die Verwaltung wird beauftragt, Planung und
Ausfiuhrung aller Vorhaben in der Stadt unter
dem Aspekt der ,wassersensiblen Stadt‘ zu
betreiben.

bunds sowie des Ziels der Erhaltung von Ge-
bieten mit hoher biologischer Vielfalt bei der
Trassierung von Verkehrswegen und der
Ausweisung neuer Siedlungs- und Gewerbe-
flachen.

Die Biodiversitatsstrategie der Stadt Niirn-
berg 2025 beschreibt und biindelt langfristige
Ziele, Handlungsfelder und Malnahmen zum
Schutz der biologischen Vielfalt im stadti-
schen Einflussbereich. (Beschluss des Um-
weltausschusses 04.12.2024)

neu zu schaffen oder zu entwickeln.

Die §§ 23 bis 29 BNatSchG treffen Aussagen
zum Schutz bestimmter Flachen und einzel-
ner Bestandteile der Natur. In § 20 BNatSchG
ist das Ziel festgesetzt, mind. 10% der Lan-
desflache als Netz verbundener Biotope zu si-
chern. Der Biotopverbund dient u.a. der dau-
erhaften Sicherung der Populationen wildle-
bender Tiere und Pflanzen einschlieflich ihrer
Lebensstatten, Biotope und Lebensgemein-
schaften sowie der Bewahrung, Wiederher-
stellung und Entwicklung funktionsfahiger
Okologischer Wechselbeziehungen.

Menschliche Gesundheit: Griin- und Freiraum, Erholung, Larm, Luft, Stérfallvorsorge
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Nach BauGB §1 Abs 6 Nr. 14 hat die Bauleit-
planung die ausreichende Versorgung mit
Grin- und Freiflachen als Belang zu berick-
sichtigen.

Beschluss des Umweltausschusses vom
12.03.2014 und des Stadtplanungsausschus-
ses vom 27.03.2014:

Das gesamtstadtische Freiraumkonzept
(GFK) und das Leitbild ,Kompaktes Griines
Nurnberg 2030 bilden die Grundlage der
Grin- und Freiraumplanungen der Stadt
Nurnberg.

Baulandbeschluss (BLB):

Der 2023 fortgeschriebene BLB trifft fur
Wohn- und Gewerbegebiete einheitliche Re-
gelungen in Bezug auf stadtebauliche und
umweltplanerische Standards und Qualitaten.
Er benennt Orientierungswerte fir die Aus-
stattung mit 6ffentlichen Grinflachen: je Ein-
wohner in Geschosswohnungen: 20 m?, je
Einwohner in Einfamilienhdusern 10 m? da-
von entfallen je Einwohner 3,4 m? fir Spiel-
platz- oder Jugendspielflache.

Beschluss des Umweltausschusses vom
09.10.2019 sowie des Stadtplanungsaus-
schusses vom 17.10.2019:

Die Verwaltung wird beauftragt, die finanziel-
len Auswirkungen von Dach- oder Fassaden-
begrinungsmaflnahmen bei allen anstehen-
den stadtischen Neubauprojekten und im
Bestand zu prifen und nach Moglichkeit
entsprechende Mallnahmen umzusetzen.

Stadtratsbeschluss vom 04.03.2020:

Das Konzept der ,Grinen Finger* dient als
Planungsgrundlage und Orientierungshilfe fur
alle  raumlichen  Entwicklungsplanungen
sowie fur stadtstrategische Grundsatzent-
scheidungen. Die Entwicklung von Griunfla-
chen auf vormals baulich genutzten Flachen
bleibt jeweils eigenen Beschlussfassungen
vorbehalten. Bei der konkreten Umsetzung
sind bestehende funktionale Zusammen-
hange der vorhandenen Gebiete einzelfall-
spezifisch zu priifen und zu berticksichtigen.

DIN 18005 (Schallschutz im Stadtebau):
gibt aus Sicht des Schallschutzes im Stadte-
bau erwiinschte Orientierungswerte vor.

16. BImSchV (Sechzehnte Verordnung zur
Durchfiihrung d. Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes — Verkehrsldrmschutzverordnung):
legt Grenzwerte fir den Bau oder die wesent-
liche Anderung von offentlichen StraRen
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sowie von Schienenwegen der Eisenbahnen
und Straflenbahnen fest.

§ 47d BImSchG (Lérmaktionsplan):

Auf Basis der Strategischen Larmkarten hat
die Stadt Nurnberg einen Larmaktionsplan
(LAP) erstellt, der zuletzt 2023 fortgeschrie-
ben wurde. Der LAP soll die Larmprobleme
und Larmauswirkungen regeln und ruhige
Gebiete gegen eine Zunahme des Larms
schitzen. Flr die Haupteisenbahnstrecken
wurde im Jahr 2023, fir den Verkehrsflugha-
fen Nurnberg im Jahr 2020 ein LAP von den
jeweils zustandigen Stellen aufgestellt.

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Tech-
nische Anleitung zum Schutz gegen Ldrm —
TA Larm): dient dem Schutz der Aligemein-
heit und der Nachbarschaft vor sowie der Vor-
sorge gegen schadliche(n) Umwelteinwirkun-
gen durch Gerausche. Sie gilt fir Anlagen, die
als (nicht) genehmigungsbedurftige Anlagen
den Anforderungen des BImSchG (Zweiter
Teil) unterliegen, im bau-/immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren sowie
bei Nachbarschaftsbeschwerden. Sie legt
u.a. gebietsbezogene Immissionsrichtwerte
fur Anlagenlarm fest, die am Immissionsort in
der Summe nicht Uberschritten werden dur-
fen. Die Regelungen der TA Larm bestimmen
die Grenze der Abwagung fiir Gewerbe- bzw.
Anlagenlarm, da ein Bebauungsplan keine
Festsetzungen treffen darf, die nicht vollzieh-
bar sind.

18. BImSchV (Achtzehnte Verordnung zur
Durchfiithrung d. Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes — Sportanlagenldrmschutzverord-
nung): gilt fur Errichtung, Beschaffenheit und
Betrieb von Sportanlagen, soweit sie zum
Zwecke der Sportausubung betrieben werden
und einer Genehmigung nach BImSchG nicht
bedurfen. Sie legt gebietsbezogene Immissi-
onsrichtwerte flr Sportlarm fest, die am Im-
missionsort in der Summe nicht Uberschritten
werden durfen. Die Regelungen der Sport-
anlagenlarmschutzverordnung  bestimmen
die Grenze der Abwagung flr Sportlarm, da
ein Bebauungsplan keine Festsetzungen tref-
fen darf, die nicht vollziehbar sind. In Bayern
soll die 18. BImSchV auch fir Freizeitlarm
(ausgenommen traditionelle Volksfeste und
Kirchweihen) Anwendung finden.

Freizeitlarmrichtlinie LAl (Ldnderausschuss

fir Immissionsschutz, Stand Mérz 2015):
dient als Erkenntnisquelle und gibt Hinweise
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zur Beurteilung von Freizeitanlagen bzw.
Grundstlcken, die nicht nur gelegentlich flr
Freizeitgestaltung bereitgestellt werden, be-
zuglich der Unvermeidbarkeit und Zumutbar-
keit von Freizeitlarm. Die Freizeitlarmricht-
linie soll in Bayern nur fur traditionelle Volks-
feste und Kirchweihen Anwendung finden.

Gesetz (iber Anforderungen an den L&rm-
schutz bei Kinder- und Jugendspieleinrichtun-
gen — KJG): regelt in Bayern die Zulassigkeit
von Immissionen durch Gerausche von Kin-
der- und Jugendspieleinrichtungen in der
Nachbarschaft von Wohnbebauung. Es legt
u.a. fest, dass die natirlichen Lebensaulle-
rungen von Kindern, die Ausdruck nattrlichen
Spielens oder anderer kindlicher Verhaltens-
weisen sind, im Wohnumfeld als sozial-
adaquat hinzunehmen sind. Das KJG lockert
fir Jugendspieleinrichtungen einige Regelun-
gen der Sportanlagenlarmschutzverordnung.

39. BImSchV / § 47 BImSchG (Luftreinhalte-
plan) / EU-Verordnung 2024/1991 (iber Luft-
qualitédt und saubere Luft in Europa:

Die 39. BImSchV legt Mess- und Berichts-
pflichten und nennt Grenzwerte flr Luftschad-
stoffe. Bei Grenzwertiiberschreitung ist ein
Luftreinhalteplan zu erstellen, der Mal3nah-
men zur dauerhaften Verminderung der Luft-
verunreinigung nennt. Infolge der 2024 in
Kraft getretenen EU-Luftqualitatsrichtlinie ist
die 39. BImSchV bis 2026 zu aktualisieren.

Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum
Bundes-Immissionsschutzgesetz (Techni-
sche Anleitung zur Reinhaltung der Luft): Sie

Klima und Energie

Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG):

Das KSG soll die Erfillung der nationalen Kli-
maschutzziele und der europaischen Zielvor-
gaben gewabhrleisten. Grundlage dafur ist die
Verpflichtung nach dem Ubereinkommen von
Paris aufgrund der Klimarahmenkonvention
der Vereinten Nationen. Danach ist der An-
stieg der globalen Durchschnittstemperatur
auf deutlich unter 2°C und mdglichst auf
1,5°C gegenuber dem vorindustriellen Niveau
zu begrenzen. Mit dem KSG werden Klima-
schutz- und sektorUbergreifende jahrliche
Minderungsziele gesetzlich verankert.

Bayerisches Klimaschutzgesetz (BayKlimaG)
Das 2021 in Kraft getretene BayKlimaG legt
Klimaschutzziele fest, die einen Beitrag zu
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konkretisiert die im BImSchG begriindeten
Schutz- und Vorsorgeanforderungen gemafn
dem Stand der Technik und legt fir die ge-
nehmigungsbedurftigen Anlagen aller Indust-
riebranchen betriebliche Anforderungen und
Emissionsbegrenzungen fur die jeweils rele-
vanten Luftschadstoffe fest. Immissionsanfor-
derungen der TA Luft bestehen zum Schutz
der menschlichen Gesundheit, zum Schutz
vor erheblichen Belastigungen oder erhebli-
chen Nachteilen und zum Schutz von Oko-
systemen und der Vegetation. Hierzu dirfen
bestimmte Immissionswerte nicht tberschrit-
ten werden. Diese Immissionsanforderungen
sollen auch fur die Beurteilung von schadli-
chen Umwelteinwirkungen durch immissions-
schutzrechtlich nicht genehmigungsbedurf-
tige Anlagen herangezogen werden.

§ 1 Abs. 6 Nr. 7j BauGB (Anfélligkeit fiir
schwere Unféllen oder Katastrophen):

Die BauGB-Novellierung vom 13.05.2017
fuhrt durch Aufnahme der Stérfallvorsorge i.S.
des immissionsschutzrechtlichen Trennungs-
grundsatzes gem. § 50 Satz 1 BImSchG in
den Katalog der zu berlcksichtigenden Um-
weltbelange sowie durch das Einfuigen hierfir
differenzierterer Festsetzungsmdglichkeiten
in § 9 BauGB zu einer erhdhten Gewichtung
dieses Belangs in der Bauleitplanung. Des
Weiteren besteht nunmehr die Pflicht zur Be-
ricksichtigung der Auswirkungen, die auf-
grund der Anfalligkeit der nach dem Bebau-
ungsplan zuldssigen Vorhaben fur schwere
Unfalle oder Katastrophen (auferhalb des
Storfallrechts) zu erwarten sind, auf die Be-
lange nach den Buchstaben a bis d und i.

dem in Paris vereinbarten globalen 1,5 Grad-
Ziel leisten sollen. Begleitend dazu wurde ein
Klimaschutzprogramm mit konkreten Mal}-
nahmen beschlossen, das 2024 zur Errei-
chung der im BayKlimaG genannten Minde-
rungsziele fortgeschrieben wurde.

§ 1 Abs. 5und 6 und § 1a Abs. 5 BauGB:
Der globale Klimaschutz, der Einsatz und die
Nutzung erneuerbarer Energien sowie die
sparsame und effiziente Nutzung von Energie
gehdren zu einer gemeindlichen Aufgabe im
Rahmen der Bauleitplanung. Seit der BauGB-
Novelle 2011 sollen Bauleitplane dazu beitra-
gen, Klimaschutz und Klimaanpassung auch
in der Stadtentwicklung zu férdern und zur Er-
fullung der Klimaschutzziele des KSG die
Warme- und Energieversorgung von Gebau-
den treibhausgasneutral beizutragen.
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Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) /
Deutsche Klimaanpassungsstrategie (DAS) /
Bay. Klimaanpassungsstrategie (BayKLAS):
Das KANnG legt Klimaanpassungsziele fest
und ist Rechtsgrundlage fur die Klimaanpas-
sungsstrategie sowie die Umsetzung und
Fortschreibung von Klimaanpassungsmalf-
nahmen. Das KANG verpflichtet Bund, Lander
und offentliche Stellen, die die Lander fiir die
Konzepterstellung benennen, Konzepte fir
die Anpassung an die fortschreitende Er-
derhitzung zu entwerfen und benennt als
zentrale MaRnahme ein Entsiegelungsgebot.
Die DAS legt 33 messbare Ziele fest.

Die BayKLAS 2016 wird zzt. fortgeschrieben.

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)

Ziel ist bis 2030, dass mind. 80% der Strom-
versorgung auf Erneuerbaren Energien (EE)
beruht. Errichtung und Betrieb von EE-Anla-
gen liegen im Gberragenden o6ffentlichen Inte-
resse, weswegen sie als vorrangiger Belang
in die jeweils durchzufihrenden Schutzgiter-
abwagungen eingebracht werden.

Windenergieflachenbedarfsgesetz (WindBG)
/LEP 2013 (zuletzt gedndert am 01.06.2023):
Das WindBG gibt den Landern verbindliche,
zeitlich gestufte Flachenziele vor, um die
Ziele des EEG zu erreichen. Als landesweiten
Flachenbeitragswertes nach WindBG legt das
LEP fir jede Region 1,1 % der Regionsflache
bis zum 31.12.2027 fest.

Gebdudeenergiegesetz (GEG):

Das Gesetz zur Einsparung von Energie und
zur Nutzung erneuerbarer Energien zur
Warme- und Kalteerzeugung in Gebauden
wurde 2023 novelliert und setzt Umsetzungs-
fristen fur den Umstieg auf das Heizen mit
mind. 65 Prozent Erneuerbaren Energien fur
Neu- und Bestandsbauten.

Wérmeplanungsgesetz (WPG):

Ziel des 2024 in Kraft getretenen WPG ist die
Umstellung der Warmeerzeugung sowie -ver-
sorgung auf erneuerbare Energien, um bis
zum Jahr 2045 in Deutschland Klimaneutrali-
tat zu erreichen.

Umweltausschussbeschluss v. 23.01.2013:
In Bebauungsplanverfahren oder anderen
stadtebaulichen Vorhaben sind grundsétzlich
Energiekonzepte zu erstellen mit dem Ziel,
eine COz-neutrale Energieversorgung fur den
Neubau zu erreichen.
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Stadtratsbeschluss vom 24.07.2019:

Die Verwaltung wird u.a. beauftragt den Aus-
bau der Fernwarme in Nirnberg aktiv zu un-
terstitzen sowie alle Mdéglichkeiten fir CO2-
neutrale Warmeversorgungen bei Neubau-
mafnahmen auszuschdpfen und bei Grund-
stlicksverkaufen der Stadt Nirnberg Studien
hinsichtlich mdglicher CO2-Neutralitat erstel-
len zu lassen.

Beschluss des Stadtplanungsausschusses
vom 22.07.2021: Der sog. ,Klima-Baukasten®
fur die Nurnberger Bauleitplanung soll zur An-
wendung kommen; konkrete Zielsetzungen
fur Klimaschutz und Klimaanpassung sollen
als verbindliche Vorgabe einzelfallbezogen zu
Beginn eines Bauleitplanverfahrens be-
schlossen werden (,Eckdatenbeschluss®).

Stadtratsbeschluss vom 18.05.2022:

Als Treibhausgasminderungsziel bis zum
Jahr 2030 wird ein Wert von - 65% festgelegt
(Basisjahr: 1990); die Klimaneutralitdt der
Gesamtstadt soll bis spatestens zum Jahr
2040 erreicht werden (Punkt b).

Umweltausschussbeschluss v. 27.07.2022:
Infolge der zunehmenden Hitzebelastungen
hat die Stadt Nurnberg einen Hitzeaktions-
plan erarbeitet und dessen Umsetzung be-
schlossen. Mit konkreten MalRnahmen sollen
insb. die gesundheitlichen Folgen extremer
Hitzesituationen abgemildert werden.

Die Kommunale Wérmeplanung stellt dar wie
bis 2040/ 2045 eine CO2-neutrale Warmever-
sorgung erzielt werden kann und benennt ei-
nen Malihahmenkatalog sowie einen Umset-
zungsplan zur zeitlichen Priorisierung der
MaRnahmen.  (Stadtratsbeschluss  vom
04.06.2025)

Integriertes Klimaschutzkonzept (IKSK): Zur
Erreichung der Klimaschutzziele vom
18.05.2022 liegt ein strategischer Handlungs-
plan fir die schnellstmégliche Umsetzung von
Klimaschutz vor. Der MalRhahmenkatalog ist
weiter zu konkretisieren und bei Bedarf zu ak-
tualisieren. (Stadtratsbeschluss vom
23.07.2025)

Die Ergebnisse der Stadtklimaanalyse 2024/
2025 flieBen in die relevanten formellen und
informellen Planungen und Konzept der Stadt
Nurnberg ein, um den zu erwartenden klima-
tischen Veranderungen bzw. dem Umgang
mit der zunehmenden Hitzebelastung
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Anhang Umweltrelevante Ziele aus Fachgesetzen und Fachplanen Stand Juni 2026

begegnen zu kdénnen. Aus gutachterlicher
Sicht wird der Sicherung von Flachen, die der
Kalt- und Frischluftzufuhr dienen, héchste Pri-
oritdt beigemessen. MalRnahmenempfehlun-
gen fur Siedlungs- und Verkehrsflachen so-
wie  Hinweise zur Bedeutung und

Schutzwiirdigkeit von Leitbahnkorridoren so-
wie Grun- und Freiflachen sind in der Pla-
nungshinweiskarte (PHK) dargestellt. (Ge-
mein. Beschluss des Stadtplanungs- und des
Umweltausschusses vom 29.04.2026
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Berichtsvorlage
UwA/021/2026

NURNBERG
Beratung Datum Behandlung Ziel
Ausschuss fiir Umwelt, Klima- und 11.11.2026  offentlich Bericht
Naturschutz
Stadtplanungsausschuss 11.11.2026  offentlich Bericht
Betreff:

Bericht tiber die Zahlen von Fallgenehmigungen und Ersatzpflanzungen von Baumen bei
Bauvorhaben

Bericht:

Die Zahlen beziehen sich auf Baugenehmigungsvorhaben fur Bauvorhaben im Geltungsbereich
der Baumschutzverordnung (BaumSchVO) von privaten und stadtischen Vorhabentragern,
sowie stadtischen Tochtern.

Erneuter Bericht Uber die Entwicklung der seit 2022 geflhrten Erfassung.

In Fazit und Ausblick wird eine grundsatzliche Gesamtbetrachtung zum Baumschutz entwickelt.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[ ] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

D] Nein (— weiter bei 2.)
(] Ja

[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [] nur fiir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Seite 1von 3
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Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungserméachtigungen ausreichend zur Verfiigung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. Il / Stk in Kenntnis gesetzt)

[] Ja

[] Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
] Nein (— weiter bei 3.)
(] Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

[] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschaftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

Xl Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(] Ja kein Kontext mit Personen- oder Geschlechtsbezug vorhanden.

4. Abstimmung mit weiteren Geschaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

Seite 2 von 3
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Féallgenehmigungen und Ersatzpflanzungen von Baumen bei Bauvorhaben im Vollzug
der Baumschutzverordnung der Stadt Niirnberg

Sachverhalt

Seit Februar 2022 fuhrt die Unteren Naturschutzbehdrde im Umweltamt (UNB) eine Statistik
uber erteilte Fallgenehmigungen und die damit verbundenen Auflagen fur Ersatzpflanzungen
gemal der stadtischen Baumschutzverordnung (BaumSchVO). Diese Erfassung erfolgt im
Rahmen der Baugenehmigungsverfahren im Innenbereich, die nach §30 und §34 des Bauge-
setzbuches (BauGB) genehmigt werden. Der vorliegende Bericht gibt den aktuellen Stand der
Erhebungen wieder. Auf die Beratungsfolge, zuletzt im Umweltausschuss 30. Juli 2025 wird
verwiesen. Erganzend wird dariber hinaus Uber die Entwicklungen im Vollzug der Baum-
SchVO bei Einzelantragen, also auferhalb von Baugenehmigungsverfahren, berichtet. Per-
spektivisch soll so kiinftig eine Gesamtbilanz erstellt werden.

Ergebnis der Erfassung
gE-I:IEhITIIgtE gE-I:IEhITIIgtE Ersatzpflan- | Ausgleichs- |weitere Neupflanzungen ge:mhmlgte Ersatzpflanz-
Fallungen | Fallungen . Féllungen | ungen (Stk.)
Jahr zungen zahlungen (aus sonstigen . .
5tU < 150 cm StU > 150 cm (Stk.)Antrige Antrige
(5tk.) (5tk.) Verordnungen®)
{stk.) {stk.) BaumSchVO | BaumSchvo
ab Feb. 2022 (Mittel) 204 74 318 23 261
insg. 278 insg. 341
2023 (Mittel) 205] 74 318] 23 262
insg. 279 insg. 341
2024 350] 153 613] 11 135
insg. 503 insg. 624
2025 191] a1 250] 18 17
insg. 232 insg. 268 720 612
2026 119] 30 168] 1 3
Stand 31.08.2026 insg. 149 insg. 169 395 260

* Meupflanzungen aus erginzenden Verordnungen/Auflagen wie z.B. KSpS, 5t5, BegrS, grunordnerischen Festsetzungen

190



Ubersicht (ohne Antrize BaumSchVO)

Anzahl (5tk.)
&
[ =]

2022 (=b Feb.,im 2023 (Mitrel)
Mittel )

(%]
=]
=]

2025 2026

5tU< 150 cm St = 150 cm
Ersatzpflanzungen Ausgleichszahlungen
— ceniehmigte Fallungen — ceforderter Ersatz

Bilanz fiir 2025

Die Gesamtzahl des zur Beseitigung genehmigten Baumbestandes belauft sich flr das Jahr
2025 insgesamt auf 232 Stlick, davon 191 Baume (82%) mit einem Stammumfang zwischen
80 und 150 cm und 41 Baume (18%) mit einem Stammumfang tber 150 cm.

Hierflr wurde insgesamt Ersatz von 268 Stiick Neupflanzungen festgelegt. Davon wurden 18
Ausgleichszahlungen (7%) a 900 € bzw. 1200 € geleistet, die verbliebenen 250 Forderung in
Form von Ersatzpflanzungen (93%) sind mit Abschluss der BaumalRnahme bis zur Aufnahme
der Nutzung zu pflanzen.

Rechnerisch ergibt sich ein Plus an 36 Baumpflanzungen bzw. Ausgleichszahlungen aus Er-
satzforderungen der BaumSchVO. Diese Bilanz basiert auf Grundlage der aktuellen Regelun-
gen der stadtischen BaumSchVO. Der Verwaltung ist bewusst, dass — zurecht — offentlich
daruber diskutiert wird, ob die bislang festgelegte Ersatz- bzw. Ausgleichsdimension der tat-
sachlichen Wohlfahrtswirkung dieser Baume entspricht oder ob diese nicht ausgeweitet wer-
den musste, da junge Ersatzpflanzungen die Wirkung stattlicher Baume erst in Jahrzehnten
wieder erreichen werden.

Zusatzlich wurden im Zuge der Freiflachengestaltung bei den insgesamt 66 Bauvorhaben 17
Neupflanzungen aus anderen offentlich-rechtlichen Forderungen wie beispielsweise Kinder-
spielplatzsatzung, Stellplatzsatzung, Begrinungssatzung (bis Oktober 2025) oder griinordne-
rischen Festsetzungen aus B-Planen festgelegt.

Die im letzten Bericht aufgezeigte Tendenz beziglich des Rickgangs der Anzahl der Fallun-
gen, hat sich fir das Gesamtjahr 2025 bestatigt. Die absolute Anzahl von 503 genehmigten
Fallungen im Jahr 2024 ist auf 232 genehmigte Fallungen im Jahr 2025 gesunken. Dies ent-
spricht einem Rickgang von 46 %.

Die zuletzt festgestellte ricklaufige Entwicklung der anteiligen Fallungen von Altbaumen (hier:
Baume mit Stammumfang > 150 cm) hat sich bis Ende 2025 fortgesetzt, sodass der Anteil von
30 % im Jahr 2024 auf 18% im Jahr 2025 weiter gesunken ist.
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2025 konnten 93% des, durch Fallungen entstandenen Ausgleichsbedarfs in Form von Ersatz-
pflanzungen auf den Baugrundstliicken umgesetzt werden, 7% mussten mittels Ausgleichs-
zahlung gelost werden. Im Vergleich zum Vorjahr ist hier ein leichter, relativer Anstieg an Aus-
gleichszahlungen festzustellen.

Zusatzlich zur Erfassung der Zahlen bei Bauvorhaben wurde mit der neuen statistischen Aus-
wertungsmaoglichkeit der bestehenden Baumdatenbank Werte aus den Einzelantradgen zur
BaumSchVO ausgelesen. Im Rahmen von Einzelantragen, d.h. Antragen auf3erhalb von kon-
zentrierenden Baugenehmigungsverfahren, wurden 2025 insgesamt 380 Bescheide mit Fal-
lungen erlassen. In einer Vielzahl weiterer Verfahren werden — zur Vermeidung von Baumfal-
lungen - MalRnahmen zum Baum- und Wurzelschutz eingebracht.

Die Summe, der zur Beseitigung genehmigten Baume belduft sich auf 720 Stlck. Hierfur
wurde insgesamt Ersatz von 612 Stick Neupflanzungen festgelegt. Angesichts der teilweise
noch laufenden Frist zur Umsetzung der beauflagten Neupflanzungen kann erst spater hierzu
bilanziert werden. Der Unterschied zwischen genehmigten Fallungen und festgelegten Ersatz-
pflanzungen ergibt sich aus der Tatsache, dass Badume zunehmend aus Vitalitdtsmangel ab-
gangig sind und daher gemalR BaumSchVO kein Ersatz gefordert werden kann.

Bisherige Entwicklungen in 2026

Die Summe des zur Beseitigung genehmigten Baumbestandes belauft sich bis zum Stichtag
31. August insgesamt auf 149 Stick, davon 119 Baume (80%) mit einem Stammumfang zwi-
schen 80 und 150 cm und 30 Baume (20%) mit einem Stammumfang Gber 150 cm.

Hierflr wurde insgesamt Ersatz von 169 Stuck Neupflanzungen festgelegt. Davon wurden 1
Ausgleichszahlungen (0,6%) a 1.200 € geleistet, die verbliebenen 168 Forderung (99,4%) in
Form von Ersatzpflanzungen sind mit Abschluss der BaumafRnahme bis zur Aufnahme der
Nutzung zu pflanzen.

Rechnerisch ergibt sich ein Plus an 20 Baumpflanzungen bzw. Ausgleichszahlungen aus Er-
satzforderungen der BaumSchVO. Auf die o.e. Feststellung zur berechtigten Diskussion bzgl.
der Dimension von Ausgleich und Ersatz sei hiermit verwiesen.

Die Anzahl von Neupflanzungen aus anderen stadtischen Satzungen und offentlich-rechtli-
chen Forderungen ist 2026 nochmals stark zuriickgegangen. Ursache sind i. w. die Anpassun-
gen der entsprechenden Regelungen (Begriinungssatzung, Kinderspielplatzsatzung und Stell-
platzsatzung), durch Anderungen in der jeweiligen Rechtsgrundlage, hier insbesondere der
Bayerischen Bauordnung (BayBO).

Bei den festgesetzten Ersatzpflanzungen lassen sich Schwankungen der tatsachlichen Pflan-
zungen gegenuber den Ausgleichszahlungen ablesen. Ausgehend von den Jahren 2022/23
mit einem Anteil an Ausgleichzahlungen von 7 %, Uber 2024 mit 2 % zum Jahr 2025 mit wieder
7 % in Form von Ausgleichszahlungen ist bis zum Stichtag 2026 der bisher niedrigste Anteil
von Ausgleichszahlungen mit 0,6 % zu verzeichnen. Insgesamt befinden sich die anteiligen
Ausgleichszahlungen trotz Schwankungen seit Erfassung in einem niedrigen Prozentbereich.

Weiterhin stabil entwickelt sich der Anteil an Fallungen von Baumen mit einem Stammumfang
(StU) Gber 150 cm. Nach dem leichten Anstieg im Jahr 2024 mit 30% zu den vorrausgehenden

192



beiden Jahren mit durchschnittlich 26%, ist der Anteil an genehmigten Altbdumen in 2025 auf
bisher niedrigsten Stand von 18 % gesunken. 2026 lasst sich bisher eine leichte Zunahme auf
anteilig 20 % verzeichnen.

Insgesamt ist ein anteiliger Rickgang von Genehmigungen fir Baumfallungen bei Baugeneh-
migungsverfahren zu verzeichnen, bezogen auf die absoluten Zahlen der Genehmigungsver-
fahren bei der Bauordnungsbehorde.

Im Rahmen von Einzelantragen gem. BaumSchVO wurden 2026 im Erfassungszeitraum (ein-
schlief3lich August) bislang insgesamt 284 Bescheide mit Fallungen erlassen. Die Summe, der
zur Beseitigung genehmigten Baume belauft sich auf derzeit 395 Stuck. Hierfir wurde insge-
samt Ersatz von 260 Stuck Neupflanzungen festgelegt.

Linear hochgerechnet auf das Gesamtjahr 2026 sind das 426 Bescheide Uber insgesamt 592
zur Fallung genehmigte Baume mit Ersatzforderungen Uber 390 Stlick Ersatzpflanzungen. Wie
viel hiervon anteilig als Ersatzpflanzung bzw. Ausgleichszahlung umgesetzt wird, ist wg. der
noch laufenden Umsetzungsfrist noch unklar.

Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet dies zwar einen zahlenmaRigen Anstieg der Bescheide
uber Fallungen, jedoch bei einer ricklaufigen Anzahl, von zur Fallung freigegebenen Baumen.

Fazit und Ausblick

2025 wurden im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren im bauplanungsrechtlichen Innen-
bereich die Fallung von 232 Baumen und im Rahmen von Einzelantragen der BaumSchVO
720 Fallungen genehmigt. Im Baumbericht von SOR fiir 2025 werden 322 Fallungen im Stra-
Rengrin und 245 Fallungen in Grinanlagen und Spielplatzen mitgeteilt. Damit wurden im
Stadtgebiet 2025 insgesamt 1.519 Einzelbdume im engeren Siedlungsbereich gefallt. Mogli-
che Fallungen bei stadtischen Bauvorhaben (z.B. fir Schulen) sind hier noch nicht erfasst.

Dem stehen als Ersatzpflanzungen gegenuber: 250 aus Baugenehmigungsverfahren, 612 im
Rahmen der BaumSchVO und schlieRlich 308 durch SOR. Das sind insgesamt 1.170 Ersatz-
pflanzungen.

Durch SOR erfolgten in 2025 318 Neupflanzungen und im Rahmen anderer stadtischer Sat-
zungen nur noch 17 (2026 bisher nur drei). Im Rahmen des Foérderprogramms ,Der ge-
schenkte Baum® wurden zusatzlich 113 Baumpflanzungen geférdert.

Die Bilanz fallt damit — rein quantitativ — leicht positiv aus (1.618 Pflanzungen bei 1.519 Fal-
lungen). Bei den genannten Zahlen gelten aber unterschiedliche — auch konkurrierende - Rah-
menbedingungen. Bei Baugenehmigungsverfahren ist das bestehende Baurecht und bei Bau-
men im 6ffentlichen Raum insb. die Verkehrssicherungspflicht wesentlich. Mit dem Férderpro-
gramm wird auch die Pflanzung von Obstbaumen geférdert. Diese sind durch die BaumschVO
derzeit nicht erfasst.

Im vorliegenden Bericht soll aber — bei allen Unterschieden — versucht werden ein Gesamtbild
zu zeichnen. Dabei fallen zwei wesentliche Entwicklungen auf, die auch durch die aktuellen
konjunkturellen Schwankungen uber die Jahre und die anderen Aspekte nicht nivelliert wer-
den:
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- Die Auswirkungen der rechtlichen Anderungen, insb. im Baurecht, lassen sich deutlich am
Ruckgang von zusatzlichen Neupflanzungen aufgrund fehlender Rechtsgrundlagen erken-
nen. Die entsprechenden einschneidenden Anderungen in der stadtischen Begriinungssat-
zung, Kinderspielplatzsatzung und der Stellplatzsatzung wirken sich hier aus.

- Ersatz- und Neupflanzungen kdnnen trotz positiver quantitativer Bilanz den Substanzverlust
durch die Entnahme von Altbdumen nicht ausgleichen. Ersatzpflanzungen erreichen erst
nach Jahrzehnten den okologischen Wert von vitalen Altbdumen. Der 6kologische Verlust
durch die Fallung tritt aber unmittelbar ein.

Hieraus ergeben sich fur die Umweltverwaltung die folgende Handlungsfelder:

- Ermittlung des Altbaumbestandes im Stadtgebiet, um dessen Schutz frihzeitiger, mitunter
schon vor einem Baugenehmigungsverfahren (z. B. Festsetzung im B-Plan, Sicherung als
ND) einbringen zu kdnnen (s. Beschluss UmwA 12/2025; die Bestanderhebung lauft).

- Bereits in Planungs- und Wettbewerbsverfahren: konsequente Ermittlung des Baumbestan-
des, um dem Schutz der Bestandsbdaume durch die Grinordnung in Konzept und Entwurf
die grof3tmdgliche Bedeutung zuweisen zu kdnnen (s. LINK: qualifizierter Baumbestands-

plan) )-

- Fortschreibung der Naturdenkmal-Verordnung, insbesondere flir besonders wertvolle und
schutzenswerte Altbdume (die Bestandserhebung 1auft).

- Novelle der BaumSchVO mit dem Ziel den Baumschutz im Sinne des Baumerhalts zu star-
ken und bei unvermeidbaren Fallungen den Ausgleichsbedarf zu erhdhen. Gleichzeitig soll
eine Deregulierung bzgl. Baumpflege und -rlckschnitt erfolgen (Entwurf in Erstellung).

- Weitere gesetzliche Erleichterungen fir das Bauen sind fur 2027 angekindigt. Dadurch ge-

winnt die Rolle stadtischer Satzungen und Verordnungen als effiziente Instrumente zum
Baumschutz zusatzlich an Bedeutung.
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Berichtsvorlage
Ref.111/015/2026

Beratung Datum Behandlung Ziel
Ausschuss fiir Umwelt, Klima- und 11.11.2026  offentlich Bericht
Naturschutz

Betreff:

Veranderungen des GEG. Auswirkungen des Gebaudemodernisierungsgesetzes (GModG)
auf die Klimaziele der Kommune .
hier: Antrag der Okologischen Fraktion (Grunliberale/ODP) vom 16.07.2026

Anlagen:
Sachverhaltsdarstellung

Antrag der Okologischen Fraktion (Griinliberale/ODP) vom 16.07.2026

Bericht:

Im vorliegenden Sachverhalt wird von Seiten der Verwaltung und der N-ERGIE dargestellt,
welche Auswirkungen das GModG potenziell auf die Klimaziele der Stadt Nirnberg hat.
Dabei wird erlautert, welche mdglichen Auswirkungen das GModG auf die Umsetzung des
Kommunalen Warmeplans hat und es wird insbesondere darauf eingegangen, ob die
bisherigen Annahmen zum Fernwarmeausbau, zu Anschlussquoten und zur Dekarbonisierung
des Gebaudebestands weiterhin realistisch sind und auch, welche Malinahmen erforderlich
sind, um mdgliche negative Auswirkungen abzufedern. Zudem wird darauf eingegangen,
inwiefern moglicherweise entstehende Licken im Warmebereich durch zusatzliche oder
beschleunigte KlimaschutzmafRnahmen in anderen Sektoren geschlossen werden kdnnen.
Zuletzt werden die Risiken einer begrenzten Verfligbarkeit erneuerbarer gasférmiger
Energietrager fur die Dekarbonisierung der Fernwarme von Seiten der N-ERGIE und der
Umgang mit diesen dargelegt, um dennoch die angestrebte klimaneutrale Warmeversorgung
sicherzustellen.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:

(— weiter bei 2.)

] Nein (— weiter bei 2.)
[] Ja
[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [] nur fiir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiiqung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. |l / Stk in Kenntnis gesetzt)

] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

] Ja

[ ] Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|X| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:
[] Ja Es handelt sich um eine Fachdebatte zum Klimaschutz in der Stadtverwaltung.
Dies ist nicht diversity relevant.

Seite 2 von 4
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4. Abstimmung mit weiteren Geschaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)
3.BM

Y
[
[
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Veranderungen des GEG. Auswirkungen des Gebaudemodernisierungsgesetzes
(GModG) auf die Klimaziele der Kommune

Bezug
Antrag der Okologischen Fraktion vom 16. Juli 2026

Sachverhalt

Die Verwaltung legt dar, welche Auswirkungen das GModG auf die Umsetzung des
Kommunalen Wérmeplans sowie auf die Erreichung der Klimaneutralitétsziele der
Stadtverwaltung bis 2035 und der Gesamtstadt bis 2040 hat. Dabei ist insbesondere
darzustellen, ob die bisherigen Annahmen des Wérmeplans — etwa hinsichtlich des
Fernwédrmeausbaus, der Anschlussquoten und der Dekarbonisierung des Gebdudebestands —
unter den gednderten bundesrechtlichen Rahmenbedingungen weiterhin realistisch sind.
Soliten negative Effekte auf die Anschlussquoten zu erwarten sein, zeigt sie auf, welche
Mafnahmen ergriffen werden kénnen, um eine ausreichende Anschlussbereitschaft in der
Bevélkerung sicherzustellen und den geplanten Ausbau der Femwérme nicht zu geféhrden.

Das neue Gebaudemodernisierungsgesetz verandert die gesetzlichen Rahmenbedingungen
fur die Warmewende und damit auch die Rahmenbedingungen, unter denen der Kommunale
Warmeplan (KWP) Nimberg umgesetzt wird. Insbesondere ermdglicht das Gesetz den
grundsatzlichen Wiedereinbau fossiler Heizungen und lockert die bisherigen Vorgaben fir den
Einsatz erneuerbarer Energien.

- Die strategischen Annahmen des Kommunalen Warmeplans zum Fernwarmeausbau
und zu den Anschlussquoten werden zum jetzigen Zeitpunkt dennoch beibehalten.

Grundsatzlich kann die erleichterte Mdglichkeit, beispielsweise eine Gasheizung oder eine
Hybridheizung einzubauen, kurzfristig dazu fiihren, dass sich einzelne Eigentiimerinnen und
Eigentiimer gegen einen Femwarmeanschluss entscheiden.

Die Stadt NUrnberg hat im Zuge der Kommunalen Warmeplanung bewusst auf eine
entsprechende Anschlusspflicht an die Femwarme verzichtet. Die im KWP zugrunde gelegten
Anschlussquoten beruhen daher nicht auf einer solchen Verpflichtung, sondern auf der
Erwartung, dass sich die klimafreundliche Warmeversorgung langfristig sowohl 6kologisch als
auch wirtschaftlich gegeniiber fossilen Losungen durchsetzt.

Gerade der emeute Einbau einer Gasheizung ist mit erheblichen langfristigen wirtschaftlichen
Risiken verbunden. Fossile Brennstoffe werden durch die CO,-Bepreisung und die im GModG
vorgesehene schrittweise Erhohung des Anteils klimafreundlicher Brennstoffe voraussichtlich
deutlich teurer. Die sogenannten ,Biotreppe” stellt aufgrund der begrenzten Verfigbarkeit
entsprechender Brennstoffe keine verlassliche und flachendeckende Zukunftsoption dar.
Hinzu kommt das Risiko steigender Netzentgelte, wenn sich die Zahl der Gasnetzanschlisse
weiter reduziert und die Kosten der Infrastruktur auf weniger Kundinnen und Kunden verteilt
werden. Eine heute neu eingebaute Gasheizung kann damit langfristig zu einer erheblichen
Kostenbelastung und zu einem Investitionsrisiko werden.

Diese wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und Unsicherheiten sprechen dafir, dass die
Anschlussbereitschaft an die Nimberger Fernwarme trotz der veranderten gesetzlichen
Situation grundsatzlich stabil bleibt.

- Um prinzipiell méglichen negativen Auswirkungen auf die Anschlussquoten

entgegenzuwirken, setzen die Verwaltung und die N-Ergie insbesondere verstarkt auf
friihzeitige Information und Planungssicherheit.
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Fur Gebaudeeigentiimerinnen und -eigentlimer ist entscheidend, méglichst frih zu wissen, ob
und wann ihr Gebdude an die Fernwarme angeschlossen werden kann. Die Verwaltung und
die N-Ergie wirken deshalb Verunsicherungen durch frihzeitige Kommunikation der
Fernwarmeausbaugebiete und der jeweiligen ErschlieRungszeitrdume entgegen.

Die entsprechenden Informationen werden laufend Uber die Internetseite der N-ERGIE
Fernwarme bereitgestellt. Eine verlassliche Perspektive tber die kiinftige Warmeversorgung
ist ein wesentlicher Faktor dafiir, dass Eigentiimerinnen und Eigentimer Investitionen nicht
unnétig in dezentrale Ubergangslésungen lenken.

Auch die Stabsstelle Klimaschutz der Stadt NUimberg unterstitzt diesbezlglich aktiv die
Information und Beratung von Gebaudeeigentiimerinnen und -eigentiimem. Die Stabsstelle
informiert unabhangig und transparent iber Méglichkeiten zukunftssicherer Heizsysteme, hilft
bei Unsicherheiten und zeigt konkrete Handlungsméglichkeiten und weiterfiihrende
Unterstlitzungsangebote auf.

Dazu tragen verschiedene Angebote und Projekte der Stabsstelle bei, darunter die
crossmediale und stadtweite Klima-Kampagne, die Informations-Zeitung ,Zukunft Zuhause®,
Informationsveranstaltungen in den verschiedenen Quartieren der Stadt Niimberg, sowie der
Aufbau eines zentralen Klima- und Energieberatungszentrums als Anlaufstelle fir alle Fragen
rund um die Themen Heizung und Gebaudesanierung.

- Die Annahmen zur Dekarbonisierung des Gebaudebestands werden im Zuge des
regularen Aktualisierungszyklus der KWP liberpriift. Die Entwicklungen werden
fortlaufend beobachtet, da durch das GModG ein erh6htes Umsetzungsrisiko besteht.

Die Annahmen zur Dekarbonisierung des Gebaudebestands sind vor dem Hintergrund des
GModG mit einem erhéhten Umsetzungsrisiko verbunden. Die bisherigen Annahmen zur
Sanierungsrate waren bereits ambitioniert. Die nun gelockerten Vorgaben kénnen dazu
fuhren, dass Eigentiimerinnen und Eigentiimer sowohl den Umstieg auf klimaneutrale
Heizsysteme als auch damit verbundene energetische Sanierungen hinauszdgern.

Eine allgemeine Modernisierungspflicht fir Wohngebaude besteht auf Bundesebene weiterhin
nicht. Fir Nichtwohngebaude gilt nach dem ,Worst-first“-Ansatz hingegen das Ziel, bis 2030
die energetisch schlechtesten 16 Prozent und bis 2033 die schlechtesten 26 Prozent des
Bestands zu modernisieren.

Damit steigt das Risiko, dass die tatsachliche Sanierungs- und Dekarbonisierungsrate hinter
den Annahmen des KWP zurickbleibt. Dies wiirde auch die Erreichung der Klimaneutralitat
der Gesamtstadt bis 2040 erschweren.

An den strategischen Zielen des KWP wird zunachst festgehalten, die Wahrscheinlichkeit
einer Verzogerung ihrer Umsetzung ist durch die neuen Rahmenbedingungen jedoch
gestiegen.

Umso wichtiger sind der konsequente Ausbau der klimaneutralen Warmeversorgung,
friihzeitige Planungssicherheit fiir Eigentimerinnen und Eigentiimer sowie eine aktive
Unterstitzung von Sanierung und Heizungsumstellung.

Gemal § 25 Abs. 1 sowie § 32 Abs. 1 Warmeplanungsgesetz (WPG) unterliegen sowohl die
Kommunale Warmeplanung als auch der Warmenetzausbau- und Dekarbonisierungsfahrplan
einem gesetzlichen, rollierenden Uberpriifungs- und Aktualisierungszeitraum von spatestens
funf Jahren. Da die finale Ausarbeitung in Nirnberg im Jahr 2025 erfolgte, steht der nachste
regulare Fortschreibungszyklus im Jahr 2030 an. Eine jahrliche oder zweijahrige
Neuberechnung des gesamten Planwerks ist aus Kapazitats- und Aufwandsgriinden nicht
sinnvoll. Die Verwaltung wird die realen Marktentwicklungen und Einbauquoten jedoch
fortlaufend beobachten, um die Annahmen im Jahr 2030 fundiert anzupassen. Hierflir werden
die im Rahmen des regularen Netzbetriebs vorliegenden Daten genutzt.
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Zusammenfassend gilt: Das GModG verandert die Rahmenbedingungen und erhéht das
Risiko einer Verzdégerung der Warmewende. Es gibt jedoch aus Sicht der Verwaltung und der
N-Ergie derzeit keinen Anlass, die strategischen Annahmen des Nirnberger Kommunalen
Warmeplans grundsatzlich zu korrigieren. Entscheidend ist vielmehr, den Fernwarmeausbau
konsequent voranzutreiben, Gebaudeeigentiimerinnen und -eigentimern frihzeitig
Planungssicherheit zu geben und die tatsachliche Entwicklung eng zu beobachten.

Folgende MaRnahmen sind aus Sicht der Verwaltung notwendig bzw. zu priifen, um
dem Risiko verstarkt entgegenzuwirken:

1. Notwendigkeit der verstérkten Information und Beratung

o

Intensive Offentlichkeitsarbeit: Weiterfilhrung Kampagne mit Baustein
Aufklarung Uber die Vorteile der Fernwarme und klimafreundlicher
Heizsysteme (z. B. Versorgungssicherheit, langfristige Kostenvorteile).
Ausweitung stadtischer Beratungsangebote: die Angebote zur
Energieberatung fiir Eigentimerinnen und Eigentiimer sollten weiter
intensiviert werden, um Hemmanisse (z. B. Investitionskosten, Unsicherheiten)
abzubauen.

Ein zentraler Baustein hierfir ist die Eréffnung und der Betrieb des
stadtischen Beratungszentrums in der Nirnberger Innenstadt als Anlaufstelle.
Fir den Betrieb des Beratungszentrums besteht jedoch derzeit keine
Kostendeckung fiir die Personalbedarfe (Energieberatende), was die
Beratungskapazitaten aktuell stark einschrankt. Zunachst wird deshalb mit
einem reduzierten Personalbestand sowie einem geringeren Platzangebot fur
Beratung und Informationsbereich gearbeitet. Die Nachfragequantitat sowie
die Qualitat der Energieberatung, als auch die Wirkung der
Offentlichkeitsarbeit im Beratungszentrum wird jedoch sukzessive mit einem
Monitoring begleitet und nach dem ersten Jahr Betrieb evaluiert. Die
Verwaltung schlagt vor, dann erneut zu prifen, ob zusatzliche stadtische
Mittel zur Erweiterung des Angebots notwendig sind und diese bei den
entsprechenden Haushaltsanmeldungen einzubringen.

2. Priifung der Méglichkeit kommunaler Anreizsysteme

O

Prifung von Moglichkeiten der Einflihrung von kommunalen Zuschuissen, z.B.
fur Sanierungsférderung.

3. Priifung regulatorischer Instrumente

o

Kommunale Satzungen: Emeute kritische Priifung der Moglichkeit eines
Anschluss- und Benutzungszwangs fir Femwarme in ausgewiesenen
Gebieten.
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Soliten die Klimaneutralitatsziele bis 2035 bzw. 2040 aufgrund der Auswirkungen des GModG
nicht mehr erreichbar sein, legt die Verwaltung dar, durch welche zusétzlichen oder
beschleunigten kommunalen KlimaschutzmalBnahmen in anderen Sektoren die entstehenden
Emissionsliicken geschlossen und die Klimaziele dennoch erreicht werden kbnnen.

- Das GModG erho6ht das Risiko, dass die Erreichung des gesamtstiadtischen
Klimaneutralitatsziels 2040 durch eine verzégerte Warmewende erschwert wird.
Auf das Klimaneutralititsziel der Verwaltung hat das GmodG keine direkten
Auswirkungen.

Auf das Ziel der klimaneutralen Stadtverwaltung hat das GModG keine wesentlichen
Auswirkungen, da die Stadt Nirnberg selbst (iber die Wahl der Heizsysteme in ihren
Liegenschaften entscheidet und hier unabhangig von der Bundesgesetzgebung agiert.
Ungeachtet des GmodG ist die Erreichung des angestrebten Zieljahres 2035 fir die
klimaneutrale Stadtverwaltung aufgrund einer nicht ausreichenden Geschwindigkeit bei der
Mafnahmenumsetzung gefahrdet.

Fir das gesamtstadtische Klimaneutralitatsziel 2040 sind durch das GModG hingegen
durchaus Auswirkungen wahrscheinlich. Die erweiterten Wahlmdglichkeiten bei Heizsystemen
erhohen das Risiko, dass die Umstellung auf klimaneutrale Warme verzdgert und die fiir die
Erreichung des Klimaziels notwendige Warmewende erschwert wird.

Das Oko-Institut hat in einer Studie die Auswirkungen des neuen Geb&udemodernisierungs-
gesetz auf die Klimaziele fiir Deutschland untersucht.! Im Vergleich zum bisherigen
Rechtsrahmen des Gebaudeenergiegesetzes (GEG) vergrofRert sich die heute schon
bestehende Liicke zum Klimaziel 2040 laut Oko-Institut bundeweit jahrlich um bis zu

22 Mt COze.

Wenn man diese zusatzliche bundesweite CO,e-Liicke fir das Klimaziel 2040 anteilig nach
dem Bevolkerungsanteil auf die kommunale Ebene der Stadt Nurnberg herunterbricht,
vergroRert sich die jahrliche Licke in NUmberg um schatzungsweise um bis zu

144.000t CO2e .2

Fir das Klimaschutzszenario zum Klimaziel 2040 wurden bei der Erstellung des
Klimaschutzkonzepts fir Nirnberg bereits Restemissionen von etwa 700.000t CO2e im Jahr
2040 berechnet, welche durch die geringen verbleibenden Erdgas-, Benzin- und
Dieselverbrauche sowie die Vorkettenemissionen des erneuerbaren Stroms verursacht
werden. Diese verbleibenden Emissionen sind zum grof3en Teil auf ibergeordnete
Rahmenbedingungen zuriickzufihren, die die Stadt Nirnberg kaum beeinflussen kann.

Diese Restemissionen wirden sich entsprechend im Kontext der neuen Rahmenbedingungen
des GmodG signifikant auf bis zu 844.000t CO2e erhohen.

Wie bereits eingangs erlautert, kann die Stadt Niirnberg diesem Risiko entgegenwirken, indem
sie gezielte kommunale MaRnahmen, insbesondere transparente Kommunikation,
unabhangige Beratung und geeignete regulatorische und Forder-Instrumente einsetzt, um die
Umsetzung der Warmewende vor Ort zu unterstitzen.

! vgl. Braungardt / Bei der Wieden, Auswirkungen der Eckpunkte zum neuen
Gebiudemodernisierungsgesetz auf die Klimaziele, Oko-Institut, 4. Marz 2026

2 Dies stellt lediglich eine (iberschligige Ubertragung der bundesweiten Zusatzliicke dar, dient als grobe
Orientierung und ist keine lokal-spezifische Berechnung.
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- Es gilt weiterhin alle im Klimaschutzkonzept definierten KlimaschutzmaRnahmen
konsequent und schnellstmdglich voranzubringen und die zeitliche Priorisierung nach
Moglichkeit agil anzupassen. Hierfiir sind die derzeit in Aufstellung befindlichen neuen
Governance-Strukturen innerhalb der Stadtverwaltung unabdingbar. Zudem empfiehit
die Verwaltung, frithzeitig eine Restemissionsstrategie fiir Niirnberg zu erstellen.

Um die Nurnberger Klimaziele zu erreichen, miissen sektoribergreifend alle entwickelten
Maflnahmen des Integrierten Klimaschutzkonzepts und des Konzepts zur Klimaneutralen
Stadtverwaltung konsequent umgesetzt und samtliche verfiigbaren
Emissionsminderungspotenziale ausgeschoépft werden. Um mogliche Verzégerungen bei der
Warmewende entsprechend abzufedern, kdnnte jedoch geprift werden, welche Malinahmen
in anderen Sektoren moglicherweise in den nachsten Jahren vorgezogen oder beschleunigt
werden kdnnen. Dies konnte beispielsweise den Bereich des Ausbaus der Emeuerbaren
Energien, den Aspekt der grauen Energie oder auch den Mobilitdtssektor betreffen. Insgesamt
konnen ,zusatzliche Einsparungen® in anderen Bereichen die verfehlten
Emissionsminderungen im Gebaudesektor jedoch nicht ohne Weiteres kompensieren.
Angesichts der angespannten Haushaltslage kommt es dabei besonders darauf an
MafRnahmen mit Langfristperspektive gezielt zu priorisieren (Bertcksichtigung von
Lebenszykluskosten stadtischer Investments), ihre Wirksamkeit zu priifen,
Gelegenheitsfenster zu nutzen, und die verfigbaren finanziellen Mittel zielgerichtet
einzusetzen.

Entscheidend bleibt, die Warmewende trotz veranderter bundesrechtlicher
Rahmenbedingungen so konsequent wie mdglich voranzutreiben und eine wachsende Licke
zu den Klimazielen zu vermeiden.

Zur Unterstutzung dieses Prozesses werden innerhalb der Stadtverwaltung derzeit geeignete
Governance-Strukturen aufgebaut. Ziel ist es, Abstimmungsprozesse klar zu definieren, die
Umsetzung der KlimaschutzmafRnahmen bereichsubergreifend zu koordinieren und
Fortschritte systematisch zu tberprifen. So sollen Prioritaten transparent gesetzt, Synergien
genutzt, bei Bedarf Nachjustierungen und Prazisierungen vorgenommen und die verfiigbaren
Ressourcen moglichst wirksam eingesetzt werden.

Fir die Stadtverwaltung und die Gesamtstadt sollte dartber hinaus frihzeitig eine
Restemissionsstrategie erarbeitet werden, um einen Handlungsplan fiir voraussichtlich in den
Zieljahren noch verbleibende Emissionen zu entwickeln und notwendige begleitende und
kompensierende MaRnahmen systematisch zu bewerten.

Allein fur die sich jahrlich um schatzungsweise bis zu 144.000t CO2e vergroRerte Licke zum
Klimaziel 2040 in Niirnberg missten zum Ausgleich massive MalRnahmen zur CO2-Senke
umgesetzt werden. Ein konkretes Beispiel ware die Umwandlung von Griinland zu neu
angelegtem Wald (Aufforstung) von rund 13.850 Hektar Flache, was wiederum knapp drei
Vierteln des gesamten Nurnberger Stadtgebiets entspricht. Diese Grélienordnung macht
deutlich, wie wichtig sich eine friihzeitige und strukturierte Auseinandersetzung mit der
Thematik Restemissionen in Nirnberg darstellt.
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Perspektivisch sollen liber das Fernwédrmenetz der N-Ergie 50 % des Wérmebedarfs in der
Stadt gedeckt werden. Damit die Femwéarme griin wird, ist auch der Einsatz von Wasserstoff,
Synthetischen Gasen und weiteren erneuerbaren gasférmigen Energietrégem geplant. Die
Verwaltung legt dar, welche Auswirkungen es auf die klimaneutrale Umstellung der
Fernwdrmeerzeugung hat, wenn diese Energietrager aufgrund ihrer begrenzten Verfligbarkeit
und der konkurrierenden Nachfrage in schwer elektrifizierbaren Anwendungsbereichen
(entsprechend der sogenannten ,Biotreppe*) nicht oder nur in deutlich geringerem Umfang als
bislang angenommen zur Verfiigung stehen. Zudem ist aufzuzeigen, mit welchen alternativen
Technologien, Warmequellen oder Strategien die Dekarbonisierung der Femwérme in diesem
Fall umgesetzt werden kann.

- Die Niirnberger Fernwarme setzt auf einen breit diversifizierten, technologieoffenen
Erzeugungsmix, der flexibel auf Verfiigbarkeitsrisiken reagieren kann und griine Gase
vorrangig fiir Spitzenlasten und schwer zu dekarbonisierende Bereiche vorsieht.

Die Transformation der Niirmberger Fernwarme basiert auf einem breit diversifizierten
Erzeugungsmix. Kernsaulen sind einerseits bereits gesicherte Vorhaben wie das vorhandene
Biomasse-Heizkraftwerk, das geplante Altholzkraftwerk, GroRwarmepumpen (u. a. am
Klarwerk) und andererseits perspektivisch die Nutzung von industrieller Abwarme,
Tiefengeothermie, Power to Heat Anlagen sowie der Einsatz von Wasserstoff (H). Sollten
sich einzelne Erzeugungsarten als nicht im geplanten Umfang verfigbar herausstellen, verfiigt
das System Uber die Flexibilitadt, andere erneuerbare Optionen verstarkt auszubauen. Hierbei
ist stets auf ein technisches und wirtschaftliches Optimum abzustellen. Mogliche
Verfligbarkeitsrisiken einzelner Energietrager wurden bei dieser technologieoffenen
Zusammensetzung der Erzeugungsstruktur von vornherein berticksichtigt. Griine Gase sollen
dabei vorrangig fur Spitzenlasten und schwer transformierbare Erzeugungsanteile eingesetzt
werden. Die Resilienz des Technologiemixes wird im Rahmen des oben genannten
integrierten Planwerks kontinuierlich tberpruft.
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Okologische Fraktion

— Griinliberale / ODP ——

im Rathaus zu Niirnberg

Okologische Fraktion - Fiinferplatz 2 - 90403 Niirnberg

Stadt NUrnberg
Herrn Oberbirgermeister Marcus Kdnig
Rathausplatz 2
90403 Nurnberg
Nurnberg, den 16.07.2026

Verdanderungen des GEG. Auswirkungen des Gebaudemodernisierungsgesetzes
(GModG) auf die Klimaziele der Kommune

Sehr geehrter Herr Oberblrgermeister,

letzte Woche hat der Deutsche Bundestag das Gebaudemodernisierungsgesetz (GModG)
verabschiedet. Es sieht vor, dass neu eingebaute Heizungen nicht langer zu 65 % mit
erneuerbaren Energien betrieben werden missen. Der Einbau von neuen Gas- und
Olheizungen wird damit wieder uneingeschrankt méglich. Gleichzeitig ist die Regelung gefallen,
dass ab 2045 keine fossilen Brennstoffe mehr verwendet werden diirfen.

Auf der anderen Seite wurde eine sog. ,Biotreppe* eingeflihrt, aufgrund derer fossile
Heizungen ab 2029 zu 10 %, ab 2030 zu 15 %, ab 2035 zu 30 % und ab 2040 zu 60 % mit
klimafreundlichen Brennstoffen betrieben werden missen. Ob daflr ausreichend Wasserstoff,
Biomethan und Bioheizdl zur Verfiugung stehen wird, ist ebenso fragwirdig wie die Annahme,
dass mit dem GModG die auf nationaler Ebene durch das Bundes-Klimaschutzgesetz
formulierten Klimaziele erreicht werden kdnnen. Letzteres wird mit Blick auf den
~Klimabeschluss® des BVerfG Gegenstand verfassungsrechtlicher Prifungen sein.

Unabhangig davon, ob seitens des Bundesverfassungsgerichts im Hinblick auf das GModG
Verfassungswidrigkeit oder -konformitat festgestellt werden wird, sollte sich die Kommune
frihzeitig mit der Frage beschéaftigen, welche Auswirkungen das GModG auf deren Klimaziele
hat.

Die Stadt Nurnberg strebt Klimaneutralitat der Stadtverwaltung bis 2035 und Klimaneutralitat
der Gesamtstadt bis 2040 an. Mit dem neuen IKSK hat der Stadtrat im letzten Jahr einen
konkreten Handlungsplan zur Erreichung der stadtischen Klimaneutralitat bis 2040
beschlossen. Integraler Bestandteil dieses Handlungsplans ist der Kommunale Warmeplan.

Wie zukinftig in der Stadt Gebaude beheizt werden, ist malRgeblich daflr, ob und wie schnell
die Klimaziele verwirklicht werden konnen.
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Zur Behandlung stellen wir deshalb folgenden Antrag:

Die Verwaltung legt dar, welche Auswirkungen das GModG auf die Umsetzung des
Kommunalen Warmeplans sowie auf die Erreichung der Klimaneutralitatsziele der
Stadtverwaltung bis 2035 und der Gesamtstadt bis 2040 hat. Dabei ist insbesondere
darzustellen, ob die bisherigen Annahmen des Warmeplans — etwa hinsichtlich des
Fernwarmeausbaus, der Anschlussquoten und der Dekarbonisierung des
Gebaudebestands — unter den geanderten bundesrechtlichen Rahmenbedingungen
weiterhin realistisch sind. Sollten negative Effekte auf die Anschlussquoten zu erwarten
sein, zeigt sie auf, welche Mal3nahmen ergriffen werden kdnnen, um eine ausreichende
Anschlussbereitschaft in der Bevdlkerung sicherzustellen und den geplanten Ausbau
der Fernwarme nicht zu gefahrden.

Sollten die Klimaneutralitatsziele bis 2035 bzw. 2040 aufgrund der Auswirkungen des
GModG nicht mehr erreichbar sein, legt die Verwaltung dar, durch welche zusatzlichen
oder beschleunigten kommunalen Klimaschutzmalnahmen in anderen Sektoren die
entstehenden Emissionsliicken geschlossen und die Klimaziele dennoch erreicht
werden kénnen.

Perspektivisch sollen Uber das Fernwarmenetz der N-Ergie 50 % des Warmebedarfs in
der Stadt gedeckt werden. Damit die Fernwarme griin wird, ist auch der Einsatz von
Wasserstoff, Synthetischen Gasen und weiteren erneuerbaren gasférmigen
Energietragern geplant. Die Verwaltung legt dar, welche Auswirkungen es auf die
klimaneutrale Umstellung der Fernwarmeerzeugung hat, wenn diese Energietrager
aufgrund ihrer begrenzten Verfligbarkeit und der konkurrierenden Nachfrage in schwer
elektrifizierbaren Anwendungsbereichen (entsprechend der sogenannten ,Biotreppe®)
nicht oder nur in deutlich geringerem Umfang als bislang angenommen zur Verfliigung
stehen. Zudem ist aufzuzeigen, mit welchen alternativen Technologien, Warmequellen
oder Strategien die Dekarbonisierung der Fernwarme in diesem Fall umgesetzt werden
kann.

Mit freundlichen GrifRen

Marc Schiiller Achim Mletzko
Stadtrat Grinliberale Stadtrat Grunliberale
Fraktionsvorsitzender
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Berichtsvorlage

UwA/020/2026

Beratung Datum Behandlung Ziel
Ausschuss fiir Umwelt, Klima- und 11.11.2026  offentlich Bericht
Naturschutz

Betreff:

Mundlicher Bericht: Der Landschaftspflegeverband Niirnberg e.V. stellt sich vor und
berichtet Giber aktuell Projekte und MaBnahmen in Niirnberg

Bericht:

Der mindliche Bericht soll dem neuen Stadtrat den Landschaftspflegeverband Nirnberg e.V.
vorstellen und Uber aktuelle Projekte und MaRnahmen berichten.

Der Landschaftspflegeverband Nirnberg e.V. ist ein gemeinnltziger, eingetragener Verein fr
praktizierenden Naturschutz, Erhalt traditioneller Kulturlandschaften und Naturerleben im
Nurnberger Stadtgebiet.

Im Vereinsvorstand sind Kommunalpolitik (Britta Walthelm, Gerhard Groh, Dr. Otto
Heimbucher), Naturschutzverbande (BN, LBV) und Landwirtschaft zu gleichen Teilen
vertreten. Entscheidungen im Vorstand sind immer Konsens-Ldsungen.

Der Verein ist finanziell eigenstandig. Fordermittel fur Landschaftspflege kommen u.a. vom
Freistaat Bayern, dem Bund und der Stadt NUrnberg. Darlber hinaus stammt ein Teil der
Einnahmen aus Zuwendungen von Nirnberger Firmen, Privatpersonen oder Stiftungen.
Konkrete MalRnahmen im NlUrnberger Stadtgebiet sind u.a. Anlage und Pflege von
Streuobstwiesen, Hecken, Bluhstreifen (auch auf Privatgrund), Nachhaltige und 6kologische
Bewirtschaftung von stadtischen Biotopen und Ausgleichsflachen (z.B. fir ASN, SOR, SUN,
UwA, Sportservice), Okologischer Unterhalt von Gewassern dritter Ordnung (im Auftrag von
SOR + UwA), Anlage und Pflege von Stillgewéssern, sanfte Regulation von Biber-Biotopen,
Pflegearbeiten in den stadtischen Naturschutzgebieten und das Umweltbildungsprojekt
.Lebensader Bahn 2.0“ in Erlenstegen.

1. Finanzielle Auswirkungen:

[] Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen

Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

(— weiter bei 2.)

D]  Nein (— weiterbei 2.)
[] Ja
[] Kosten noch nicht bekannt

[] Kosten bekannt

Seite 1 von 4
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Gesamtkosten € | Folgekosten € pro Jahr

[] dauerhaft [] nur fiir einen begrenzten Zeitraum

davon investiv € | davon Sachkosten € pro Jahr

davon konsumtiv € | davon Personalkosten € pro Jahr

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermachtigungen ausreichend zur Verfiiqung?
(mit Ref. Il / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt,
ansonsten Ref. |l / Stk in Kenntnis gesetzt)

] Ja

|:| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan:
X Nein (— weiter bei 3.)
[] Ja
[] Deckungim Rahmen des bestehenden Stellenplans

[ ] Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von Vollkraftstellen (Einbringung
und Prifung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens)

[] Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufiillen)

] Ja

[ ] Nein Kurze Begrindung durch den anmeldenden Geschéftsbereich:

3. Diversity-Relevanz:

|X| Nein Kurze Begriindung durch den anmeldenden Geschéaftsbereich:

[] Ja Es handelt sich um einen miindlichen Sachstandsbericht zu aktuellen
Projekten und MaRnahmen.
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4. Abstimmung mit weiteren Geschaftsbereichen / Dienststellen:

|:| RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)

[
[
[
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NIEDERSCHRIFT UBER DIE OFFENTLICHE
GEMEINSAME SITZUNG DES UMWELTAUSSCHUSSES
UND STADTPLANUNGSAUSSCHUSSES

Sitzungsdatum:
Beginn:

Ende

Ort:

Mittwoch, 08.10.2025

15:40 Uhr

16:25 Uhr

Rathaus, Funferplatz 2, GroRer Sitzungssaal

Stadtplanungsausschuss

Vorsitzende

Kayser, Christine

Ausschussmitglieder

Bieswanger, Jasmin
Buchsbaum, Helmine
Dix, Harald

Dorfler, Jurgen
Feder, Michael

Flach Gomez, Kathrin
Gradl, Lorenz
Grether, Marion
Hager, Inga
Heimbucher, Otto, Dr.
Kahl, Alexander
Kdrner, Tatjana, Dr.-Ing.
Meissner, Fabian
Mletzko, Joachim
Nachtigall, Rainer
Sahin, Cengiz

Schriftflihrerin

Wolfrum, Kim

Verwaltung
Dengler, Siegfried

Referenten

Ulrich, Daniel

ANWESENHEITSLISTE

Vertretung fir Frau Christine Kayser
Vertretung fur Herrn Dr. Klemens Gsell

Vertretung fir Herrn Konrad Schuh ab 16 Uhr
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Umweltausschuss

Vorsitzender
Schuh, Konrad

Ausschussmitglieder

Buholzer Sepulveda, Ernesto
Friedel, Andrea

Gehrke, Jan

Goldmann, Dieter

Groh, Gerhard

Hager, Inga

Heimbucher, Otto, Dr.
Heinemann, Rita

Habscher, Roland-Alexander
Kir, Aynur

Kdrner, Tatjana, Dr.-Ing.
Sahin, Cengiz

Schdller, Marc

Tischner, Markus

Ziegler, Michael

Nachtigall, Rainer

Schriftflihrerin

Wolfrum, Kim

Referenten
Walthelm, Britta

Vertretung fir Herrn Konrad Schuh bis 16 Uhr
Vertretung fur Herrn Matthias Vogler

Vertretung fir Herrn Daniel Frank
Vertretung fur Herrn Maik Pflaum

Vertretung fir Herrn Konrad Schuh ab 16 Uhr

Abwesende und entschuldigte Personen:

Stadtplanungsausschuss

Kdnig, Marcus
Gsell, Klemens, Dr.
Frank, Daniel

Umweltausschuss

Gsell, Klemens, Dr.
Frank, Daniel
Pflaum, Maik
Vogler, Matthias
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TAGESORDNUNG

Offentliche Sitzung

1. Bebauungsplan Nr. 4691 ,Muhlweg*
fur ein Gebiet nordlich des Wetzendorfer Landgrabens, 6stlich des Mihlwegs, stdlich der
Marktackerstrale und westlich und Ostlich der Holsteiner Stralte

Einleitung

2. Bebauungsplan Nr. 4680 "Reutersbrunnenstralle”
fur ein Gebiet zwischen Reutersbrunnenstralie, Pegnitztal West und Willstral’e
Einleitung

3. Geplante Bebauung im Bereich stidlich der Leyher Stralle, zwischen Dottenheimer und
Rehdorfer Stralie

4, Bebauungsplan Nr. 4689 ,Virnsberger Stralle Sud*
fur ein Gebiet zwischen Virnsberger StraRe, AuRere Buttendorfer Strale und
Sigmundstralie
Einleitung und Eckdatenbeschluss

- ABGESETZT -

5. Flachennutzungsplan der Stadt Nurnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP)
8. Anderung: Bereich Brunecker Strale
Einstellung des Verfahrens

6. Bebauungsplan Nr. 4600 ,Brunecker Straflle”
fur ein Gebiet beiderseits der Brunecker Stral3e, noérdlich des Rangierbahnhofs zwischen
Ingolstadter Strale und Minchener Stralle
Einstellung des Verfahrens

6.1 Umgestaltung des stadtebaulichen Umfeldes am ,Erinnerungsort Bahnhof Méarzfeld*

6.2 Gestaltung der Westseite des Hauptmarktes mit Baumen
Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 18.03.2024

7. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 15.05.2025, 6ffentlicher Teil
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Stadtratin Christine Kayser und Stadtrat Konrad Schuh eréffnen um 15:40 Uhr die 6ffentliche
gemeinsame Sitzung des Umweltausschusses und Stadtplanungsausschusses, begrtif3en alle
Anwesenden und stellen die ordnungsgemafe Einladung und Beschlussfahigkeit des
Umweltausschusses fest.

OFFENTLICHE SITZUNG

TOP 1 Bebauungsplan Nr. 4691 ,,Miihlweg*
fiir ein Gebiet nordlich des Wetzendorfer Landgrabens, 6stlich des Miihlwegs,
siidlich der MarktackerstraBe und westlich und 6stlich der Holsteiner StraRe
Einleitung

Stadtplanungsausschuss

Frau StR'in Kayser: 00:01:10
Herr StR Schuh: 00:01:30
Frau StR'in Kayser: 00:01:50
Beschluss:

Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t die Einleitung des Verfahrens zum Bebauungsplan Nr.
4691 "Muhlweg" fir ein Gebiet nérdlich des Wetzendorfer Landgrabens, 6stlich des Mihlwegs,
sudlich der MarktackerstralRe und westlich und 6stlich der Holsteiner Stral3e auf Grundlage des
Plans des Stadtplanungsamts vom 05.09.2025.

Der Beschluss ist im Amtsblatt bekannt zu machen.

Einstimmig beschlossen

TOP 2 Bebauungsplan Nr. 4680 "Reutersbrunnenstrafe™
fiir ein Gebiet zwischen Reutersbrunnenstrae, Pegnitztal West und
WillstraBRe
Einleitung

Stadtplanungsausschuss

Frau StR'in Kayser: 00:02:00
Herr Ulrich: 00:02:35
Frau Walthelm: 00:03:00
Herr Ulrich: 00:04:40
Frau StR'in Kayser: 00:04:55
Beschluss:

Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t die Einleitung des Verfahrens zum Bebauungsplan Nr.
4680 "Reutersbrunnenstralle" fir ein Gebiet zwischen Reutersbrunnenstrale, Pegnitztal West und
Willstrafte auf Grundlage des Stadtplanungsamt-Plans vom 02.09.2025.

Der Beschluss ist im Amtsblatt bekannt zu machen.

Einstimmig beschlossen
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TOP 3 Geplante Bebauung im Bereich siidlich der Leyher StraBe, zwischen
Dottenheimer und Rehdorfer StraRe

Stadtplanungsausschuss

Frau StR'in Kayser: 00:05:05
Herr Ulrich: 00:06:40
Herr StR Sahin: 00:08:00
Frau StR'in Kayser: 00:08:10
Beschluss:

1. Der Stadtplanungsausschuss beflirwortet die vorgelegte Planung und beauftragt die
Bauverwaltung damit, das Bauleitplanverfahren vorzubereiten.

2. Die GroRke, Lage und Anbindung der 6ffentlichen Grinflache sowie die angemessene Ein- und

Durchgrinung des Quartiers, insb. durch Weiterentwicklung der Planung zugunsten von
Baumstandorten, sind im weiteren B-Planverfahren zu behandeln.

Einstimmig beschlossen

TOP 4 Bebauungsplan Nr. 4689 ,,Virnsberger Strale Sud“
fiir ein Gebiet zwischen Virnsberger StraRe, AuRere Buttendorfer StraRe und
Sigmundstrale
Einleitung und Eckdatenbeschluss

- Abgesetzt -

Stadtplanungsausschuss

Frau StR'in Kayser: 00:08:15

Abgesetzt

TOP 5 Flachennutzungsplan der Stadt Niirnberg mit integriertem Landschaftsplan
(FNP)
8. Anderung: Bereich Brunecker StraBe
Einstellung des Verfahrens

Stadtplanungsausschuss

Frau StR'in Kayser: 00:08:25
Herr Ulrich: 00:08:50
Frau StR'in Kayser: 00:09:05
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Gutachten (AfS 08.10.2025):

Der Stadtplanungsausschuss begutachtet und empfiehlt dem Stadtrat zu beschlief3en:

Der Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan, 8. Anderung: Bereich Brunecker
Strafle vom 24.09.2015, wird eingestellt.
Beschlussvorschlag (StR 22.10.2025):

Entsprechend dem Gutachten des Stadtplanungsausschusses vom 08.10.2025 beschlief3t der
Stadtrat:

1. Es wird der vorliegende Plan zur 8. Anderung des Flachennutzungsplans mit integriertem
Landschaftsplan eingestellt.

2. Der Beschluss ist im Amtsblatt bekannt zu machen.

Einstimmig beschlossen

TOP 6 Bebauungsplan Nr. 4600 ,,Brunecker StraRe*
fir ein Gebiet beiderseits der Brunecker StraBe, nordlich des
Rangierbahnhofs zwischen Ingolstadter StraBe und Miinchener StraRe
Einstellung des Verfahrens

Stadtplanungsausschuss

Frau StR'in Kayser: 00:09:15

Beschluss:

1. Der Stadtplanungsausschuss beschlie3t, dass das Verfahren zum Bebauungsplans Nr. 4600
,Brunecker Strale” fur ein Gebiet beiderseits der Brunecker Stralle, nordlich des
Rangierbahnhofs zwischen Ingolstadter Stralle und Minchener Stral3e eingestellt wird.

2. Der Beschluss ist im Amtsblatt bekannt zu machen.

Einstimmig beschlossen

TOP 6.1 Umgestaltung des stadtebaulichen Umfeldes am ,,Erinnerungsort Bahnhof
Marzfeld“

Stadtplanungsausschuss

Frau StR'in Kayser: 00:09:25
Herr Ulrich: 00:11:20
Herr StR Dix: 00:12:10
Frau StR’in Hager: 00:13:20
Herr StR Kahl: 00:15:00
Herr StR Dr. Heimbucher:  00:16:25
Herr StR Dorfler: 00:17:10
Frau StR’in Kayser: 00:17:15
Herr Ulrich: 00:19:45
Frau StR'in Kayser: 00:19:55
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Beschluss:
Der Stadtplanungsausschuss beschlief3t:

1.  Die Entwurfsplanung von adlerolesch GmbH vom 16.09.2025 soll vorbehaltich der
Mittelbereitstellung umgesetzt werden.

2. In einem ersten Bauabschnitt soll die Umgestaltung des ehemaligen Bahnhofs Marzfeld
2026 begonnen werden. Die weiteren Planungsschritte sollen nach 2026 beauftragt werden.
Zur Ausflihrung nach 2026 ist ein erneuter Beschlussn erforderlich.

Einstimmig beschlossen

TOP 6.2 Gestaltung der Westseite des Hauptmarktes mit Baumen
Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 18.03.2024

Stadtplanungsausschuss

Umweltausschuss

Frau StR'in Kayser: 00:20:15
Herr Ulrich: 00:23:15
Herr StR Meissner: 00:24:45
Herr StR Dr. Heimbucher:  00:27:00
Herr StR Schiiller, M: 00:28:40
Herr StR Gehrke: 00:30:50
Herr StR Dorfler: 00:35:10
Frau StR Dr. Korner: 00:36:10
Herr StR Dorfler: 00:37:00
Frau StR'in Kayser: 00:37:10
Herr Ulrich: 00:40:10
Herr StR Krieglstein: 00:43:00
Herr StR Schdller, T: 00:44:30
Frau StR'in Kayser: 00:44:50
Herr StR Schuh: 00:44:55
Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Verlegung des Taxistandes anzuordnen und die Aufstellung
der Baume gem. beigefligtem Plan zu veranlassen.

Einstimmig beschlossen

| TOP 7 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 15.05.2025, éffentlicher Teil |

Stadtplanungsausschuss

Umweltausschuss
Frau StR’in Kayser: 00:45:25
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Beschluss:

Die Niederschrift Uber die Sitzung vom 15.05.2025 - 6ffentlicher Teil - hat zur Kenntnis gedient und
wird genehmigt

Einstimmig beschlossen

Der offentliche Teil der heutigen gemeinsame Sitzung des Umweltausschusses und
Stadtplanungsausschusses ist hiermit geschlossen.

Christine Kayser Konrad Schuh Kim Wolfrum
Vorsitzende Vorsitzender SchriftfGhrerin
Offentliche gemeinsame Sitzung des Umweltausschusses und Stadtplanungsausschusses vom 08.10.2025 Seite 8 von 8

218



	Sitzungsdokumente
	Tagesordnung -öffentlich-
	Öffentliche Bekanntmachung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  1 Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP) 33. Änderung: Bereich Bamberger Straße West Billigung
	Sitzungsvorlage  Stpl/042/2026
	Entscheidungsvorlage  Stpl/042/2026
	Entwurf der Begründung mit Umweltbericht  Stpl/042/2026
	Übersichtsplan  Stpl/042/2026

	TOP Ö  2 Änderung des Bebauungsplans Nr. 3823 für ein Gebiet zwischen Peter-Heinlein-Straße, Pillenreuther Straße, der südlichen Grenze der Gemarkung Galgenhof, Karl-Bröger-Straße und der Westseite des Aufseßplatzes Einleitung und Billigung
	Sitzungsvorlage  Stpl/043/2026
	Entscheidungsvorlage  Stpl/043/2026
	Entwurf der Begründung  Stpl/043/2026
	Entwurf der Satzung  Stpl/043/2026
	Entwurf des Plans  Stpl/043/2026

	TOP Ö  3 Änderung des Bebauungsplans Nr. 4256 Teil A für ein Gebiet nördlich der verlängerten Forchheimer Straße, westlich der Waldemar-Klink-Straße, südlich des Grünzugs "Wetzendorfer Landgraben" und östlich der Fl.Nrn. 650 und 632  je Gemarkung Wetzendorf
	Sitzungsvorlage  Stpl/044/2026
	Entscheidungsvorlage  Stpl/044/2026
	Bebauungsplan  Stpl/044/2026
	Begründung  Stpl/044/2026
	Satzung  Stpl/044/2026

	TOP Ö  4 Bebauungsplan Nr. 4686 „Goldbach“ für ein Gebiet entlang des Goldbachs, beidseits der Vorchtelstraße Billigung
	Sitzungsvorlage  Stpl/046/2026
	Entscheidungsvorlage  Stpl/046/2026
	Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686  Stpl/046/2026
	Satzung zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686  Stpl/046/2026
	Begründung mit Umweltbericht zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4686  Stpl/046/2026

	TOP Ö  5 Bericht über die Zahlen von Fällgenehmigungen und Ersatzpflanzungen von Bäumen bei Bauvorhaben
	Berichtvorlage  UwA/021/2026
	Sachverhalt  UwA/021/2026

	TOP Ö  6 Veränderungen des GEG. Auswirkungen des Gebäudemodernisierungsgesetzes (GModG) auf die Klimaziele der Kommune
	Berichtvorlage  Ref.III/015/2026
	Sachverhaltsdarstellung  Ref.III/015/2026
	Antrag der Ökologischen Fraktion (Grünliberale/ÖDP) vom 16.07.2026  Ref.III/015/2026

	TOP Ö  7 Mündlicher Bericht: Der Landschaftspflegeverband Nürnberg e.V. stellt sich vor und berichtet über aktuell Projekte und Maßnahmen in Nürnberg.
	Berichtvorlage  UwA/020/2026

	TOP Ö  8 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung des Stadtplanungs- und Umweltausschusses vom 08.10.2025, öffentlicher Teil
	Niederschrift der gemeinsamen Sitzung vom 08.10.2025  




  A u s g l e i c h s a n t e i l =   E i n g r i f f s u m f a n g   e i n z e l n e s   F l u r s t ü c k  G e s a m t e i n g r i f f s u m f a n g ∗ 100

